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Einleitung

Das bedeutendste Ereignis in der Geschichte des Sozialismus war ohne Zweifel die russische Revolution. Zum ersten Mal zeigt sich eine moderne Arbeiterklasse als bewußter Herr über das Schicksal der Gesellschaft, zum ersten Mal griff sie bewußt in einen politischen Kampf ein, um ihre Lebensbedingungen selbst zu bestimmen.

Im Verlaufe dieses Eingriffs entwickelte die russische Arbeiterklasse Kampfmethoden, Formen der Selbstmobilisierung und der Entwicklung der eigenen Fähigkeiten, die seitdem beispielhaft für das Proletariat der übrigen Welt sind. Diese "Lehren des Oktober", verkörpert in den konkreten Formen der Rätedemokratie, der Kontrolle der Arbeiter über den Staat durch eine Arbeitermiliz, sind unabdingbare Erfahrungsquellen für die Klasse, die den Sozialismus erringen will. Obwohl einige dieser Formen rudimentär geblieben sind, ist ihre Kenntnis von unschätzbarer Bedeutung für die Beurteilung der Schwierigkeiten, die sich der Arbeiterklasse auf dem Weg zum Sozialismus stellen, und um die Methoden für die Überwindung dieser Schwierigkeiten zu finden.

Aber wenn die Revolution von 1917 so bedeutsam für die Arbeiterklasse ist, weil sie den Weg von möglicher zu wirklicher Macht aufzeigt, so ist ihre ist spätere Degeneration noch bedeutsamer, weil sie zur Ursache der tiefsten Verwirrung im Denken der Arbeiterklasse wurde, die je existierte.

Das Kernproblem des nachrevolutionären Rußland ist die strittige Frage nach der proletarischen Politik. Ist das stalinistische Rußland ein sozialistischer Staat oder nicht? Ist dieses monströse Zerrbild einer Demokratie, mit seinen Massensäuberungen und Schauprozessen, das zwangsläufige Ende des demokratischsten Kampfes, der geführt werden kann, der proletarischen Revolution? Wie lassen sich die gegen die Arbeiterklasse gerichteten Aktivitäten der kommunistischen Parteien in der ganzen Welt erklären, von ihrer Agitation für einen imperialistischen Krieg unter dem Slogan des Antifaschismus bis zur allseitigen Sabotage eben dieses Krieges während des Hitler-Stalin-Paktes; von ihrer Kollaboration mit den Kapitalisten beim Abwürgen von Streiks, als sie den Krieg dann wieder unterstützten, zu ihrer Kollaboration mit denselben Kapitalisten in der Nachkriegszeit, als sie dem revolutionären Proletariat auf dem europäischen Kontinent das Rückgrat brachen; von ihrer enthusiastischen Unterstützung des Einsatzes der Atombombe im Jahr 1945 zu der "moralischen" Verurteilung der atomaren Kriegsführung zehn Jahre später? Wie soll man die Tatsache aus der Welt schaffen, daß das militanteste Proletariat in Europa, die deutsche Arbeiterklasse, die die besten Voraussetzungen hat, die Arbeit eines "kommunistischen" Regimes zu beurteilen, sich gerade am wenigsten zu den Repräsentanten dieses Regimes, der Kommunistischen Partei Deutschlands, hingezogen fühlt? Wie ist die Tatsache zu erklären, daß die ungarischen Arbeiter zu den Waffen greifen mußten, um ihre Freiheit gegen russische Panzer zu verteidigen? Diese und ähnliche Fragen lassen sich nur beantworten, wenn die Charakteristika des stalinistischen Regimes in Rußland richtig verstanden werden. Und nur auf der Basis dieser Kenntnisse kann der Kampf für den Sozialismus weitergehen.

Das Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, zu versuchen und dazu beizutragen, den Schlüssel zu einem solchen Verständnis zu finden. Der Autor zeigt, daß auch nach einer siegreichen proletarischen Revolution ein rückständiges Land wie Rußland, isoliert durch die Niederlagen der sozialistischen Revolutionen in Europa, unter ständiger Bedrohung durch einen imperialistischen Angriff nur existieren kann, wenn es seine militärische Stärke der seiner Feinde angleicht. Militärische Macht aber kann nur durch massive Investitionen erreicht werden. Das bedeutet unter den Bedingungen der Rückständigkeit: Zwangssparen, Einschränkungen im Konsum der Massen, maximale Auspressung von Mehrwert aus den Arbeitern, um Kapital zu akkumulieren. Aber um Mehrwert herauszupressen, müssen die Verantwortlichen dieses Prozesses außerhalb der Kontrolle der ausgebeuteten Massen stehen, es muß Klassenunterschiede geben; die Arbeiterdemokratie, die die Oktoberrevolution in die Welt gesetzt hatte, mußte zerschlagen werden. Die Revolution mußte verraten werden, um das System des Staatskapitalismus aufzubauen.

Einmal errichtet und konsolidiert, verhält sich die herrschende Klasse des staatskapitalistischen Systems wie jede andere herrschende Klasse: sie verteidigt ihre angeeigneten Privilegien gegen jene, von denen sie sie usurpiert hat, gegen die Arbeiter; sie gebraucht ihr Monopol über die Mittel der Massenerziehung und -propaganda, um sich gegenüber der eigenen und anderen Arbeiterklassen zu rechtfertigen und um sich die drohende Gefahr des proletarischen Bewußtseins vom Leibe zu halten; sie bedient sich der Arbeiterklasse so oft sie kann in ihren Kämpfen mit anderen konkurrierenden herrschenden Klassen und ist in der Lage, dies wirkungsvoller als irgendeine andere herrschende Klasse in der Welt zu tun. Sie hat diese Möglichkeiten durch die historischen Bedingungen ihrer Entstehung aus einer proletarischen Revolution und deren späteren Isolierung, die das Regime jeder genaueren Untersuchung entzog.

Das vorliegende Werk beschränkt sich jedoch nicht auf eine Analyse der Entstehung und des Charakters des russischen Staatskapitalismus, es versucht ebenso die Bewegungsgesetze dieses Systems aufzuzeigen, nachdem es einmal entstanden ist.

Es erübrigt sich festzustellen: Wenn die Niederlage der europäischen Arbeiterklasse die bedeutendste Einzelursache für die Niederlage der russischen Revolution war, so könnte ein entschlossener Kampf derselben Arbeiterklasse den Anstoß für eine neue und größere Auflage der russischen Revolution geben, eine Revolution, die unter den gegenwärtigen Umständen eine festgefügte sozialistische Gesellschaft in diesem Lande als Teil einer sozialistischen Welt begründen würde.

Dies ist das eine Thema von Cliffs Arbeit. Seine Methode ist die der marxistischen Analyse, eine Fortsetzung der großen Tradition der Auseinandersetzung mit den Problemen, die aus der alltäglichen Erfahrung der Arbeiterklasse erwachsen. Nur das bewußte politische Eingreifen der gesamten Arbeiterklasse kann diese Probleme lösen und gleichzeitig die Probleme der bedrohten Zivilisation. Cliffs Werk kann dazu beitragen, ein solches Bewußtsein zu entwickeln, und insofern ist es von bleibender Bedeutung. Der Leser, der in den Begriffen der Marx'schen Theorie ungeübt ist, mag einige Schwierigkeiten haben, wenn er das vorliegende Buch Seite für Seite liest. Die Kapitel V, VI und besonders VIII könnten Schwierigkeiten bereiten und sollten vom weniger geschulten Leser zuletzt gelesen werden. Leser, die einige Erfahrung im Marx'schen Denken haben, besonders wie es von Trotzki und der IV. Internationalen entwickelt worden ist, würden möglicherweise gut daran tun, ihr Studium des Hauptteils des Werkes mit dem Kapitel VII zu beginnen, das in gewisser Hinsicht als Ausgangspunkt und Leitlinie des ganzen Werkes dient.

1. Kapitel:								Die sozio-ökonomischen Verhältnisse im stalinistischen Rußland

Zu Beginn dieser Studie über den Charakter des stalinistischen Regimes soll eine Beschreibung der hervorstechendsten Merkmale der ökonomischen und sozialen Verhältnisse stehen, die sich in Rußland zur Zeit Stalins durchsetzten. Ein Überblick über die Fakten wird als Basis für spätere Analysen und verallgemeinernde Aussagen nützlich sein. Dieses Kapitel behandelt die folgenden Aspekte jenes Regimes:



1.	Die Kontrolle über die Produktion

2.	Den Arbeitern ist verboten, sich zur Verteidigung ihrer Interessen zu				organisieren

3.	Die Atomisierung der Arbeiterklasse

4.	Die Verweigerung jeder legalen Freiheit für die Arbeiter

5.	Frauenarbeit

6.	Zwangsarbeit

7.	Die Unterordnung der Konsumtion unter die Akkumulation - die Unterordnung 			der Arbeiter unter die Produktionsmittel

8.	Die Akkumulation des Kapitals auf der einen Seite und Armut auf der anderen

9.	Die Unterordnung der Industrie unter den Krieg

10.	Die Arbeitsproduktivität und die Arbeiter

11.	Die Enteignung der Bauern

12.	Die Umsatzsteuer

13.	Die Unterordnung des Menschen unter das Eigentum

14.	Änderungen in den Verteilungsbeziehungen

15.	Die Stufenleiter der Erziehung

16.	Die UdSSR, ein Industriegigant

Die Kontrolle über die Produktion

Sofort nach der Revolution wurde beschlossen, die Verwaltung jedes Betriebes in die Hände der Gewerkschaften zu legen. So verkündete das Programm der KPdSU, angenommen auf dem 8. Parteikongreß (18.-23.3.1919):

»Der organisierte Apparat der gesellschaftlichen Produktion liegt vor allem in der Verantwortung der Gewerkschaften ... Sie sind in allumfassende Produktionseinheiten zusammenzufassen, die die Mehrheit aller Arbeiter und - mit der Zeit - alle Arbeiter in den jeweiligen Produktionszweigen einschließen.« »Soweit die Gewerkschaften bereits in den lokalen und zentralen Organen der Industrieverwaltung beteiligt sind (wie es in den Gesetzen der Sowjetrepublik ausgeführt und in der Praxis verwirklicht ist), müssen sie darauf hinarbeiten, praktisch alle Verwaltungstätigkeit des gesamten Wirtschaftslebens eines Landes in ihren Händen zu vereinigen und dies zu ihrem einheitlichen wirtschaftlichen Ziel machen. Auf diese Weise schützen die Gewerkschaften die unzerstörbare Einheit zwischen der zentralen staatlichen Autorität, der nationalen Wirtschaft und der breiten Masse der Arbeiter, indem sie in größtmöglichem Maße die Arbeiter anleiten, an der Arbeit der wirtschaftlichen Verwaltung direkt teilzunehmen. Die Beteiligung der Gewerkschaften an der Führung des wirtschaftlichen Lebens und durch sie die enge Verknüpfung breiter Massen des Volkes mit dieser Arbeit sollten gleichzeitig als unser Hauptziel in der Kampagne gegen die Bürokratisierung des wirtschaftlichen Apparates der Sowjetmacht angesehen werden. Dies wird die Errichtung einer wirksamen Kontrolle des Volkes über die Ergebnisse der Produktion erleichtern.«1

Die Parteizellen waren zusammen mit den Arbeiterbetriebskomitees für den Ablauf der industriellen Produktion verantwortlich. Gemeinsam mit diesen und unter ihrer Kontrolle arbeiteten die technischen Manager. Die Kombination dieser drei bildete die Troika. Mit der Verstärkung der Bürokratie in Partei und Gewerkschaft wurde die Troika aber mehr und mehr zu einem reinen Aushängeschild, sie entwickelte sich zusehends über die Köpfe der Arbeiter hinweg. Trotzdem blieb sie bis zur Durchsetzung des Fünf-Jahres-Planes abhängig vom Druck der Arbeiter und bewahrte einige Elemente der Arbeiterkontrolle. A. Baykoff, der kein Anhänger der Arbeiterkontrolle war, sondern Stalins Aktivitäten pries, erklärte:

»In der Tat, während dieser Periode [vor dem Fünf-Jahres-Plan] war der Direktor weitgehend abhängig vom Gewerkschaftsorgan des Betriebes, dem "Zawkom", und der Parteizelle, dem Organ der Kommunistischen Partei in diesem Unternehmen. Die Vertreter dieser Organisationen erfüllten sehr gewissenhaft ihre Pflicht, die Aktivitäten des Direktors zu überwachen, und mischten sich gewöhnlich störend in seine Entscheidungen ein.«2

Mit dem großen Drang zur Industrialisierung konnte die Troika nicht länger geduldet werden, da schon ihre Existenz allein die vollständige Unterordnung der Arbeiter unter die Zwänge der Kapitalakkumulation verhindert hätte. Daher gab der Oberste Wirtschaftsrat im Februar 1928 ein Dokument heraus mit dem Titel: "Grundsätzliche Regelungen, die die Rechte und Pflichten der Verwaltung, des technischen und des Instandhaltungspersonals von Industrieunternehmen betreffen", das darauf abzielte, der Troika ein Ende zu setzen und die vollständige und ungehinderte Kontrolle durch den Betriebsleiter einzuführen.3 Im September 1929 beschloß das Zentralkomitee der Partei, daß die Arbeiterräte

»sich nicht direkt in den Ablauf des Betriebes einmischen oder versuchen sollen, in irgendeiner Weise die Betriebsverwaltung zu ersetzen. Sie sollen vielmehr dabei helfen, die Ein-Mann-Leitung zu gewährleisten, das Ansteigen der Produktion und den Ausbau der Betriebe zu sichern und dadurch auch die Verbesserung der materiellen Bedingungen der Arbeiterklasse.«4

Dem Manager wurde die völlige und alleinige Verantwortung für den Betrieb gegeben. Diese wirtschaftlichen Anweisungen wurden jetzt als uneingeschränkte Verpflichtung für das untergeordnete Verwaltungspersonal und die Arbeiter angesehen.5 L.M. Kaganowitsch, der wohlbekannte Krisenmanager auf ökonomischem Gebiet, meinte dazu:

»Der Vorarbeiter ist der maßgebliche Leiter einer Abteilung, der Fabrikdirektor der maßgebliche Leiter einer Fabrik, und jeder von ihnen hat all die Rechte, Pflichten und verantwortlichen Aufgaben, die diese Stellungen mit sich bringen,«6

Sein Bruder, M.M. Kaganowitsch, ein führender Beamter des Kommissariats für Schwerindustrie, bemerkte zum gleichen Problem:

»Vor allen anderen Aufgaben besteht die Notwendigkeit, die Ein-Mann-Leitung zu stärken. Es ist daher erforderlich, von der Grundvoraussetzung auszugehen, daß der Direktor der oberste Chef in der Fabrik ist. Alle Beschäftigten einer Fabrik haben sich ihm völlig unterzuordnen.«7

Ein Lehrbuch über sowjetisches Wirtschaftsrecht, erschienen im Jahr 1935, ging sogar so weit:

»Die Ein-Mann-Leitung ist das wichtigste Prinzip bei der Organisation der sozialistischen Wirtschaft.«8

Die Troika wurde offiziell 1937 beerdigt, als auf einem Plenum des Zentralkomitees Schdanow, der Unterbefehlshaber Stalins, sagte:

»... die Troika ist etwas völlig Unzulässiges ... Die Troika ist eine Art von Verwaltungsrat, aber unsere wirtschaftliche Verwaltung ist nach ganz anderen Richtlinien aufgebaut.«9

Das neue System der Leitung wurde sehr sorgfältig in einem offiziellen Handbuch definiert:

»Jeder Betrieb hat einen Leiter - den Betriebsleiter -, ausgestattet mit der gesamten Entscheidungsbefugnis, daher auch für alles voll verantwortlich.«10 Weiter: »Die Ein-Mann-Kontrolle beinhaltet die strikte Abgrenzung zwischen der Verwaltung auf der einen Seite sowie den Partei- und Gewerkschaftsorganisationen auf der anderen. Diese strikte Abgrenzung gilt auf allen Ebenen der industriellen Leitung. Die laufenden Aufgaben im Rahmen der Planerfüllung sind Sache der Verwaltung. Der Chef einer Abteilung, der Leiter eines Betriebes, der Vorsitzende des Glavk, eines Industriezweiges, hat volle Befugnisse, jeder in seinem Bereich. Die Partei und die Gewerkschaften sollen sich nicht in seine Anweisungen einmischen.«11

Im Lichte dieser Äußerungen zeigt sich, wie vorausschauend die Worte des früheren Deans von Canterbury waren:

»Die Demokratie am Arbeitsplatz ist das Bollwerk der sowjetischen Freiheit.«12 Während der ersten Jahre nach der Revolution waren sowohl nach dem Gesetz als auch in der Praxis allein die Gewerkschaften berechtigt, die Lohnhöhe festzusetzen. Während der NEP-Periode wurde sie durch Verhandlungen zwischen den Gewerkschaften und der Betriebsleitung bestimmt. Dann, mit der Einführung des Fünf-Jahres-Plans, wurden sie mehr und mehr durch die wirtschaftlichen Verwaltungsorgane, wie die Kommissariate und die Glavki, sowie durch den einzelnen Betriebsleiter festgelegt.

Dieses Thema wird eingehender in einem späteren Abschnitt dieses Kapitels behandelt, jedoch sollen einige wenige typische Äußerungen hier wiedergegeben werden, um die Ansichten der Sowjetführer über das Recht der Manager, die Höhe der Löhne zu bestimmen, darzustellen. Im Juni 1933 erklärte Weinberg, einer der maßgeblichen Gewerkschaftsführer:

»Die richtige Bestimmung der Löhne und die Lenkung der Arbeitskräfte erfordern, daß die Spitzen der Industrie und die technischen Direktoren mit der direkten Verantwortung in diesen Angelegenheiten betraut werden. Dies ist von der Notwendigkeit her diktiert, eine einzige Autorität einzusetzen und die Wirtschaftlichkeit der Unternehmungsleitungen zu garantieren ... Sie [die Arbeiter] dürfen sich nicht gegen ihre Regierung verteidigen. Das wäre völlig falsch. Das hieße, die Verwaltungsorgane zu verdrängen. Das wäre eine linksopportunistische Verirrung, die Abschaffung der individuellen Autorität und eine Einmischung in die Bereiche der Verwaltung. Es ist daher dringend notwendig, damit Schluß zu machen.«13

Im nächsten Jahr sagte Ordschonikidse, damals Kommissar für Schwerindustrie, bei einer Rede auf einer Konferenz für Betriebsleiter der Schwerindustrie:

» ... Als Direktor, Verwaltungsvorstand und Werkleiter muß man sich persönlich mit den Löhnen und all ihren Detailfragen befassen und darf diese wichtige Angelegenheit niemand anderem überlassen. Die Löhne sind die wichtigsten Waffen in euren Händen.«14

Einige Zeit später erklärte Andrejew, ein Mitglied des Politbüros:

»Die Lohnabstufung muß vollständig in den Händen der lndustrieführer bleiben. Sie haben die Norm festzusetzen.«15

Seltsam war auch, daß die »Kommission für Stückzahlen und Betriebskonflikte«, obwohl sie ihren Namen beibehielt, speziell von der Einschaltung bei der Festsetzung der Lohnquoten und der Arbeitsnorm ausgeschlossen wurde.16

Den Arbeitern wird verboten, sich zur Verteidigung ihrer Interessen zu organisieren

Unter Lenin und Trotzki hatten die Arbeiter das Recht, sich sogar gegen ihren eigenen Staat zu verteidigen. So sagte Lenin zum Beispiel: »Unser Staat [ist] ein Arbeiterstaat mit bürokratischen Auswüchsen ... Unser heutiger Staat ist derart beschaffen, daß das in seiner Gesamtheit organisierte Proletariat sich schützen muß, wir aber müssen diese Arbeiterorganisationen zum Schutz der Arbeiter gegenüber ihrem Staat und zum Schutz unseres Staates durch die Arbeiter ausnutzen.«17

Es wurde als selbstverständlich angesehen, daß Streiks nicht vom Staat unterdrückt werden sollten. Auf dem 11. Parteikongreß schlug nur ein Parteiführer, V. P. Miljutin, vor, »Streiks in staatlichen Unternehmen nicht zu erlauben.«18 Alle anderen erklärten, daß es Pflicht für Parteimitglieder sei, sich daran zu beteiligen, auch wenn sie nicht mit der Mehrheit einverstanden seien, die bereit sei zu streiken. Und tatsächlich gibt es in den ersten Jahren nach der Revolution eine große Anzahl von Streiks. So streikten 1922 192.000 Arbeiter in staatseigenen Unternehmen, 1923 waren es 165.000, 1924 43.000, 1925 34.000, 1926 32.900, 1927 20.000, in der ersten Hälfte von 1928 8.900. 1922 waren 3,5 Millionen Arbeiter in Arbeitskonflikte verwickelt, im Jahr 1923 1.592 800.19 Unter Stalin taten die Gewerkschaften, soweit sie den Namen Gewerkschaften überhaupt noch verdienten, nichts zur Verteidigung der Interessen der Arbeiter. Die Mißachtung ihrer Aufgaben wird sehr deutlich gezeigt durch die Tatsache, daß zwischen dem 9. und 10. Gewerkschaftskongreß 17 Jahre vergingen (1932-1949), Jahre weitreichender Veränderungen in den Lebensbedingungen der Arbeiter - so die Abschaffung des Sieben-Stunden-Tages, die Einführung der Stachanow-Bewegung und vieler drakonischer Gesetze. Als sich der Kongreß schließlich wieder traf, repräsentierte er in keiner Weise die Arbeiter, wie seine soziale Zusammensetzung zeigt: 41,5% der Delegierten waren hauptamtliche Gewerkschaftsfunktionäre, 9,4% Techniker und nur 23,5% Arbeiter. 20(Auf dem vorherigen Kongreß im Jahre 1932 waren 84,9% der Delegierten Arbeiter.) Insgesamt sieht man, daß die "Gewerkschaften" nichts mehr bei der Festsetzung der Löhne zu sagen hatten. Im Jahr 1934 gab es keine Kollektivverträge mehr.21 1940 gab Schwernik, der Vorsitzende des Zentralrats der Gewerkschaften, folgende Erklärung für die Abschaffung der Kollektivverträge ab:

»Wenn der Plan das entscheidende Element der ökonomischen Entwicklung wird, können Lohnfragen nicht unabhängig von ihm entschieden werden. Deshalb haben die Kollektivverträge als eine Form der Lohnregulierung keinen Sinn mehr.«22 (Es ist interessant festzustellen, daß Bücher, die zum Gebrauch für Ausländer veröffentlicht werden, wie Lozowskis "Handbuch über die sowjetischen Gewerkschaften" (Moskau, 1937), S.56-57, fortfahren, die Kollektivverträge zu beschreiben, als ob sie noch existierten.) Im Februar 1947 wurden die sogenannten Kollektivverträge wieder eingeführt, aber die stalinistischen Führer stellten völlig klar, daß diese neuen Verträge nichts mit dem zu tun hatten, was üblicherweise als Kollektivvertrag gilt; die Löhne waren jedenfalls nicht dadurch betroffen. So schrieb Schwernik in der gewerkschaftlichen Monatszeitschrift:

»Jegliche Änderung der Löhne ... kann nur durch die Entscheidung der Regierung zustandekommen.«23

Und ein offizieller Kommentator des Arbeitsrechtes schrieb zustimmend: 

»Es ist selbstverständlich, daß die heutigen Kollektivverträge einen anderen Inhalt haben als diejenigen, die abgeschlossen wurden, als die Lohnquoten und einige andere Arbeitsbedingungen noch nicht durch Regierungsbeschluß festgesetzt wurden.«24

Lehrbücher über Arbeitsrecht, die zwischen 1938 und 1944 veröffentlicht worden sind, gehen nicht einmal auf dieses Thema ein. In einem Lehrbuch, das etwas später (1946) erschien, steht jedoch dies:

»Die Praxis hat gezeigt, daß Tarifverhandlungen nicht als zweckmäßig anzusehen sind. Der Kollektivvertrag als eine besondere Form der rechtlichen Regelung des Beschäftigungsverhältnisses der Lohnarbeiter und bezahlten Angestellten hat sich selbst überlebt. Ausführliche Regelungen aller Aspekte dieser Beziehungen durch verbindliche Beschlüsse des Staates lassen keinen Platz für irgendeine vertragliche Vereinbarung, die diese oder andere Arbeitsbedingungen betrifft.«25

So gibt ein Lehrbuch über Arbeitsrecht aus dem Jahre 1947 den Text des Arbeitsgesetzbuches wieder, jedoch ohne den Artikel 58, der besagt:

»Die Höhe des Lohnes eines Arbeiters für seine Arbeit soll durch Kollektivverträge wie auch durch individuelle Arbeitsverträge vereinbart werden.«26

Stattdessen heißt es:

 »Die Höhe der Löhne und Gehälter wird gegenwärtig durch Entscheidungen der Regierung (oder auf Basis ihrer Direktiven) bestimmt ... Bei der Festsetzung der Höhe der Löhne und Gehälter spielt die Zustimmung der Tarifparteien eine untergeordnete Rolle. Diese darf nicht gegen das Gesetz verstoßen und ist nur innerhalb der durch Gesetz klar gezogenen Grenzen zulässig. So z.B. da, wo der genaue Betrag erst nach einer vorgegebenen Lohnskala mit vorgegebener Ober- und Untergrenze ("von ... bis") bestimmt werden muß; oder für die Bestimmung des Lohnes für Teilzeitarbeiten bei Zweitbeschäftigungen u.ä.«27

Ebenso schrieb A. Stepanow, der Direktor der Lohnabteilung im Zentralrat der Gewerkschaften:

»Lohntabellen und Löhne werden durch die Regierung bestimmt.«28

Es ist offensichtlich, daß Kollektivverträge, die unter Ausschluß jeglicher Lohnverhandlungen - und gerade auf diese müssen die Arbeiter notwendigerweise ihr Hauptinteresse bei allen Vereinbarungen dieser Art richten - und über ein Verfahren zustandekommen, das es der Regierung erlaubt, ihre Ansichten in allen wichtigen Punkten durchzusetzen, nichts anderes sind als bürokratischer Formalismus und Betrug.

Die Atomisierung der Arbeiterklasse

Obwohl das ungeheure industrielle Wachstum des modernen Kapitalismus ohne Zweifel als ein objektiv machtvoller Faktor zur Integration der Arbeiter als Klasse wirkte, hatten die Unternehmer eine Reihe wirkungsvoller Methoden zu ihrer Verfügung, um diese Einheit zu zerbrechen. Eine der wichtigsten war das Schüren des Wettbewerbs unter den Arbeitern durch die Einführung von Akkordarbeit. Dieselbe Furcht vor Hunger, die die Arbeiter veranlassen kann, sich gegen ihre Unternehmer zusammenzuschließen, kann ebenso zu einem Kampf ums überleben zwischen einem Arbeiter und seinem nächsten Kollegen führen. Zum Beispiel wurden Akkordarbeitssysteme in großem Ausmaß im nationalsozialistischen Deutschland gerade zu diesem Zweck eingesetzt.

»Der Klassenlohn der sozialistischen Gewerkschaften«, so schrieb Franz Neumann, »ist ersetzt worden durch den Leistungslohn, wie es im Abschnitt 29 des nationalsozialistischen Arbeitsgesetzes erklärt wird. "Es ist immer das eiserne Prinzip der nationalsozialistischen Führung gewesen", sagte Hitler auf dem Ehrenparteikongreß, "keine Erhöhung des Stundenlohnes zuzulassen, sondern das Einkommen nur durch das Ansteigen der Leistung anzuheben". Diese Regel der Lohnpolitik zeigt eine bemerkenswerte Vorliebe für die Akkordarbeit und Prämiensysteme, sogar bei jugendlichen Arbeitern. Solch eine Politik ist völlig demoralisierend, da sie die egoistischsten Instinkte anspricht und ein außerordentliches Ansteigen der Betriebsunfälle bewirkt.«29

Neumann erklärte weiterhin, warum die Nationalsozialisten dazu übergingen, das Akkordsystem in solch einem Umfang zu verwenden:

»Das Übergewicht des Leistungslohnsystems stellt das Problem der Lohndifferenzierung in den Vordergrund der Gesellschaftspolitik. Es ist sehr wichtig, dieses Problem nicht als eine ökonomische Frage zu verstehen, sondern als den entscheidenden politischen Hebel zur Kontrolle der Massen ... Gerade die Lohndifferenzierung ist die Grundlage der nationalsozialistischen Lohnpolitik ... sie wurde bewußt gewählt zur Manipulation der Massen.«30

Stalin verwendete Akkordsysteme genau mit derselben Absicht. Nach der Einführung der Fünf-Jahres-Pläne stieg der Anteil der Arbeiter, die im Akkord arbeiteten, steil an. 1930 waren es 29% aller Arbeiter, 1931 waren es bereits 65%, 1932 68%.31 1934 nahmen nahezu drei Viertel aller Industriearbeiter am sogenannten "sozialistischen Wettbewerb" teil.32 Für 1944 geben die folgenden Prozentzahlen an, wieviel Arbeiter und Angestellte in verschiedenen Industriezweigen davon betroffen waren: Erdölindustrie: 82%, Luftfahrt: 81%, Rüstung: 85%, Werkzeug- und Maschinenbau: 81%, Munitionsfabriken: 81%, Automobilindustrie: 86%, Elektromaschinen: 83%, Gummi: 83%, Baumwolle: 91%, Schuhe: 87%.33 1949 galt der "sozialistische Wettbewerb" für mehr als 90% aller Arbeiter.34

Um diesen Wettbewerb immer schärfer zu gestalten, wurde anstelle der einfachen Akkordarbeit, bei der die Bezahlung in direkt-proportionalem Verhältnis zum Ausstoß steht und wie sie in anderen Ländern üblich ist, die progressive Akkordarbeit in der UdSSR eingeführt. Eine Reihe von Beispielen soll zeigen, wie sich dies auswirkte. Ein Handbuch der Erdölindustrie gibt die folgenden Lohnskalen an:35

	Prozentsatz der			Prozentsatz des Zuwachses				Normübererfüllung		auf den Grundakkord						 1-10				 5							11-20				 10							21-30				 20 							31-50				 40 							51-70				 70 							71 und darüber			100

Wenn ein Arbeiter 50% über die Norm produzierte, erhielt er 140% über die Norm ausbezahlt, wenn seine Produktion 70% über der Norm lag, betrug seine Bezahlung 189% über der Norm, bei 100% über der Norm gab es 300% mehr Lohn usw. Diese Steigerungen waren sogar in anderen Industriezweigen noch höher. So stiegen zum Beispiel in den Betrieben des Ministeriums für Werkzeugmaschinenbau die Stückraten wie folgt an:36

	Prozentsatz der			Prozentsatz des Zuwachses				Normübererfüllung		auf den Grundakkord 						 1-10				 30 							10-25				 50 							25-40				 75							40 und darüber			100 

Auf diese Weise erhielt ein Arbeiter, der 50% über die Norm leistete, 200% mehr Lohn als es der Norm entsprach! Das progressive Akkordsystem war doppelt reaktionär unter den russischen Bedingungen. Da der Zuwachs an verfügbaren Konsumgütern durch den Plan vorbestimmt wird, und da Arbeiter, die die Norm überschreiten, sich einen viel größeren Anteil davon kaufen können, als ihnen durch ihre Arbeitsleistung zukommt, ergibt sich, daß Arbeiter, die die Norm nicht erreichen, sogar weniger erhalten, als ihnen durch ihre Leistung wirklich zusteht.

Das progressive Akkordsystem ermöglicht es dem Staat, den Lebensstandard der Arbeiter durch ständige Steigerungen der Produktionsgrundnormen niederzuhalten. In der Tat war der Beginn der Stachanow-Kampagne Ende 1935 von Änderungen der Produktionsnormen in jedem Industriezweig begleitet. Die neuen Normen wurden nicht durch die Leistung des durchschnittlichen Arbeiters bestimmt? sondern durch »den Durchschnitt zwischen der Produktionsleistung der Stachanows und der mittleren Leistung der anderen Arbeiter«.37

Zu Beginn des Jahres 1936 wurden die Arbeitsnormen in den meisten größeren Industrien wie folgt angehoben: Kohle um 22-27,5%, Eisen und Stahl um 13-20%, Maschinenbau um 30-40%, Nicht-Eisenmetalle um 30-35%, Erdöl um 27-29%, Chemie um 34%38, Textil um 35-50% und in der Bauindustrie um 54-80%.39

Und es gab noch weitere beachtliche Steigerungen in den Jahren 1937 und 1938 mit dem Ergebnis, daß z.B. in der Metallindustrie 60% der Arbeiter nicht in der Lage waren, die Norm zu erfüllen.40 Später, am 1.4.1941, meinte Schwernik, daß in allen Industriezweigen 22-32 % der Arbeiter die Norm nicht erfüllen würden.41 Ein absurdes Resultat dieser Bestrebungen, die Arbeiterklasse zu atomisieren, und zugleich ein unvermeidlicher Effekt bürokratischer Mißwirtschaft war die riesige Zahl der eingeführten Normen. So gab es z.B. 1939 im Kommissariat für Maschinen- und Fahrzeugbau alleine 2.026.000 Arbeitsnormen!42

Ursprünglich existierte ein Institut, das für die Überprüfung dieser Normen verantwortlich war und dafür Sorge tragen sollte, daß sie in einem mit der Gesundheit der Arbeiter vereinbarten Rahmen gehalten wurden. Seine Abschaffung im Jahr 193643 war ein deutliches Anzeichen für die Entscheidung der Regierung, die volle Härte des "freien" Wettbewerbs zwischen den Arbeitern zur Geltung kommen zu lassen. Und natürlich waren die Stachanows ein machtvolles Instrument in diesem Prozeß.

»Der britische Arbeiter, der vom Standpunkt seiner Interessen danach strebt, alle Bemühungen zur Beschleunigung des Arbeitstempos zu durchkreuzen, würde sie (die Stachanows) wahrscheinlich Streikbrecher nennen«,44

schrieb Maynard. Dieser Meinung waren die russischen Arbeiter sicher auch, wie zahlreiche Fälle von "Sabotage" oder sogar Morde an Stachanows durch Arbeiter zeigen. 45Manchmal sind stalinistische Schreiber sogar unverfroren genug, um die Parallelen zwischen dem Stachanow-System und der verfeinertsten Methode der kapitalistischen Ausbeutung, dem Taylor-System, aufzuzeigen. So findet sich z.B. in einem Handbuch für höhere Lehranstalten der Petroleumindustrie folgende Bemerkung:

»Die Ansichten und Methoden von Taylor auf dem Gebiet der wachsenden Anwendung von Arbeitsrationalisierungsverfahren sind unbedingt fortschrittlich.«46 Man sollte diesen Satz vergleichen mit Lenins Charakterisierung des Taylor-Svstems als »Versklavung des Menschen durch die Maschine«.47

Die Verweigerung jeglicher legalen Freiheit für die Arbeiter

Bis zum ersten Fünf-Jahres-Plan hatten die Arbeiter die Freiheit, ihren Arbeitsplatz nach ihrem eigenen Ermessen zu wechseln. Das Recht zu arbeiten, wo es ihnen gefiel, war garantiert durch das Arbeitsgesetz von 1922:

»Der Wechsel eines Beschäftigten von einem Unternehmen zu einem anderen oder sein Umzug von einem Ort zu einem anderen kann nur mit dem Einverständnis des betroffenen Arbeiters oder Angestellten erfolgen, selbst bei einem Ortswechsel des Betriebes oder der Institution.«48

Arbeiter konnten ebenso ungehindert von einem Teil des Landes in einen anderen umziehen. Sogar noch im Jahre 1930 wurde in der "Kleinen Sowjetischen Enzyklopädie" festgestellt, daß

»die Einrichtung interner Pässe, eingeführt durch die herrschende Klasse, als ein Instrument der polizeilichen Unterdrückung der arbeitenden Massen durch die Oktoberrevolution beseitigt worden ist«.49

Trotzdem war es ab 1931 keinem Arbeiter erlaubt, Leningrad ohne spezielle Genehmigung zu verlassen. Ab 27.12.1932 wurde dieses System in allen Teilen des Landes durchgesetzt und ein internes Paßsystem eingeführt, das noch viel repressiver war als jenes zur Zeit des Zarismus, um jedermann am Wechsel seines Wohnortes ohne Erlaubnis zu hindern.50

Bereits ab 15.12.1930 wurde allen Betrieben untersagt, Leute zu beschäftigen, die ihren früheren Arbeitsplatz ohne Genehmigung verlassen hatten51, und jener Artikel 37 des Arbeitsgesetzes von 1922, der oben erwähnt wurde, ist im Juli 1932 abgeschafft worden.52

Für die Industrie- und Transportarbeiter wurden am 11.2.193153 Arbeitsbücher eingeführt und am 20.12.1938 für alle Arbeiter.54 Diese Bücher mußten beim Antritt einer neuen Arbeitsstelle dem Direktor des Unternehmens vorgewiesen werden. Die Direktoren wurden angewiesen, in diesem Buch das Ausscheiden des Arbeiters genau zu begründen. Kein Arbeiter konnte einen neuen Arbeitsplatz übernehmen, ohne sein Arbeitsbuch vorgewiesen zu haben. Wie schändlich sich diese Methode in der Praxis auswirkte, wird sehr anschaulich von Victor Serge dargestellt:

»Der Paß wurde am Arbeitsplatz hinterlegt. Bei jedem Wechsel der Beschäftigung wurde der Grund dafür im Paß eingetragen. Ich habe Arbeiter gekannt, die allein deshalb entlassen worden sind, weil sie sich geweigert haben, an ihrem arbeitsfreien Tag einen "freiwilligen" Arbeitstag (natürlich ohne Bezahlung) abzuleisten und in deren Paß geschrieben wurde: Entlassen wegen Sabotage des Produktionsplans.«55

Nach einem Gesetz vom 15.11.1932 lief jeder Arbeiter, der ohne triftigen Grund seinem Arbeitsplatz auch nur für einen Tag fernblieb, Gefahr, entlassen zu werden. Außerdem mußte er - was unter den russischen Verhältnissen noch viel bedenklicher war - damit rechnen, seine Wohnung gekündigt zu bekommen, wenn sie an seinen Arbeitsplatz gebunden war.56 Und das traf in den meisten Fällen bei den Industriearbeitern, Bergleuten usw. zu.

Am 4.12.1932 gaben der Rat des Volkskommissariats und das ZK der Partei einen weiteren Erlaß gegen "Krankfeiern" heraus. Diesmal wurden die Lebensmittelvorräte und andere zum Leben notwendige Dinge unter die Kontrolle der Fabrikdirektoren gestellt.57

Ein Erlaß vom 28.12.193858 war gegen jene gerichtet, die verspätet zur Arbeit kamen, den Arbeitsplatz vor der festgesetzten Zeit verließen, unangemessen die Essenspausen verlängerten oder während der Arbeit bummelten. Missetäter liefen Gefahr, an einen Arbeitsplatz niederen Grades versetzt zu werden oder, wenn sie drei Verstöße in einem Monat bzw. vier in zwei Monaten begingen, entlassen zu werden. Die offizielle Interpretation dieses Erlasses lautete, daß mildere Strafen als die Entlassung nur dann eingesetzt werden sollten, wenn der Arbeiter weniger als 20 Minuten zu spät kam oder weniger als 20 Minuten bummelte. Wenn er nur in einem Fall diese Frist überschritt, sollte er unverzüglich entlassen werden. Ein entlassener Arbeiter hatte neben dem Verlust seines Lebensunterhalts - sofern er an seinen Arbeitsplatz gebunden war - noch in anderer Weise zu leiden. So waren zum Beispiel nicht nur Renten für Arbeitsunfähigkeit, Alter- und Treueprämien, sondern ebenso Ansprüche auf Krankenkassengeld von der Dauer der Arbeitszeit in einem Betrieb abhängig. Um die Durchführung dieses Erlasses zu gewährleisten, wurde beschlossen, Unternehmens- und Fabrikdirektoren, die diese Strafen nicht einsetzten, mit Entlassung und Strafverfolgung zu bedrohen. Weil nach zwei Jahren klar wurde, daß die Androhung von Entlassung wegen des Arbeitskräftemangels nicht die gewünschten Ergebnisse brachte, wurden diese Strafen zurückgenommen.59 Seit dem 26.6.1940 wurde ein Arbeiter, der ohne ausreichenden Entschuldigungsgrund seinen Vorgesetzten gegenüber der Arbeit auch nur einen Tag fernblieb, nicht mehr entlassen, sondern es drohte ihm ohne Einschränkung Zwangsarbeit bis zu 6 Monaten an seinem normalen Arbeitsplatz und eine Lohnkürzung bis zu 25%. Unter diesem revidierten Gesetz durfte kein Arbeiter seinen Arbeitsplatz mehr verlassen, es sei denn, daß er körperlich unfähig zur Arbeit war, zu einer weiterführenden Ausbildung zugelassen wurde oder eine besondere Genehmigung hoher Vorgesetzter erhielt.

Nach der Veröffentlichung dieses Erlasses wurden ungerechtfertigte Versuche eines Teils der Arbeiter, ärztliche Atteste zur Befreiung von der Arbeit zu erhalten, sehr schwer bestraft. So berichtete zum Beispiel die 'Iswestija' vom 27.8.1940:

»Hier nun zum Fall des I.V. Timonin, geboren 1915. Am 23.8. erschien der Angeklagte in einer Klinik und forderte ein ärztliches Attest, um ihn von der Arbeit zu befreien. Da das Thermometer nur normale Temperatur anzeigte, wurde er wütend, verfiel in Verwünschungen und gebrauchte eine nicht druckreife Sprache. Er wurde zu 3 Jahren Gefängnis verurteilt und durfte nach der Verbüßung seiner Strafe nicht in neun speziell genannten Städten der UdSSR leben.«

Einige Monate nach der Verkündung dieses Gesetzes schrieben einige Frauen an die Presse und machten den Vorschlag, daß auch Hausangestellte unter dieses Gesetz fallen sollten.60

Es wirft ein bezeichnendes Licht auf die Entwicklung in der UdSSR, daß die Zeitung 'Iswestija', obwohl sie mit diesem Vorschlag nicht übereinstimmte, ihn doch für bedeutsam hielt und nicht erstaunt war, daß er in der Periode des angeblichen »Übergangs vom Sozialismus zum Kommunismus«, gemacht wurde! Von diesem Gesetz gegen das Schwänzen der Arbeit war es dann nur noch ein kleiner Schritt bis zu einer solchen Erklärung, wie sie in der Zeitschrift der Abteilung für Propaganda und Agitation des Moskauer Parteikomitees abgegeben wurde:

»Jeder verstößt gegen die Arbeitsdisziplin, der nicht seine gesamten 480 Minuten mit produktiver Arbeit ausfüllt.«61

Eins ist sicher: Außerhalb der UdSSR gibt es keinen Arbeiter in der Welt, der diesen »sozialistischen Standard« einhält!

Am 19.10.1940 kam ein Erlaß heraus, der die Industrieverwaltungen zur Zwangsversetzung von Betriebsingenieuren, Technikern, Vorarbeitern, Angestellten und Facharbeitern von einem Unternehmen oder einer Institution zu einer anderen ermächtigte.62 Eine weitere drastische Beschneidung der Freiheit der Arbeiterklasse erfolgte durch einen Erlaß vom 26.12.1941. Dieser führte Strafen von 5-8 Jahren Gefängnis für Arbeiter ein, die unerlaubt Rüstungsbetriebe verließen. (Angeklagte wurden vor ein Militärgericht gestellt.)63 Und ein anderer, herausgegeben am 15.4.1943, stellte Eisenbahnarbeiter völlig unter militärische Disziplin. Sie konnten ganz legal durch Befehle ihrer Vorgesetzten bis zu 20 Tage ohne Verhandlung unter Arrest gestellt werden und ohne Gelegenheit, ein Gericht anzurufen.64 Ähnliche Maßnahmen wurden für Arbeiter im Bereich der See- und Flußschiffahrt65 durchgesetzt, ebenso für Angestellte bei Post-, Telegraphen- und Rundfunkanstalten, der Energieversorgung und andere. Verstöße wie unerlaubtes Verlassen der Arbeitsstelle wurden nunmehr sehr hart bestraft.66 Diese Kriegsmaßnahmen blieben jedoch auch nach dem Krieg in Kraft.

Sehr bald nach dem Triumph der stalinistischen Bürokratie Ende der zwanziger Jahre, wurden Streiks verboten und Streikende mit der Todesstrafe bedroht. Nach der Abschaffung der Todesstrafe war das Strafmaß 20 Jahre Zwangsarbeit. Streiks wurden natürlich nie beim Namen genannt, so daß der folgende Artikel, der am 6.6.1927 veröffentlicht wurde, das einzige Indiz in der Gesetzessammlung darstellt, das auf eine Beschäftigung der Gerichte mit Streiks hindeutet:

»Konterrevolutionäre Sabotage, d.h. wissentliche Mißachtung der auferlegten Pflichten oder ihre vorsätzliche Vernachlässigung mit dem speziellen Ziel, die Autorität der Regierung oder des Regierungsapparates zu schwächen, hat Freiheitsentzug von mindestens einem Jahr zur Folge sowie teilweise oder vollständige Beschlagnahme des Eigentums. Vorausgesetzt, daß erschwerende Umstände von besonders ernster Natur vorliegen, kann die Strafe bis zum höchsten Maß gesellschaftlicher Verteidigung anwachsen - dem Tod durch Erschießen mit der Konfiszierung des Eigentums.«67

Die Bedeutung der stalinistischen Arbeitsgesetzgebung kann wohl treffend in folgenden Worten zusammengefaßt werden:

»... im Vergleich mit der Gesetzgebung der Periode der Neuen Ökonomischen Politik, als private Unternehmen toleriert wurden, hat sich der legale Status der Arbeitskraft auf das Schlimmste verändert. Alle Kanäle, durch die die Arbeiter in der kapitalistischen Welt ihren Standpunkt vertreten können - Gesetzgebung, Gerichte, Organe der Verwaltung und Gewerkschaften -, sind in der UdSSR Agenturen des wichtigsten Industrieunternehmers, der Regierung. Ein anderes Bild des gegenwärtigen sowjetischen Arbeitsgesetzes zeigt sich durch die zahllosen Strafandrohungen. Das Arbeitsrecht ist zu einem großen Ausmaß Strafrecht.«68

Frauenarbeit

Die Lebensbedingungen der Arbeiter waren insgesamt unter Stalin finster, die der Arbeiterinnen einfach erschreckend. Das Arbeitsrecht von 1922 verbot die Beschäftigung von Frauen und jugendlichen »in besonders schweren und ungesunden Produktionszweigen und bei Untertagearbeit«.69 Eine Anweisung, erlassen vom Kommissariat für Arbeit und dem Obersten Wirtschaftsrat am 14.11.1923 verbot die Beschäftigung von Frauen bei Arbeiten, die vollständig darin bestanden, Lasten von mehr als 10 russischen Pfund (4,1 kg) zu transportieren oder zu bewegen. Das Transportieren von Lasten bis zu 40 Pfund (16,4 kg) war nur erlaubt, wenn es direkt mit der normalen weiblichen Arbeit in Zusammenhang stand und nicht mehr als ein Drittel des Arbeitstages beanspruchte.70 Heute ist nicht eine dieser Sicherheitsbestimmungen übriggeblieben. So arbeiten Frauen in den Bergwerken oft an den schwersten Arbeitsplätzen im Schacht, und die Sowjetführung beschreibt dies als große Heldentat. Dasselbe geschieht beim Transport schwerer Lasten in der Bauindustrie, in der Hafenarbeit, dem Straßenbau usw. 1932 befragte der Wissenschaftsrat des Kommissariats für Arbeit vier Institute, die mit Forschungen über Berufskrankheiten in mehreren Kohlebergwerken beauftragt waren, und die Auswirkungen der Untertagearbeit auf Frauen zu untersuchen. Das Institut im Kohlegebiet des Kaukasus veröffentlichte eine klinische Unterschung von 552 Kohlearbeiterinnen, von denen 148 über Tage und 444 unter Tage beschäftigt waren. Es kam zu dem Schluß, daß die Untertagearbeit für werdende Mütter genauso harmlos sei wie die Arbeit über Tage. Weiterhin

 »war es die übereinstimmende Meinung aller Institute, die mit diesen Forschungen beauftragt waren, daß ein weiteres Ansteigen der weiblichen Beschäftigung in Kohlengruben, verschiedene Arbeitsverrichtungen unter Tage eingeschlossen, ohne jeden Schaden des weiblichen Körpers möglich sei«.71

Frauen in Bergwerken führen alle Arten von Arbeiten aus, auch Beladen und Hauen, wie durch die russische Presse festgestellt wird. Eine Zeitung schreibt:

»Zum ersten Mal wurde im Donez-Becken ein Team von weiblichen Verladern zusammengestellt. Heute lädt jede der 10 Frauen der Babitschewa-Brigade 14-15 Tonnen Kohle täglich. Das Team hat schon seinen eigenen Maschinisten für die Hauermaschinen, Paulina Tantsyra.«72

Ein anderer offizieller Autor erklärte im Jahre 1937:

»Die interessanteste Sache ist, daß die Sowjetfrauen Erfolge hatten und noch weitere Erfolge haben werden in Bereichen, von denen die Frauen in der kapitalistischen Gesellschaft ausgeschlossen werden und die in den kapitalistischen Ländern als Männerarbeit gelten, bei denen Frauen "ihrer Natur wegen", nichts verloren haben. Der Anteil der Frauen an der Beschäftigtenzahl in den Bergwerkbetrieben beträgt in Frankreich (1931) 2,7%, in Italien (1931) 1,8%, in Deutschland (1932) 1,0%, in den USA (1930) 0,6% und in Großbritannien 0,6%. In der UdSSR repräsentieren Frauen 27,9% der gesamten Beschäftigten in den Bergwerken. Das Baugewerbe zeigt ein ähnliches Bild. In den oben erwähnten Ländern reichen die Prozentzahlen in diesem Zweig von 0,5% in Italien bis zu 2,9% in Deutschland, in der UdSSR dagegen sind es 19,7% Frauen. In der Metallindustrie gehen die Zahlen von 3% (USA) bis 5,4% (Großbritannien), in der UdSSR sind 24,6% aller Arbeiter Frauen.«73

Der stalinistische Autor vergaß zu erwähnen, daß noch zwei andere Länder neben der UdSSR existieren, in denen Frauen in Bergwerken arbeiten, Indien und Japan74, und die beide für die schrecklichen Bedingungen, unter denen die Bergleute arbeiten müssen, bekannt sind.

Der folgende Augenzeugenbericht über die barbarischen Bedingungen, unter denen Frauen im Bahnbau beschäftigt sind, stammt von Charlotte Haldane, die zu jener Zeit dem Regime Stalins wohlgesonnen war:

»In Archangelsk war es notwendig, eine Kleinbahnstrecke von etwa fünf Meilen Länge entlang den Docks zu verlegen ... Ich beobachtete, daß diese Arbeit vollständig von Frauen ausgeführt wurde. Die Strecke wurde komplett mit den Weichen in 48 Stunden verlegt. Sie arbeiteten Tag und Nacht daran, bei Tageslicht und bei elektrischer Beleuchtung. Es schneite und fror fast die ganze Zeit über, aber das hatte auf ihre Arbeit keinen Einfluß. Alle Frachtkontrolleure waren ebenfalls Frauen. Sie arbeiteten in Schichten, 24 Stunden lang. Während ihrer Arbeitszeit hatten sie gelegentlich kurze Pausen von einer Stunde oder zwei, wo sie sich in eine Holzhütte am Ufer zurückzogen, ihre Kohlsuppe und Schwarzbrot aßen, Tee-Ersatz tranken, in ihren Kleidern unruhig vor sich hin dösten und wieder an die Arbeit zurückkehrten.«75

Hindus, ein anderer Freund Stalins, schrieb:

»Einer der bemerkenswertesten Aspekte im russischen Leben ist die Gegenwart der Frauen als Tagelöhner. Sie arbeiten mit Pickel und Schaufel, transportieren schwere Lasten von Bauholz und karren Eisenbarren. Zu der Zeit, als in Moskau die U-Bahn gebaut wurde, arbeiteten sie Seite an Seite mit den Männern. Ein gewöhnlicher Anblick in allen Städten sind Frauen, die Ziegelsteine aufladen, Dächer damit decken und andere schwere Aufgaben beim Bau übernehmen. Bei Nachtschichten sind sie genauso vertreten wie bei der Tagarbeit.«76

Wie ironisch doch Stachanows Bemerkung angesichts solcher Berichte klingt: »Für das Sowjetvolk ist die Arbeit ein Vergnügen geworden.«77

Zwangsarbeit

Im stalinistischen Rußland existierte die Zwangsarbeit in zahlreichen Formen und mehreren Abstufungen. So wurden zum Beispiel Verträge zwischen Kolchos-Vorsitzenden und Industriebetrieben, Bergwerken und Transportunternehmen abgeschlossen, durch die sich die Kolchose verpflichtete, eine bestimmte Anzahl von Arbeitskräften abzustellen. Solche Arten der Zwangsarbeit sollen jedoch nicht in diesem Abschnitt behandelt werden. Wir werden uns nur mit der Zwangsarbeit in extremen Formen beschäftigen, mit den Sklavenlagern, wo Arbeitskraft nicht als Ware ge- und verkauft wurde, da dort die Arbeiter keinerlei legale Freiheit besaßen.

Bis zum ersten Fünf-Jahres-Plan wurde die Gefängnisarbeit in viel zu kleinem Maßstab betrieben, um irgendeine wesentliche Bedeutung in der russischen Wirtschaft zu haben. 1928 gab es nur 30.000 Gefangene in Lagern, und Vorgesetzte waren nicht befugt, sie zur Arbeit zu zwingen. 1927 schrieb die offizielle, für Gefängnisangelegenheiten zuständige Behörde:

»Die Ausbeutung der Gefängnisarbeit, das System, goldenen Schweiß, aus ihr herauszupressen, die Organisation der Produktion in Haftstätten, die wohl aus kommerzieller Sicht heraus profitabel sein mag, verfehlt den eigentlichen Sinn der Haft, sie ist in sowjetischen Haftanstalten völlig unangebracht.«78

Zu dieser Zeit entsprach der Wert der gesamten Produktion aller Gefangenen nur einem kleinen Prozentsatz ihrer Lebenshaltungskosten.

Mit der Einführung des ersten Fünf-Jahres-Planes jedoch änderte sich die Situation radikal. 

»Kiseliow-Grornow, selbst ein früherer G.P.U.-Beamter in den nördlichen Arbeitslagern, stellte fest, daß 1928 nur 30.000 Personen in den Lagern gefangen waren ... die Zahl der Gefangenen im gesamten Netz der Arbeitslager gab er für 1930 mit 662.257 an.«79

Molotow, zu dieser Zeit Vorsitzender des Volkskommissariatsrates, bemerkte in einer Rede zum 6. Sowjetkongreß 1931: 

»Massenprojekte zur Beschäftigung jener, die sich in Haft befinden, werden für eine Vielzahl von verschiedenen Objekten organisiert; für den Straßenbau, in der Bauindustrie, beim Torfstechen, bei Holzarbeiten, im Bergbau und Steinbruch, beim Kies- und Steinezerkleinern, bei Transportprojekten.«

Zwei Jahre später, 1933, legte das Arbeitsstrafgesetz der R.S.F.S.R. vier Arten der Anwendung von Zwangsarbeit fest:



a) In der Form der Vermietung von Arbeitskräften an staatliche, kooperative oder genossenschaftliche Betriebe oder Institutionen auf der Basis von Verträgen zwischen den Betrieben und Institutionen auf der einen Seite und der Arbeitsstrafbehörde auf der anderen.

b) Bei Massenarbeit, organisiert durch einen Vertrag zwischen den Strafarbeitsbehörden sowie staatlichen und kooperativen Institutionen.

c)	In Betrieben, die speziell zu diesem Zweck von den Strafarbeitsbehörden geschaffen werden.

d)	In Kolonien für Massenarbeit (Artikel 101).80

Zur Krönung all dessen stellt die "Große Sowjetische Enzyklopädie" fest: »Der grandiose Sieg des Sozialismus an allen Fronten macht die breite Beschäftigung der Arbeitskraft von Kriminellen in der Hauptstraße des sozialistischen Aufbaus möglich . . . Mit dem Eintritt der UdSSR in die Periode des Sozialismus ist die Möglichkeit der Anwendung von Strafmaßnahmen durch Zwangsarbeit unendlich angewachsen.«81

Aus den verfügbaren Unterlagen folgert Dallin, daß 1931 ungefähr 2 Millionen Personen in Arbeitslagern hausten, von 1933-1935 über 5 Millionen und 1942 zwischen 8 und 15 Millionen.82 Der Führer der Kommunistischen Partei Jugoslawiens, Anton Ciliga, der mehrere Jahre in russischen Konzentrationslagern gefangengehalten wurde, schätzte die Zahl der Gefangenen auf der Höhe der Säuberungen der dreißiger Jahre auf über 10 Millionen.83 Das deutlichste Indiz für das Ausmaß der Sklavenarbeit in Rußland aus einer offiziellen Quelle findet sich im Staatsplan für die Entwicklung der Nationalen Wirtschaft der UdSSR für 1941.84 Nach dieser Quellenangabe wurde 1941 der Wert des Bruttoertrages aller Betriebe, die vom NKWD geleitet wurden, auf 1,969 Milliarden Rubel (gemessen in Preisen von 1926/27) geplant.85 Welch ein Fortschritt seit 1925, als der Totalertrag aller Gefangenenarbeit 3,8 Millionen Rubel betrug86 - ein Ansteigen auf mehr als das 500fache! Wenn der Ertrag pro Gefängnisarbeiter 1941 derselbe war wie 1925, mußte es mehr als 15 Millionen Sklavenarbeiter geben. Möglicherweise war aber die Arbeitsproduktivität in den Lagern 1941 höher als 1925, und vielleicht war die Schätzung des Ertrages der NKWD-Betriebe in »festen 1926/27er Preisen« etwas zu hoch gegriffen. Aber auch nach diesen notwendigen Korrekturen ist es klar, daß in diesen Sklavenlagern Millionen von Personen gefangen waren.

Weil offizielle Statistiken völlig fehlen, ist es unmöglich, genau auszurechnen, wie viele Sklaven sich in diesen Lagern befanden. Bis zum Beginn der dreißiger Jahre wurden in beträchtlichem Umfang Statistiken über Gerichtsprozesse, Gefangene und Gefängnisse gemacht, aber danach stellte man die Veröffentlichung solcher Zahlen völlig ein. Es ist bezeichnend, daß ein Buch mit dem Titel "Gerichtsstatistiken" von A.A. Gertsenzon (Moskau, 1948) aktuelle Zahlen aus den USA, Großbritannien, Deutschland, Kanada, Indien, Belgien, Dänemark, Finnland, Italien, Griechenland, den Niederlanden, Österreich, Schweden, der Schweiz und Norwegen angibt, über die UdSSR nur Jahre, I, II usw., ohne zu erwähnen, welche damit gemeint sind, ebenso über Regionen, I, II usw., auch ohne sie genauer zu kennzeichnen. Es gibt lediglich an, daß in diesen genannten Regionen 4,7 Millionen leben. Da diese Zahl nur einen sehr kleinen Prozentsatz der gesamten Bevölkerung der UdSSR darstellt, können daraus keine absoluten Zahlen oder gar allgemeine Trends abgeleitet werden.

Es ist höchst bezeichnend, daß die veröffentlichten Resultate der Volkszählung von 1939 nicht die Verteilung der Bevölkerung nach den verschiedenen Gebieten einschließen. Diese Informationen, die Volkszählungstabellen normalerweise angeben, hätten es ermöglicht, die Zahl der Menschen in den Sklavenlagern mit einiger Genauigkeit zu schätzen, da es bestimmte Distrikte gab, wo mit Sicherheit bekannt war, daß sich dort so gut wie keine freie Bevölkerung befindet.

Ein deutlicher Beweis für die Anwesenheit von Kindern, Müttern, schwangeren Frauen, alten Männern und Frauen in Rußlands Arbeitslagern findet sich im Strafarbeitsgesetz vom 1.8.1933. Der Artikel 46 gibt an: »Weibliche Verurteilte können ihre Kinder bis zum Alter von 4 Jahren mit sich nehmen. Ebenso können Kinder in diesem Alter, die nachweislich keine Mutter haben, bei ihren Vätern bleiben, wenn diese zu Freiheitsstrafen verurteilt worden sind.«

Große Besorgnis für Frauen und ihre Kinder zeigt man noch in anderer Weise:

»Schwangere Frauen oder solche, die ihre Kinder stillen, sollen nicht zu Strafarbeit außerhalb ihres Wohnortes geschickt werden. Vor und nach der Geburt sollen sie gemäß der Frist, wie sie im Arbeitsgesetz der RSFSR angegeben ist, völlig von Strafarbeit befreit sein: Sie erfreuen sich all jener Privilegien, wie sie im Gesetz über schwangere Frauen und stillende Mütter niedergelegt sind.«87

Sklavenarbeit ist generell sehr unproduktiv. Die russische Regierung macht davon in solch enormem Umfang Gebrauch, weil sie vergleichsweise soviel ärmer an Kapital als an menschlicher Arbeitskraft ist als die fortgeschrittenen Länder Westeuropas und die USA. Gleichzeitig trägt sie paradoxerweise so dazu bei, durch Arbeitskräftemangel entstandene Engpässe zu überwinden, wie es sie in manchen Regionen und Distrikten gibt. In allen geschichtlichen Perioden, wenn die Arbeitskraft knapp wurde, griff der Staat zu gesetzlicher Beschränkung der Freiheit der Arbeiter, so in Westeuropa im 14. und frühen 15. Jahrhundert, dann wieder im 17. Jahrhundert. Die Sklaven in Stalins Lagern waren eine grobe Abart der "industriellen Reservearmee" der Arbeitslosen des traditionellen Kapitalismus; sie dienten dazu, den Rest der Arbeiter zu disziplinieren. Hinzu kommt, daß in der UdSSR so viele äußerst harte Arbeiten zu bewältigen waren (z.B. im hohen Norden), die von freien oder sogar nur halbfreien Arbeitern nur für hohe materielle Anreize durchgeführt worden wären. Trotz ihrer extrem niedrigen Produktivität ist Sklavenarbeit in solchen Fällen noch die billigste, wenn nicht gar die einzigste Methode. Dies wird aus folgendem Auszug aus der 'Iswestija' deutlich. Bei der Beschreibung der Arbeiten an einer neuen Eisenbahnlinie in Sibirien hebt sie folgende Punkte hervor:

»Bis zur Gegenwart dachte man, daß die Bausaison nicht mehr als 100 Tage im Jahr andauert. Der Winter ist sehr kalt, 50° C unter Null. Aber die Bauarbeiter haben bewiesen, daß man selbst unter solchen Bedingungen das ganze Jahr über ohne Unterbrechungen bauen kann.«88

Man kann diesen Abschnitt kaum besser beenden als mit dem Zitat Wyschinskis:

»Arbeitsenthusiasmus, sozialistisches Bewußtsein und das stolze Gefühl der Pflicht gegenüber dem Staat, dem Vaterland und dem Sowjetvolk entscheidet die Frage der Arbeitsdisziplin bei uns - keine Strafen oder Androhungen krimineller Vergeltung wie in kapitalistischen Ländern.«89

Die Unterordnung der Konsumtion unter die Akkumulation - Die Unterordnung der Arbeiter unter die Produktionsmittel

Im Kapitalismus ist der Massenkonsum der Akkumulation untergeordnet. Manchmal steigt der Konsum zugleich mit der Akkumulation, dann wieder fällt er, während die Akkumulation zunimmt; jedoch immer, in jeder Situation, bleibt das Grundverhältnis bestehen.

Wenn man die Geschichte Rußlands seit der Oktoberrevolution verfolgt, stellt man fest, daß bis zum Beginn des Fünf-Jahres-Plans diese Unterordnung nicht existierte, jedoch von da an machte sie sich mit beispielloser Härte geltend. Dies soll durch folgende Tabelle verdeutlicht werden:90

Aufteilung des industriellen Bruttoertrags in Produktionsmittel und Konsumgüter (in Prozentzahlen)

				1913	1927/28	1932	1937	1940	1950

 



Produktionsmittel		44,3	32,8	53,3	57,8	61,0	68,8

Konsumgüter			55,7	67,2	46,7	42,2	39,0	31,2



Diese Zahlen sagen jedoch noch nicht alles aus, da die offizielle Berechnung mit einiger Sicherheit nicht der Tatsache Rechnung trägt, daß die Umsatzsteuer in der Hauptsache auf die Konsumgüter erhoben wird, während Subventionen fast ausschließlich dem Produktionsmittelsektor zugute kommen (siehe unten), was zu einer Verzerrung des Preissystems führt. Die verfügbaren Zahlen über die aktuelle Veränderung im Volumen der Konsumgüterproduktion sind sehr spärlich und machen ihre Interpretation sehr schwierig. Es ist nicht ratsam, Produkte wie Brot in die Betrachtung einzubeziehen, da der Produktionszuwachs hier nicht etwa ein allgemeines Ansteigen der Produktion widerspiegelt, sondern nur eine Verlagerung aus der Heimproduktion, über die es keine Statistiken gibt, in die industrielle, über die Statistiken geführt werden.91



			1913	 1928/29	1932	193 7	1945	1949	1950

 



Baumwollart. (Mrd. m.)	2,9	2,74	2,7	3,4	1,7	3,7	3,8

Wollartikel (Million.m.)	95	96,6	91,3	108,3	56,9	153,9	167

Lederschuhe (Paare)	-	23,2	82,0	164,2	60	156,0	205

Rohzucker (1.000 T)	1.290	1.340	828	2.421	-	-	2.522

Papier (1.000 Tonnen)	197	316	478,5	831,5	 -	-	-

Strümpfe (Mil. Paare)	-	-	154	401	83,0 	340,3	-

Leinen (Million.m.)	-	162	130	278	-	-	

Seife (1.000 Tonnen)	-	-	357,2	495	-	-	 866

 _------____________________________________________ ----------------------------------

Diese Tabelle zeigt nur einen sehr bescheidenen Zuwachs in der Konsumgüterproduktion - außer bei Lederschuhen, Papier und Zucker.

Bei der Interpretation dieser Zahlen muß darauf hingewiesen werden, daß sich die Zahlen für 1913 auf das verkleinerte Territorium der UdSSR nach der Revolution beziehen. Die Zahlen für 1945 und 1949 beziehen sich nicht auf das weit vergrößerte Gebiet nach dem Krieg. (Die russischen Annexionen nach 1939 betrafen Litauen, Lettland, Estland, den östlichen Teil Polens usw.) Weiterhin hatten wenigstens bis 1928 sehr kleine Fabriken einen bedeutenden Anteil an der Konsumgüterproduktion. 1929 waren in Großbetrieben - als solche wurden die bezeichnet, die mehr als 30 Personen angestellt hatten oder die eine Antriebsmaschine zur Beschäftigung von mehr als 15 Personen besaßen - 3,2 Millionen Personen beschäftigt, in Kleinbetrieben 4,5 Millionen.

Jedoch wurden Güter, die auf diese Weise produziert wurden, während der Jahresplan-Ära aus den stalinistischen Statistiken ausgeschlossen. Dies erklärt vielleicht das schwindelerregende Ansteigen (auf dem Papier) der Lederschuhproduktion, ein Ansteigen, das nicht mit den Informationen über die Ledervorräte in Einklang zu bringen ist. Die Zahl der Tiere, die nach der großen Kollektivierung jährlich geschlachtet wurden, konnte niemals die Zahl der Schlachtungen zuvor erreichen, da sich die gesamte Zahl des Lebensbestandes erst 1938 wieder dem Stand von 1929 annäherte. (1929 betrug der Rinderbestand 68,1 Millionen, bei Schafen und Ziegen waren es 147,2 bzw. 102,1 Millionen.)92 Weiterhin betrug 1927/28 der Importüberschuß an Häuten, Fellen und Leder 45.300 Tonnen gegenüber nur 15.600 Tonnen 1939.93 Offensichtlich konnte nur ein Wunder das Ansteigen der Schuhproduktion bei einer gleichzeitigen Rückgang der Lederproduktion bewerkstelligen. Im Falle der Strumpfproduktion wurde ein bedeutsamer Faktor übersehen: Der Hauptanteil an Strümpfen wurde gewöhnlich in Handwerksarbeit gefertigt. Was die Papierproduktion betrifft, ist der Ausstoß ohne Zweifel gewaltig gestiegen, was sich aus den Propagandabedürfnissen der Regierung, den Erfordernissen der Verwaltung und den kulturellen Notwendigkeiten, die mit der Industrialisierung verbunden sind, erklärt.

Die Unterordnung der Konsumtion unter die Akkumulation tritt deutlich genug hervor, wenn man die Produktionsziele im Konsumgütersektor denen im Produktionsgütersektor während der verschiedenen Fünf-Jahres-Pläne gegenüberstellt. Man wird feststellen, daß die Sowjetregierung, obwohl sie mit jedem neuen Fünfjahresplan ein Ansteigen der Konsumgüterproduktion versprach, das tatsächliche Planziel nicht höher als im letzten Plan festsetzte. Dies zeigt die folgende Tabelle:94



Produktionsziele am Ende der Fünf-Jahres-Pläne



Einige Konsumgüter		1.	2.	3.	4.	5.



 



Baumwolle (Milliard. m.)		4,7	5,1	4,9	4,7	6,1

Wolle (Millionen m.)		270	227	177	159	257

Leinen (Millionen m.)		500	600	385	-	-

Socken (Millionen Paare)		-	725		580	-	

Schuhe (Millionen Paare)		80	180	258	240	381	

Seife (1000 Tonnen)		-	1.000	925	870	-	

Zucker (Millionen Tonnen)		26	2,5	3,5	2,4	4,3	

Papier (1000 Tonnen)		900	1.000	-	1.340	1.740	

Salatöl (1000 Tonnen)		1.100	750	850	8.80	1.372

Einige Produktionsmittel



 

Stromerzeugung (Milliard. kWh)	22	33	75	82	162,5

Kohle (Millionen Tonnen)		75	152,5	243	250	372

Roheisen (Mil. Tonnen)		10	17,4	22	19,5	34,1

Stahl	(Millionen Tonnen)		10,4	17	28	25,4	44,2

Erdöl	(Millionen Tonnen)		21,7	46,8	54	35,4	69,9

 ___ 



Wenn die russische Regierung sich brüstete, daß »wir 1950 eine Produktion von 4,7 Milliarden Metern Baumwollgütern erreichen werden«, so ließ Sie sich nicht einmal dadurch in Verlegenheit bringen, daß sie die gleichen Versprechungen bereits 20 Jahre zuvor gemacht hatte, als die Bevölkerung der UdSSR noch um etwa 50 Millionen geringer war. Denn die Polizei und die Propaganda sind gemeinsam darauf trainiert, die Erinnerungen ebenso knapp zu halten wie das Güterangebot.

Wendet man sich der tatsächlichen Produktion zu, so findet man, daß nicht nur die Planziele für den Konsumgütersektor sehr viel bescheidener als die für die Kapitalgüterproduktion waren, sondern auch in Einklang mit den offiziellen Zahlen die Realisierungsquote der Planziele im Konsumgütersektor viel geringer als im Investitionsgütersektor war:

Prozentuale Erfüllung der geplanten Steigerung im ersten, zweiten und vierten Fünf-Jahres-Plan95

Produktionsgüter			1. FJP	2. FJP	4. FJP

 

Kohle				72,3	71,5	112,9

Rohöl				107,1	33,6	154,5

Elektrizität			49,1	93,5	124,6

Roheisen			43,3	83,8	97,8

Walzstahl			19,3	100,0	163,8

Zement				36,3	49,1	95,7



Konsumgüter

 

Baumwolle			-3,0	31,0	-8,8

Wolle				-3,3	10,6	119,3

Schuhe				26,1	83,3	0

Papier und Pappe			32,2	52,1	72,3

Streichhölzer			1,6	25,4	-	

Seife				36,9	21,7	96,7

Die Akkumulation des Kapitals auf der einen Seite und Armut auf der anderen

Bis 1928 war, ungeachtet der anwachsenden Bürokratisierung, die langsame Akkumulation des Wohlstandes in dem verstaatlichten Teil der Wirtschaft nicht begleitet von einem Anwachsen der Armut, wie folgende Tabelle zeigt:

Das Kapital der Großindustrie

(Mill. Rubel)96

Jahr	in Preisen v. 1926/27 Index 1921 = 100 	Jahr 		Reallöhne97

 

1921	7930		100			1913		100

1922	7935		100,1			1922/23		 47,3

1923	7969		100,5			1923/24		 69,1

1924	8016		101,1			1924/25		 85,1

1925	8105		102,2			1925/26		 96,7

1927	9151		115,4			1926/27		108,4

1928	9841		124,1			1927/28		111,1

						1928/29		115,6

So lagen selbst nach den Berechnungen von Prof. Prokopowitsch, einem ehemaligem Minister der Kerenski-Regierung, den niemand der Parteilichkeit zugunsten der Bolschewiki verdächtigen würde, die Reallöhne der russischen Arbeiter 1928/29 um 15,6% höher als vor dem Krieg. Zur gleichen Zeit war die Arbeitszeit um 22,3% kürzer. Wenn man dazu noch die Sozialleistungen in Betracht zieht, wird der Reallohnzuwachs noch deutlicher. Ein anderer Punkt, den diese Tabelle näher beleuchtet, ist das Stagnieren der Reallöhne in den letzten Jahren kurz vor Beginn des ersten Fünf-Jahres-Plans, als sich die Bürokratie verstärkt hatte. Die Quoten der Lohnsteigerung blieben nur wenig hinter den Akkumulationsraten zurück. Diese Situation änderte sich radikal mit der Einführung des Plans. Von da an stieg die Akkumulation sprunghaft an, während der Lebensstandard der Massen nicht nur weit dahinter zurückblieb, sondern sogar, gemessen an 1928, absolut fiel. Die folgende Tabelle gibt einen Eindruck vom Wachsen der Akkumulationsrate:98

Kapitalinvestition (Milliarden Rubel)

					Insgesamt	In der Industrie

 

1923/24 - 1927/28			26,5			 4,4

1928/29 - 1932				52,5			 24,8

1933 - 1937				114,7			 58,6

1938 - 1942 (geplant)			192			111,9

1946 - 1950 (geplant) 			250,3



 

Selbst wenn man den Wertverfall des Rubels in diesen Jahren miteinbezieht, wir durch einen Blick in diese Tabelle deutlich, daß eine ungeheure Kapitalakkumulation stattfand. Gemessen an 1933er Preisen betrug das fixe Kapital der russischen Industrie 1928 10,3 Milliarden Rubel, stieg 1932 auf 22,6 und 1937 gar auf 59,9 Milliarden Rubel.99

Ab 1928 beendeten die russischen Behörden die Veröffentlichungen der Indizes von Reallöhnen und Lebenshaltungskosten und nach 1931 auch die der Groß- und Einzelhandelspreise. Es ist deshalb sehr schwierig, Veränderungen des Reallohnniveaus zu berechnen. Allem Anschein nach stiegen jedoch insgesamt die Löhne von der Einführung des Plans an bis zum Tode Stalins nicht. So änderte sich zum Beispiel die Kaufkraft des Durchschnittslohns gemessen an Lebensmitteln folgendermaßen:100





Jährlicher Konsum von Milch und Fleisch pro Kopf der 

Bevölkerung101 (in kg)

	 		Milch				Fleisch

Jahr		 Insgesamt	Land	Stadt	 Insgesamt	Land	Stadt

 

1927/28		189	183	218		27,5	22,6	29,1

1932			105	111	 85		13,5	10,3	21,8

1937			132	126	144		14	 8,5	25,5

 

 Ein Vergleich des Konsums von beispielsweise Fleisch in der UdSSR 1937 mit dem von Deutschland und Frankreich während der letzten Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts zeigt, auf welch kärglichen Stand der Lebensmittelkonsum in der UdSSR fiel. 1898 bewegte sich der Fleischverbrauch in Berlin zwischen 61 und 68 kg pro Kopf, in Breslau im Durchschnitt auf 39 kg pro Kopf während der Jahre 1880-1889. Für Frankreich im Jahr 1852 gelten folgende Angaben: In Paris betrug der Fleischkonsum 79,31 kg pro Kopf, in anderen Städten 58,87 kg, in den Dörfern 21,89 kg, in ganz Frankreich 33,05 kg.102

Zur Betrachtung der Konsumtion einiger industrieller Konsumgüter hier einige Informationen aus sowjetischen Quellen:

Auf der Basis der Berechnungen der offiziellen Produktionsziffern für Baumwollartikel und Schuhe sowie auf Wosnessenskis Erklärung über den Anteil der Armee, den diese an Kleidung usw. beansprucht103, kommt Jasny hinsichtlich des zivilen Konsums dieser Güter zu folgendem Schluß: »Die Menge der Baumwollgüter, die für den privaten Verbrauch bestimmt war, fiel von 15,2 Metern pro Kopf in den Jahren 1927/28 auf weniger als 10 Meter im Jahr 1940.«104

"Warenkörbe" pro Monatslohn

Jahr					Zahl	Index

 

1913					3,7	100

1928					5,6	151,4

1932					4,8	129,7

1935					1,9	 51,4

1937					2,4	 64,9

1940					2,0	 54,1

 

Die Berechnung der Veränderung der Kaufkraft der Löhne, ausgedrückt in Nahrungsmittel, wird bestätigt durch Statistiken über den Konsum einiger Lebensmittel pro Kopf der Bevölkerung.

Obwohl die Anzahl der Schuhe, die pro Person erhältlich war, von 0,4 Paaren (1927/28) auf 0,83 Paare (1940) stieg, trat während dieser Periode »eine große Verschlechterung der Schuhqualität wegen der Lederknappheit ein«.105 Der Pro-Kopf-Verbrauch an Wollartikeln, ausgenommen der Anteil der Armee und der für Berufskleidung usw., betrug 1929 0,66 m, 1937 0,65 m, bei Rohzucker lag er bei 8,5 kg (1929) bzw. 14,7 kg (1937).106

Wie niedrig diese Zahlen sind, kann man am Vergleich mit der Konsumgüterproduktion anderer Länder erkennen. Sie lagen 1937 in Großbritannien bei 60 qm für Baumwolle, 7,4 m für Wollartikel und 2,2 Paar Lederschuhen pro Kopf. Angesichts solcher Fakten kann man nur annehmen, daß Kuibyschew, der spätere Vorsitzende von Gosplan, ein feines Gespür für Humor hatte, als er auf der 17. Parteikonferenz im Januar 1932 erklärte: ... »Wir glauben, daß es absolut notwendig ist, im zweiten Fünf-Jahres-Plan für einen solchen Zuwachs in der Nahrungsmittel- und Leichtindustrie sowie in der Landwirtschaft zu sorgen, daß ein Ansteigen des Konsumniveaus auf nicht weniger als das Zwei- bis Dreifache sichergestellt ist ... Eine annähernde Berechnung des Konsums von 1937 erlaubt uns festzustellen, daß in diesem Jahr - was den Stand der Konsumtion angeht - die Sowjetunion das fortgeschrittendste Land der Welt sein wird ... «107

Aber der extremste Ausdruck der Unterordnung des Lebensstandards der Arbeiter unter die Bedürfnisse der Kapitalakkumulation zeigt sich an den Wohnverhältnissen des russischen Volkes. Die Wohnungsbaupläne der Regierung und der Kooperativen sind seit der Einführung des Fünf-Jahres-Planes nie erfüllt worden, wie folgende Zahlen zeigen:108



			Wohnungsplanziel	Erfüllung	% der Plan-								(Millionen qm)	erfüllung

 

1. Fünf-Jahres-Plan		53		22,6		42,6

2. Fünf-Jahres Plan		61,4		26,8		43,9



 



Der dritte Fünf-Jahres-Plan wurde durch den Krieg unterbrochen. So ist es schwierig abzuschätzen, in welchem Ausmaß sein Wohnungsbauprogramm erfüllt worden ist.

Zur selben Zeit nahm die städtische Bevölkerung sehr rasch zu. Deshalb war es unvermeidlich, daß der Fehlschlag bei der Erfüllung der Wohnungsbauziele gleichzeitig bedeutete, daß der Wohnraum pro Kopf der städtischen Bevölkerung sogar unter den kärglichen Stand von 1928 fiel:109

Jahr		Stadtbevölkerung	 	Wohnraum in d. Städten110 Pro Person (m2)			(in Millionen)		Gesamt (in Millionen qm)

 

1923			18,9			118,4			6,2

1927/28		26,3			160,2			6,1

1932			39,7			185,1			4,66

1937			50,2			211,9			4,5

1939			55,9			225,0			4,0

1950			71,4			333,4			4,67 

 

Der verfügbare Wohnraum während der in der Tabelle bezeichneten Periode lag weit unter der minimalen gesundheitlichen Norm, die nach einer offiziellen Erklärung im Jahr 1947 8,25 qm betrug.111



Der Wohnraum pro Person in einigen anderen Ländern betrug im Jahr 1949: in Dänemark 21 qm, Irland 17 qm, Schweden 23 qm, Belgien 15 qm, Frankreich 23 qm, Griechenland 16 qm, Italien 12 qm.112 Eine Vorstellung, was ein Wohnraum von 4 qm bedeutet, kann man daraus gewinnen, daß in Großbritannien in Neubauten die minimale erlaubte Wohnfläche jeder Wohnung etwa 51-88 qm beträgt.113 Der Rückgang der durchschnittlichen Grundfläche pro Person war vor allem in Moskau und Leningrad sowie in den neuerbauten Industriezentren beträchtlich. Ein Artikel in den 'Sowjet News', der die sowjetischen Wohnbedingungen lobt, sagt über Moskau: »Eine Vorstellung vom Fortschritt der UdSSR im Wohnungsbau kann man am Beispiel Moskaus gewinnen, das als ein Modell für die Entwicklung einer modernen Stadt beispielhaft für alle Hauptstädte der Welt gelten kann. Seit dem Beginn der Sowjetmacht wurde in Moskau 5,85 Millionen qm Wohnfläche gebaut, d.h. halb so viel, wie es in dieser Stadt seit ihrem gesamten Bestehen vor der Revolution gab. Jedes Jahr wird in Moskau eine steigende Anzahl Wohnungen fertiggestellt.«114 Einmal ignoriert diese offizielle Darstellung delikaterweise, daß die Bevölkerung Moskaus sogar in noch größerem Ausmaß anwuchs als die Wohnmöglichkeiten. 1912 belief sich die Einwohnerzahl auf 1,6 Millionen gegenüber 11,9 Millionen qm Wohnraum, ein Durchschnitt von nur 4,2 qm pro Kopf. 1950 war die Zahl der Moskauer auf 5,1 Millionen angewachsen, das bedeutete eine durchschnittliche Wohnfläche von 3,65 qm pro Person. Wohnverhältnisse können wohl besser durch die Anzahl der Personen pro Zimmer in den Städten veranschaulicht werden. 1923 kamen 2,6 Personen auf ein Zimmer, 1940 3,91 und 1950 3,43.115

Die Häuser, die unter Stalin gebaut wurden, waren sehr primitiv. So hatten z.B. 32%, der Häuser, die 1935 in den Städten gebaut wurden, keine Wasserversorgung, 38% keinen Anschluß an die Kanalisation, 92,7% keine Gasversorgung und 54,7% keine Zentralheizung.116 1939 gab es in den Neubauten, die von den Stadtsowjets in der UdSSR kontrolliert wurden (darin waren die meisten der besten Wohnhäuser eingeschlossen), folgend prozentuale Verteilung des »Komforts«: Wasserleitungen 60,5%, Kanalisation 43,7%, Zentralheizung 17,5%, elektrisches Licht 93,8%, Bad 11,7%.117 In ganzen Städten gab es nicht den geringsten elementaren Wohnkomfort. Es mag ziemlich schockierend sein, im vierten Fünf-Jahres-Plan zu entdecken, daß vorgesehen war, in dreizehn Städten eine Kanalisation zu bauen, so in Archangelsk (1939 mit einer Bevölkerung von 281.091), in Tomsk (im gleichen Jahr 141.215 Bewohner), in Irkutsk (243.380) und Kertsch (97.186 Einwohner).118 Unter 2.354 Städten und Arbeitersiedlungen gab es nur in 460 Wasserleitungen, in 140 eine Kanalisation und in 6 eine Gasversorgung.119

So erklären sich die Daten, auf denen die folgende offizielle Erklärung »basiert«:

»Das Tempo und die Anzahl der Hausbauten findet in der ganzen Welt keine Parallele«,120

oder eine ähnliche, die 15 Jahre zuvor gemacht wurde:

»Die Wohnbedingungen der Arbeiter in der UdSSR sind ungleich besser als in irgendeinem kapitalistischen Staat.«121

Die Behauptung in den 'Sovjet News', daß der Wohnungsbau in der UdSSR den jedes anderen Landes übertreffe, entbehrte der Grundlage, wie folgende Zahlen zeigen. In 16 Jahren, von 1923-1939, gab es nur einen Wohnraumzuwachs von 106,6 Millionen Quadratmetern in den russischen Städten, während in England und Wales allein in den vier Jahren von 1925-1928 Wohnfläche von nicht weniger als 70 Millionen Quadratmetern gebaut wurde.122

Ist es noch notwendig, zusätzliche Beweise zu erbringen, daß die Akkumulation von Reichtum auf der einen Seite Akkumulation von Armut auf der anderen bedeutet?

Die Unterordnung der Industrie unter den Krieg

Es ist sehr schwierig, sich ein klares Bild vom Ausmaß der Kriegsindustrie zu machen. Die Zahlen des Verteidigungsbudgets bedeuten sehr wenig, wie sich bei folgendem Vergleich der Verteideigungsausgaben und der Ausgaben für die "sozio-kulturelle Wohlfahrt" (Erziehung, Gesundheitswesen, Körperertüchtigung, Renten usw.) zeigen läßt:123



In Millionen Rubel:		1935	1936	193,7	1938	1939	1940

 

Verteidigung			 8,2	14,9	17,5	23,2	39,2	56,1

Sozialausgaben			13,1	20,0	25,7	35,3	3 7,4	40,9



				1946	1947	1948	1949	1950	1951

 

Verteidigung			 73,6	 66,3	 66,3	 79,2	 82,9	 93,9

Sozialausgaben			 80,0	106,0	105,6	116,0	116,9	118,9

Erstaunlicherweise betrug das Verteidigungsbudget 1940, am Vorabend der Nazi-Invasion, kaum mehr als das Sozialbudget, während es 1949, als der "Kalte Krieg" sich schon zunehmend verschärfte, sogar darunter lag. Dies ist wirklich seltsam.

Einige Ursachen, die zu diesem rein statistischen Phänomen führen, sind: 1. Ein Teil der Ausgaben des Innenministeriums (NKWD oder MWD) diente militärischen Zwecken. 2. Ausgaben für den Bau von Munitionsfabriken, militärischen Einrichtungen, Baracken usw., waren in den Budget anderer Ministerien eingeschlossen. 3. Die Ausgaben für Militärschulen waren im Budget des Erziehungsministeriums zu finden. Aber all diese Tatsachen und andere können nur zu einem kleinen Teil die niedrigen Verteidigungsausgaben erklären. Die Haupterklärung liegt in den künstlich niedrig gehaltenen Kosten für Rüstungsgüter. Infolge der hohen Umsatzsteuer für Konsumgüter und enormen Subventionen für die Schwerindustrie besonders die Rüstungsproduktion, wurden die Preisbeziehungen zwischen den Produkten der Schwerindustrie und denen der restlichen Wirtschaft völlig aus dem Gleichgewicht gebracht. Kohle und Stahl für den Maschinenbau zur Rüstungsproduktion, für die Rüstungsproduktion unmittelbar wie der Transport all dieser Erzeugnisse, wurden in hohem Maße subventioniert. Auf diese Weise wurden die Riistungspreise systematisch gesenkt. Da die Umsatzsteuer zwei Drittel der Preise für Konsumgüter ausmachte und die Subventionen, ob direkt oder indirekt, die Preise für Rüstung auf etwa ein Drittel der wirklichen Kosten senkten, kann man sich ein wahres Bild verschaffen, wenn man die Rüstungspreise mit 9 multipliziert und diese Zahl mit dem Gesamtpreis für Konsumgüter (inklusive soziale und kulturelle Leistungen) vergleicht. Solange man nicht so verfährt, gelangt man zu keiner wirklichkeitsnahen Einschätzung. So gab beispielsweise der Plan für 1941 eine Gesamtsumme für Verteidigungsausgaben von 40.300 Millionen Rubel an, während die Ausgaben für die Textilindustrie mit 46.000 Millionen Rubel höher deklariert wurden.124

Trotz all diesen Schwierigkeiten haben wir dank Professor Gardener Clark von der Cornell-Universität ein einigermaßen genaues Bild vom Gewicht der Waffenindustrie in der russischen Wirtschaft. Er berechnete den Anteil der Eisen- und Stahlproduktion der UdSSR, der zur Rüstungsproduktion verwendet wurde, sowie den Anteil von Eisen und Stahl, der zum Bau von Rüstungsfabriken notwendig war, wobei er sich allein auf offizielle Angaben bezog. Seine Untersuchungen sind in folgender Tabelle zusammengefaßt:125

Verbrauch von Eisen und Stahl in der Rüstungsindustrie

in der UdSSR von 1932-1938 (in 1000 Tonnen und Prozentzahlen)



	1932	1933	1934	1935	1936	1937	1938

 

1. Der Gesamtverbrauch

durch die

Rüstungsindustrie	1646,6	1378,1	2204,6	2667,9	2873,3 	4019,1	4986,2

2. Rüstung prozentual

zur Maschinenproduktion	40,4	32,6	3 8,2	38,0	35,4	47,1	57,5

3. Rüstung prozentual

zur Gesamtproduktion

der UdSSR	21,8	17,5	17,5	19,3	17,4	23,2	29,2



4. Benötigte Menge zur

Rüstungsproduktion	252,3	135,6	164,4	290,8	745,5	793,0	880,1

3

5. Rüstungsfabriken

prozentual zur

Maschinenbauindustrie	45,8	65,9 	72,8 	73,4 	82,5 	84,5 	94,3



6. Rüstungsfabriken

prozentual zur Gesamt-

produktion der UdSSR	17,1 	12,8 	11,3 	13,5 	21,8 	24,7 	30,6

 

So betrug bereits 1932 die Rüstungsproduktion 21,8 % der gesamten Eisen- und Stahlverarbeitung; ein sehr hoher Prozentsatz, wenn man ihn mit den 29,2% von 1938 vergleicht, einem Jahr, in dem die Kriegsvorbereitungen schon in vollem Gange waren. Der Bau von Rüstungsfabriken erforderte nahezu die Hälfte der Menge an Eisen und Stahl, die für den Bau von Maschinenbaubetrieben verwendet wurde. Als 1938 der Neubau von zivilen Maschinenfabriken fast zum Stillstand kam, beanspruchte der Bau von Rüstungsfabriken 94,3% allen Eisens und Stahls, der in der Maschinenbauindustrie verbraucht wurde.

Die Streitkräfte beanspruchten ebenso einen großen Anteil der Konsumgütererzeugung. So schrieb N.A. Wosnesenski, der Vorsitzender der Planungskommission (Gosplan) war, daß 1940 nur 46% der Baumwollgüter und 79% der Schuhproduktion auf dem "allgemeinen Markt" verkauft wurden. Der Rest ging vermutlich vollständig in die Armee (mit Ausnahme eines kleinen Anteils, der zur Produktion von Arbeitskleidung für die Fabriken, Transportunternehmen usw. abgegeben wurde).126 Während des gesamten Planzeitraumes nimmt die Rüstungsindustrie einen entscheidenden Platz im ökonomischen System der UdSSR ein.

Die Entwicklung der Arbeitsproduktivität und die Lage der Arbeiter

In einem Arbeiterstaat ist ein Anstieg der Arbeitsproduktivität begleitet von einer Verbesserung der Lebensbedingungen der Arbeiter. So sagte Trotzki 1928:

»Die Reallöhne müssen zum Hauptkriterium werden, an dem sich der Fortschritt der sozialistischen Entwicklung bemessen läßt. Das Kriterium des sozialistischen Aufschwungs ist die stetige Verbesserung des Lebensstandards der Arbeiter.«

Doch wie war es um die Beziehung zwischen dem Produktivitätsanstieg der Arbeit und den Lebensbedingungen der Arbeiter in Rußland bestellt? Die folgende Tabelle gibt uns davon ein Bild:



Jahr		Arbeitsproduktivität127 	"Warenkorb" per durchschnittlichem					Index			Monatslohn.128 Index

 

1913			100				100

1928			106,0				151,4

1936			331,9				 64,9

So stiegen die Löhne bis 1928 nicht nur über den Vorkriegsstandard, sie stiegen sogar mehr an als die Arbeitsproduktivität. Zwischen 1928 und 1936, als sich die Arbeitsproduktivität mehr als verdreifachte, wurden die Reallöhne um mehr als die Hälfte gekürzt.

Zum selben Ergebnis kann man noch auf andere Weise kommen, wenn man die Entwicklung der Produktivität und des Lebensstandards der Arbeiter in Rußland mit den entsprechenden Daten in anderen Ländern vergleicht. 1913 betrug die Arbeitsproduktivität der russischen Industrie etwa ein Viertel der in den USA, 35%, der in Deutschland und 40% der in Großbritannien. Ein Komitee von Gosplan, (das 1937 beauftragt wurde, die Arbeitsproduktivität der russischen Wirtschaft zu untersuchen, fand heraus, daß sie 40,5% der in den USA und 97% der der deutschen Industrie betrug.129 Es gibt Gründe genug für die Annahme, daß diese Rechnung übertrieben ist, daß die Arbeitsproduktivität der russischen lndustrie l937 etwa 30% der amerikanischen Industrie, 70% der deutschen und etwa ebensoviel im Vergleich zur britischen Industrie ausmachte. Eine genaue Erklärung, wie dieses Ergebnis zustande kommt, würde hier zu weit führen. Jedoch beeinträchtigen die Ergebnisse der Gosplan unser Argument nicht, sondern bestärken es im Gegenteil nur. Die genaue Zahl ist dabei von geringer Bedeutung. Man kann schließen, daß die russischen Arbeiter etwa 70% des Produkts herstellten, das die englischen Arbeiter produzierten, ihr Lebensstand jedoch weit darunter lag.

In der folgenden Tabelle legen wir einen Lohn der russischen Arbeiter von 500 Rubeln monatlich zugrunde. Das war der Durchschnittslohn der Staatsbeschäftigten (die Bürokratie eingeschlossen), wie er zum Ende des vierten Fünf-Jahres-Plans für 1950 geplant war. Auf der anderen Seite nehmen wir als Grundlage der Preiskalkulation Preise der Zone 1, wo sie im Vergleich zu der gesamten UdSSR am niedrigsten waren.130 Für Großbritannien nehmen wir den durchschnittlichen Wochenlohn des Arbeiters von 1947 in Höhe von £5.3S.6d.131 Die Basis der Preiskalkulation bilden die offiziellen Zahlen, wie sie vom Handelsministerium herausgegeben worden sind.

Anzahl der Einheiten, die man mit einem Durchschnittswochenlohn kaufen kann



				Einheit		Rußland		England

 

Weißbrot (1. Qualität)		Pfund	41,7	480,7

Weißbrot (2. Qualität)		Pfund	63,3	-	

Roggenbrot			Pfund	91	-

Rindfleisch			Pfund	9,0	79-127

Butter				Pfund	4,1	77,2

Milch				Liter	32,5-46,2	140,9

Zucker				Pfund	18,5	412

Eier				Anzahl	82-115	706,3

Tee				Pfund	1,6	36,4

Kaffee				Pfund	3,4	41,2

Bier				Liter	8,2	50,3

Zigaretten			Anzahl	464	61,8

Herrenschuhe			Paare	0,4	2-4,5

Damenschuhe			Paare	0,4	1-4

Damenjacken, halbwollen		Anzahl	0,6	1,1-2,3

Damenstrümpfe, Baumwolle	Paare	16,2	25-27

Crêpe-de-chine			Meter	1,26	20,7-22,5

Herrenanzüge, einreihig, halbw.	Anzahl	0,3	0,6-1,5

Herrenanzüge, Wolle		Anzahl	0,1	0,2-0,3

Gummistiefel			Paare	2,6	9,5

Damenkleider, Baumwolle	Anzahl	0,2	3,5- 6

Damenkleider, Wolle		Anzahl	0,6	0,8-2,1

Streichhölzer			Schachteln 	577	824

Kämme				Anzahl	28,8	103-154

Plattenspieler			Anzahl	0,12	0,6

Radios (5 Röhren)		Anzahl	0,2	0,17

Armbanduhren			Anzahl	0,12	0,3-0,5

 

Wenn die Arbeitsproduktivität eines Arbeiters der russischen Industrie etwa vier Fünftel der des britischen Arbeiters beträgt, sein Lebensstandard jedoch nur ein Drittel oder ein Viertel so hoch wie der des Arbeiters in England ist und der britische Arbeiter ausgebeutet wird: kann man dann nicht sagen, daß sein russischer Kollege um so mehr ausgebeutet wird?

Die Enteignung der Bauern

Die Oktoberrevolution enteignete die Großgrundbesitzer, die Kirche und die Monarchie. Die ländliche Bourgeoisie - die Kulaken - wurde nicht enteignet, und während der NEP-Periode machten nicht nur die alten Kulaken gute Geschäfte, sondern es entstanden neue großbäuerliche Schichten, die aus dem mittleren Bauerntum aufstiegen. Die Kulaken beuteten zusammen mit den privaten Kaufleuten die Armen auf dem Land aus. Der Privatkapitalismus setzte seine Herrschaft über die Landwirtschaft bis 1928 fort.

Die Kollektivierung veränderte die Situation grundlegend. Wir wollen hier nicht die Wirkung der Kollektivierung auf die Klassenunterschiede innerhalb der Landwirtschaft diskutieren, sondern uns nur mit der folgenden Frage beschäftigen: Wie beeinflußte die Kollektivierung das Gesamteinkommen im landwirtschaftlichen Sektor der Wirtschaft? Das wichtigste, womit man sich bei der Beantwortung dieser Frage beschäftigen muß, ist der Einfluß, den die Kollektivierung auf die staatlichen Erträge aus der Landwirtschaft hatte, d.h. ihr Einfluß auf die Pflichtabgaben: Steuern, Zahlungen für Arbeiten, die von den Maschinen- und Traktorenstationen (MTS) und den staatlichen Getreidemühlen verrichtet wurden. Die Pflichtabgaben waren in Wirklichkeit Steuern - wenn auch nicht dem Namen nach -, da die Preise, die an die Kolchosen gezahlt wurden, außerordentlich niedrig waren. 1935 betrug der festgesetzte Preis für Pflichtabgaben von Hafer 4-6 Kopeken pro kg, den die Regierung im Kleinhandel für 55-100 Kopeken pro kg wiederverkaufte. Die Zahlen für Roggen waren 60-100 Kopeken bzw. 4,6-6,9 Kopeken. Der Einzelpreis für Mehl (in schlechter Qualität) war 60-70mal so hoch wie der Preis, zu dem Getreide eingekauft wurde.132 Die Preise für andere landwirtschaftliche Produkte waren ähnlich kläglich.

»Die Regierung zahlt den Produzenten noch immer etwa 10 Kopeken pro kg für Weizenlieferungen, während sie - seit der Preissenkung von 1946 - dem Konsumenten 13 Rubel für ein kg Weizenmehl (zu 85% ausgemahlen) abverlangt; mehr als das Hundertfache des Preises, zu dem das Getreide bezogen wurde.«133

Zum zweiten erhielt der Staat einen beträchtlichen Anteil der Produktion in Form von Naturalbezahlungen für die von den MTS erbrachten Leistungen. Da die MTS ein Monopol über die Versorgung mit landwirtschaftlichen Geräten und Maschinen hatten, waren sie in der Lage, für deren Gebrauch hohe Gebühren zu fordern. Die folgende Tabelle zeigt, wie über das von den Kolchosen produzierte Getreide im Jahr 1938 verfügt wurde (in Prozentzahlen):134

									1938

 

Pflichtabgaben								15,0

Zahlungen an die MTS							16,0

Rückzahlung von Darlehen						 2,0

Verkäufe an die Regierung und auf dem Markt				 5,1

Zuteilung für Saatreserven						18,6

Zuteilung für Futterreserven						13,6

Rücklagen für die Unterstützung von Invaliden und Kindergärten		 0,8

Verteilung an die Mitglieder135						26,9

Verschiedene Zuteilungen							 2,5 



Darüber hinaus eignet sich der Staat überaus hohe Anteile bei weiteren Produkten an.

 Dazu ebenfalls einige Zahlen von 1938:136



						Zahlungen in

						Naturalform

				Pflichtabgaben	an die MTS	zusammen

 

Sonnenblumensamen			38,7		16,0		54,7

Zuckerrüben				82,0		17,8		99,8

Baumwolle, gewässert			81,0		17,5		98,5

Baumwolle, ungewässert			90,1		 5,0		95,1

Fleisch (1937)				30,0		 -		30,0

Milch (und Milchprodukte

an Stelle von Milch/1937)			44,0		 -		44,0

Wolle (1937)				54,7		 -		54,7

 



Diese Zahlen muß man mit dem spärlichen Anteil der Kolchosbauern am Ertrag ihrer sogenannten "kollektiveigenen" Farmen vergleichen (1937):137

Getreide				35,9		Milch			 7,6

Sonnenblumensamen		27,0		Butter			26,6

Leinsamen			 3,7		Fleisch und Fett		48,8

Flachs				 2,6		Wolle			 7,7

Hanfsamen			15,7		Honig			35,1

Hanf				 3,4		Eier			26,6

Kartoffeln			45,4

Zur gleichen Zeit wurden die Kolchosbauern gezwungen, immer härter und härter auf den Kollektivfarmen zu arbeiten, wie die folgenden Zahlen zeigen:138



Durchschnittszahl der Trudodni139 pro Haushalt



	Jahr			Zahl			Index

 

	1932			257			100,0

	1933			315			122,5

	1934			354			133,4

	1935			378			147,1

	1936			393			152,8

	1937			438			170,7

	1938			437			170,0 



Was die Länge des Arbeitstages in den Kolchosen angeht, so war sie nicht kürzer als unter dem Zaren-Regime. Zu dieser Zeit betrug sie 14 Std. für Landarbeiter, jedoch nur 11 Std. für Pferde und 10 Std. für Ochsen.140 Ein Regierungserlaß vom 1.8.1940 legte fest, daß der Arbeitstag während der Ernte in Kolchosen, Sowchosen und MTS um 5 oder 6 Uhr morgens beginnen sollte und bis zum Sonnenuntergang dauert. Eine Broschüre, die die Arbeit eines Kolchosvorsitzenden in einer Musterkolchose beschreibt, stellt fest, daß im Frühling und zur Erntezeit der Arbeitstag 15 Std. dauert, die Essenszeiten ausgeschlossen. Ein russisches Fachbuch aus der damaligen Zeit gibt die folgenden Zeittafeln als Modelle an:

a)	»Für die Frühjahrsaussaat und die Erntezeit beginnt die Arbeit um 4 Uhr morgens, die Frühstückspause dauert von 8-9 Uhr, das Mittagessen von 13 - 15 Uhr, die Arbeit geht bis 22 Uhr.«141

b) »Zur Ernte dauert die Arbeit von 5.30 Uhr bis 21 Uhr.« (Pausen waren nicht angegeben)142

c)	»Stallknechte, die sich um die Pferde kümmern, haben von 3 Uhr bis 21 Uhr, im Winter unter Umständen bis Mitternacht, zur Arbeit zu erscheinen, im Sommer von 3 - 22 Uhr.«143

d)	Milchmädchen beginnen um 4.30 Uhr mit der Arbeit und haben um 20 Uhr Feierabend, dazu 2 Pausen von l½ Std. täglich, das ganze Jahr über.144 Ähnlich umfangreiche Arbeitszeiten werden noch in anderen Quellen erwähnt. (Außerdem fordert die Norm noch, daß Milchmädchen an allen 365 Tagen des Jahres arbeiten.)145 

c) Die Arbeit auf einer Schweinefarm geht von 5 - 20 Uhr mit Pausen von je 2 Std.146

Es ist interessant, festzustellen, daß Lenin 1908 in seinem Buch "Die Agrarfrage in Rußland am Ausgang des 19. Jahrhunderts" schrieb:

»Die Bauern ohne Pferd oder mit nur einem Pferd zahlen unter dem Titel von Steuern den siebenten bzw,. zehnten Teil dessen, was ihre Bruttoausgaben ausmachen. Der Fronzins lag wohl kaum so hoch ...«147

Die landwirtschaftlichen Schwerstarbeiter im "Sozialistischen Vaterland" zahlen weit mehr als diesen Anteil! Die Kollektivierung veränderte nicht nur die Lage derer, die in der Industrie in proletarische Verhältnisse hineingerieten, sondern ebenso derer, die in der Landwirtschaft verblieben. Die überwiegende Mehrheit der Landarbeiter sind Leute, die real, wenn auch nicht in der Theorie, keinerlei Produktionsmittel besitzen. Und in der Tat ist es noch weniger gerechtfertigt, die russischen Bauern von heute Besitzer von Produktionsmitteln zu nennen als die Leibeigenen des 19. Jahrhunderts.

Die Kollektivierung machte die landwirtschaftliche Produktion für die Bedürfnisse der industriellen Entwicklung verfügbar. Sie »befreite« die Bauern von ihren Produktionsmitteln und verwandelte einen Teil von ihnen in ein Arbeitskräftereservoir für die Industrie. Die übrigen wurden teils Bauern, teils Arbeiter und teils Leibeigene auf den Kolchosen.

Prinzipiell ähnliche, wenn auch in einigen wichtigen Einzelheiten andere Resultate erreichte die englische Bourgeoisie im 16. und 17. Jahrhundert durch die Vertreibung der Bauernschaft vom Land. Marx nannte diesen Prozeß die "ursprüngliche Akkumulation".148 Er schrieb:

»Die Geschichte dieser ihrer Expropriation ist in die Annalen der Menschheit eingeschrieben mit Zügen von Blut und Feuer.«149

In Rußland floß während der ursprünglichen Akkumulation viel mehr Blut als in England. Stalin vollbrachte in wenigen hundert Tagen, wozu England einige hundert Jahre gebraucht hatte. Das Ausmaß, in dem er es tat, und die Erfolge, die er erreichte, stellen die Taten der Herzogin von Sutherland weit in den Schatten. Sie legen ein unerbittliches Zeugnis ab von der Überlegenheit einer modernen industriellen Wirtschaft in der Hand des Staates unter der Führung einer erbarmungslosen Bürokratie.

Engels Prognose über die Zukunft der ursprünglichen Akkumulation in Rußland hat sich voll bestätigt, obwohl auf ganz andere Weise, als er selbst gedacht hatte. In einem Brief an Danielsen vom 24. Februar 1893 schrieb er:

» ... daß der Umstand, daß Rußland das letzte Land ist, dessen sich die kapitalistische grande industrie bemächtigt, und gleichzeitig das Land mit der größten Bauernbevölkerung ist, dazu führen muß, die durch diese ökonomische Umgestaltung hervorgerufene bouleversement [Erschütterung, d. Übers.] akuter werden zu lassen, als sie anderswo gewesen ist. Der Prozeß der Verdrängung von etwa 500.000 Gutsbesitzern und von etwa 80 Millionen Bauern durch eine neue Klasse bürgerlicher Grundbesitzer kann sich nur unter fürchterlichen Leiden und Konvulsionen vollziehen. Aber die Geschichte ist nun mal die grausamste aller Göttinnen, und sie führt ihren Triumphwagen über Haufen von Leichen, nicht nur im Krieg, sondern auch in Zeiten friedlicher Entwicklung.«150

Die Umsatzsteuer

Seit 1930 stammte der Hauptanteil der Kapitalinvestition und der Verteidigungskosten aus der Umsatzsteuer. M. Dobb schreibt:

»Wie erwartet läßt sich in dem Jahrzehnt eine recht enge Korrelation zwischen der ansteigenden Kurve für Investitionsausgaben und Verteidigung einerseits und den steigenden Einnahmen aus der Umsatzsteuer andererseits feststellen. Wie wir gesehen haben, betrug im Jahre 1932 das Einkommen aus dieser Steuer bereits mehr als 17 Milliarden Rubel. Für die Verteidigung und die Finanzierung der Volkswirtschaft wurden insgesamt 25 Milliarden Rubel ausgegeben. Im Jahre 1934 betrugen die beiden Zahlen für sich genommen jeweils 37 Milliarden, im Jahre 1938 schon 80 und 75 Milliarden, im Jahre 1939 92 und 100 Milliarden, im Jahre 1940 106 und 113 Milliarden, und im Jahre 1941 beliefen sich die Schätzungen auf 124 und 144 Milliarden Rubel (die sich in diesem Jahr öffnende Kluft wurde durch ein Ansteigen der Gewinnsteuern annähernd abgedeckt).«151

Die Umsatzsteuer ist die wichtigste einzelne Quelle der russischen Staatseinnahmen. Sie machte folgende Anteile am gesamten Einkommen des Staates (Anleihen ausgenommen) aus:152



	1931	46,2%		1937	69,4 %		1945	40,8%

	1932	51,5%		1938	63,1%		1946	58,7%

	1933	58,2%		1939	62,1%		1947	62,1%

	1934	64,3 %		1940	58,7%		1948	60,6%

	1935	69,5 %		1942	44,8%		1949	58,8%

	1936	69,7 %		1944	35,3%		1950	55,9%

							1951	57,8%



Die Umsatzsteuer wird zum Zeitpunkt der Fertigung von Gütern erhoben, und die Regierung muß sie außerdem bei Pflichteinkäufen landwirtschaftlicher Produkte von den Bauern zahlen, sie ist im Preis der Waren eingeschlossen und wird so vollständig vom Konsumenten bezahlt. Die Steuer liegt meist nur auf den landwirtschaftlichen Produkten und auf den Konsumgüterindustrien, wie man aus den folgenden Tabellen ersehen kann, die die Anteile der verschiedenen Industriezweige an der Gesamtproduktion und die staatlichen Steuereinnahmen aus der Umsatzsteuer für 1939 angeben:153

Kommissariat		 			Prozentualer 	Prozentualer 

						Anteil am 	Anteil der Ein-

						Bruttogesamt- 	nahmen aus

 						ertrag		der Umsatz-		

								steuer

 

Ölindustrie					 3,1		 8,0

Fleisch- und Milchwarenindustrie			 4,5		 7,3

Nahrungsmittelindustrie				11,7		29,7

Textilindustrie					10,2		13,0

Leichtindustrie					 7,9		 2,6

Landwirtschaftliche Geräte			 2,5		34,4

Andere Kommissariate				60,1		 5,0

(Hauptsächlich für die Schwerindustrie) 

 

Daraus läßt sich schließen, daß im Jahre 1939 fast 90% aller Einnahmen durch die Umsatzsteuer aus der Besteuerung von Nahrungsmitteln und Konsumgütern stammten.

Indem die Umsatzsteuer nicht erst auf den Verkaufspreis, sondern bereits auf die Fertigungskosten gelegt wird, verursacht eine Steuer von angenommen 50% in Wirklichkeit einen Anstieg des Warenpreises von 100%, eine Steuer von 75% einen Anstieg von 300% und von 90% eine l0fache Verteuerung des tatsächlichen Preises. Man muß das beachten, wenn man sich die folgenden Angaben über den Anteil der Umsatzsteuer ansieht:154



Warenart					prozentualer		Datum								Anteil

 

Getreide aus der Ukraine

(Rubel/Zentner)					73,0		1. 4. 1940

Hartweizen					74,0		1. 4. 1940

Roggen						60,0		1 . 4.1940

Gerste						46,0		1. 4. 1940

Hafer						25,0		1. 4 .1940

Buchweizen					289,5		1. 4 .1940

Kartoffeln (% des Ladenpreises)			48-62		24.1.1940

Fleisch (% des Ladenpreises)

Rindfleisch					67-71		24.1.1940

Kalb, Schwein, Hammel				62-67		24.1.1940

Geflügel						20-43		24.1.1940

Wurst, Frankfurter, Rauchfleisch			50-69		24.1.1940

Fisch (% des Ladenpreises)

Hering, Fisch aus

dem Kaspischen Meer				35-50		10.4.1940

Fisch (ausgenommen Hering)			39-53		10.4.1940

Kaviar						40		10.4.1940

Dosenfisch (je nach Sorte)				 5-50		10.4.1940

Salz (% des Großhandelspreises)

in großen Mengen				70-80		1. 5. 1940

abgepackt in kleinen Packungen			35-42		1. 5. 1940

Getränke (% des Ladenpreises)

Wodka						84		1. 1. 1940

andere alkoholische Getränke			55-78		1. 1. 1940

nicht alkoholische Getränke			20		10.4.1940

Tabak (% des Ladenpreises)

Zigaretten					75-88		1. 6. 1937

Machorka					70		1. 6. 1937

Baumwollartikel (% des Großhandelspreises)

Kattun						55		1. 1. 1938

andere Artikel					62-65		1. 1. 1938

 

Der reaktionäre Charakter dieser Steuer zeigt sich darin, daß sie nur in geringem Maße auf Automobile (nur 2%), Radiogeräte (25%) und Kaviar (40%) gelegt wird, jedoch massiv auf Weizen (73-74%), Salz (70-80%), Zucker (73%), Seife (61-71%) und Zigaretten (75-88%) lastet. Im Licht dieser Fakten überrascht folgende Bemerkung von M. Dobb über die Umsatzsteuer:

» ... Sie war ein Mittel, das garantieren sollte, daß sich der Hauptanteil der Preissteigerungen auf Luxus und weniger notwendige Güter und so wenig wie möglich auf lebensnotwendige Artikel konzentrierte. Dies geschah durch unterschiedliche Erhebung der Umsatzsteuer auf verschiedene Waren, wobei die Unterschiede von 1-2% bis fast 100% variierten.« - » ... Die Steuer hat die Wirkung einer allgemeinen direkten Ausgabensteuer - eine direkte Steuer auf das Einkommen, wenn es ausgegeben wird.«155

Und weiter: » ... Die höheren Steueranteile liegen natürlich auf den Luxusgütern, da diese tendenziell besonders knapp sind. Der Haupteffekt der unterschiedlichen Besteuerung liegt daher zweifellos darin, auf die Preisstruktur so einzuwirken, daß sie sich zuungunsten der nicht notwendigen Güter verändert. (Somit verringert sie die realen Einkommensunterschiede mehr als der Eindruck der Geldunterschiede, an denen man sich auf den ersten Blick orientiert, annehmen läßt.)«156

Um die wirkliche Last, die durch die Umsatzsteuer auf die Konsumenten gewälzt wird, einzuschätzen, ist es zweckmäßig, sich gleichzeitig den Gesamtbetrag der Umsatzsteuer und der damit zusammenhängenden Steuer auf die Einzelverkaufspreise anzusehen.157



Jahr		Großhandels-	Umsatzsteuer	Einzelhandels	Steueranteil (%)

		umsatz				Umsatz

(Alle Zahlen in Millionen Rubel)

 1931		 27.465		 11.643		 15.822		 73,6

1932		 40.357		 19.514		 20.843		 93,6

1933		 49.789		 26.983		 22.806		118,3

1934		 61.815		 37.615		 24.200		155,4

1935		 81.712		 52.026		 29.686		175,3

1936		106.761		 65.841		 40.920		160,9

1937		125.943		 75.911		 50.032		151,7

1938		138.574		 80.411		 58.163		138,2

1939		163.456		 96.800		 66.656		145,2

1940		174.500		105.849		 68.651		152,2

1950		359.600		236.100		123.500		191,2

1952		393.600		246.900		147.300		167,6 



 

Die Umsatzsteuer widerspricht als indirekte, reaktionäre Steuer offen dem ursprünglichen Programm der Bolschewistischen Partei. Sogar das Minimalprogramm der Bolschewiki, d.h. ein Programm, das noch unter dem Kapitalismus als realisierbar angesehen wurde, sprach sich für die »Abschaffung aller indirekten Steuern und die Einführung einer direkten Steuer auf Einkommen und Erbschaften« aus158. Der 11. Parteikongreß (1922) erklärte hierzu:

»Die Steuerpolitik muß darauf abzielen, den Prozeß der Akkumulation von Ressourcen mittels einer direkten Besteuerung von Eigentum, Einkommen usw. zu regulieren. Die Steuerpolitik ist das wichtigste Instrument einer revolutionären Politik des Proletariats in einer Übergangsepoche.«159

 Um den Widerspruch zwischen Anspruch und Wirklichkeit zu lösen, wurde offiziell die Umsatzsteuer nicht mehr Steuer genannt. Jasny hat darauf hingewiesen, daß im Jahrbuch von 1935 die Umsatzsteuern unter Steuern aufgeführt160, aber schon in der nächsten Ausgabe desselben Jahrbuches aus der Rubrik "Einkünfte aus Steuern" herausgenommen waren.161 Dieser Wechsel in der Terminologie ermöglichte es dem Finanzminister der UdSSR, vor dem Obersten Sowjet zu erklären:

»Es ist bekannt, daß der überwiegende Teil der Einnahmen des Budgets der Sowjetunion sich aus Zahlungen der nationalen Wirtschaft zusammensetzt. Der Anteil aller Steuern von der Bevölkerung ist unbedeutend. 1939 betrug der Gesamtbetrag aller Steuern von der Bevölkerung 6,5 Milliarden Rubel, das sind nur 4,2% aller Einnahmen des Staatshaushalts.«162

Die Unterordnung des Menschen unter das Eigentum

Artikel 6 der sowjetischen Verfassung besagt, daß »das Land, seine Bodenschätze, Gewässer, Wälder, Mühlen, Fabriken, Bergwerke, Eisenbahnen, Transportmittel zu Wasser und in der Luft, Kommunikationsmittel, große staatlich organisierte Landwirtschaftsbetriebe (staatliche Farmen, Maschinen-Traktoren-Stationen usw.) und ebenso im wesentlichen die Wohnungen in den Städten und Industrieorten staatliches Eigentum, d. h. der Reichtum des ganzen Volkes, sind«.

Es ist merkwürdig, daß, obwohl damit dem Volk durch den Staat der Reichtum des Landes gehört, der russische Staat sich so sehr darum bemüht, den Reichtum vor dem Volk zu verteidigen.

Nach dem Gesetz vom 7.8.1932 "Über den Schutz des Eigentums staatlicher Unternehmen, Kollektivfarmen, Kooperativen und Institutionen sozialistischen Eigentums" wird der Diebstahl von Eigentum des Staates, der Kolchosen und der Kooperativen sowie der Diebstahl bei den Eisenbahnen und auf den Wasserwegen mit dem Tod durch Erschießen und der Beschlagnahme allen Besitzes bestraft. Bei mildernden Umständen konnte die Strafe in eine Haftstrafe von mindestens 10 Jahren bei Beschlagnahme allen Besitzes umgewandelt werden.163 Stalin nannte dieses Gesetz die »Grundlage der revolutionären Gesetzgebung«.164

In Wirklichkeit wurde dieses Gesetz nur selten auf kleinere Diebstähle angewandt. Als das Präsidium des Obersten Sowjet der UdSSR am 4. Juni 1947 einen Erlaß über den "Schutz des Privateigentums der Bürger" verabschiedete, wird deshalb im 1. Artikel ausgeführt:165

»Diebstahl - das ist die versteckte oder offene Aneignung privaten Eigentums von Bürgern - wird bestraft durch die Inhaftierung in einem Erziehungsarbeitslager für die Dauer von 5-6 Jahren. Diebstahl, der von einer Bande begangen wird, oder wiederholter Diebstahl wird mit Arbeitslager zwischen 6 und 10 Jahren bestraft.«166

Die Strafe für die Beteiligung an Verbrechen gegen das Eigentum wurde selten gemildert. Am selben Tag verabschiedete das Präsidium noch einen anderen Erlaß über die "Veruntreuung staatlichen und öffentlichen Eigentums", das die folgenden Artikel enthielt:

»(1) Diebstahl, Aneignung, Unterschlagung oder eine andere Veruntreuung staatlichen Eigentums wird bestraft mit Inhaftierung in einem Erziehungsarbeitslager für 7-10 Jahre mit oder ohne Beschlagnahme des privaten Besitzes.«

»(2) Veruntreuung von staatlichem Eigentum im Wiederholungsfalle sowie wenn in großem Umfange oder durch eine organisierte Gruppe begangen, wird bestraft mit Haft in einem Erziehungsarbeitslager für die Dauer von 10-25 Jahren bei Beschlagnahme des Besitzes.«

»(3) Diebstahl, Aneignung, Unterschlagung oder andere Veruntreuung von Eigentum der Kollektivfarmen und Kooperativen oder von anderem öffentlichen Eigentum wird bestraft mit Haft in einem Erziehungsarbeitslager von 5-8 Jahren mit oder ohne Beschlagnahme des Besitzes.«

»(4) Veruntreuung von Eigentum der Kollektivfarmen und Kooperativen oder von anderem öffentlichen Eigentum im Wiederholungsfalle sowie wenn in großem Umfange, in einer organisierten Gruppe oder Bande begangen, wird mit Haft in einem Erziehungsarbeitslager für die Dauer von 8-20 Jahren bei Beschlagnahme des Besitzes bestraft.«167

Einen Monat später gab das Staatsanwaltsbüro zehn Beispiele für die Durchführung dieser Erlasse:

»(1) In der Stadt Saratow stahl W.F. Judin, der schon früher wegen Diebstahls verurteilt worden war ..., Fisch aus einer Räucherfabrik. Am 24. Juni 1947 wurde Judin zu 15 Jahren Haft in einem Erziehungsarbeitslager verurteilt ...«

»(2) Am 11. Juni 1947 stahl D.A. Kiseliew, ein Elektriker auf der Eisenbahnlinie Moskau-Rjasan, Pelzwaren aus einem Eisenbahnwaggon ... Am 24. Juni 1947 verurteilte ihn das Kriegsgericht der Eisenbahn Moskau-Rjasan zu 10 Jahren Haft in einem Erziehungsarbeitslager.«

»(3) In der Stadt Pawlow-Posad in der Region Moskau stahl L.N. Markjelow ... Bekleidung aus der Textilfabrik von Pawlow-Posad. Am 20. Juni 1947 wurde Markjelow zu einer Haftstrafe von 8 Jahren in einem Erziehungsarbeitslager verurteilt.«

»(4) Im Distrikt Rodnikow in der Region lwanow stahlen J.W. Smirnow und W. W. Smirnow ... 375 Pfund Hafer aus einer Kolchose. Am 26. Juni 1947 wurden beide zu einer Haftstrafe von 8 Jahren in einem Erziehungsarbeitslager verurteilt.«

»(5) Im Distrikt Kirow bei Moskau wurde der Chauffeur E.K. Smirnow wegen Diebstahls von 22 Pfund Brot aus einer Bäckerei verhaftet. Das Volksgericht verurteilte ihn zu 7 Jahren Haft in einem Erziehungsarbeitslager.«

»(6) In Saratow stahl E.J. Gordejew verschiedene Artikel aus einem Warenhaus. Am 21. Juni 1947 ... wurde Gordejew zu 7 Jahren Haft in einem Erziehungsarbeitslager verurteilt.«

»(7) In Kuibyschew stahl E.T. Polubojarow die Brieftasche eines Zugreisenden ... Am 4. Juli wurde er zu 5 Jahren Haft in einem Erziehungsarbeitslager verurteilt.«

»(8) Am 7. Juni 1947 riß W.E. Bukin Geld aus der Hand der Bürgerin Pustinski ... Am 20. Juni 1947 wurde ... Bukin zu 8 Jahren Haft in einem Erziehungsarbeitslager verurteilt.«

»(9) Am 6. Juni 1947 stahlen A.A. Tschubarkin und W.G. Morosow im Dorf Sobowka im Distrikt Kutusowsk der Region Kuibyschew 88 Pfund Kartoffel aus dem Keller der Bürgerin Presnjakow. Am 17. Juni 1947 wurden beide zu 5 Jahren Haft in einem Erziehungsarbeitslager verurteilt.«

»(10) Am 5. Juni 1947 nutzte in Moskau ... K.W. Greenwald, der bereits früher wegen Diebstahls verurteilt worden war, die Abwesenheit seines Nachbarn aus, stieg in dessen Wohnung ein und stahl verschiedene Haushaltsartikel ... Greenwald ... wurde zu 10 Jahren Haft in einem Erziehungsarbeitslager verurteilt.«168

Die Strenge dieses Teils des sowjetischen Gesetzes steht in krassem Gegensatz zu der relativen Milde, mit der gegen Mord, Entführung und andere Gewaltverbrechen vorgegangen wurde, und verdient somit nähere Aufmerksamkeit. Es wird deutlich, daß im stalinistischen Rußland das Individuum viel geringere Bedeutung hat als das Eigentum. Das Strafgesetz der RSFSR legte so folgendes fest: 

»Artikel 136: Auf vorsätzlichen Mord, begangen (a) aus Bereicherungsgründen, aus Eifersucht (soweit nicht durch Artikel 138 abgedeckt) oder aus anderen niedrigen Motiven, (b) durch eine Person, die schon einmal wegen vorsätzlichen Mordes oder schwerer Körperverletzung vor Gericht stand und einen Pflichtverteidiger vor Gericht hatte, (c) in einer Weise, die das Leben vieler Menschen gefährdet oder ungewöhnliche Qualen für das Opfer verursacht, (d) und andere schwere Verbrechen zu erleichtern oder zu vertuschen, (e) durch eine Person, die besonders für das Wohlergehen des Opfers verantwortlich war, (f) indem ein Vorteil aus der hilflosen Verfassung des Opfers gezogen wird, steht Freiheitsentzug bis zu 10 Jahren.«

»Artikel 137: Vorsätzlicher Mord, der unter anderen Umständen begangen wird als unter Art. 136 beschrieben, hat Freiheitsentzug bis zu 8 Jahren zur Folge.«

»Artikel 138: Vorsätzlicher Mord, der unter plötzlichem Eindruck starker emotionaler Erregung begangen wird, die durch Gewalt oder eine grobe Beleidigung von seiten des Getöteten hervorgerufen wird, wird mit Freiheitsentzug bis zu 5 Jahren oder Zwangsarbeit bis zu einem Jahr bestraft.«169

Einige andere Strafen für Gewaltverbrechen gegen Personen waren die folgenden:

»Artikel 147: Widerrechtliche gewaltsame Freiheitsberaubung einer Person wird mit Freiheitsentzug oder Zwangsarbeit bis zu einem Jahr bestraft. Wer eine Person der Freiheit beraubt auf eine Weise, die Gefahr für das Leben oder die Gesundheit des Opfers hervorruft oder ihm physische Leiden zufügt, wird mit Freiheitsentzug zwischen einem und zwei Jahren bestraft.«

»Artikel 148: Wer eine geistig gesunde Person aus gewinnsüchtigen oder anderen persönlichen Gründen in ein Asyl bringt, wird mit Freiheitsentzug von einem bis zwei Jahren bestraft.«

»Artikel 149: Entführung, Verstecken oder Vertauschen eines Kindes einer anderen Person aus gewinnsüchtigen Motiven, aus Rache oder einer anderen persönlichen Absicht wird mit Freiheitsentzug bis zu 3 Jahren bestraft.«170

Diese Religion der Eigentumsverehrung richtet sich sogar gegen die schwächsten Mitglieder der Gemeinschaft - die Kinder. Wie man sieht, beträgt die Höchststrafe für Kindesentführung nur 3 Jahre Haft, während die Strafe, die wegen Diebstahls gegen ein Kind verhängt wird, ungleich größer ist.

All diese Dinge lassen folgende Aussage von Marx in einem neuen Licht erscheinen:

»Ebensowenig wie das Recht geht das Verbrechen, d.h. der Kampf des isolierten Einzelnen gegen die herrschenden Verhältnisse, aus der reinen Willkür hervor. Es hat vielmehr dieselben Bedingungen wie jene Herrschaft.«171

Im stalinistischen Rußland gründete sich der Begriff der Natur des Verbrechens und die Strafen, die gegen die Gesetzesbrecher ausgesprochen wurden, auf die Unterordnung der Menschen unter das Eigentum und der Arbeit unter das Kapital. Darin kommt der Grundwiderspruch der bürokratischen staatskapitalistischen Ordnung zum Ausdruck.

Veränderungen in den Verteilungsverhältnissen

In seinen "Aprilthesen" sagte Lenin, daß es die Politik der Partei war, die »Entlohnung aller Beamten, die durchweg wählbar und jederzeit absetzbar sein müssen, nicht über den Durchschnittslohn eines guten Arbeiters hinaus«172 festzulegen.

In "Staat und Revolution" (August-September 1917) wirft er die Frage nach der Art der Bezahlung von Löhnen und Gehältern unmittelbar nach der sozialistischen Revolution auf, und zwar in einer Gesellschaft, die »... in jeder Beziehung, ökonomisch, sittlich, geistig, noch behaftet ist mit den Muttermalen der alten Gesellschaft, aus deren Schoß sie herkommt«.173

Unter diesen Umständen kommt er zu folgendem Schluß: »Gleichheit aller Mitglieder der Gesellschaft in bezug auf den Besitz der Produktionsmittel, d.h. der Gleichheit der Arbeit, der Gleichheit des Arbeitslohnes ...174

Alle Bürger verwandeln sich hier in entlohnte Angestellte des Staates, den die bewaffneten Arbeiter bilden. Alle Bürger werden Angestellte und Arbeiter eines, das gesamte Volk umfassenden Staats"syndikats". Es handelt sich nur darum, daß sie alle gleichermaßen arbeiten, das Maß der Arbeit richtig einhalten und gleichermaßen Lohn bekommen.175

Die gesamte Gesellschaft wird ein Büro und eine Fabrik mit gleicher Arbeit und gleichem Lohn sein.«176

Daher setzte Lenin als »sofortiges Ziel« der Bolschewiki:

»Techniker, Aufseher, Buchhalter sowie alle beamteten Personen [sollen] ein den"Arbeiterlohn", nicht übersteigendes Gehalt beziehen.«177

Einige Monate nach der Revolution (im März 1918) erklärte Lenin wiederum seine Unterstützung

»zur allmählichen Ausgleichung der Arbeitslöhne und Gehälter in allen Berufen und Kategorien«.178

Er gestand die Notwendigkeit bestimmter Ausnahmen im Fall von Spezialisten ein, da er sehr wohl wußte, daß angesichts ihrer Knappheit und ihrer Feindseligkeit dem Arbeiterstaat gegenüber das Ziel der Angleichung nicht erreicht werden konnte. Er bestand jedoch darauf, daß die Einkommensunterschiede viel niedriger als unter dem Zarismus sein und die Tendenz für die Zukunft sich auf eine zunehmende Angleichung hin bewegen sollte. Darüber hinaus schreckte er nicht davor zurück, auszusprechen, daß jede Ungleichheit, die der sowjetischen Regierung durch die wirtschaftliche Rückständigkeit aufgezwungen wird, ein Rückschritt vom Sozialismus und ein Zugeständnis an den Kapitalismus ist. So schrieb er:

»In dieser Übergangsperiode müssen wir ihnen [den Spezialisten, T.C.] möglichst gute Existenzbedingungen gewährleisten ... Als ich mich mit Gen. Schmidt, dem Kommissar für Arbeit, über die Frage der Tarife unterhielt, verwies er auf folgende Tatsachen. Er sagt, daß wir für die Angleichung der Löhne soviel getan haben, wie es in Jahrzehnten kein einziger bürgerlicher Staat getan hat und zu tun vermag. Man betrachte die Sätze der Vorkriegszeit: Ein ungelernter Arbeiter verdiente einen Rubel am Tag, d.h. 25 Rubel monatlich - ein Spezialist aber erhielt 500 Rubel im Monat ... Ein Spezialist erhielt zwanzigmal soviel wie ein Arbeiter. Unsere heutigen Sätze bewegen sich zwischen 600 und 3.000 Rubel, d.h., sie unterscheiden sich nur im Verhältnis 1:5. Für die Angleichung haben wir viel getan.«179

Die höhere Bezahlung der Fachleute war »... eine Bezahlung nach bürgerlichen Verhältnissen«, ein »Schritt rückwärts«, eine »Konzession« an den Kapitalismus, der der Sowjetregierung durch die objektiven Verhältnisse aufgezwungen wurde.180

Im Jahre 1919 faßte die Kommunistische Partei Rußlands ihre Lohnpolitik in folgende Sätze

»Während wir die Gleichheit der Entlohnung aller Art von Arbeit erstreben, um den Kommunismus zu erreichen, kann die Sowjetregierung die sofortige Realisierung dieser Gleichheit im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht als ihre Aufgabe ansehen, da gerade erst die ersten Schritte zum Übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus gemacht werden.«181

Der 10. Parteikongreß im Jahr 1921 entschied, daß

»aus einer Reihe von Gründen Unterschiede der Lohnhöhe nach der Qualifikation vorübergehend aufrecht erhalten werden müssen, die Lohnpolitik trotzdem auf der größtmöglichen Gleichheit zwischen den Lohnstufen zu basieren hat ...«182

Auf demselben Kongreß wurde es als notwendig erklärt,

»vollkommen angemessene Maßnahmen auszuarbeiten, um die Ungleichheit in bezug auf die Lebensbedingungen, die Löhne usw. zwischen Spezialisten und Arbeitern in verantwortlichen Positionen einerseits sowie den arbeitenden Massen auf der anderen Seite zu beseitigen, da diese Ungleichheit die Demokratie untergräbt, eine Quelle der Korruption für die Partei darstellt und die Autorität der Kommunisten vermindert.«183

Gerade zur Zeit des Kriegskommunismus herrschte praktisch völlige Gleichheit von Löhnen und Gehältern. Nach den Daten des sowjetischen Statistikers Strumlin betrugen 1917 die Löhne der am höchsten bezahlten Arbeiter 232% der Löhne der am niedrigsten bezahlten, in der ersten Hälfte 1921 nur noch 102% und waren damit praktisch gleich.184 (Andererseits gaben die Bedingungen des Mangels, die unter dem Kriegskommunismus herrschten, den Funktionären die Möglichkeit des Mißbrauchs ihrer Kontrolle über das Versorgungs- und Verteilungssystem.)

Die annähernde Gleichheit der Löhne endete mit der Einführung der NEP. In den Jahren 1921-1922 wurde eine einheitliche Lohnskala eingeführt, die in 17 Stufen vom Lehrling bis zum höchsten Spezialisten eingeteilt war, und nach der die besten Facharbeiter 3½mal soviel Lohn bekamen wie die am niedrigsten bezahlten ungelernten Arbeiter. Spezialisten konnten achtmal mehr verdienen als ungelernte Arbeiter. (Dies traf nicht auf Parteimitglieder zu, für die es eine besondere Skala von Höchstlöhnen gab, die viel niedriger als die der nicht der Partei angehörenden Spezialisten war.)

Die Einkommensunterschiede waren viel geringer als vor der Revolution. Die Löhne und Gehälter der Eisenbahnangestellten vor und nach der Revolution bestätigen dies. 1902 betrug das Einkommen eines Signalstellers 10-20 Rubel im Monat, eines Maschinisten 30-60 Rubel, während die Leiter des Eisenbahndienstes 500-700 Rubel erhielten, der leitende Direktor 1000-1500 Rubel.185 Im März 1924 lagen die Unterschiede zwischen 13,27 Goldrubel monatlich für Streckenarbeiter und 26,80 Goldrubel für die leitenden Angestellten.186 In der Industrie betrug der Durchschnittslohn eines Arbeiters Im März 1926 58,64 Goldrubel, während ein Fabrikmanager 187,90 Goldrubel erhielt, wenn er Parteimitglied war und 309,50 Goldrubel, wenn er nicht in der Partei war.187 Bis zur Einführung des ersten Fünfahresplans gab es jedoch einige Faktoren, die diese Unterschiede abmilderten. Vor allen Dingen war es keinem Parteimitglied gestattet, mehr als ein Facharbeiter zu verdienen. Diese Regelung war von großer Bedeutung, da die Mehrheit der Direktoren von Unternehmen, Industriezweigen usw. Parteimitglieder waren. 1928 waren 71,4% des Personals der Leitungsgremien von Trusts Parteimitglieder, ebenso 84,4% der Syndikatsleitungen und 89,3% der Leitungen von einzelnen Industriebetrieben. Ein zusätzlicher Faktor, der die Unterschiede tatsächlich viel kleiner machte als sie durch die Einheitslohnskala erscheinen, war der, daß die Gesamtzahl der Spezialisten (ein Teil von ihnen waren Parteimitglieder und verdienten somit nicht mehr als ein Facharbeiter) sehr klein war. 1928 stellten sie nur 2,27% aller in der Industrie Beschäftigten dar. Ein allgemeines Bild der Einkommensunterschiede in Rußland wird im "Statistischen Handbuch der UdSSR, 1926" (russisch) gegeben, nach dem das jährliche Durchschnittseinkommen eines Arbeiters in den Jahren 1926-1927 - ausgedrückt in Vorkriegsrubeln - 465 Rubel betrug. Zur selben Zeit war Spezialisten ein Höchsteinkommen von 1811 Rubeln erlaubt. Nimmt man die Bourgeoisie, die Leute, die durch die NEP gefördert wurden, und die Kulaken aus, so gab es nur 114.000 Personen, die diesen Höchstlohn verdienten. Diese stellten 0,3% aller Verdiener dar, und ihr Einkommen betrug nur 1% des Volkseinkommens.188

Mit der Einführung der Fünf-Jahres-P1äne unter dem Banner des "Siegreichen Sozialismus" wurden alle bolschewistischen Traditionen der Gleichheit über Bord geworfen. Stalin führte den Angriff an, indem er erklärte:

»Urawnilowka (ein Schmähwort für Gleichmacherei) entsteht aus der Bauernmentalität, der Mentalität der gleichen Teilung aller Güter, der Mentalität des primitiven "Bauernkommunismus". Urawnilowka hat nichts mit dem marxistischen Sozialismus zu tun.«189

Wehe dem, der es jetzt noch wagte, gegen die Einkommensunterschiede in Rußland zu opponieren, gleichgültig, wie groß sie auch waren. Molotow ging so weit, auf dem 7. Sowjetkongreß der UdSSR zu erklären:

»Bolschewistische Politik erfordert einen entschiedenen Kampf gegen die Gleichmacher als Komplizen des Klassenfeindes, als Elemente, die dem Sozialismus feindlich gegenüberstehen.«190

Die Verordnung, die die Einkünfte der Parteimitglieder einschränkte, wurde 1929 verändert und später191 gänzlich beseitigt. Das Gesetz, durch das Personen, die zwei Posten innehatten - wie es viele Spezialisten taten -, nur das 1½fache des geltenden Höchstgehaltes bekommen konnten, wurde abgeschafft. Das "allgemeine Lohngesetz" vom 17. Juni 1920192, nach dem jemand, der die Akkordnorm überschritt, nicht mehr als 100% mehr als den normalen Lohn verdienen konnte, wurde ebenfalls abgeschafft. Auf der anderen Seite wurde das Gesetz, das Lohnzahlungen an Akkordarbeiter von weniger als 2/3 des normalen Lohnes verbot, aufgehoben.193

Es wurden keine weiteren Einschränkungen der Lohndifferenzierung mehr aufrechterhalten, und sie vergrößerten sich auf alarmierende Weise. Nach 1934 hörten die russischen Statistiker auf, Zahlen über die Aufteilung der Arbeiter und Angestellten nach dem Einkommen zu veröffentlichen und gaben nur noch das Durchschnittseinkommen aller Arbeiter und Angestellten an, eine Zahl, die durch den Durchschnitt der Einkommen von Putzfrauen, ungelernten Arbeitern, Facharbeitern, Spezialisten, Chefingenieuren, Betriebsleitern usw. zustande kam.194 Trotz dieses Informationsmangels können bestimmte Fakten angeführt werden, so zum Beispiel das ungestüme Ansteigen des Lohnniveaus von Bürokratenlöhnen und das scharfe Sinken des Einkommens der Arbeiterklasse.

Im Jahre 1937 zum Beispiel verdienten Betriebsingenieure 1500 Rubel im Monat, Direktoren 2000 Rubel - sofern nicht die Regierung Sondergenehmigungen für noch höhere Einkünfte gegeben hatte - und Facharbeiter 200-300 Rubel. Zu dieser Zeit führte die Regierung einen Mindestlohn von 110 Rubeln monatlich für Akkordarbeiter und 115 Rubel für Zeitarbeiter ein. Daß viele Arbeiter nur das blanke Minimum verdienten, wird durch die Tatsache deutlich, daß auf Grund dieses Gesetzes, das diesen Mindestlohn festsetzte, ein zusätzlicher Posten im Budget von 1938 über 600 Millionen Rubel dafür bereitgestellt wurde.195 Im Vergleich zu solchen Löhnen waren 2.000 Rubel im Monat kein schlechtes Einkommen. Aber nicht genug damit. Zusätzlich zu ihrem festen Gehalt erhielten Direktoren und Betriebsingenieure Prämien, deren Höhe vom Ausmaß der Übererfüllung der Produktionsquoten in ihren Betrieben, wie sie im Wirtschaftsplan festgelegt waren, abhing. Für 1948, so wird berichtet, gab es folgende Prämien, die an das Management von Kraftfahrzeugtransportunternehmen für die Erfüllung und Übererfüllung des Planes gezahlt wurden:196



Prämie und prozentualer Anteil vom Grundgehalt

						Für jedes % der Übererfüllung

			 Für Planerfüllung		des Plans

 

Höheres Management

(Direktor, Chefingenieur)		bis zu 30%		bis zu 4%

Mittleres Management

(Abteilungschefs)			bis zu 25%		bis zu 3%

Unteres Management

(Geschäftsführer)			bis zu 20%		bis zu 3%

 

Auf diese Weise erhielt der Direktor eines Betriebes, der den Plan um nur 10% übererfüllte, eine Prämie von bis zu 70% zusätzlich zu seinem Grundgehalt, bei 20% Übererfüllung wurde eine Prämie von 110% gewährt, bei 30% eine Prämie von 150% und bei 50% eine Prämie von 230%. Eine andere Einkommensquelle war der Direktorenfonds, eine Einrichtung, die am 19. April 1936 eingeführt wurde.197 Nach diesem Gesetz kamen 4% des geplanten Profits und 50% des Profits, der darüber lag, in den Direktorenfonds. Ein russischer Wirtschaftler gab für 1937 Zahlen an, die zeigen, um welche Summen es sich hierbei handelte:198



				Tatsächliche	Direktoren-	Direktoren-						Kosten in %	fonds (in	fonds pro

		 Planerfül-	der geplanten	Millionen	Arbeiter

		 lung in %	Kosten		Rubel)		(in Rubel)

 



Petroleumindustrie	104,1	103,8		21 7		344,92

Fleischindustrie		118,6	104,1		51,9		752,69

Spirituosenindustrie	108,8	103,0		86,0		1752,00



Da das Durchschnittseinkommen aller Arbeiter und Angestellten 1937 nur noch 254 Rubel monatlich betrug199, zeigen diese Zahlen, daß durch eine geringfügige Übererfüllung des Planes der Direktorenfonds für das Jahr im Durchschnitt pro Arbeiter in der Petroleumindustrie mehr als einen durchschnittlichen Monatslohn betrug, in der Fleischindustrie 3 Monatslöhne und in der Spirituosenindustrie mehr als 4½ Monatslöhne. Nach einem anderen sowjetischen Wirtschaftler heißt es:

»ln den fünf Industriekommissariaten belief sich der Direktorenfonds pro Arbeiter auf 6,3% des jährlichen Durchschnittslohns. Jedoch ist in mehreren Branchen der Prozentsatz wesentlich höher und erreicht 21,5% in der holzverarbeitenden Industrie, über 25% in der Pelz- und Lederschuhindustrie und bis zu 55% in der Spirituosen-, Nudel- und Nahrungsmittelindustrie.«200

Es ist deshalb offensichtlich, daß riesige Summen in die Hände der Direktoren fielen, in deren Industrien Tausende von Arbeitern beschäftigt waren.

Der Direktorenfonds sollte angeblich für Wohnhäuser für Arbeiter und Angestellte, für Klubs, Kantinen, Kinderkrippen und Kindergärten und für Prämien für ungewöhnliche Leistungen bei der Arbeit dienen. Es gibt kein statistisches Material, wie der Direktorenfonds verteilt wurde. Der einzige Hinweis ist in der Zeitung 'Za Industrialisatsija' vom 29.4.1937 zu finden, die einige Zeilen veröffentlichte, nach denen der Direktorenfonds »im Betrieb Porchen in Charkow wie folgt verteilt wurde: Von den 60.000 Rubeln des Direktorenfonds behielt der Direktor 22.000 Rubel für sich, der Sekretär des Parteikomitees erhielt 10.000 Rubel, der Chef des Produktionsbüros 8000 R., der Chefbuchhalter 6000 R., der Präsident des Gewerkschaftskomitees 4000 R. und der Leiter der Werkstatt 5000 Rubel.«201

Andere Teile der privilegierten Klassen erfreuten sich ebenfalls ungewöhnlich hoher Einkommen. Ein Brief des Schriftstellers Alexeij Tolstoi und des Dramatikers W. Wischnewski an die 'Prawda', der die »Mißverständnisse über die ungewöhnlich hohen Autoreneinkommen durch fantastische Autorenanteile« aufheben sollte, gab folgende Zahlen über die Einkommen von Autoren:



Monatliches Einkommen (1936)		Anzahl von Personen

 

Mehr als 10.000 Rubel				 14

6000-10 000 Rubel				 11

2000 5000 Rubel					 39

1000-2000 Rubel					 114

500-1000 Rubel					 137

Bis zu 500 Rubel	über 				4.000202

 



Wenn man noch einmal darauf hinweist, daß im selben Jahr 1936 das Durchschnittseinkommen aller sowjetischen Arbeiter und Angestellten 2.776 Rubel jährlich betrug, somit 231 Rubel monatlich203, wird jeder Kommentar überflüssig. Regierungsbeamte, die - nach Lenin - nicht mehr als der durchschnittliche Facharbeiter verdienen sollten, hatten nunmehr höchst unterschiedliche Einkommen. Nach einem Beschluß des Obersten Sowjet der UdSSR vom 17.1.1938 erhielten der Präsident und der Vizepräsident des Unionsrates und des Nationalitätenrates Gehälter von 300.000 Rubel im Jahr und jeder Abgeordnete des Obersten Sowjet 12.000 Rubel plus 150 Rubel für jeden Sitzungstag.204

Der Präsident des Obersten Sowjet der RSFSR und seine Stellvertreter erhielten 150.000 Rubel im Jahr205. Vermutlich hatten die Präsidenten und Vizepräsidenten der anderen Sowjetrepubliken die gleichen Gehälter. Ein einfacher Soldat bekam während des Krieges 10 Rubel im Monat, ein Leutnant 1.000, ein Oberst 2.500. ln der US-Armee, die unter keinen Umständen eine sozialistische Armee genannt werden kann, erhielt ein einfacher Soldat 50 Dollar monatlich, ein Leutnant 150 Dollar und ein Oberst 333 Dollar.206

Durch verschiedene Staatspreise hatten die Bürokraten noch eine weitere mögliche Einnahmequelle. Der ursprüngliche Erlaß, der die Stiftung der Stalin-Preise zu Ehren des 60. Geburtstages des Führers verkündete, begrenzte ihren Wert auf einen Höchstbetrag von je 100.000 Rubel.207 Der Höchstbetrag wurde später auf 300.000 Rubel angehoben, und jedes Jahr wurden etwa 1000 Stalin-Preise vergeben, die sich zwischen 50.000 und 300.000 Rubel bewegten und alle steuerfrei waren.

Ein anderer deutlicher Hinweis auf die riesigen Einkommensunterschiede in Rußland war die Höhe der Einkommenssteuer. Die Einkommenssteuersätze zeigen am 4. April 1940 eine Staffelung der Einkommen auf, die sich von unter 1800 Rubel im Jahr bis über 300.000 Rubel bewegt.208 Ein höherer Regierungsbeamter, ein Direktor oder ein erfolgreicher Schriftsteller hat selbstverständlich ein Haus in Moskau, ein Sommerhaus auf der Krim, ein oder zwei Wagen, eine Anzahl von Dienern usw. Sogar während des Krieges, als angesichts der Notlage alle Anstrengungen unternommen wurden, die höchste Produktion aus den Arbeitern herauszupressen, gab es extreme Unterschiede in den Lebensbedingungen der verschiedenen Klassen. Ein Dienstmädchen mit zwei Kindern, eines im Alter von 10, das andere von drei Jahren, erzählte Alexander Werth im Jahre 1942:

»Die Kinder leben hauptsächlich von Brot und Tee; das Kleine bekommt Milchersatz, ein Zeug, das aus Sojabohnen hergestellt wird, ohne Geschmack und mit geringem Nährwert. Für meine Fleischmarken bekam ich in diesem Monat nur etwas Fisch. Manchmal erhalte ich etwas Suppe, die im Restaurant übrigbleibt, aber das ist auch alles.«209

Zur selben Zeit konnte Alexander Werth in seinem Tagebuch schreiben: »Das Mittagessen im "National", war heute eine sehr aufwendige Angelegenheit. Trotz der Lebensmittelknappheit in Moskau scheint es immer genug von den besten Speisen zu geben, wann immer ein Anlaß für ein großes Gelage mit offiziellen Gästen besteht. Für "Zaskuski" gab es besten frischen Kaviar, viel Butter und geräucherten Lachs, dann Stör und nach dem Stör Hähnchen à la Maréchal, dann Eis und Kaffee mit Brandy und Likör, und auf dem ganzen Tisch befand sich das übliche Aufgebot an Flaschen.«210

Die Unterteilung der russischen Gesellschaft in Privilegierte und Parias zeigt sich sehr deutlich am Rationierungssystem während des Krieges. Ein unterschiedliches Rationierungssystem wurde eingeführt, wie es niemand in den demokratischen kapitalistischen Staaten des Westens vorzuschlagen gewagt hätte. Es trifft zu, daß es sogar ein Schock für die Sowjetbevölkerung war, so sehr, daß es weder die 'Prawda' noch die 'Iswestija' erwähnten und das Rationierungssystem insgesamt geheimgehalten wurde.211

Tatsächlich waren die Luxusgüter der Reichen im Verhältnis viel billiger als die lebensnotwendigen Güter der Armen. Dies ist besser zu verstehen, wenn noch einmal einige wenige Zahlen über die Umsatzsteuersätze wiederholt werden:212 Weizen 73-74%; loses Salz 70-80%; Fleisch (Rind) 67-71%; Kaviar 40%, Radiogeräte 25%; Automobile 2%. Ergebnis: Mitte 1948 betrug der Gegenwert des Pkw "Moskwitsch" (Kaufpreis 9.000 Rubel) 145 Pfund Butter (Butter kostete 62-66 Rubel pro Pfund), während in den USA ein etwas besserer Wagen den Gegenwert von etwa 1.750 Pfund Butter darstellte.213

Die Einkommensunterschiede führten zu großen Unterschieden in bezug auf das vererbte Eigentum. In den frühen Tagen der Revolution wurde durch einen Erlaß vom 27. April 1918 alles Erbe von mehr als 10.000 Rubel konfisziert.214 Dies geschah im Geist des Kommunistischen Manifests, das als eine der Forderungen für den Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus die Abschaffung aller Erbrechte forderte. Einige Jahre später wurde das Gesetz radikal geändert, und 1929 gab es bereits eine Erbsteuertabelle, die von 1000 Rubel und weniger bis 500.000 Rubel und darüber reichte.215 Gegenwärtig geht die Erbschaftssteuer nicht über 10% hinaus. Das ist sehr niedrig, wenn man sie mit den Steuersätzen im kapitalistischen Großbritannien und in den USA vergleicht. Während des letzten Krieges gab es eine Flut von Berichten in der russischen Presse über Leute, die der Regierung Darlehen von 1 Million und darüber gaben. Die "Freunde der Sowjetunion" erklärten dies folgendermaßen:

»In der Sowjetunion empfingen die Millionäre ihre Rubel durch ihre eigene harte Arbeit und für Dienste für den Sowjetstaat und das Volk.«216

Wenn man diese Erklärung untersucht, findet man, daß bei einem durchschnittlichen Jahreseinkommen für Arbeiter und Angestellte von 4.000 Rubel im Jahr 1940 die Ansammlung von 1 Million Rubel für einen durchschnittlichen Arbeiter 250 Jahre dauern würde, vorausgesetzt, daß er dabei überhaupt nichts für sich verbraucht. Die Sowjetmillionäre bekamen allein in Zinsen 50.000 Rubel für jede Million, ein Vielfaches des Einkommens eines Arbeiters.

Jedoch der deutlichste Ausdruck der Unterscheidung der russischen Gesellschaft in Privilegierte und Parias ist das Renten- und Pensionssystem der Regierung. Wenn ein einfacher Soldat starb, der vor seiner Einberufung Arbeiter oder Angestellter war, so erhielt seine Familie eine Rente zwischen 52,5 Rubel und 240 Rubel im Monat. Wenn er kein Arbeiter oder Angestellter war, erhielt seine Familie 40 Rubel, 70 Rubel oder 90 Rubel monatlich, je nachdem, ob er ein, zwei oder drei Angehörige hatte, die arbeitsunfähig waren. Bewohner ländlicher Gebiete erhielten nur 80% dieser Sätze. Dagegen bekam die Familie eines gefallenen Oberst im Monat 1920 Rubel.217 Angehörige eines Arbeiters, der durch einen Arbeitsunfall ums Leben kam, erhielten höchstens 200 Rubel monatlich (ausgenommen einige seltene Umstände, bei denen 300 Rubel gezahlt wurden)218. Dagegen erhielten privilegierte Familien große Summen beim Tod des Familienoberhauptes. Als M.F. Wladimirski, ein Abgeordneter des Obersten Sowjet, starb, wurde seiner Witwe ein Pauschalbetrag von 50.000 Rubel sowie eine Lebensrente von 2.000 Rubel monatlich zugebilligt, seiner Schwester eine Lebensrente von 750 Rubel im Monat.219 Als Generaloberst W.A. Juskewitsch starb, erhielt seine Witwe ebenfalls einen Pauschalbetrag von 50.000 Rubel und eine Lebensrente von 2.000 Rubel im Monat.220 Die Presse war voll von ähnlichen Beispielen.

Die Stufenleiter in der Erziehung

Ein Bestandteil der antagonistischen Verteilungsverhältnisse war die Stufenleiter in der Erziehung. Artikel 121 der Stalinschen Verfassung von 1936 erklärte:

»Bürger der UdSSR haben ein Recht auf Bildung. Dieses Recht wird durch eine allgemeine Schulpflicht in der Grundschule sowie durch die Schulgeldfreiheit auch der höheren Bildungseinrichtungen gewährleistet.«

Aber selbst wenn die Erziehung völlig kostenlos ist, gibt es doch keine wirkliche Gleichheit in bezug auf die Studienbedingungen für Kinder der Armen und der Reichen, da die einen so früh wie möglich zu arbeiten anfangen müssen und da viele Eltern nicht in der Lage sind, ihre Kinder während des Studiums zu unterstützen. Es ist deshalb nicht überraschend, daß der Anteil der Kinder in der UdSSR, die eine Erziehung genießen, in den höheren Jahrgängen abnimmt. Im Schuljahr 1939/40 betrug z.B. die Gesamtzahl aller Schüler und Studenten in allen Bildungseinrichtungen:221



Bildungseinrichtung					Anzahl (1.000)

 



Grundschule (Klasse 1-4)					20.471

Höhere Schule (Klasse 5-7)					 9.715

Höhere Schule (Klasse 8-10)					 1.870

Höhere Technische und Betriebsschulen				 945

Universitäten und Technische Hochschulen			 620 

 



Wäre die Gesamtzahl der Kinder der verschiedenen Jahrgänge des ganzen Landes bekannt, könnte man die Anteile der Kinder ausrechnen, die in den verschiedenen Jahrgängen die Schule besuchen. Aber auch auf der Basis der oben genannten Zahlen sind ohne diese Information die ungleichen Chancen des Schulbesuchs für Kinder verschiedenen Alters offensichtlich. Nimmt man an, daß alle Kinder im Alter von 7-11 Jahren die Schule besuchen, hat nur weniger als die Hälfte das Glück, länger als 4 Jahre in der Schule zu bleiben. Nur eines von 10 hat eine Schulausbildung von mehr als 7 Jahren, und weniger als eines von 20 beendet die l0jährige Schulzeit (gegenüber der Schulpflicht von 10 Jahren im kapitalistischen Großbritannien).

Sogar schon vor der Einführung von Studiengebühren an Universitäten, Technischen und anderen Hochschulen mußten viele Schüler, die erfolgreich die Universität und die Technischen Hochschulen erreicht hatten, aus finanziellen Gründen ihr Studium vor dem Examen abbrechen. Zwischen 1928 und 1938 belief sich die Gesamtzahl der Studenten, die an den Ingenieurschulen zur Ausbildung für die Industrie und das Transportwesen zugelassen waren, auf 609.200, während nur 242.300 ihren Abschluß erreichten.222 Die Anzahl der Studierenden an Technischen Hochschulen betrug 1.062.000, von denen nur 362.700 ihr Studium abschlossen.223 1938 waren 42,3% aller Studenten an Hochschulen Kinder aus der Intelligenzschicht.224 Seitdem wurden keine Statistiken über die soziale Zusammensetzung der Studentenschaft veröffentlicht, aber es besteht kein Zweifel, daß durch die Einführung der Studiengebühren im Jahr 1940 der Prozentsatz der Studenten »aus gutem Hause« anwuchs. Artikel 146 der Stalinschen Verfassung sagt:

»Die Verfassung der UdSSR kann nur durch den Beschluß des Obersten Sowjet der UdSSR verändert werden, wenn sich mindestens 2/3 der abgegebenen Stimmen in jeder Kammer dafür aussprechen.«

Dies hielt die Regierung jedoch nicht davon ab, Studien gebühren für die höheren Schulen und die Universität einzuführen, ohne auch nur den Obersten Sowjet zusammenzurufen, um den Artikel 121, der - wie oben aufgeführt - die Schulgeldfreiheit festlegt, zu verändern. Der Erlaß des Volkskommissariats, der am 2. Oktober 1940 herausgegeben wurde225, setzte eine Studiengebühr von 150-200 Rubel für jedes Schuljahr der oberen Klassen der höheren Schulen (8.-10. Klasse) und 300-500 Rubel jährlich für die Hochschulen fest. Die Höhe dieses Betrages kann erst richtig beim Vergleich mit den durchschnittlichen Löhnen und Gehältern dieser Zeit 335 Rubel monatlich - ermessen werden, wobei der Lohn vieler Arbeiter tatsächlich nur 150 Rubel im Monat betrug. Es ist einleuchtend, daß die Einführung von Studiengebühren eine wirksame Barriere gegen die höhere Schulbildung darstellte, besonders für Familien mit 3 oder 4 Kindern.

Um die Sache auf die Spitze zu treiben, besaß die Sowjetregierung noch den Zynismus zu erklären, die Einführung von Studiengebühren sei ein Anzeichen für den steigenden Wohlstand der Bevölkerung. Die Präambel dieses Erlasses besagte:

»Indem er den höheren Stand des materiellen Wohlstandes der Arbeiter und die großen Ausgaben des Sowjetstaates für den Aufbau, die Instandhaltung und die Ausrüstung des konstant wachsenden Netzes von höheren Schulen und Universitäten der UdSSR in Betracht zieht, erkennt der Volkskommissariatsrat die Notwendigkeit, einen Teil der Ausgaben für Erziehung in höheren Schulen und Universitäten der UdSSR den Arbeitern aufzuerlegen und beschließt deshalb ... «

Diese Art von Logik führt zu dem Schluß, daß man ein wirklich wohlhabendes Land daran erkennt, daß sogar der Besuch der Grundschule bezahlt werden muß!

Es muß den Studenten deutlich geworden sein, daß der Zwang, Studiengebühren zu zahlen, kein Anzeichen für Wohlstand war. Zwischen den Schuljahren 1940/41, als die Studiengebühren eingeführt wurden, und 1942/43 verließen etwa 20% der Schüler die Schulen der RSFSR, indem sie durch »das Aussieben in Verbindung mit der Einführung von Studiengebühren und die Veränderung in der Verfahrensweise, Stipendien zu gewähren«,226 dazu gezwungen wurden.

Ein anderer Erlaß über die »Staatlichen Arbeitsreserven der UDSSR«, der am gleichen Tag, dem 2. Oktober 1940, beschlossen wurde, bestimmte die jährliche Rekrutierung von 800.000-1.000.000 Jungen zwischen 14 und 17 Jahren (in den Klassen 8-10) für eine Pflichtberufsausbildung. Die Anzahl der Kinder, die jedem Berufszweig zugeteilt wurden, wurde festgesetzt, und die Verantwortung für die Ausführung dieser Anweisung kam den Distrikts- und Stadtsowjets zu.227 Kommissionen, die aus den Vorsitzenden der Stadt- und Distriktssowjets, einem Vertreter der Gewerkschaften und dem lokalen Sekretär der Komsomol bestanden, wurden gegründet, die jede Schule anwiesen, eine bestimmte Anzahl von Schülern bereitzustellen, die von den Lehrern ausgesucht wurden. Da die Schüler der 8. bis 10. Klassen davon ausgenommen waren, traf diese Regelung fast ausschließlich die Schüler aus armen Familien. Die Härte der Disziplinierung, die den Schülern in den Berufsschulen auferlegt wurde, zeigte sich deutlich darin, daß das Verlassen der Schule ohne Erlaubnis und andere Verletzungen der Disziplin mit Strafen bis zu einem Jahr Haft in einem Erziehungsheim geahndet wurden.228 Um dieses System noch weiter auszubauen, beschloß das Präsidium des Obersten Sowjet am 19.6.1947, die Altersbegrenzung für die Arbeitsreserve anzuheben. In einer Anzahl von Industriezweigen stieg sie bis zum 19. Lebensjahr.229

Wenn man die beiden Erlasse vom 2.10.1940 vor Augen hat, erinnert man sich unwillkürlich des Rundschreibens von Delianow, dem Erziehungsminister von Zar Alexander III., im Jahr 1887:

Der Minister, nach Verbesserung der Qualität der Schüler bestrebt, entschied, daß »Kinder von Kutschern, Dienern, Köchen, Wäscherinnen, kleinen Ladenbesitzern und ähnlichen Personen nicht dazu ermutigt werden sollen, über den Stand emporzusteigen, dem sie angehören«.

Rußland - ein Industriegigant

Die Anstrengungen und die Selbstaufopferung des Volkes ließen Rußland trotz bürokratischer Mißwirtschaft und Verschwendung zu einer großen Industriemacht emporsteigen. Sie stieg, ausgedrückt in Begriffen industrieller Produktion, vom vierten Rang in Europa und dem fünften in der Welt zum ersten in Europa und zweiten in der Welt. Es sprang aus seiner schläfrigen Rückständigkeit heraus und wurde ein modernes, mächtiges, industriell fortgeschrittenes Land. Der Bürokratie ist dabei ebenso viel Tribut zu zollen, wie Marx und Engels dies gegenüber der Bourgeoisie taten.

»Erst sie hat bewiesen, was die Tätigkeit der Menschen zustande bringen kann. Sie hat ganz andere Wunderwerke vollbracht als ägyptische Pyramiden, römische Wasserleitungen und gotische Kathedralen Die Bourgeoisie reißt durch die rasche Verbesserung der Produktionsinstrumente, durch die unendlich erleichterten Kommunikationen alle, auch die barbarischsten Nationen, in die Zivilisation ... Sie hat enorme Städte geschaffen, sie hat die Zahl der städtischen Bevölkerung gegenüber der ländlichen in hohem Grade vermehrt und so einen bedeutenden Teil der Bevölkerung dem Idiotismus des Landlebens entrissen ... Die Bourgeoisie hat in ihrer kaum hundertjährigen Klassenherrschaft massenhaftere und kolossalere Produktionskräfte geschaffen als alle vergangenen Generationen zusammen.«230

Der Preis für diese Errungenschaften war natürlich menschliches Leid in einem Ausmaß, das unvorstellbar ist. Vom sozialistischen Standpunkt ist nämlich das entscheidende Kriterium nicht das Wachstum der Produktion an sich, sondern die sozialen Verhältnisse, die diese ungeheure Entwicklung der Produktivkräfte begleiten. Wird sie von einer Verbesserung der wirtschaftlichen Stellung der Arbeiter, durch ein Anwachsen ihrer wirtschaftlichen Macht, durch die Stärkung der Demokratie, ein Zurückgehen der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten, dem Nachlassen des staatlichen Zwangs begleitet oder nicht? Ist die industrielle Entwicklung geplant, und wenn, dann durch wen und in wessen Interesse? Das sind die grundlegenden sozialistischen Kriterien für die wirtschaftliche Entwicklung.

Marx sah voraus, daß die Entwicklung der Produktivkräfte unter dem Kapitalismus die Menschheit in eine Krise treiben würde, aus der es nur zwei Auswege geben könnte: der eine, die sozialistische Reorganisation der Gesellschaft, der andere, ein Rückfall in die Barbarei. Die Drohung der Barbarei nimmt vor unseren Augen die Form an, daß die Produktivkräfte der Menschheit, der Industrie und der Wissenschaft vor den Karren des Krieges und der Zerstörung gespannt werden. Der Stellenwert von Magnitogorsk und Oak Ridge wird in der Geschichte der Menschheit nicht durch die ungeheuren materiellen Leistungen bestimmt werden, sondern durch die gesellschaftlichen und politischen Beziehungen, die ihnen zugrunde liegen.

2. Kapitel: 								Staat und Partei im stalinistischen Rußland

Im vorigen Kapitel wurden die wichtigsten Gesichtspunkte der sozialen und wirtschaftlichen Beziehungen im stalinistischen Rußland beschrieben. Dieses Kapitel beschäftigt sich mit den politischen Aspekten - dem Staat und der Partei.

Marx und Engels über den Charakter eines Arbeiterstaates

Marx und Engels gebrauchten den ziemlich unheilvoll klingenden und weithin mißverstandenen Begriff der "Diktatur des Proletariats", um den Inhalt, nicht die Form des Staates zu beschreiben, der den kapitalistischen Staat ersetzen sollte, das heißt, um die herrschende Klasse zu definieren. Für sie bedeutet in diesem Zusammenhang Diktatur einfach dasselbe wie Herrschaft, und deshalb waren der Stadtstaat von Athen, das Römische Weltreich, die Herrschaft Napoleons, die parlamentarische Regierung Großbritanniens, das Bismarck'sche Deutschland und die Pariser Kommune allesamt Diktaturen, da in ihnen allen eine Klasse oder eine Anzahl von Klassen von einer anderen Klasse beherrscht wurden. In den Schriften von Marx und Engels über den Charakter der Diktatur des Proletariats wird sie als eine äußerst demokratische Staatsform verstanden. So steht im "Kommunistischen Manifest":

» ... der erste Schritt in der Arbeiterrevolution ist die Erhebung des Proletariats zur herrschenden Klasse, die Erkämpfung der Demokratie.«231

Mehr als vierzig Jahre später schrieb Engels:

»Wenn etwas feststeht, so ist es dies, daß unsere Partei und die Arbeiterklasse nur zur Herrschaft kommen kann unter der Form der demokratischen Republik. Diese ist sogar die spezifische Form für die Diktatur des Proletariats, wie schon die große französische Revolution gezeigt hat.«232

Die Vorstellungen von Marx und Engels über die demokratische Gestalt der Diktatur des Proletariats wurden in der Pariser Kommune verwirklicht.

Engels schrieb:

»Seht euch die Pariser Kommune an. Das war die Diktatur des Proletariats.«233

Und Marx betonte:

»Das erste Dekret der Kommune war daher die Unterdrückung des stehenden Heeres und seine Ersetzung durch das bewaffnete Volk. Die Kommune bildete sich aus den durch allgemeines Stimmrecht in den verschiedenen Bezirken von Paris gewählten Stadträten. Sie waren verantwortlich und jederzeit absetzbar. Ihre Mehrheit bestand selbstredend aus Arbeitern oder anerkannten Vertretern der Arbeiterklasse ... Die Polizei, bisher das Werkzeug der Staatsregierung, wurde sofort aller ihrer politischen Eigenschaften entkleidet und in das verantwortliche und jederzeit absetzbare Werkzeug der Kommune verwandelt. Ebenso die Beamten aller anderen Verwaltungszweige. Von den Mitgliedern der Kommune an abwärts mußte der öffentliche Dienst für Arbeiterlohn besorgt werden. Die erworbenen Anrechte und die Repräsentationsgelder der hohen Staatswürdenträger verschwanden mit diesen Würdenträgern selbst ... Die richterlichen Beamten verloren jene scheinbare Unabhängigkeit . . . Wie alle übrigen öffentlichen Diener sollten sie fernerhin gewählt, verantwortlich und absetzbar sein.«234

 Noch ein Zitat von Engels:

»Gegen diese in allen bisherigen Staaten unumgängliche Verwandlung des Staates und der Staatsorgane aus Dienern der Gesellschaft in Herren der Gesellschaft wandte die Kommune zwei unfehlbare Mittel an. Erstens besetzte sie alle Stellen, verwaltende, richtende, lehrende, durch Wahl nach allgemeinem Stimmrecht aller Beteiligten. Und zweitens zahlte sie für alle Dienste, hohe wie niedrige, nur den Lohn, den andere Arbeiter empfingen. Das höchste Gehalt, das sie überhaupt zahlte, waren 6.000 Franken. Damit war der Stellenjägerei und dem Strebertum ein sicherer Riegel vorgeschoben, auch ohne die gebundenen Mandate bei Delegierten zu Vertretungskörpern, die noch zum Überfluß hinzugefügt wurden.«235

Marx erklärte, daß mit dem allgemeinen Wahlrecht, dem Recht auf Abberufung von jedem im öffentlichen Bereich Beschäftigten, dem Arbeiterlohn für alle Beamten, maximaler lokaler Selbstverwaltung, dem Fehlen von bewaffneten Streitkräften, die sich über das Volk erheben und es unterdrücken, die Pariser Kommune eine vollendete Demokratie, darstellte.

Die Antithese des Arbeiterstaates war die monströse Bürokratie und die Armee jedes der kapitalistischen Staaten, die nach Engels Worten, »die ganze Gesellschaft und selbst den Staat zu verschlingen droht«.236

Das sind, kurz gesagt, die Vorstellungen von Marx und Engels über einen Arbeiterstaat als einer beständigen und äußerst konsequenten Demokratie. Gemessen an diesen Vorstellungen wollen wir jetzt die Realität im stalinistischen Rußland untersuchen.

 Die russische Armee

Der Hauptfaktor im Staat sind die bewaffneten Streitkräfte. Um Lenins Formulierung zu gebrauchen, besteht der Staat aus

»besonderen, über die Gesellschaft gestellten und sich ihr entfremdeten Formationen bewaffneter Menschen, die Gefängnisse usw. zu ihrer Verfügung haben«.237

Deshalb muß eine Analyse des gegenwärtigen russischen Staatsapparates, besonders aus marxistischer Sicht, bei der Struktur der Streitkräfte ansetzen. So schrieb Trotzki richtig:

»Das Heer ist ein Abbild der Gesellschaft und leidet an all ihren Krankheiten, meistens mit erhöhter Temperatur.«238

Die Bildung einer Volksmiliz war eine traditionelle Forderung sozialistischer Parteien239. Demnach war eine der ersten Handlungen der bolschewistischen Führer nach der Machtübernahme die Herausgabe eines Erlasses, der folgende Forderungen umfaßte:

»2.	Die gesamte Macht innerhalb einer Armee-Einheit oder in Verbänden von Einheiten liegt in den Händen ihrer Soldatenkomitees und -räte.

4.	Das Wahlprinzip für Armeekommandeure wird hiermit eingeführt. Alle Kommandeure bis hin zum Regimentskommandeur werden durch allgemeine Wahlen (durch die verschiedenen Einheiten) gewählt. Kommandeure höheren Ranges, einschließlich des Obersten Befehlshabers, werden durch einen Kongreß ... der Komitees von Armee-Einheiten [die von der Wahl des Kommandeurs betroffen sind] gewählt.«240

Am nächsten Tag wurde dieser Beschluß um einen weiteren ergänzt:

»ln der Erfüllung des Willens des revolutionären Volkes, das sich um die sofortige und entschlossene Ausrottung jeglicher Ungleichheit bemüht, beschließt der Volkskommissariatsrat hiermit:

1.	Die Abschaffung aller Ränge und Titel vom Gefreiten bis zum General ...

2.	Die Abschaffung aller Privilegien und äußerlichen Kennzeichen, die früher mit 			den verschiedenen Rängen und Titeln verbunden waren;

3.	Die Abschaffung des militärischen Grußes;

4.	Die Abschaffung aller Orden und anderen Merkmale der Auszeichnung;

5.	Die Abschaffung aller Offiziersorganisationen;

6.	Die Abschaffung von Offiziersburschen in der Armee ... «241

Aber der Wunsch der Bolschewiki nach einer tiefgreifenden Demokratisierung der Armee, einer Umwandlung in eine Volksmiliz, wurde durch die objektiven Gegebenheiten vereitelt. In der ersten Zeit nach der Oktoberrevolution bestanden die revolutionären Streitkräfte aus kleinen Gruppen von Freiwilligen. Die Masse des Volkes war kriegsmüde und nicht bereit, sich freiwillig der neuen revolutionären Armee anzuschließen. Unter dem Druck, der Herausforderung durch die Weißen Armeen, die durch starke ausländische Kräfte unterstützt wurde, begegnen zu müssen, waren die Bolschewiki gezwungen, das Prinzip der Freiwilligkeit durch die Wehrpflicht zu ersetzen. Da sie zusätzlich Mangel an erfahrenen Kommandeuren hatten, waren sie gezwungen, Zehntausende von Offizieren der früheren zaristischen Armee zu rekrutieren. Daran wird deutlich, warum das Wahlprinzip für die Wahl der Kommandeure aufgegeben werden mußte: man konnte kaum von den Bauern und Arbeitern in Uniform erwarten, daß sie die Offiziere zu ihren Befehlshabern wählen würden, die sie so sehr als Vertreter des alten Regimes haßten. Die Zwänge des Krieges bewirkten notwendigerweise ebenfalls die Aufgabe des Ideals einer Armee, die auf territorialer Basis - durch die Bewaffnung des Volkes - aufgebaut ist, und die Rückkehr zu ihrer Kasernierung.

Die bolschewistischen Führer verleugneten niemals auch nur für einen Augenblick, daß diese Maßnahmen eine Abweichung vom sozialistischen Programm darstellten. (Man vergleiche z.B. die Resolution des 8. Parteikongresses im März 1919.)242 Darüber hinaus widersetzten sie sich energisch jedem Versuch, die Maßnahmen dauerhaft zu machen. Als zum Beispiel ein früherer General der Zarenarmee, der während des Bürgerkrieges auf der Seite der Bolschewiki kämpfte, erklärte, die Armee eines sozialistischen Landes sollte nicht auf die Miliz aufgebaut werden, sondern auf dem Kasernensystem, antwortete der Volkskommissar für das Kriegswesen, Trotzki, mit Bestimmtheit:

». . . die Kommunistische Partei kam nicht an die Macht, um die dreifarbigen Kasernen durch rote zu ersetzen.«243

Die Bolschewiki wiederholten immer wieder ihre Absicht, das Milizsystem so schnell wie möglich einzuführen. So erklärte Trotzki auf dem 7. Sowjetkongreß im Dezember 1919:

»Es ist notwendig, mit der Übergangsphase zur Verwirklichung des Milizsystems durch die Bewaffnung der Sowjetrepublik zu beginnen.«244

Der 9. Parteikongreß beschloß, diese Absicht durch den Aufbau von Einheiten einer Arbeitermiliz Seite an Seite mit der regulären Armee zu konkretisieren, und man hoffte, daß sie sich ständig weiterentwickeln würden, um eines Tages die herkömmliche Armee vollständig zu ersetzen.245 Jedoch wurde dieser Beschluß nie ausgeführt. Jeder Plan zur Einführung einer Volksmiliz wurde von den objektiven Gegebenheiten vereitelt: Rußlands zurückgebliebene Produktivkräfte, das niedrige kulturelle Niveau des Volkes und die Tatsache, daß das Proletariat nur eine Minderheit der Bevölkerung darstellte. Dies wird deutlich durch 1. Smilga ausgedrückt, einem führenden Bolschewiken innerhalb der Armee, der 1921 sagte:

»Das Milizsystem, dessen grundlegender Charakter im territorialen Prinzip besteht, sieht sich bei seiner Einführung in Rußland mit einem unüberwindlichen politischen Widerstand konfrontiert. Angesichts des zahlenmäßig schwachen Proletariats in Rußland sind wir nicht in der Lage, die proletarische Führung in den territorialen Milizeinheiten zu gewährleisten ... Noch größere Schwierigkeiten ergeben sich vom strategischen Blickwinkel her. Bei der Schwäche unseres Eisenbahnsystems sind wir im Kriegsfalle nicht fähig, Streitkräfte in den bedrohten Gebieten zu konzentrieren ... Weiterhin hat die Erfahrung des Bürgerkrieges unbestreitbar gezeigt, daß territoriale Formationen völlig ungeeignet sind, die Soldaten desertieren und wollen ihre Dörfer nicht verlassen, gleichgültig, ob bei einem Angriff oder auf dem Rückzug. Deshalb wäre die Rückkehr zu dieser Organisationsform ein grober, nicht zu rechtfertigender Irrtum.«246

Die Rückständigkeit der Produktivkräfte, verbunden mit dem bäuerlichen Charakter des Landes, waren zwei entscheidende Faktoren, nicht die Miliz, sondern die Rote Armee zur regulären Armee zu machen (obwohl viele Elemente von Demokratie und Gleichheit, die gewöhnlich in regulären Streitkräften nicht zu finden sind, in der Roten Armee vorhanden waren). Der wirtschaftliche Entwicklungsstand eines jeden Landes ist nach wie vor der entscheidende historische Faktor. So sagte Marx:

»Unsere Theorie, daß die Arbeitsorganisation bedingt ist durch die Produktionsmittel, scheint nirgendwo brillanter bekräftigt zu werden als in der "menschenschlachtenden Industrie".«247

Die materielle und kulturelle Rückständigkeit Rußlands offenbart sich ebenso in den Beziehungen zwischen Offizieren und Mannschaften: von Anbeginn an sahen sich die Bolschewiki, ungeachtet ihrer früheren Agitation für die Ersetzung aller ernannten Offiziere durch von den Soldaten gewählte, mit der unvermeidlichen Notwendigkeit konfrontiert, ehemalige zaristische Offiziere einzustellen. Es war unmöglich, den Krieg gegen die Weißen Armeen ohne erfahrene Kommandeure zu führen, und wenn die Wahl den Soldaten überlassen worden wäre, hätten sie niemals Offiziere aus der Zarenzeit gewählt.

Von Anfang an fand ein Streit zwischen den Politischen Kommissaren auf der einen Seite und den Parteikollektiven innerhalb der Armee auf der anderen statt. Dieser Konflikt überschnitt sich mit einem anderen zwischen zentralistischen und dezentralistischen Tendenzen. Aus diesen beiden Kämpfen gingen die Politkommissare gegenüber den Parteikollektiven siegreich hervor, und das Zentrum überwand die Guerilla-Tendenzen. Das Zusammentreffen dieser beiden Kämpfe spiegelte eine verstärkte bürokratische Tendenz wider.

Es dauerte nicht lange, bis die früheren zaristischen Offiziere die neue Kommandeure proletarischer Herkunft zu beeinflussen begannen. Der Bolschewik Petrowski bemerkte:

»Innerhalb der Mauern der Militärschule begegneten wir den vom alten Regime überkommenen Ansichten der Bauern über die Rolle des Offiziers gegenüber der Masse der einfachen Soldaten. Wir bemerkten ebenso eine bestimmte Tendenz zu den Kadettentraditionen der Oberklasse der zaristischen Militärschulen ... Das Berufssoldatentum ist die Geißel, die die Offiziersmoral zu allen Zeiten und in allen Ländern schlug ... Sie (die Kommandeure der Roten Armee) wurden Mitglieder einer neuen Offiziersclique, und weder irgendwelche Agitation noch die schönsten Reden über die Notwendigkeit des Kontaktes zu den Massen konnten dagegen angehen. Die Bedingungen der Realität waren stärker als alle frommen Wünsche.«248

Die Kommandeure, die Politkommissare und andere Autoritäten in der Roten Armee begannen, ihre Positionen zu ihrem eigenen Vorteil auszunutzen. Trotzki zog sie deshalb scharf zur Verantwortung, als er z.B. am b 31. Oktober 1920 an die Revolutionären Militärischen Front- und Armeeräte schrieb und die Verwendung von Regierungsfahrzeugen durch solche Führer verurteilte, »welche gerade vor den Augen der erschöpften Soldaten der Roten Armee Freudenfeste abhielten«. Er sprach zornig von »Kommandeuren, die sich besonders elegant kleideten, während die Kämpfer halbnackt waren«, und attackierte Trinkgelage, die sich Kommandeure und Politkommissare leisteten. Und er schloß:

» ... solche Dinge können nichts anderes als Verbitterung und Unzufriedenheit unter den Soldaten der Roten Armee hervorrufen.«

Im selben Brief erläuterte er sein Ziel, nämlich

»das Bemühen um den Abbau aller Sonderprivilegien in der Armee auf das heute notwendige Minimum, ohne sich das unerreichbare Ziel zu setzen, sie alle sofort abzuschaffen«.249

Diese realistische revolutionäre Konzeption zeigt deutlich die unendlichen Schwierigkeiten in dieser Situation.

Trotz all dieser Mißstände garantierte jedoch die Existenz der Bolschewistischen Partei mit ihren Zellen in allen Teilen der Armee, gekoppelt mit dem revolutionären Enthusiasmus und dem Aufopferungswillen der einfachen Soldaten und mit Trotzki an ihrer Spitze, die Beibehaltung des proletarischen Charakters der Roten Armee während des Bürgerkrieges.

Mit dem Teilsieg der Bürokratie im Jahre 1923 wurden Arroganz und diktatorische Verhaltensweisen der Offiziere gegenüber den Truppen eher die Regel als die Ausnahme. Die Schlüsselpositionen innerhalb der Parteizellen der Armee wurden allmählich von den Kommandeuren selbst eingenommen, bis im Jahre 1926 von der Politischen Abteilung in der Armee festgestellt wurde, daß 2/3 aller Positionen im Parteiapparat der Armee sich in den Händen der Kommandeure befanden.250 Mit anderen Worten wurden die Offiziere die politischen Führer, deren Aufgabe es sein sollte, die Soldaten gegenüber ihren Offizieren zu verteidigen!

Trotzdem handelte es sich noch nicht um eine vollkommen unabhängige Offizierskaste. Zum einen waren die Lebensbedingungen der Kommandeure hart und unterschieden sich nicht sehr von denen der Soldaten. Nach White heißt es:

»Im Jahr 1925 wohnte nur 30% des kommandierenden Personals unter Bedingungen, die von Frunse (Volkskommissar für das Kriegswesen) als überhaupt erträglich angesehen wurden. 70% lebte in Wohnverhältnissen unter diesem Niveau. Frunse sprach von verschiedenen Orten, wo sich mehrere Kommandeure mit ihren Familien in einen Raum teilten. Mit anderen Worten: jede Familie hatte nur einen Teil eines Raumes zu ihrer Verfügung. Wenn die Reservekommandeure zu Umschulungen außerhalb der Armee abgeordert wurden, wurden sie für ihre Arbeit auf einer Basis entlohnt, die nicht einmal für einen chinesischen Kuli attraktiv gewesen wäre. Diejenigen, die der Bauernschaft angehörten oder für sie abgestellt waren, bekamen für die Zeit, in der sie mit ihren Studien beschäftigt waren, 5 Kopeken in der Stunde.«251

Wollenberg, der selbst Kommandeur in der Roten Armee war, macht folgende Angaben:

»Im Jahre 1924 betrug die Bezahlung eines Korps-Kommandeurs 150 Rubel im Monat, das entsprach etwa dem, was ein gutbezahlter Metallarbeiter verdiente. Dieser Betrag lag 25 Rubel unter dem "Parteimaximum" d.h. dem höchsten Monatsgehalt, das zu verdienen einem Parteimitglied zu dieser Zeit gestattet war ... Es gab damals kein besonderes Offizierskasino. Die Mahlzeiten von Offizieren und Mannschaften wurden in denselben Küchen zubereitet. Kommunistische Offiziere trugen selten ihre Rangabzeichen außerhalb des Dienstes und legten sie oft auch während des Dienstes ab. Zu dieser Zeit akzeptierte die Rote Armee ein Verhältnis von Vorgesetzten und Untergeordneten nur für den Ablauf des militärischen Dienstes, und in jedem Falle kannte jeder Soldat seinen kommandierenden Offizier mit oder ohne Rangabzeichen. Offiziersburschen waren abgeschafft.«252

Darüber hinaus waren die Soldaten berechtigt, sich über ihre Offiziere beim Militär-Anklagebüro zu beschweren, wovon sie in der Tat auch Gebrauch machten. Im Jahr 1925 gab es monatlich durchschnittlich 1892 Beschwerden, 1926 war die Durchschnittszahl 1923 und 1927 2082. Bis in die Jahre 1931-1933 bestanden »natürliche und einfache Beziehungen zwischen Offizieren und Mannschaften«.253 White setzt den Wendepunkt zur Konsolidierung der Offizierskaste etwas früher an. Die Armeestatuten von 1928 beschreibt er als »eine echte Wendung« und was danach kam als »die Entwicklung eines Trends, der sich bereits klar abgezeichnet hatte«.254 Durch diese Statuten wurde den Armeeoffizieren eine Lebenskarriere eröffnet, und White beschreibt sie berechtigterweise als die »Magna Charta des kommandierenden Personals«, als »so etwas Ähnliches wie eine Petrinische Gesetzestafel der Ränge«.255

Im Jahre 1929 begann »die schrittweise Umwandlung der Häuser der Roten Armee in Offiziersklubs«.256 Obwohl der Sold der Soldaten sehr niedrig blieb, begannen die Offiziersgehälter zu steigen, wie die folgende Tabelle zeigt:257

Anstieg der monatlichen Offiziersgehälter

					1934	1939	Zuwachs

					(Rubel)	(Rubel)	%			

 

Zugführer				260	 625	240			Kompaniechef				285	 750	263				Bataillonskommandeur			335	 850	254				Regimentskommandeur			400	1.200	300			Divisionskommandeur			475	1.600	337			Truppenkommandeur			550	2.000	364

 



Es ist geschätzt worden, daß im Jahr 1937 der durchschnittliche Jahreslohn von einfachen Soldaten und Unteroffizieren zusammengenommen 150 Rubel betrug, der der Offiziere hingegen 8.000 Rubel.258 Während des Zweiten Weltkrieges erhielten einfache Soldaten einen Sold von 10 Rubeln im Monat, ein Leutnant 1.000 Rubel und ein Oberst 2.400 Rubel. In scharfem Kontrast zu diesen großen Unterschieden - wir zitieren dies nicht in zustimmender Weise, sondern nur zum Vergleich - bekamen einfache Soldaten in der US-Armee 50 Dollar im Monat, ein Leutnant 150 und ein Oberst 333 Dollar monatlich.259

Obwohl während der Regierung Stalins der Wert des Rubels sehr stark fiel, beeinträchtigte dies die Offiziere viel weniger als die Zivilisten, da sie in der Lage waren, verbilligt im "Wojenntorch" (Militärmarkt), einer exklusiven Kooperativorganisation, einzukaufen, die Läden, Restaurants, Wäschereien, Schneidereien und Schuhmachereien betrieb. Es wurden für sie spezielle Häuser mit allem Komfort gebaut, sie konnten mit ihren Familien gratis Eisenbahnen, Busse, Schiffsverbindungen usw. benutzen. (Der einfache Soldat hatte keinen dieser Vorteile, die einzige Konzession, die man ihm machte, waren portofreie Briefe, die er verschickte, und für seine Familie portofreie Briefe an ihn.)260

Ein Erlaß vom 22.9.1935 führte folgende Ränge in der Armee und der Luftwaffe ein: Leutnant, Oberleutnant, Hauptmann, Major, Oberst, Brigadegeneral, Divisionskommandeur, Kommandeur eines Armeekorps, Ärmeekommandeur 2. Grades, Armeekommandeur 1. Grades und schließlich Marschall der Sowjetunion.261 Ähnliche Ränge wurden in der Marine eingeführt und zusätzliche Ränge im technischen Militärdienst vergeben. 262Am 7. Mai 1940 wurden in der Armee und der Luftwaffe weitere Ränge eingeführt: Generalmajor, Generalleutnant, Generaloberst, Armee-General, sowie in der Marine: Konteradmiral, Vizeadmiral, Admiral, Admiral der Flotte263 und schließlich am 26. Juni 1945 der Rang des Oberbefehlshabers der Sowjetunion.264

Ab dem 3. September 1940 galten wieder die Rangabzeichen nach altem zaristischem Vorbild, wie goldbesetzte Schulterstücke, Sternembleme aus Gold, Platin und mit Diamanten besetzt (die von Marschällen getragen wurden).265 Darin zeigte sich, wie fern inzwischen die Tage des Bürgerkrieges waren, als die Weißen noch mit dem Schimpfnamen »Goldepauletten« bedacht wurden. Ein Band der "Kleinen Sowjetischen Enzyklopädie" aus dem Jahre 1930 gibt an, daß Schulterstücke

»durch die Novemberrevolution von 1917 als Symbole der Klassenunterdrückung in der Armee abgeschafft wurden«.266

In krassem Gegensatz dazu schrieb die Zeitung der Roten Armee im Jahre 1943 nach der Einführung der Schulterstücke:

»Die Einführung der traditionellen Schulterstücke für Soldaten und Offiziere ... betont und symbolisiert die Kontinuität des Ruhms russischer Waffen durch die gesamte russische Geschichte hindurch bis in unsere Tage.«267

Jede Verbrüderung zwischen Offizieren und einfachen Soldaten wurde verboten.268 Sogar die Reservisten wurden in dieselben Ränge unterteilt wie die Armee und hatten das Recht, ihre Militäruniformen zu jeder Zeit zu tragen.

»Heutzutage«, so schrieb John Gibbons, der Korrespondent des 'Daily Worker', in Moskau 1943, »müssen einfache Soldaten und Unteroffiziere im Bus, der U-Bahn oder dem Zug von ihren Sitzplätzen aufstehen, sollten Personen höheren Ranges stehen.«269

Um zu demonstrieren, daß sie etwas Besseres sind, war es den Offizieren nicht gestattet, größere Pakete auf der Straße zu tragen oder bei einem Theaterbesuch Filzstiefel zu tragen. Hohe Offiziere durften nicht die U-Bahn oder die Straßenbahn benutzen.270 Es gab besondere Offizierskasinos und -klubs. Sogar außer Dienst war es einem Offizier verboten, in der Öffentlichkeit mit Untergeordneten an einem Tisch zu sitzen. Jeder Offizier hatte seinen ständigen Burschen. Für die Kinder von Offizieren wurden vom Kindergarten aufwärts besondere Schulen eingerichtet. Ein früherer Graf und Offizier der Leibwache des Zaren, Generalleutnant Alexeij Ignatjew, wurde sogar Direktor für Umgangsformen und Etikette in Stalins Armee. An der Militärschule wurden Tanzstunden zur Pflicht. Es ist zu bezweifeln, daß Offiziere irgendeiner anderen Armee in der Geschichte über größere Disziplinargewalt verfügten als die russischen. Am 12.10.1940 wurden Verordnungen eingeführt, in denen es heißt:

»... In Fällen von Ungehorsam hat der Kommandeur das Recht, alle Zwangsmaßnahmen einschließlich des Einsatzes von Gewalt und Schußwaffen zu ergreifen. Der Kommandeur trägt keine Verantwortung für die Folgen, falls er es für notwendig hält, Gewalt oder Schußwaffen anzuwenden, um einen Gehorsamsverweigerer zu zwingen, einem Befehl zu gehorchen und um Ordnung und Disziplin wiederherzustellen ... Ein Kommandeur, der in solchen Fällen nicht alle notwendigen Mittel einsetzt, um einen Befehl durchzusetzen, wird vor ein Kriegsgericht gestellt.«271

W. Ulrich, der bei den Moskauer Prozessen den Vorsitz innehatte, kommentierte diese Verordnungen folgendermaßen:

»Die Disziplinarverordnungen dehnen das Recht des Kommandeurs beträchtlich aus in bezug auf den Gebrauch von Gewalt und Schußwaffen ... Kameradschaftliche Beziehungen zwischen Soldaten und Offizieren bestehen nicht mehr ... Der vertrauliche Geist in den Beziehungen zwischen einem Kommandeur und einem Untergebenen kann keinen Platz innerhalb der Roten Armee finden. Diskussionen jeder Art unter Untergebenen sind absolut verboten.«272

Ein Artikel in der 'Prawda' zur selben Zeit beleuchtet noch einen anderen Aspekt dieser Verordnungen:

»Beschwerden können nur persönlich und individuell vorgetragen werden. Das Vorbringen von Gruppenbeschwerden für andere ist verboten. Keine Gruppenerklärungen, keine gemeinsamen Diskussionen mehr, die entweder einen Befehl, schlechtes Essen oder irgendwelche ähnliche Themen betreffen. All dies fällt unter "Ungehorsam" und dafür kann ein Soldat auf der Stelle ohne Kriegsgericht, Anhörung oder Untersuchung erschossen werden, wenn ein höherer Offizier darüber allein und persönlich entscheidet.«273

Auf diese Weise entwickelte sich das Offizierstum in eine Militärhierarchie, die in ihren Abstufungen und Abgrenzungen in nichts den Vergleich mit irgendeiner anderen Armee in der Menschheitsgeschichte zu scheuen braucht.

Die Sowjets

Offiziell sind die Sowjets die institutionellen Träger der staatlichen Souveränität der UdSSR. An ihrer Spitze steht der Oberste Sowjet (bis 1937 der Sowjetkongreß). Es gibt zahlreiche Anzeichen dafür, daß es diese Körperschaften viele Jahre hindurch nur auf dem Papier gegeben hat, während die wirkliche Macht anderswo lag.

In der Anfangszeit sah es noch anders aus. Im Jahre 1918 traf sich zum Beispiel der Kongreß fünfmal. Zwischen 1919 und 1922 trat er einmal im Jahr zusammen, jedoch von da an verlängerten sich die Intervalle zwischen den Treffen beträchtlich. Im Jahre 1923 schlossen sich andere Einheiten der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik (RSFSR) an und bildeten die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken (UdSSR). Der erste Sowjetkongreß der UdSSR fand im Dezember 1922 statt, der zweite im Januar 1924, der dritte im Mai 1925 und von da ab alle zwei Jahre bis 1931. Der 7. Kongreß tagte im Januar/Februar 1935, vier Jahre nach dem vorangegangenen. Dieses sowjetische "Parlament" tagte in den Jahren 1917-1936 nur 104 Tage, das sind weniger als 6 Tage im Jahr.274 Die Zahlen für die späteren Jahre sind sogar noch niedriger, und es ist bezeichnend, daß in den Jahren 1931-1935, der Periode der größten und schnellsten Umwandlungen in Rußland, überhaupt kein Kongreß zusammengerufen wurde. Viele größere Schritte, wie der Fünf-Jahres-Plan, die Kollektivierung und die Industrialisierung, wurden entschieden, ohne die »höchste Autorität im Lande« zu Rate zu ziehen.

Während der Zeit von 1917-1936 lag die gesetzgebende Gewalt formal in den Händen des Sowjetkongresses und seines gewählten zentralen Exekutivkomitees. Seit dem Siege Stalins jedoch trat das Zentrale Exekutivkomitee durchschnittlich nicht mehr als 10 Tage im Jahr zusammen. Rußland hat sich weit von jener Zeit entfernt, als der Vorsitzende des Zentralen Exekutivkomitees sagen konnte:

»Das Zentrale Exekutivkomitee bestimmt als das höchste Organ der Sowjetrepublik die Politik, ... die der Rat der Volkskommissare auszuführen hat ... «275

Was das Präsidium des Obersten Sowjet angeht, ist nicht bekannt, wann es zusammentrat oder worüber in seinen Sitzungen diskutiert wurde, da niemals Berichte über seine Beratungen erschienen. Seit dem Ende der zwanziger Jahre wurde jede Entscheidung des Sowjetkongresses und später des Obersten Sowjet einstimmig gefällt. Nicht nur gab es gegen keinen der unterbreiteten Vorschläge jemals auch nur eine Gegenstimme, sondern es gab auch nie eine Stimmenthaltung, einen Abänderungsvorschlag oder auch nur eine oppositionelle Rede.

Der rein zeremonielle Charakter des Obersten Sowjet zeigt sich deutlich an seiner Beratungsweise. Als nämlich der größte Umschwung in der Außenpolitik stattfand - von der Allianz mit Frankreich und England zur Zusammenarbeit mit Hitler -, entschied der Oberste Sowjet, daß es »wegen der Klarheit und Folgerichtigkeit der Außenpolitik der sowjetischen Regierung« nicht nötig war, über dieses Problem zu diskutieren.276

Der jährliche Haushaltsplan wurde manchmal dem Obersten Sowjet zur Kenntnisnahme unterbreitet, nachdem die Mittel bereits mehrere Monate lang in Umlauf waren. So wurde z.B. vom Finanzminister Swerew der Haushaltsplan von 1952, der bereits vom 1. Januar an in Kraft war, erst am 6. März 1952 bekanntgegeben.277 Das Budget für 1954 wurde am 11. April 1954 »beraten«278 Ähnlich trat bereits am 1. Oktober 1928 der 1. Fünf-Jahres-Plan in Kraft, der jedoch erst im April 1929 befürwortet wurde. Der 2. Fünf-Jahres-Plan trat am 1. Januar 1933 in Kraft, wurde aber erst 22 Monate später, am 17.11.1934, gebilligt. Die entsprechenden Daten für den 3. Fünf-Jahres-Plan waren der 1.1.1939 und März 1939, für den vierten der 1.1.1946 und März 1946 und für den fünften der 1.1.1951 und Oktober 1952.

Im Lichte dieser Fakten kann die folgende Erklärung des Deans von Canterbury, Dr. Hewlett Johnson, nur als alberner Unsinn bezeichnet werden:

»... Die Exekutive [ist] dem Obersten Sowjet untergeordnet ... Alle Handlungen der Exekutive müssen vom Obersten Sowjet ratifiziert werden: "Das höchste Staatsorgan" so besagt der Artikel 30, "ist der Oberste Sowjet." Die Bedeutung des Inkrafttretens von diesem Gesetz wird allen denen sofort deutlich, die in unserem Land mit Unruhe genau entgegengesetzte Tendenzen feststellen, wenn z.B. das britische Kabinett, ohne das Parlament zu konsultieren oder ohne sofort und schnellstens seine Handlungen vom Parlament ratifizieren zu lassen, Entscheidungen fällt. Noch bedeutsamer ist aber die Bestimmung, daß der Oberste Sowjet den Haushalt kontrollieren soll. Wer auch immer den Geldbeutel in der Hand haben mag, der hat auch letztlich die Macht inne.«279

Das Kapitel, aus dem diese Passagen stammen, hat die Überschrift: »Die demokratischste Verfassung in der Welt«!

Die Wahlen

Am Vortag der allgemeinen Wahlen von 1937 erklärte Stalin:

»Niemals - nein, wirklich niemals - hat die Welt so vollkommen freie und wahrhaft demokratische Wahlen gesehen! Die Geschichte hat kein Beispiel dieser Art überliefert.«280

Und ein begeisterter amerikanischer Befürworter des Stalin-Regimes sagt:

»... bei geheimer Abstimmung, ohne Furcht oder Bestechung, kann er (der sowjetische Bürger) seine Stimme für die Person oder die Politik abgeben, die er wirklich wünscht.«281

Jedoch gab es in diesen »vollkommen freien und so wahrhaft demokratischen Wahlen« für die Wähler niemals mehr als einen Kandidaten in jedem Wahlbezirk. Auch lag die Wahlbeteiligung in keinem einzigen von den Hunderten von Wahlbezirken jemals unter 98%. Die Abstimmung erbrachte nahezu immer 99,9%, und ein Kandidat erzielte einmal sogar mehr als 100%! Es war Stalin, der in den Wahlen zu den örtlichen Sowjets am 21.12.1947 2.122 Stimmen erzielte, obwohl der Wahlkreis, der ihn »wählte«, nur 1.617 Wähler umfaßte! Die reine Idiotie dieses Vorfalls wurde noch durch die unverschämte Erklärung der 'Prawda' am nächsten Tag übertroffen. Sie schrieb:

»Die zusätzlichen Wahlstimmen wurden von Bürgern benachbarter Wahlbezirke in die Urnen geworfen, die damit die Gelegenheit ergreifen wollten, ihre Dankbarkeit gegenüber ihren Führern auszudrücken.«282

Gewöhnlich wurden diese Dinge natürlich mit mehr Geschick arrangiert, und folglich gibt es nur wenig Beweismaterial über diesen Schwindel. Trotzdem gibt es andere Fälle dieser Art zu vermerken. So bei einer Volksabstimmung in Litauen am 12. Juli 1940, wo es um die vorgeschlagene Vereinigung von Litauen mit der UdSSR ging. Die Agentur TASS in Moskau war nicht darüber informiert, daß die lokalen Behörden beschlossen hatten, die Abstimmung über zwei Tage hinweg abzuhalten, und so verkündete Moskau das Ergebnis der Abstimmung nach dem ersten Tag, obwohl die Stimmen erst am nächsten Tag ausgezählt wurden. »Zufällig« fiel das Ergebnis genauso wie die Vorhersage aus:

»Durch eine unglückliche Panne veröffentlichte eine Londoner Zeitung die offiziellen Resultate von einer russischen Nachrichtenagentur 24 Stunden bevor die Abstimmung offiziell abgeschlossen war.«283

Die Wahlverordnungen erforderten, daß jede Einmischung in das Wahlrecht der Bürger bestraft werden mußte. Doch verschwanden zum Beispiel zwischen der Nominierung der Kandidaten für den Obersten Sowjet und den Wahlen selber im Dezember 1937 37 Kandidaten - unter ihnen zwei Mitglieder des Politbüros, Kossjor und Tschubar - und wurden durch andere ersetzt. Den Wählern wurden keine Erklärungen gegeben, und niemand fand es anscheinend ratsam, diese Dinge zu untersuchen.

15 Tage vor denselben Wahlen telegrafierte der Moskauer Korrespondent der 'New York Times' seiner Zeitung eine Voraussage über die Zusammensetzung und das Personal des nächsten Obersten Sowjet. Er sagte, er würde aus 246 hohen Parteifunktionären, 365 Zivil- und Militärbeamten, 78 Vertretern der Intelligenz, 131 Arbeitern und 223 Kolchosmitgliedern bestehen und nannte die einzelnen Namen.284 Mit Ausnahme der 37, die in letzter Minute verhaftet wurden, stimmte diese Voraussage mit dem Ergebnis in jedem Detail überein! Wie konnte das bei einer Wahl zustande kommen, die nicht beeinflußt wurde?

Die Partei

Da die Kommunistische Partei der Sowjetunion eine Staatspartei ist, muß eine Analyse ihrer Struktur, Zusammensetzung und Arbeitsweise gleichzeitig eine Analyse des Staatsapparates sein.

Vor einer Analyse der Arbeitsweise der Partei unter Stalin ist es wichtig, ihrem gegenwärtigen monolithischen und totalitären Charakter die wirklich demokratische Arbeitsweise der Partei in der Zeit vor dem Aufstieg der Bürokratie entgegenzusetzen. Die Bolschewistische Partei war niemals eine monolithische oder totalitäre Partei gewesen. Ganz im Gegenteil. Der inneren Demokratie ist im Parteileben immer höchste Bedeutung zugekommen, jedoch aus dem einen oder anderen Grund ist diese Tatsache im größten Teil der Literatur, die sich mit diesem Thema beschäftigt, überpinselt worden. Es ist deshalb die Sache wert, etwas abzuschweifen und eine Anzahl von Beispielen anzuführen, die die innere Parteidemokratie in der vorstalinistischen Zeit veranschaulichen.

 Wir werden mit einigen Beispielen aus der Zeit vor der Oktoberrevolution beginnen. Nach der endgültigen Niederlage der Revolution im Jahre 1907 geriet die Partei über die Frage, welche Haltung sie zu den Wahlen der zaristischen Duma einnehmen sollte, in eine Krise. Auf der 3. Konferenz der Russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei im Juli 1907, an der sowohl die Bolschewiki wie die Menschewiki teilgenommen hatten, entstand eine seltsame Situation: Alle bolschewistischen Delegierten mit Ausnahme von Lenin stimmten für den Boykott der Duma-Wahl, Lenin stimmte mit den Menschewiki.285 Auf einem Plenum des Zentralkomitees der Bolschewiki drei Jahre später wurde eine Resolution verabschiedet, die zur Einheit mit den Menschewiki aufrief; wiederum war die einzige abweichende Stimme die von Lenin.286

Als der Erste Weltkrieg ausbrach, nahm keine Richtung innerhalb der Partei Lenins eine Position des revolutionären Defätismus ein287, und bei einem Gerichtsverfahren im Jahre 1915 wiesen Kamenjew und zwei andere bolschewistische Abgeordnete der Duma die Ansichten Lenins zurück.288 Nach der Februarrevolution stellte man fest, daß die große Mehrheit der Parteiführer sich nicht für eine revolutionäre Sowjetregierung, sondern für die Unterstützung der provisorischen Koalitionsregierung aussprachen. Die bolschewistische Fraktion hatte im Petrograder Sowjet am 2. März 1917 40 Mitglieder. Doch als über die Resolution, in der es um die Übergabe der Macht an die bürgerliche Koalitionsregierung ging, abgestimmt wurde, stimmten nur 19 dagegen.289 Auf einem Treffen des Petrograder Parteikomitees am 5. März 1917 erhielt eine Resolution für eine revolutionäre Sowjetregierung nur eine Stimme.290 Die 'Prawda', die zu dieser Zeit von Stalin herausgegeben wurde, vertrat eine Position, die in keiner Weise revolutionär genannt werden konnte. Sie erklärte deutlich ihre Unterstützung für die Provisorische Regierung, »insofern sie gegen Reaktion und Konterrevolution kämpft«.291

Als Lenin am 3. April 1917 nach Rußland kam und seine berühmten "Aprilthesen" verkündete - eine klare Richtschnur, die die Partei zur Oktoberrevolution führte -, war er wieder eine Zeitlang in seiner eigenen Partei in der Minderheit. Die 'Prawda' kommentierte die "Aprilthesen" als »Lenins persönliche Meinung« und »völlig unakzeptabel«. 292Auf einem Treffen des Petrograder Parteikomitees am 8. April 1917 erhielten die "Thesen" nur zwei Stimmen, während dreizehn dagegen stimmten und einer sich enthielt.293 Jedoch auf der Parteikonferenz vom 14. bis 22. April erhielten die "Thesen" eine Mehrheit: 71 dafür, 39 dagegen und 8 Enthaltungen.294 Dieselbe Konferenz brachte Lenin eine Niederlage in einer anderen wichtigen Frage bei, nämlich, ob sich die Partei an der vorgeschlagenen Stockholmer Konferenz der sozialistischen Parteien beteiligen sollte. Entgegen seinen Ansichten entschied sie sich für die uneingeschränkte Beteiligung.295

Am 18. September berief Kerenski eine "Demokratische Konferenz" ein, und Lenin sprach sich wiederum energisch für einen Boykott aus. Das Zentralkomitee entschied sich mit 9 zu 8 Stimmen für den Boykott, da aber die Abstimmung nahezu ausgeglichen war, wurde die letzte Entscheidung der Parteikonferenz übertragen. Diese entschied mit 77 zu 50 Stimmen gegen den Boykott.296

Als die wichtigste Frage von allen, die Frage nach dem Oktoberaufstand, auf der Tagesordnung stand, war die Führung wieder scharf in sich gespalten: Eine starke Fraktion, angeführt von Sinowjew, Kamenjew, Rykow. Pjatakow, Miljutin und Nogin, war gegen den Aufstand. Trotzdem wurden bei den Wahlen zum Politbüro durch das Zentralkomitee weder Sinowjew noch Kamenjew ausgeschlossen. Nach der Machtübernahme waren die Differenzen innerhalb der Partei ebenso groß wie zuvor. Einige Tage nach der Revolution setzte sich eine Anzahl von Parteiführern dafür ein, eine Koalition mit anderen sozialistischen Parteien zu bilden. Unter diesen waren Rykow, der Volkskommissar für Inneres, Miljutin, der Volkskommissar für die Landwirtschaft, Nogin, der Volkskommissar für Industrie und Handel, Lunatscharski, der Volkskommissar für Erziehung, Schljapnikow, der Volkskommissar für Arbeit, Kamenjew, der Präsident der Republik, und Sinowjew. Sie gingen so weit, von der Regierung zurückzutreten und zwangen Lenin und seine Anhänger somit, Verhandlungen mit anderen Parteien zu beginnen.297 (Die Verhandlungen schlugen fehl, da die Menschewiki auf dem Ausschluß von Lenin und Trotzki aus der Koalitionsregierung bestanden.)298

Bei der Frage über die Abhaltung oder die Verschiebung der Wahlen zur Konstituierenden Versammlung im Dezember 1917 fand sich Lenin im Zentralkomitee in einer Minderheit, und gegen seinen Rat wurden die Wahlen abgehalten.299 Etwas später unterlag er wiederum bei der Frage über die Friedensverhandlungen mit Deutschland in Brest-Litowsk. Er war für sofortigen Frieden. Bei einer Zusammenkunft von Zentralkomitee und aktiven Arbeitern am 21. Januar 1918 erhielt sein Antrag nur 15 Stimmen, während Bucharins Antrag, der für den "revolutionären Krieg", war, 32 Stimmen, und Trotzkis Antrag, der »weder Krieg noch Frieden« wollte, 16 Stimmen erhielt.300 Auf einer Sitzung des Zentralkomitees am nächsten Tag unterlag Lenin wiederum. Aber schließlich setzte er sich unter dem Druck der Ereignisse durch und überzeugte die Mitglieder im Zentralkomitee von seinem Standpunkt. Auf der Sitzung am 24. Februar erhielt sein Antrag für Frieden 7 Stimmen gegenüber 4 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen.301

Das monolithische Klima, das der bolschewistischen Partei sowohl vor als auch unmittelbar nach der Revolution so eifrig zugeschrieben wurde, löst sich bei der Konfrontation mit den Tatsachen auf. Jedoch wurde es später Realität.

Für eine lange Zeit war der Kongreß die bedeutendste Körperschaft innerhalb der Partei. Lenin erklärte:

»Der Kongreß [ist] die Versammlung mit der höchsten Verantwortung innerhalb der Partei und der Republik.«302

Aber mit dem Machtanstieg der Bürokratie verlor er ständig an Bedeutung. Die Parteisatzungen von 1919, 1922 und 1925 (besonders die Artikel 20 und 21) sahen vor, daß der Kongreß jährlich abgehalten werden sollte303, und bis zum 14. Kongreß im Jahre 1925 hielt man auch daran fest. Der nächste Kongreß fand zwei Jahre später statt, zwischen diesem und dem 16. Konreß im Jahre 1930 vergingen 2½ Jahre, zwischen dem 16. und dem 17. Kongreß 3½ Jahre. Auf den letzteren wurden neue Satzungen verkündet, nach denen der Kongreß »nicht weniger als einmal in drei Jahren« zusammentreten sollte (Abschnitt 27).304 Doch selbst das wurde nicht eingehalten. 5 Jahre vergingen zwischen dem 17. und dem 18. Kongreß (1939), und zwischen dem 18. und dem 19. Kongreß (1952) gab es eine Lücke von über 13 Jahren.

 Nach den Parteisatzungen unter Stalin hatte das Zentralkomitee Parteikonferenzen zwischen den Kongressen einzuberufen, und nach den Bestimmungen, die vom 18. Kongreß angenommen wurden, sollten sie »nicht weniger als einmal jährlich« stattfinden. Konferenzen wurden 1919, 1920, 1921 (zweimal), 1923, 1924, 1925, 1926, 1932, 1934 und zuletzt 1941 abgehalten. Der Kongreß wählt das Zentralkomitee, das führende Organ der Partei. Formal ist das Zentralkomitee dem Parteikongreß Rechenschaft schuldig. Wenn dieser jedoch über 13 Jahre nicht zusammentritt, kann es sich bei dieser Verfügung um kaum mehr als leere Worte handeln.

Formal wählt das Zentralkomitee das Politbüro, und jenes sollte deshalb dem Zentralkomitee verantwortlich sein. Tatsächlich war jedoch unter Stalin das Zentralkomitee dem Politbüro völlig untergeordnet. Wenn das Zentralkomitee wirklich höchste Autorität in der Partei ausgeübt hätte, wäre es kaum möglich gewesen, eine Mehrheit seiner Mitglieder - insgesamt waren es über drei Viertel - aus der Partei auszuschließen und als »Volksfeinde« zu verfolgen, wie geschehen zwischen dem 17. und 18. Parteitag. Nur 16 der 71 Mitglieder des 1934 gewählten Zentralkomitees erschienen wieder auf der Liste der Zentralkomiteemitglieder, die fünf Jahre später gewählt wurden, und von den 68 Kandidaten für das Zentralkomitee tauchten sogar nur 8 wieder auf. Das Politbüro, das 13 oder 14 Mitglieder hat, wählt das Sekretariat, an dessen Spitze der Generalsekretär steht. 30 Jahre lang hatte Stalin diese Position inne. Die Vorherrschaft der Bürokratie wird dadurch deutlich, daß der Generalsekretär, der ursprünglich nur der Vollstrecker des Willens des Zentralkomitees sein sollte305, unter Stalins Herrschaft allmächtig und mit größerer Gewalt regierte als irgend ein Zar sich jemals zu träumen gewagt hätte.

 Lenin war zum Beispiel niemals Mitglied des Parteisekretariats gewesen. Zu seiner Zeit gehörten die bekanntesten Parteiführer nie dem Parteisekretariat an. So setzte sich das Sekretariat unmittelbar vor Stalins Eintritt im Jahr 1922 aus Molotow, Jaroslawski und Michailow zusammen, die alle drei nicht zur ersten Garnitur der bolschewistischen Führer gehörten. Nur durch die Stärkung der Bürokratie und einer von oben kontrollierten Parteihierarchie wurde die Stellung des Parteisekretärs allmächtig.

Es ist unmöglich, die Veränderungen in der sozialen Zusammensetzung der Partei seit 1930 genau zu verfolgen. Denn seitdem wurde die Veröffentlichung solcher lnformationen eingestellt. (Das offizielle Schweigen in dieser Sache spricht in höchstem Maße für sich selbst!) Trotzdem ist es möglich, einige Anzeichen über die soziale Zusammensetzung der Partei aus dem Ausbildungsniveau ihrer Mitglieder herzuleiten.

Ende der dreißiger Jahre beendete in Rußland nur eines unter zwanzig Kindern eine weiterführende Schule, von der Universität gar nicht zu reden. Von den 1.588.852 Parteimitgliedern im Jahre 1939 besaßen aber 127.000 eine akademische Ausbildung, gegenüber nur 9.000 im Jahre 1934 und 8.396 im Jahre 1927. 335.000 hatten den Abschluß einer weiterführenden Schule, verglichen mit nur 110.000 1934 und 84.111 1927.306 Auf dem Parteikongreß im Jahre 1924 hatten 6,5% der abstimmungsberechtigten Delegierten eine Universitätsausbildung, auf dem Kongreß von 1930 waren es 7,2%, 1934 etwa 10%, 1939 31,5% und auf der Parteikonferenz von 1941 41,8%. Der Prozentsatz der Delegierten mit dem Abschluß einer weiterführenden Schule war: 1924 17,9%; 1930 15,7%; 1934 etwa 31%;; 1939 22,5% und 1941 29,1% (diejenigen mit einer unvollständigen Hochschulausbildung eingeschlossen).307 Auf diese Weise - zählt man beide Komponenten zusammen - betrug der Anteil der Delegierten, der der "sowjetischen Intelligentsia" zugerechnet werden konnte: im Jahr 1924 24,4%; 1930 22,9%; 1939 54%; 1941 70,9%. Auf dem Kongreß von 1934 standen einem Anteil von 41% der Delegierten mit dem Abschluß weiterführender Schulen oder der Universität nur 9,3% Arbeiter aus Industrie und Landwirtschaft gegenüber. Jener Prozentsatz dürfte aber 1939 und 1941 noch viel kleiner gewesen sein.

Was den Komsomol betrifft, so sagte sein Sekretär N.A. Michailow:

»Zur gegenwärtigen Zeit haben mehr als die Hälfte der Sekretäre der Provinz-, Territorial- und Zentralkomitees der Unionsrepubliken eine vollständige oder abgebrochene Hochschulausbildung erfahren. Der Rest der Sekretäre hat eine höhere Schulbildung. Von den Sekretären der Distriktkomitees des Komsomol hatten 67% eine höhere oder Hochschulbildung.«308

Außerdem befand sich unter den Arbeiterdelegierten der Parteikongresse eine beträchtliche Anzahl "Stachanows". Als während des Krieges die Anzahl der Parteimitglieder von 2,5 Millionen auf 6 Millionen stieg, besaßen 47% der angenommenen Kandidaten eine Gymnasial- oder Universitätsausbildung. Am 1. Januar 1947 hatten von 6.000.000 Mitgliedern und Kandidaten 400.000 eine Universitätsausbildung, 1.300.000 einen Kurs an einer höheren Schule abgeschlossen und 1.500.000 eine unvollständige Ausbildung an einer höheren Schule.

Regionale Informationen über den sozialen Status der Parteineueintritte zeigen denselben Trend an. So befanden sich zum Beispiel 1941 und in den ersten beiden Monaten von 1942 in der Provinz Tscheljabinsk unter den Kandidaten 600 Arbeiter, 289 Kolchosmitglieder und 1.035 »Kopfarbeiter«. Unter denen, die während dieser Zeit ihre Probezeit bestanden und Vollmitglieder wurden, waren 909 Arbeiter, 399 Kolchosmitglieder und 3.515 »Kopfarbeiter«. Auf diese Weise gehörten 70% der neuen Kandidaten und Mitglieder der letzten Kategorie an.

1923 waren nur 29% der Fabrikdirektoren Parteimitglieder. Mit dem Teilsieg der Stalin-Fraktion im Jahre 1925 waren bereits 73,7% der Aufsichtsratsmitglieder der Trusts, 81,5% der Aufsichtsräte der Industriesyndikate und 90,5% der Direktoren großer Unternehmen Parteimitglieder. Für 1927 betrugen die entsprechenden Zahlen: 75,1%, 82,9% und 96,9%.309 1936 gehörten zwischen 97,5% und 99,1% dieses Personenkreises der Partei an, die Zahl für die Leiter der Trusts betrug 100%.310

Ähnliches gilt für die Kommandeure der Roten Armee, von denen im Jahr 1920 nur 10,5% der Partei angehörten. Diese Zahl stieg auf 30,6% im Jahr 1924, auf 51,1% im Jahr 1929311 und erreichte 1933 71,8 %, wenn man die Mitglieder des Komsomol miteinbezieht.312

Wenn wir berücksichtigen, daß im Januar 1937 die Zahl der Personen mit Managerfunktion 1.751.000 betrug313 und davon neun Zehntel der Partei angehörten, wird offensichtlich, daß die Zahl der Parteimitglieder außerhalb dieser Klasse nur gering gewesen sein konnte, da die Gesamtzahl der Mitglieder und Kandidaten nur 2,5 Millionen umfaßte.

Diese Vermutung wird durch Beispiele wie das der Maschinenbaufabrik Presnja in Moskau erhärtet. Von den 1.300 Beschäftigten dieser Fabrik gehörten 119 der Partei an, darunter waren mehr als 100 gehaltsempfangende Angestellte und nur etwa ein Dutzend Arbeiter.314 Dieses Verhältnis war zweifellos in den meisten anderen Fabriken ähnlich.

Parallel mit der Veränderung der sozialen Zusammensetzung in der Parteimitgliedschaft erfolgte die Beseitigung der alten Parteigarde. Von den 1.588.852 Mitgliedern am 1. März 1939 gehörten ihr nur 1,3% seit der Revolution von 1917 an und 8,3% seit 1920, dem Ende des Bürgerkrieges.315 Am Ende des 18. Parteikongresses wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 70% der Parteimitglieder erst seit 1929 beigetreten waren. Am Vorabend der Februarrevolution hatte die Partei 23.600 Mitglieder, im August 1917 200.000 Mitglieder und im März 1921 730.000316 Es ist deshalb einleuchtend, daß nur etwa ein Vierzehntel der Mitglieder von 1917 und etwa ein Sechstel von 1920 im Jahre 1939 der Partei noch angehörten. Dieser auffällige Schwund der alten Parteigarde kann nicht mit natürlichen Ursachen erklärt werden, da die große Mehrheit der Parteimitglieder von 1917 und 1920 noch sehr jung war. Sogar 1927 waren noch 58,8% der Mitglieder unter 29 Jahren alt, 32% zwischen 30 und 39, 11,4% zwischen 40 und 49, und nur 2,8% waren älter als 50.317 Einige wenige zusätzliche Tatsachen werden ausreichen, um zu zeigen, wie weit Stalin die physische Liquidierung der alten Führer der Bolschewistischen Partei vorantrieb.

 Das erste Politbüro vom 10. Oktober 1917 (es trug noch nicht diesen Namen) bestand aus Lenin, Trotzki, Sinowjew, Kamenew, Sokolnikow, Bubnow und Stalin.318 1918 kam Bucharin dazu, 1920 Preobraschenskij und Serebrjakow, die aber ein Jahr später durch Sinowjew und Tomski ersetzt wurden. 1923 nahm Rykow Bucharins Platz ein.319 Während des Bürgerkrieges bestand das Büro aus Lenin, Trotzki, Kamenew, Bucharin und Stalin. Von all diesen führenden Persönlichkeiten starben nur zwei, Lenin und Stalin, eines natürlichen Todes. Sinowjew, Kamenew, Bucharin, Rykow und Serebrjakow wurden hingerichtet, jeder nach einem Schauprozeß; Trotzki wurde durch einen GPU-Agenten in Mexiko ermordet, Tomski beging am Vorabend seiner Verhaftung Selbstmord und wurde nach seinem Tod als »Volksfeind« und »Faschist« verleumdet; Preobraschenskij und Bubnow verschwanden während der "Großen Säuberung". In dem Dokument, das als sein "Testament" bekannt wurde, hob Lenin sechs Personen besonders hervor. Unter diesen sechs wurden vier auf Stalins Befehl nach einem Prozeß erschossen. Es waren Pjatakow, Bucharin (von denen Lenin schrieb: »... nach meiner Meinung die fähigsten Kräfte unter den jüngeren«), Sinowjew und Kamenew. Trotzki wurde ermordet. Der einzige der sechs, über den Lenin ein vernichtendes Urteil abgegeben hatte, war der Henker - der anderen fünf!

Von den Mitgliedern der ersten Bolschewistischen Regierung (der Rat der Volkskommissare vom Oktober 1917) überlebte nur einer die "Säuberungen" - Stalin. Vier Mitglieder starben eines natürlichen Todes: Lenin, Nogin, Skwortsow -Stepanow und Lunatscharski. Die anderen zehn - Trotzki, Rykow, Schljapnikow, Krylenko, Dybenko, Antonow-Owsenko, Lonow-Oppokow, Miljutin, Glebow-Awilow und Teodorowitsch - wurden auf Stalins Befehl hingerichtet oder starben in seinen Gefängnissen. Die Leitungen der verschiedenen Kommissariate wurden wiederholt "gesäubert". So wurden zum Beispiel die Kommissare für Arbeit einer nach dem anderen abgesetzt und danach hingerichtet oder inhaftiert. Der erste, der dieses Schicksal erlitt, war Schljapnikow, es folgten W. Smirnow, später Michail Uchlanow und schließlich W. W. Schmidt. Unter denen, die als »faschistische Hunde« »gesäubert« wurden, hatte Trotzki innerhalb der Partei während und nach dem Bürgerkrieg ein so großes Ansehen genossen, daß die Partei als »Partei Lenins und Trotzkis« bekannt wurde, für die Regierung galt ähnliches.

Rykow trat nach Lenins Tod als Vorsitzender des Volkskommissariatsrates (etwa dem Premierminister entsprechend) an dessen Stelle, Sinowjew war Vorsitzender des Präsidiums des Exekutivkomitees (oder Präsident) der Kommunistischen Internationale, Tomski der Präsident des Gewerkschaftskongresses.

Andere »Säuberungen« schlossen die Armeechefs ein. Der stellvertretende Kommissar für Verteidigung, M.N. Tuchaschewski, wurde hingerichtet, und ein anderer, Jan Garmanik, beging angesichts seiner Verhaftung Selbstmord (nach offizieller Erklärung), ein weiterer, Marschall Jegorow, "verschwand" etwas später, ebenso der Marinekommissar Smirnow. Von den 15 Armeekommandeuren, die im Jahre 1935 ernannt wurden, konnte sich nur einer seiner hohen Position noch nach den »Säuberungen« erfreuen. Einer starb eines natürlichen Todes, aber alle anderen wurden als »Verräter« gebrandmarkt und »gesäubert".320 Nahezu alle Botschafter der UdSSR erlagen den »Säuberungen«, und ebenso zwei Chefs der politischen Polizei, Jagoda, der selbst die »Verschwörung« von Sinowjew und Kamenew vorbereitet hatte, sowie Jeschow, der die anderen späteren Prozesse vorbereitet hatte, bei denen sich Jagoda in einem selbst als Angeklagter wiederfand.

Wenn alle, die von Stalin liquidiert wurden, wirklich »Faschisten« und »Verräter" gewesen wären, ist es ein vollständiges Geheimnis, wie sie eigentlich, da sie während der Oktoberrevolution und des Bürgerkrieges noch der Führungspositionen in Partei und Staat innehielten, dazu kamen, eine sozialistische Revolution anzuführen. So zeigt sich allein durch das Ausmaß der »Säuberungen« ihre verlogene Natur.

Um der Tragödie der »Säuberungen« noch einen bitteren Geschmack des Hohns beizufügen, gab Stalin die Verantwortung für ihren ungeheuren Umfang ihren ersten Opfern, den Trotzkisten, die, wie er behauptete, dadurch

»künstlich Unzufriedenheit und Verbitterung säen« wollten. Auf diese Weise »können die trotzkistischen Betrüger ... die verbitterten Genossen kunstvoll ködern und geschickt in den Sumpf des trotzkistischen Wracks ziehen.«321

Schdanow rundete bei einer Rede auf dem 18. Parteikongreß dieses phantastische Bildnis mit der Behauptung ab, durch die Ausdehnung der »Säuberung« hätten die Trotzkisten darauf abgezielt, »den Parteiapparat zu zerstören«. Mit derselben Logik hätte die Inquisition ihre Opfer der Verantwortung für die Ketzergerichte wegen anklagen können! Der folgende Vorfall, der von Schdanow in derselben Rede zitiert wurde, zeigt das große Wirkungsfeld der »Säuberungen«. Er sagte:

»Bestimmte Parteimitglieder haben Zuflucht bei medizinischen Institutionen gesucht, um sich dagegen [»gesäubert« zu werden] zu sichern. Hier ist ein ärztliches Zeugnis, das einem dieser Bürger erteilt wurde: "Nach seinem Gesundheits- und Geisteszustand ist Genosse ... nicht imstande, sich als Werkzeug eines Klassenfeindes mißbrauchen zu lassen. Distriktspsychiater, Oktoberdistrikt, Stadt Kiew" (Unterschrift).«322

Das Gesetz - Der Terror in Aktion

Am 10. Juli 1934 wurden dem NKWD durch die Einführung von Sonderkommissionen außergewöhnliche Machtbefugnisse erteilt:

»Im Volkskommissariat für Innere Angelegenheiten der UdSSR wird eine Sonderkommission gebildet, der durch administrative Anweisung in Einklang mit den dafür getroffenen Verordnungen das Recht zukommt, Urteile über Verbannung, Exil, Freiheitsentzug in Straferziehungslagern bis zu einer Dauer von fünf Jahren und über Deportationen außerhalb der Grenzen der UdSSR zu verschärfen.«323

Die Sonderkommissionen waren in der Tat außergewöhnlich. Während die Verfassung der UdSSR jeder angeklagten Person das Recht zur Verteidigung garantiert (Artikel 111), wurde nun verordnet, daß Fälle, die unter die Artikel 58 (7-11) des Strafgesetzes der RSFRS fallen, ohne Beteiligung der Vertreter von Anklage oder Verteidigung zu verhandeln waren.324325

Den Angeklagten wurde kaum Zeit gegeben, sich für ihre eigene Verteidigung vorzubereiten: Die Punkte der Anklage wurden in Fällen, die unter die Artikel 58/7, 58/8, 58/9 und 58/11 fielen, dem Angeklagten einen Tag vor der Verhandlung ausgehändigt. Das Berufungsrecht wurde für diese Fälle abgeschafft. Denen, die wegen der Artikel 58/8 und 58/11 verurteilt wurden, war es verboten, ein Gnadengesuch zu stellen. Ein Todesurteil in bezug auf Artikel 58/8 und 58/11 wurde sofort ausgeführt.

Die kollektive Familienhaftung wurde eingeführt. Auf diese Weise wurde in einem Erlaß vom 8. Juni 1934, der in den Artikel 58/1c des Strafgesetzes aufgenommen wurde, für die Anklage von Familien von Angehörigen der Streitkräfte gesorgt:

»Im Falle von Feigheit eines Angehörigen der Streitkräfte oder seiner Flucht ins Ausland werden die erwachsenen Familienangehörigen und die, die in irgendeiner Weise in den versuchten oder begangenen Verrat verwickelt sind oder davon wissen, ohne es den Vorgesetzten zu melden, mit einer Freiheitsstrafe zwischen 5 und 10 Jahren und der Beschlagnahme ihres Eigentums bestraft. Die restlichen Familienangehörigen des Verräters, soweit sie erwachsen sind, mit ihm zur Zeit des Verbrechens zusammenlebten oder seine gesetzlichen Angehörigen waren, verwirken ihr Stimmrecht und werden für fünf Jahre in entfernte Regionen Sibiriens verbannt.«326

Um das Terrornetz so weit wie möglich auszubreiten, wurde das Prinzip der Analogie - in Gesetzbüchern anderer Länder völlig unbekannt - eingeführt:

»Wenn eine gesellschaftlich gefährliche Handlung im gegenwärtigen Gesetzbuch nicht vorgesehen ist, werden die Ursachen und Grenzen der Verantwortung für solche Handlungen durch analoge Fälle im Gesetzbuch bestimmt, die sich mit Verstößen ähnlichen Typs befassen.«327

 Sogar Kinder geraten in dieses Netz. Bei den Zivilbehörden werden Personen unter 14 Jahren als Kinder angesehen. So erklärt zum Beispiel das Gesetzbuch der RSFSR über Heirat, Familie und Vormundschaft: »Ein Vormund wird für Minderjährige unter 14 Jahren eingesetzt ... «328 Und weiter: »Sorgeberechtigte werden für Minderjährige zwischen 14 und 18 Jahren eingesetzt ...«329

Aber was das Strafgesetz anbelangt, werden sogar Zwölfjährige unter Stalin nicht mehr als Kinder angesehen. So wurde am 7. April 1935 ein Gesetz verkündet, durch das die Jugendgerichte abgeschafft wurden.

»Mit dem Ziel der schnellsten Beseitigung der Kriminalität unter Minderjährigen«, so wurde gesagt, »beschließen das Zentrale Exekutivkomitee und der Rat der Volkskommissare: 1. Jugendliche vom 12. Lebensjahr an, die bei Diebstahl, Gewaltakten, Körperverletzung, Verstümmelung, Toschlag oder versuchten Totschlags verhaftet werden, kommen vor die Strafgerichte und werden mit allen Mitteln des Strafgesetzes bestraft.«330

(Anscheinend blieb die Todesstrafe für Jugendliche unter 18 Jahren verboten, da der Artikel 22 des Strafgesetzes, der sich mit diesem Punkt befaßt, nicht gestrichen wurde.) Dieses Gesetz wurde bald wirksam, denn bereits am 29. Mai 1935 gab die 'Iswestija' bekannt, daß ein Sondergericht in etwas mehr als zwei Wochen 60 »junge Banditen« mit vielen Jahren Freiheitsstrafen bedacht hatte.331 In einigen Fällen wurde sogar die Todesstrafe verhängt. So verurteilte nur zwei Wochen nach der Verkündigung dieses Gesetzes ein Moskauer Gericht einen Jugendlichen zum Tode, der einen Raubüberfall in einem Zug verübt hatte.332

Die offizielle Entschuldigung für solche harten Maßnahmen, nämlich die Verdoppelung der Anzahl von Straftaten Jugendlicher in Moskau zwischen 1931 und 1934333, ist keine Rechtfertigung, sondern straft die Legenden vom »Sieg des Sozialismus« und vom reichen und glücklichen Leben des Volkes Lügen.

1940 wurde das Gesetz von 1935 ausgedehnt, um damit auch Kinder im Alter von 12 Jahren und darüber zu erfassen, die Handlungen zur Gefährdung des Eisenbahnverkehrs begingen, wie das Lockern der Schienen, das Legen von Gegenständen auf die Schienen usw. Der Erlaß vom 31. Mai 1941 besagt ausdrücklich, daß das Gesetz von 1935 nicht nur für vorsätzliche Straftaten gilt, sondern ebenso für fahrlässige Vergehen.334 Am 15. Juni 1943 ordnete die Regierung die Errichtung von speziellen Besserungskolonien unter der Leitung des NKWD für Haftstrafen ohne juristische Prozedur von Kindern im Alter von 11-16 Jahren an, die umhervagabundierten, Diebstähle oder andere kleinere Straftaten begingen.335 Es war augenscheinlich, daß sich auch Kinder unter den Erwachsenen in den Sklavenlagern befanden. Dallin schrieb, daß

»... sich im Lager Zakamensk in Ostsibirien eine beträchtliche Anzahl von Kindern aus der Region Moskau unter Internierten befinden, Jungen und Mädchen, die wegen Straftaten verurteilt wurden. Sie arbeiten in Bergwerken und nahegelegenen Industriebetrieben.«336

Man kann sich einen Begriff vom schrecklichen Umfang des Terrors machen, insbesondere auf seinem Höhepunkt während der »Säuberungen«, wenn man die folgende kleine Auswahl aus NKWD-Archiven liest, die sich mit Komsomol-Mitgliedern in der Provinz Smolensk befaßt:

»Der Fall Pochomowa - sie wurde (aus dem Komsomol) ausgeschlossen, da sie eine Broschüre zerriß, die den Bericht des Genossen Stalin vom Plenum des Zentralkomitees im Februar und März enthielt. Die Nachforschungen ergaben, daß die Broschüre nicht böswillig zerrissen wurde, sondern in einem Streit mit einem Komsomolmitglied, der versucht hatte, sie ihr wegzunehmen.«

»Der Fall O.M. Kowalewa - sie wurde ausgeschlossen, da sie angeblich aus einer Kulakenfamilie stammte und ihr Vater unter Arrest des NKWD stand. Nachforschungen ergaben, daß der Haushalt ihres Vaters nicht "entkulakisiert" war.«

»Der Fall I.T. Soldatenkow - er wurde ausgeschlossen, da er trotzkistische Ansichten vertrat. Nachforschungen ergaben, daß er deswegen beschuldigt wurde, in der Roten Armee bei einer politischen Schulung dem Leiter des Zirkels die Frage gestellt zu haben: "An welcher Front befand sich Genosse Stalin 1918 zuerst, an der nördlichen oder an der östlichen?" Weiterhin, weil er beim Vorlesen von Zeitungsberichten von seinen Soldaten gefragt worden war: "Warum haben Volksfeinde immer Führungspositionen eingenommen?" und er darauf keine Antwort geben konnte. Es wurde beschlossen, daß er ohne Grund ausgeschlossen wurde.«

»Der Fall A.W. Gordetskaja - sie wude ausgeschlossen, da sie verheimlichte, daß ihr Vater zaristischer Offizier war und ihre Mutter aus dem Adel stammte. Nachforschungen ergben, daß ihr Vater einfacher Soldat in der Zarenarmee war und ihre Mutter zwar adliger Herkunft war, aber als Kinderschwester in einem Krankenhaus gearbeitet hatte. Nach dem Tode ihres ersten Mannes heiratete sie einen Schlosser.«

»Der Fall Ja.K. Sinelnikow - er wurde ausgeschlossen, da er eine Rezension über ein Buch von Woronowski schrieb, der nachträglich als Volksfeind entlarvt wurde.«

»Der Fall S.B. Minz - er wurde ausgeschlossen wegen der Verbindung zu einem Volksfeind, der mit ihm auf derselben Schule war und den er gastfreundlich in seinem Hause aufgenommen und zum Trinken eingeladen hatte. Nachforschungen ergaben, daß es keinerlei Verbindung gab und sich der Umtrunk im Rahmen eines allgemeinen Schulfestes abgespielt hatte.«

»Der Fall A.I. Subow, - er wurde ausgeschlossen, da er verheimlichte, daß seine Großmutter aus einer Landbesitzerfamilie stammte. Nachforschungen ergaben, daß die Großmutter, die aus einer Landbesitzerfamilie stammte, einen Tagelöhner geheiratet hatte, der für ihren Vater gearbeitet und viele Jahre als Bauer gelebt hatte.«337

Mißbrauch und Bruch des Gesetzes - das an sich schon schlimm genug war - nahmen extreme Formen an. Dies war die Periode extremen Terrors, der in der "Jeschowchtschina" gipfelte.

Das Absterben von Staat und Gesetz

Marx hatte gesagt, daß mit der Errichtung des Sozialismus und der Abschaffung der gesellschaftlichen Klassen der Staat aufhören würde, zu bestehen. Das Fehlen von Konflikten zwischen Klassen und gesellschaftlichen Gruppen würde einen ständigen Zwangsapparat in Form von Armee, Polizei und Gefängnissen überflüssig machen. Das Gesetz würde ebenso aufhören zu bestehen, da

»das Gesetz ohne einen Apparat nicht imstande ist, die Überwachung des Gesetzes durchzusetzen«.338

Im Sozialismus waren alle Konflikte solche zwischen Individuen. Für die Unterdrückung solcher individuellen Fehlverhalten, soweit sie nach der Abschaffung der Armut - dem Hauptgrund für "Verbrechen" in der heutigen Gesellschaft - noch fortbestehen, sind keine besonderen Zwangsorganisationen mehr notwendig. Der »Allgemeine Wille«, um Rousseaus Begriff zu gebrauchen, befaßt sich mit solchen Problemen und würde sie verhindern. Wie Stalin einmal, schon lange zurück, im Jahre 1927 sagte:

»Die sozialistische Gesellschaft [ist eine] Gesellschaft ohne Klassen, eine Gesellschaft ohne Staat.«339

Diese Ideen fanden ihren Ausdruck in der Verfassung der RSFSR vom 10. Juli 1918. Es steht dort:

»Das grundlegende Ziel der Verfassung der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik, einer Verfassung, die für die Zwecke einer Übergangsperiode entworfen wurde, ist in Gestalt einer starken allrussischen Autorität die Errichtung der Diktatur des städtischen und ländlichen Proletariats zusammen mit den armen Bauern zur Sicherung der völligen Unterdrückung der Bourgeoisie, zur Abschaffung der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen und zur Verwirklichung des Sozialismus, unter dem weder Klassenunterschiede noch staatliche Macht länger bestehen werden.«340

Nach Stalins Sieg änderte sich jedoch diese Linie vollständig. Stalins Fürsprecher hörten auf, vom "Absterben des Staates" zu sprechen, sondern wandten sich in Wirklichkeit dem anderen Extrem zu, indem sie behaupteten, der »Aufbau des Sozialismus in einem Lande« und sogar des »Kommunismus in einem Lande« mit der Stärkung des Staates einherginge.

So schrieb P.F. Judin im Jahr 1948:

»Der Sowjetstaat ist die Hauptkraft, das wichtigste Instrument für den Aufbau des Sozialismus und die Verwirklichung des Aufbaus der kommunistischen Gesellschaft. Darum ist die Aufgabe, den Sowjetstaat zu stärken, auf alle Fälle die Hauptaufgabe der gegenwärtigen wie der zukünftigen Aktivitäten beim Aufbau der Gesellschaft.«341 Und: »Die Konsolidierung des Sowjetstaates durch jedes Mittel war die notwendige Bedingung für die Errichtung des Sozialismus und jetzt des Kommunismus; das ist gleichzeitig eines der wichtigsten Gesetze für die Entwicklung der sowjetischen Gesellschaft.«342

Ein anderer Theoretiker sagte:

»... Der Kommunismus setzt die Existenz eines perfekten Apparates zur Leitung der Wirtschaft und der Kultur voraus. Der Apparat entwickelt sich ständig und findet seine Form in den Bedingungen des Übergangs vom Sozialismus zum Kommunismus ... Darum wird der Aufstieg des Kommunismus in Einklang stehen mit dem Perfektionsgrad unseres staatlichen und ökonomischen Apparates.«343

Die Stärkung des russischen Staates, sein totalitäres Regime, kann nur das Ergebnis tiefgreifender Klassengegensätze, nicht aber der Sieg des Sozialismus sein.

3. Kapitel:								Das Wirtschaftssystem eines Arbeiterstaates

Bevor die grundlegenden Merkmale der Wirtschaft eines Arbeiterstaates untersucht werden, ist es notwendig, einen sehr wichtigen Punkt hervorzuheben. Marx und Engels erwarteten, daß die Revolution in den entwickelten Ländern beginnen würde. Sie nahmen folglich an, daß die neue Gesellschaft von Anfang an materiell und kulturell weiter fortgeschritten sein würde als die entwickeltesten kapitalistischen Länder. Jede Prognose basiert jedoch auf bestimmten Bedingungen. Die Geschichte entwickelte sich nicht genau so, wie Marx und Engels erwartet hatten. Es war in Rußland einem der rückständigsten kapitalistischen Länder, wo die Revolution zuerst ausbrach und die Arbeiter die Macht übernahmen, während die Revolutionen, die in den entwickelteren Ländern folgten, fehlschlugen.

Die Transformation der kapitalistischen in 				sozialistische Produktionsverhältnisse

Es gibt zwei Arten von Produktivkräften: die Produktionsmittel und die Arbeitskraft. Die Entwicklung dieser Produktivkräfte innerhalb des Kapitalismus - die Zentralisation des Kapitals auf der einen Seite und die Vergesellschaftung des Arbeitsprozesses auf der anderen - schafft die materiellen Bedingungen, die für den Sozialismus notwendig sind. Von all den Produktionsbeziehungen, die im Kapitalismus existieren - Beziehungen zwischen einzelnen Kapitalisten, zwischen Kapitalisten und Arbeitern, zwischen den Arbeitern selbst, zwischen Technikern und Arbeitern, Technikern und Kapitalisten usw. -, wird nur ein Teil in der sozialistischen Gesellschaft fortbestehen, namentlich die zwischen den Arbeitern innerhalb des Arbeitsprozesses entstandenen Beziehungen; die durch die vergesellschaftete Poduktion vereinte Arbeiterklasse wird zum Träger neuer Produktionsverhältnisse. Einige Elemente der im Kapitalismus existierenden Produktionsbeziehungen werden im Sozialismus durch die Beseitigung der Kapitalisten gänzlich abgelöst, während andere, wie die "neue Mittelklasse" (Techniker, Buchhalter usw.), in einen neuen Zusammenhang gestellt werden.

Diese "neue Mittelklasse" bildet einen Teil der Produktivkräfte und ist folglich ein notwendiges Moment der Produktion. Dennoch ist ihre Position in der Hierarchie der kapitalistischen Gesellschaft eine vorübergehende, ebenso vorübergehend wie der Kapitalismus. Der Sozialismus wird diese hierarchische Position über der des Proletariats vollständig beseitigen. Zwischen den verschiedenen, für die sozialistische Produktionsweise notwendigen Elementen - zwischen Hand- und Kopfarbeit - wird ein neues Verhältnis geschaffen werden. Das neue Verhältnis (das vollständiger weiter unten behandelt werden soll) beginnt in der Übergangsperiode Gestalt anzunehmen.

Die Arbeiterklasse, die ebenso einen Teil der Produktivkräfte wie der kapitalistischen Produktionsverhältnisse bildet, wird die Basis für neue Produktionsbeziehungen und der Ausgangspunkt für die Entwicklung der Produktivkräfte auf der Grundlage dieser Beziehungen. Mit den Worten von Marx:

»Von allen Produktionsinstrumenten ist die größte Produktivkraft die revolutionäre Klasse selbst. Die Organisation der revolutionären Elemente als Klasse setzt die fertige Existenz aller Produktivkräfte voraus, die sich überhaupt im Schoß der alten Gesellschaft entwickeln konnten.«344

Die Teilung der Arbeit und die Teilung in Klassen

Engels schreibt:

»ln jeder Gesellschaft mit naturwüchsiger Produktionsentwicklung - und die heutige gehört dazu - beherrschen nicht die Produzenten die Produktionsmittel, sondern die Produktionsmittel beherrschen die Produzenten. In einer solchen Gesellschaft schlägt jeder neue Hebel der Produktion notwendig um in ein neues Mittel zur Knechtung der Produzenten unter die Produktionsmittel. Das gilt vor allem von demjenigen Hebel der Produktion, der bis zur Einführung der großen Industrie weitaus der mächtigste war - von der Teilung der Arbeit.«345

Die Arbeitsteilung, wie sie sich in der Teilung von geistiger und körperlicher Arbeit darstellt, hat historisch vorübergehenden Charakter; sie hat ihre Wurzeln in der Trennung der Arbeiter von den Produktionsmitteln und in dem daraus resultierenden Antagonismus dieser beiden Elemente.

Mit den Worten von Marx:

»Die geistigen Potenzen der Produktion erweitern ihren Maßstab auf der einen Seite, weil sie auf vielen Seiten verschwinden. Was die Teilarbeiter verlieren, konzentriert sich ihnen gegenüber im Kapital. Es ist ein Produkt der manufakturmäßigen Teilung der Arbeit, ihnen die geistigen Potenzen des materiellen Produktionsprozesses als fremdes Eigentum und sie beherrschende Macht gegenüberzustellen. Dieser Scheidungsprozeß beginnt in der einfachen Kooperation, wo der Kapitalist den einzelnen Arbeitern gegenüber die Einheit und den Willen des gesellschaftlichen Arbeitskörpers vertritt. Er entwickelt sich in der Manufaktur, die den Arbeiter zum Teilarbeiter verstümmelt. Er vollendet sich in der großen Industrie, welche die Wissenschaft als selbständige Produktionspotenz von der Arbeit trennt und in den Dienst des Kapitals preßt.«346

Der vollständige Sieg des Sozialismus bedeutet die vollständige Beseitigung der Trennung von geistiger und körperlicher Arbeit. Offensichtlich wäre es unmöglich, diese Trennung unmittelbar nach der sozialistischen Revolution zu beseitigen, aber die Arbeiterkontrolle über die Produktion wird zu einer direkten Brücke zwischen körperlicher und geistiger Arbeit werden sowie der Ausgangspunkt ihrer künftigen Einheit, der vollständigen Beseitigung der Klassen.

Arbeiter und technische Intelligenz

Die technische Intelligenz bildet einen notwendigen Bestandteil des Produktionsprozesses, einen wichtigen Teil der Produktivkräfte der Gesellschaft - gleichgültig ob einer kommunistischen oder kapitalistischen. Zugleich aber bilden sie - wie wir schon gesagt haben - innerhalb des Kapitalismus eine Schicht innerhalb der Produktionshierarchie. Sie tritt als ein Teil dieser Hierarchie ins Dasein. Ihre monopolistische Position im Hinblick auf die »intellektuellen Produktionsmittel« (wie Bucharin sie nennt) ist das Ergebnis der Trennung der Arbeiter von den Produktionsmitteln auf der einen und der Vergesellschaftung der Arbeit auf der anderen Seite. Der Sozialismus wird diese Hierarchie beseitigen. In der Übergangsperiode wird sie in einem bestimmten Sinne weiter existieren, in einem anderen jedoch abgeschafft werden. Insoweit geistige Arbeit das Privileg einiger weniger bleibt, werden die hierarchischen Beziehungen in den Fabriken, Eisenbahnen usw. sogar nach der proletarischen Revolution weiter existieren. Aber von der Seite her betrachtet, daß die Position des Kapitalisten in der Hierarchie durch den Arbeiterstaat übernommen wird, d.h. durch die Arbeiter als Kollektiv, das sich die Techniker unterordnet, verschwindet die intellektuelle Hierarchie. Die Arbeiterkontrolle über die technische Intelligenz bedeutet die Unterwerfung kapitalistischer unter sozialistische Formen. je wirksamer die Arbeiterkontrolle, das materielle und kulturelle Niveau der Massen, desto mehr wird die monopolistische Position der Intelligenz untergraben, bis sie schließlich vollständig abgeschafft und die völlige Einheit von geistiger und körperlicher Arbeit hergestellt wird.

Wegen dieser zwiespältigen Rolle der Techniker in ihrem Verhältnis zu den Produktionsarbeitern wiesen die Begründer des Marxismus darauf hin, daß die Unterordnung der technischen Intelligenz unter die Interessen der Gesellschaft als Ganzes sich als eine der größten Schwierigkeiten für die neue Gesellschaft erweisen würde. So schrieb Engels:

»Falls ein Krieg uns vorzeitig zur Macht bringt, werden die Techniker unsere Hauptfeinde sein; sie werden uns täuschen und betrügen, wo sie können, und wir werden Terror gegen sie gebrauchen müssen, aber werden ebenso hintergangen werden.«

 Arbeitsdisziplin

Jede Form gesellschaftlicher Arbeit erfordert eine Koordinierung zwischen den Personen, die an ihr teilnehmen; mit anderen Worten, jede Form gesellschaftlicher Arbeit erfordert Disziplin. Unter dem Kapitalismus tritt diese Disziplin dem Arbeiter als eine äußere Zwangsgewalt entgegen, als die Gewalt, die das Kapital über ihn hat. Unter dem Sozialismus wird die Disziplin aus dem Bewußtsein resultieren, sie wird zur Gewohnheit eines freien Volkes werden. In der Übergangsperiode wird sie das Ergebnis der Einheit der beiden Elemente sein - Bewußtsein und Zwang. Die staatlichen Institutionen werden die Organisation der Massen als bewußte Kraft sein. Gesellschaftliches Eigentum der Arbeiter an den Produktionsmitteln, d.h. das Eigentum des Arbeiterstaates über die Produktionsmittel, wird die Grundlage des bewußten Elementes der Arbeitsdisziplin sein. Zur gleichen Zeit wird die Arbeiterklasse als Kollektiv, durch ihre Institutionen - Arbeiterräte, Gewerkschaften usw. - als eine Zwangsgewalt im Hinblick auf die Disziplinierung der einzelnen Arbeiter in der Produktion auftreten. Individuelle Konsumtion, das "bürgerliche Recht" im Hinblick auf die Distribution, wird als ein Mittel der zwangsweisen Disziplinierung dienen. Die Techniker, Aufseher usw. haben eine spezielle Rolle bei der Sicherung der Arbeitsdisziplin. Im Kapitalismus ist der Aufseher der "Transmissionsriemen", über den die kapitalistische Zwangsgewalt über den Arbeiter ausgeübt wird. Im Kommunismus wird ein Aufseher keinerlei Zwangsfunktionen erfüllen. Sein Verhältnis zu den Arbeitern wird dem eines Dirigenten zu seinem Orchester analog sein, weil die Arbeitsdisziplin dann auf Gewohnheit und Bewußtsein basieren wird. In der Übergangsperiode, wo die Arbeiter, was sie selbst betrifft, sowohl eine disziplinierende als auch eine disziplinierte Kraft sein werden, Subjekt wie Objekt, werden die Techniker faktisch nur als ein "Transmissionsriemen" fungieren, diesmal des Arbeiterstaates, obwohl sie formell die Vorgesetzten der Arbeiter bleiben.

Die Arbeiter und die Produktionsmittel

Das Kommunistische Manifest sagt:

»ln der bürgerlichen Gesellschaft ist die lebendige Arbeit nur ein Mittel, um die aufgehäufte Arbeit zu vermehren. In der kommunistischen Gesellschaft ist die aufgehäufte Arbeit nur ein Mittel, um den Lebensprozeß der Arbeiter zu erweitern, zu bereichern, zu befördern. In der bürgerlichen Gesellschaft herrscht also die Vergangenheit über die Gegenwart, in der kommunistischen Gesellschaft ist das Kapital selbständig und persönlich«347

In der kommunistischen Gesellschaft wird die Akkumulation durch die Konsumbedürfnisse des Volkes bedingt sein. In der kapitalistischen Gesellschaft determiniert die Akkumulation das Ausmaß der Beschäftigung und die Lohnrate, d.h. die Rate des Konsums der arbeitenden Bevölkerung. Sogar was den Kapitalismus selbst betrifft, ist das, was ihn zum Kapitalisten macht, nicht der Konsum, sondern die Akkumulation. Wie Marx sagte:

»Akkumulation um der Akkumulation, Produktion um der Produktion willen, in dieser Formel sprach die klassische Ökonomie den historischen Beruf der Bourgeoisperiode aus. Sie täuschte sich keinen Augenblick über die Geburtswehen des Reichtums.«348

Weil der Arbeiter von dem Produkt seiner Arbeit beherrscht wird, bestimmt, begrenzt und untergräbt der Prozeß der kapitalistischen Akkumulation den Konsum. Weil der Arbeiter sein Produkt kontrollieren wird, wird der Konsum im Kommunismus die Akkumulation der Produktionsmittel bestimmen.

In jeder Gesellschaft, welche Form auch immer die Produktionsbeziehungen annehmen, impliziert eine Rationalisierung der Produktion stets den Übergang zur "Umwegproduktion", d.h. ein Anwachsen des Teils der gesellschaftlichen Arbeit, der auf die Produktion von Produktionsmitteln gerichtet ist. Das bedeutet ein Anwachsen der Rate der "Akkumulation" relativ zu der Rate des Konsums. Im Kommunismus würde dieses Wachstum der "Akkumulationsrate" gegenüber der Konsumrate zur gleichen Zeit einen beträchtlichen absoluten Zuwachs des Konsums der Arbeiter bedeuten. Im Kapitalismus wächst dagegen infolge der antagonistischen Distributionsweise die Mehrwertrate und infolgedessen die Akkumulationsrate, während die Konsumrate der Massen unter ihr bleibt.

Akkumulation um der Akkumulation willen ist im Kapitalismus das Ergebnis zweier Faktoren; eines, der Trennung der Arbeiter von den Produktionsmitteln, des anderen, des Bestehens von Konkurrenzbeziehungen zwischen den Kapitalisten, gleichgültig, ob es sich um individuelle monopolistische Kapitalisten oder um Staatskapitalisten handelt. Der Sozialismus schafft diese beiden Aspekte der Produktionsbeziehungen ab. Arbeiterkontrolle über die Produktion und die Abschaffung nationaler Grenzen - dies sind die beiden Bedingungen für die volle Unterordnung der Akkumulation unter den Konsum. Unter solchen Bedingungen wird die Gesellschaft akkumulieren um zu konsumieren. Diese Unterordnung der Akkumulation unter den Konsum wird, indem sie den materiellen und kulturellen Lebensstandard der Massen hebt, zugleich das Monopol der Techniker über die »intellektuellen Produktionsmittel« schwächen und so die Arbeiterkontrolle über die Produktion stärken.

Die Distributionsverhältnisse in der Übergangsperiode

Die klarste und exakteste Analyse dieser Frage wurde von Marx in seiner "Kritik des Gothaer Programms", gegeben:

»Womit wir es hier zu tun haben, ist eine kommunistische Gesellschaft, nicht wie sie sich auf ihrer eigenen Grundlage entwickelt hat, sondern umgekehrt, wie sie eben aus der kapitalistischen Gesellschaft hervorgeht; die also in jeder Beziehung, ökonomisch, sittlich, geistig, noch behaftet ist mit den Muttermalen der alten Gesellschaft, aus deren Schoß sie hervorkommt. Demgemäß erhält der einzelne Produzent - nach den Abzügen - exakt zurück, was er ihr gibt. Was er ihr gegeben hat, ist sein individuelles Arbeitsquantum. Z.B. der gesellschaftliche Arbeitstag besteht aus der Summe der individuellen Arbeitsstunden; die individuelle Arbeitszeit des einzelnen Produzenten ist der von ihm gelieferte Anteil des gesellschaftlichen Arbeitstages, sein Anteil daran. Er erhält von der Gesellschaft einen Schein, daß er soundsoviel Arbeit geliefert (nach Abzug seiner Arbeit für die gemeinschaftlichen Fonds) und zieht mit diesem Schein aus dem gesellschaftlichen Vorrat von Konsumtionsmitteln soviel heraus, als gleich viel Arbeit kostet. Dasselbe Quantum Arbeit, das er der Gesellschaft in einer Form gegeben hat, erhält er in der anderen zurück.

Es herrscht hier offenbar dasselbe Prinzip, das den Warenaustausch regelt, soweit der Austausch gleichwertiger ist. Inhalt und Form sind verändert, weil unter den verminderten Umständen niemand etwas geben kann, außer seiner Arbeit, und weil andererseits nichts in das Eigentum der einzelnen übergehen kann, außer individuellen Konsumtionsmitteln. Was aber die Verteilung der letzteren unter die einzelnen Produzenten betrifft, herrscht dasselbe Prinzip wie beim Austausch von Warenäquivalenten, es wird gleich viel Arbeit in einer Form gegen gleich viel Arbeit in einer anderen umgetauscht.

Das gleiche Recht ist hier daher immer noch dem Prinzip nach das bürgerliche Recht, obgleich Prinzip und Praxis sich hier nicht mehr in den Haaren liegen, während der Austausch von Äquivalenten beim Warenaustausch nur im Durchschnitt, nicht für den einzelnen Fall existiert.

Trotz dieses Fortschritts ist dieses gleiche Recht stets noch mit einer bürgerlichen Schranke behaftet. Das Recht der Produzenten ist ihren Arbeitslieferungen proportional; die Gleichheit besteht darin, daß an gleichem Maßstab, der Arbeit, gemessen wird.

Der eine ist aber physisch oder geistig dem anderen überlegen, liefert also in derselben Zeit mehr Arbeit oder kann während mehr Zeit arbeiten; und die Arbeit, um als Maß zu dienen, muß der Ausdehnung oder der Intensität nach bestimmt werden, sonst hört sie auf, Maßstab zu sein. Dies gleiche Recht ist ungleiches Recht für ungleiche Arbeit. Es erkennt keine Klassenunterschiede an, weil jeder nur Arbeiter ist wie jeder andere; aber es erkennt stillschweigend die ungleiche individuelle Begabung und daher Leistungsfähigkeit als natürliche Privilegien an. Es ist daher ein Recht der Ungleichheit, seinem Inhalt nach, wie alles Recht.

Das Recht kann seiner Natur nach nur in Anwendung von gleichem Maßstab bestehen; aber die ungleichen Individuen (und sie wären nicht verschiedene Individuen, wenn sie nicht ungleiche wären) sind nur an gleichem Maßstab meßbar, soweit man sie unter einen gleichen Gesichtspunkt bringt, sie nur von einer bestimmten Seite faßt, z.B. im gegebenen Fall sie nur als Arbeiter betrachtet; und weiter nichts in ihnen sieht, von allem anderen absieht. Ferner: Ein Arbeiter ist verheiratet, der andere nicht; einer hat mehr Kinder als der andere usw. Bei gleicher Arbeitsleistung und daher gleichem Anteil in dem gesellschaftlichen Konsumtionsfonds erhält also der eine faktisch mehr als der andere, ist der eine reicher als der andere usw. Um alle diese Mißstände zu vermeiden, müßte das Recht, statt gleich, ungleich sein. Aber alle diese Mißstände sind unvermeidbar in der ersten Phase der kommunistischen Gesellschaft, wie sie eben aus der kapitalistischen Gesellschaft nach langen Geburtswehen hervorgegangen ist. Das Recht kann nie höher sein als die ökonomische Gestaltung und dadurch bedingte Kulturentwicklung der Gesellschaft.

- In einer höheren Phase der kommunistischen Gesellschaft, nachdem die knechtende Unterordnung der Individuen unter die Teilung der Arbeit, damit auch der Gegensatz geistiger und körperlicher Arbeit verschwunden ist; nachdem die Arbeit nicht nur Mittel zum Leben, sondern das erste Lebensbedürfnis geworden; nachdem mit der allseitigen Entwicklung der Individuen auch die Produktionskräfte gewachsen sind und alle Springkräfte des genossenschaftlichen Reichtums voller fließen - erst dann kann der enge bürgerliche Rechtshorizont ganz überschritten werden und die Gesellschaft auf ihre Fahnen schreiben: jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen!«349

Auch wenn die Arbeiter sich voneinander in ihrer Geschicklichkeit, in ihren Bedürfnissen und in denen ihrer Familien unterscheiden: In einer Hinsicht müssen sie absolut gleich sein, damit die gleiche Menge Arbeit, die jeder Arbeiter der Gesellschaft in der einen Form gibt, ihm in einer anderen zurückgegeben werden kann - in dem Eigentum an den Produktionsmitteln. Das Wachstum der Produktion, der Zuwachs der der Gesellschaft gehörenden Produktionsmittel, d.h. der gleich allen Arbeitern gehörenden, wird zunehmend das gleiche Recht in der Verteilung der Produkte untergraben. Dies wird umgekehrt die Gleichheit zwischen den Individuen fördern. Und so schließt das bürgerliche Recht der Übergangsperiode seine eigene Negation ein.

Das bürgerliche Recht in der Übergangsperiode, das besagt, daß jeder Arbeiter Konsumgüter von der Gesellschaft in dem Maße bekommt, wie er ihr Arbeit gibt, beruht auf sozialer Gleichheit im Hinblick auf die Produktionsmittel und wird infolgedessen von selbst verschwinden.

Bauern und Arbeiter

Die Oktoberrevolution war die Verschmelzung von zwei Revolutionen: die der sozialistischen Arbeiterklasse, als Resultat des reifen Kapitalismus, und der der Bauern, als Ergebnis des Konflikts zwischen dem entstehenden Kapitalismus und den alten feudalen Institutionen. Zu allen Zeiten waren die Bauern bereit, das Privateigentum der Großgrundbesitzer zu enteignen, aber sie wollten ihr eigenes, kleines Privateigentum. Während sie bereit waren, gegen den Feudalismus zu rebellieren, waren sie es aus diesem Grunde nicht für den Sozialismus. Die französische Geschichte zeigt das gleiche Verhalten bei den französischen Bauern. Nach 1789 unterstützten sie stets reaktionäre Regierungen gegen die »rote Gefahr« der Pariser Arbeiterklasse. Sie waren es, die das solide Rückgrat Bonapartes und später für seinen Neffen Napoleon III. und für Thiers bildeten. In Westeuropa (abgesehen von Spanien und Italien), wo große Güter abgeschafft worden sind, wählen die Dörfer selten einen sozialistischen oder kommunistischen Abgeordneten ins Parlament. Folglich überrascht es nicht, daß sich sofort nach der Oktoberrevolution starke Risse in der siegreichen Allianz von Arbeitern und Bauern zeigten. Als erst einmal die weißen konterrevolutionären Armeen und mit ihnen die Gefahr der Restauration des Großgrundbesitzes vernichtet waren, blieb von der ursprünglichen Loyalität der Bauern gegenüber den Arbeitern wenig übrig. Für die Bauern war es eine Sache, einer Regierung ihre Unterstützung zu geben, die das Land verteilte, aber es war etwas ganz anderes, als dieselbe Regierung begann, ihre Produkte zu beschlagnahmen, um die hungrige Bevölkerung in den Städten zu ernähren. Dieser Zwiespältigkeit in dem Verhalten der Bauern gegenüber der Sowjetregierung gab eine Reihe von Provinzdelegierten auf dem Zwölften Kongreß der Kommunistischen Partei im April 1923 Ausdruck. Ihre Berichte zeigten, daß die Bauern die Bolschewiki und die Kommunisten als zwei verschiedene Sorten von Menschen betrachteten: Erstere gaben ihnen Land, letztere legten ihnen das Joch des Staates auf. (Dieses Mißverständnis wurde durch die Tatsache begünstigt daß erst auf dem 7. Kongreß der Partei - 1918 - der Name "Kommunistische Partei". angenommen wurde.)

Sozialistische Arbeiter treten für vergesellschaftete Arbeit, Staatseigentum und sozialistische Planung ein, die Bauern für individuelle Kleinproduktion, Privateigentum und Handelsfreiheit. Es ist unmöglich, einen permanenten Konflikt zwischen diesen beiden Produktionssystemen zu vermeiden.

»Die Kleinproduktion aber erzeugt unausgesetzt, täglich, stündlich, elementar und im Massenumfang Kapitalismus und Bourgeoisie.«350

Die Rückständigkeit der landwirtschaftlichen Produktion und ihr individueller Charakter bedeuten ein ernsthaftes Hindernis für die Entwicklung geplanter industrieller Produktion. Um Abraham Lincoln zu zitieren:

�»lhr könnt Euer Haus nicht zur Hälfte auf kollektiver, geplanter und auf der anderen Hälfte auf anarchischer und individualistischer Arbeit begründen.«

Die konservative Haltung der russischen Bauernschaft wurde nach der Oktoberrevolution nicht nur dadurch bestärkt, daß die Agrarrevolution durch die Beseitigung des feudalen Grundbesitzes die revolutionäre Flut bei den Bauern verebben ließ, sondern auch dadurch, daß sie die Klassendifferenzen innerhalb der Bauernschaft selbst stark verringerte. Die Zahl der proletarischen und halbproletarischen Landarbeiter, die natürlichen Verbündeten der städtischen Arbeiterklasse, wurde durch die Agrarrevolution drastisch reduziert, die noch eindeutiger demokratisch war und in Rußland viel weiter ging als in Frankreich 1789. In der Französischen Revolution wurden die großen Güter generell verkauft und fielen so in die Hand der Leute, die Geld hatten - die Reichen in der Stadt und auf dem Lande. In Rußland wurden nicht nur die großen Güter, sondern auch viele Höfe der reichen Bauern besetzt und das Land frei verteilt.

Es ist äußerst schwierig, die Methoden der vergesellschafteten Produktion auf die Landwirtschaft anzuwenden. Anders als die Industrie ist die Landwirtschaft sogar in den fortgeschrittensten Ländern vorwiegend in kleinen Produktionseinheiten organisiert. Viele industrielle Fabriken beschäftigen Hunderte und Tausende von Arbeitern, aber sogar in den Vereinigten Staaten herrscht die kleine Farm vor. So war von der gesamten, 1944 in der US-Landwirtschaft aufgewendeten Arbeit 77% Familienarbeit.351

Die Tatsache, daß das Überleben der kleinen Farm in vielen Fällen darauf zurückzuführen ist, daß der kleine Farmer, der Arbeiter, Kapitalist und Grundbesitzer in einer Person ist, in der Tat bereit ist, sehr hart zu arbeiten - unter Verzicht auf Rente und Profit und bei sogar niedrigerem Einkommen als der städtische Arbeiter -, ist für unser Argument irrelevant.

Der entscheidende Faktor ist, daß die technologische Überlegenheit der Produktion auf großer Stufenleiter gegenüber der Kleinproduktion in der Landwirtschaft unvergleichlich geringer ist als in der Industrie. Das gilt noch mehr für die intensive gemischte landwirtschaftliche Produktion als für den Getreideanbau. (Und nebenbei dürfen wir nicht vergessen) daß in dem Maße, wie die Bevölkerung in den Städten wächst und der Lebensstandard steigt, die Bedeutung des Getreideanbaus relativ zur intensiven Landwirtschaft sinkt - zur Produktion von Milch, Gemüse, Früchten, Fleisch usw.) In vielen Ländern entstanden große Farmen nicht als Resultat des Untergangs kleiner Farmen im freien Wettbewerb, sondern als Ergebnis außerökonomischer Faktoren - Einhegungen, Übernahme feudaler Güter und ähnlichem.

Engels Ansicht über die Haltung, die nach der sozialistischen Revolution den Bauern gegenüber eingenommen werden müsse, war wie folgt:

»Es ist ... handgreiflich, daß, wenn wir im Besitz der Staatsmacht sind, wir nicht daran denken können, die Kleinbauern gewaltsam zu expropriieren ... Unsere Aufgabe gegenüber dem Kleinbauern besteht zunächst darin, schien Privatbetrieb und Privatbesitz in einen genossenschaftlichen überzuleiten, nicht mit Gewalt, sondern durch Beispiel und Darbietung von gesellschaftlicher Hilfe zu diesem Zweck. Und da haben wir allerdings Mittel genug, um dem Kleinbauern Vorteile in Aussicht zu stellen, die ihm schon jetzt einleuchten müssen ...

Und wir stehn ja entschieden auf der Seite des Kleinbauern: wir werden alles nur irgend zulässige tun, um sein Los erträglicher zu machen, um ihm den Übergang zur Genossenschaft zu erleichtern, falls er sich dazu entschließt, ja sogar, um ihm, falls er diesen Entschluß noch nicht fassen kann, eine verlängerte Bedenkzeit auf seiner Parzelle zu ermöglichen.«352

Er glaubte, daß für die Bauernschaft in Mittel- und Westeuropa Generationen für den freiwilligen Zusammenschluß zu Kooperativfarmen brauchen würde. Offensichtlich sind in einem Land, wo die große Mehrheit der Bevölkerung in der Landwirtschaft beschäftigt ist und wo die Industrie noch viel weniger in der Lage ist, die Bedürfnisse der Bauern zu befriedigen und so einen Anreiz zur Kollektivproduktion zu geben - wie in Rußland 1917 -, die Hindernisse für einen freiwilligen Zusammenschluß der Bauern in Produktionskooperativen noch größer. Freiwillige Zusammenarbeit setzt eine hochmechanisierte Landwirtschaft voraus, gute, vom Staat bezahlte Preise für landwirtschaftliche Produkte, ein reichliches Angebot an billigen Industriegütern für die Bauernschaft und sehr niedrige Steuern für sie. Kurzum: allgemeinen Überfluß.

Kurz nach der Revolution wurde es einer Reihe bolschewistischer Theoretiker - vor allem dem Ökonomen Eugen Preobaschensky - klar, daß das in der Industrie erzeugte Mehrprodukt allein nicht für die Kapitalakkumulation ausreichen würde, vor allem weil

»von dem Augenblick ihres Sieges an die Arbeiterklasse ... gegenüber ihrer eigenen Arbeitskraft, Gesundheit und ihren Arbeitsbedingungen nicht dieselbe Haltung einnehmen (kann), wie es der Kapitalist getan hat. Dies stellt ein entscheidendes Hindernis für das Tempo der sozialistischen Akkumulation dar, ein Hindernis, das die kapitalistische Industrie in der Zeit ihrer ersten Entwicklung nicht kannte.«353

 Im Gegensatz zur »Sozialistischen Akkumulation« postulierte Preobaschensky die »ursprüngliche sozialistische Akkumulation«354, die er als die

»Akkumulation materieller Hilfsquellen in den Händen des Staates, aus Quellen, die teilweise oder hauptsächlich außerhalb der Staatswirtschaft liegen«, definiert. »Diese Akkumulation muß in einem rückständigen bäuerlichen Land eine außerordentlich große Rolle spielen ... Zweitens herrscht Akkumulation der anderen Art, d.h. auf Kosten des nichtstaatlichen Milieus in der Periode [der Industrialisierung], stark vor. Aus diesem Grund sollten wir diesen ganzen Zeitraum die Periode der ursprünglichen oder vorläufigen sozialistischen Akkumulation nennen.«355

Diese »Quelle außerhalb der Staatswirtschaft« war die Landwirtschaft. Ebenso wie das Handelskapital in Westeuropa in der merkantilistischen Periode Reichtum durch koloniale Ausbeutung aufhäufte, so würde die Sowjetindustrie auf interne »Kolonien«, (um einen Ausdruck zu gebrauchen, den Preobaschensky heftig bekämpfte) zurückgreifen - die kleine, individualistische Landwirtschaft. Preobaschensky trat weder dafür ein, den merkantilistischen Kaufleuten in der Gewaltanwendung gegen die Bauern zu folgen, noch dafür, irgendeine Klasse - in diesem Fall die Arbeiterklasse - in die Position einer ausbeutenden Klasse zu erheben. Er schlug Maßnahmen vor, die weit milder waren als die, die die merkantilistische Bourgeoisie gebraucht hatte. Er trat für eine teilweise Aufhebung des Wertgesetzes durch eine Veränderung der Austauschverhältnisse zwischen Industrie und Landwirtschaft zugunsten der ersteren und gegen die letztere ein, so daß eine Arbeitseinheit in der Staatsindustrie gegen mehr als eine Arbeitseinheit in der Landwirtschaft ausgetauscht werden würde. Er nahm an, daß diese Austauschverhältnisse bald zu einem so schnellen Anstieg des allgemeinen Produktionsniveaus der Gesellschaft führen würden, daß nicht nur das Einkommen der Gesellschaft als Ganzes anstiege, sondern auch absolut gesehen - das Einkommen der Bauernschaft.

Tatsächlich hätte die Ausführung von Preobaschenskys »Gesetz der ursprünglichen sozialistischen Akkumulation« logischerweise zu einem ganz anderen Zustand geführt, als er vorausgesehen hatte. Jeder Versuch, die Bauern zu »schröpfen«, wäre wahrscheinlich mit einer absichtlichen Reduzierung der Produktion beantwortet worden, so daß das Handelsvolumen gefallen wäre, sobald sich die Austauschverhältnisse zwischen Industrie und Landwirtschaft zuungunsten der letzteren verschoben hätten. Es hätte nur einen Weg gegeben, mit einem solchen »Streik« fertigzuwerden: die Anwendung von Gewalt gegen die Bauern, ihre Enteignung und Konzentration auf so große Farmen, daß es dem Staat möglich wäre, ihre Arbeit und ihre Produktion zu kontrollieren. Würde der Staat diese Methoden anwenden, sähe er sich außerdem mit einer ernsthaften Opposition von seiten der Arbeiter konfrontiert. Von diesen waren ja viele, wie gewöhnlich einem rückständigen Land, gerade neu in die Industrie eingetreten und hatten deshalb natürlich noch enge Familienbindungen zu den Dörfern. Schließlich: Wenn der Staat bei der Durchsetzung der »ursprünglichen sozialistischen Akkumulation« zu Unterdrückungsmethoden griffe; was würde ihn daran hindern, das gleiche bei der »sozialistischen Akkumulation« zu tun, bezüglich der Auspressung von Mehrarbeit von den Arbeitern in der Staatsindustrie selbst?

Eine Lösung des Konflikts zwischen der Staatsindustrie und der individualistischen Landwirtschaft in einem rückständigen Lande hätte darin bestehen können, das Entwicklungstempo der Industrie von der Rate der Entwicklung des landwirtschaftlichen Überschusses abhängig zu machen. Als Folge der Agrarrevolution ergab sich ein beträchtlicher Rückgang bei den auf den Markt gelangenden Überschüssen der Landwirtschaft, weil die großen Grundbesitzer und die Kulaken am meisten zu diesen Überschüssen beigetragen hatten. Die Landverteilung reduzierte die Quellen der auf dem Markt verkauften landwirtschaftlichen Produkte, indem sie den Anteil des mittleren Bauern, der vor allem für seinen eigenen Unterhalt arbeitete, vergrößerte.

Größere Überschüsse hätten sicherlich durch eine Vergrößerung des Landanteils der reichen Bauern, die im Russischen "Kulaken" genannt werden, erreicht werden können. Aber um die Entwicklung der Staatsindustrie von der der Kulakenwirtschaft abhängig zu machen, wäre eine Beschränkung des industriellen Entwicklungstempos auf einen Schneckengang und so eine Schwächung der industriellen Arbeiterklasse gegenüber den Kulaken notwendig gewesen. Das hätte unvermeidlich zu einem Sieg des Privatkapitalismus in der gesamten Wirtschaft geführt.

Alternativ dazu hätte der Konflikt zwischen Industrie und Landwirtschaft durch eine schnelle Industrialisierung auf der Grundlage der »ursprünglichen Akkumulation« gelöst werden können - indem die Bauern enteignet, in große, mechanisierte Farmen gepreßt und dadurch Arbeitskraft für die Industrie und für die Stadtbevölkerung verfügbare Überschüsse freigesetzt werden würden. Diese Methode der »ursprünglichen Akkumulation« muß ebenfalls letzten Endes zu der Unterordnung der Industriearbeiter unter die Erfordernisse der Kapitalakkumulation führen. Das ist der Weg der Einordnung der individuellen landwirtschaftlichen Produktion in eine staatskapitalistische Wirtschaft.

In beiden Fällen ist es lächerlich, ein Aufblühen der sozialistischen Demokratie zu erwarten. Im Gegenteil: Im ersten Fall gerät der Staat notwendigerweise unter wachsenden Druck von seiten der Kulaken und muß sich deshalb mehr und mehr von den Arbeitern trennen. Im zweiten Fall muß der Staat allmächtig werden, und folglich müssen seine Beamten autokratisch sowohl gegenüber Arbeitern wie Bauern auftreten.

(Diese beiden Methoden, das Problem zu lösen, wurden tatsächlich ausprobiert, die erste während der Periode der »Neuen ökonomischen Politik" (NEP) - 1921-1928 - und die zweite mit den Fünf-Jahres-Plänen.)

Schlußfolgerung

Die Wirtschaft eines Arbeiterstaates und eine kapitalistische Wirtschaft haben viele gemeinsame Merkmale. Der Arbeiterstaat - eine Übergangsstufe zwischen Kapitalismus und Kommunismus - enthält unvermeidlich noch einige Merkmale der Gesellschaft, aus deren Niedergang er entsteht, und einige Keime der zukünftigen Gesellschaft. Diese antagonistischen Elemente sind jedoch in der Übergangsperiode zusammengeschlossen, wobei das erstere dem letzteren, die Vergangenheit der Zukunft untergeordnet ist. Gemeinsam ist dem Arbeiterstaat wie dem Kapitalismus die Teilung der Arbeit, in erster Linie die Teilung zwischen geistiger und körperlicher Arbeit. Das unterscheidende Merkmal ist das Bestehen oder Nichtbestehen von Arbeiterkontrolle über die Produktion. Die Arbeiterkontrolle bildet die Brücke, wenn auch eine schmale Brücke, für die Beseitigung der Trennung von geistiger und körperlicher Arbeit, die vollständig mit der Errichtung der kommunistischen Gesellschaft verwirklicht sein wird. Gemeinsam sowohl dem Arbeiterstaat wie dem Kapitalismus ist die Tatsache, daß die technische Intelligenz eine Hierarchie über den Arbeitern bildet (obwohl sie in einem Arbeiterstaat nicht in ihrem Wesen eine Hierarchie ist). Das unterscheidende Merkmal liegt in der Tatsache, daß in dem Arbeiterstaat die Techniker nicht dem Kapital, sondern dem Willen des Arbeiterstaates untergeordnet sind, dem Kollektiv der Produzenten. Dies ist der Ausgangspunkt der Abschaffung oder sozialen Hierarchie in der Produktion. Elemente einer zwangsweisen Arbeitsdisziplin werden in dem Arbeiterstaat existieren, ebenso wie im Kapitalismus. Aber im Gegensatz zum Kapitalismus werden sie keine zentrale Rolle spielen und werden mehr und mehr der bewußten Einsicht untergeordnet, bis zu der Zeit, in der soziale Solidarität, harmonische Beziehungen zwischen den Individuen und Erziehung Zwang im Produktionsprozeß schließlich völlig überflüssig machen werden. In dem Arbeiterstaat werden ebenso wie im Kapitalismus Äquivalente ausgetauscht: Ein Produkt, das eine bestimmte Menge gesellschaftlich notwendiger Arbeit enthält, wird gegen ein anderes ausgetauscht, das die gleiche Menge enthält. Aber in einem Arbeiterstaat wird dieses Resultat in erster Linie durch bewußte Lenkung der Wirtschaft und nicht durch das Spiel blinder Kräfte erreicht, und zweitens - und dies ist von fundamentaler Bedeutung - basiert der Austausch von Äquivalenten auf der Gleichheit der Rechte aller direkten Produzenten im Hinblick auf die Produktionsmittel. Bürgerliches Recht unter der Bourgeoisie bedeutet Ausbeutung: Das bürgerliche Recht der Verteilung in einem Arbeiterstaat »erkennt stillschweigend die ungleiche individuelle Begabung und folglich Arbeitsfähigkeit als natürliche Privilegien an« aber erklärt die Gleichheit der Produzenten im Hinblick auf die Produktionsmittel. Die Vorbedingungen für das bürgerliche Recht der Distribution in einem Arbeiterstaat sind das Fehlen jeder Ausbeutung und die Entwicklung hin zur vollständigen Abschaffung jeder ökonomischen Ungleichheit, einschließlich der, die aus der natürlichen individuellen Begabung resultiert.

4. Kapitel: 								Das materielle Erbe der Gesellschaft 			vor der Oktoberrevolution

Im Vorwort zur "Kritik der Politischen Ökonomie" formulierte Marx in prägnanter Kürze die wichtigsten Schlußfolgerungen des historischen Materialismus. Er schreibt:

»Eine Gesellschaftsformation geht nie unter, bevor alle Produktivkräfte entwickelt sind, für die sie weit genug ist, und neue höhere Produktionsverhältnisse treten nie an die Stelle, bevor die materiellen Existenzbedingungen derselben im Schoß der alten Gesellschaft selbst ausgebrütet worden sind.«

Die Menschewiki zitierten diese Passage in der Absicht zu beweisen, daß der Kapitalismus in Rußland noch nicht reif für eine sozialistische Revolution sei und daß es auf jeden Fall noch eine lange Zeit in Anspruch nähme, um diese Entwicklungsstufe zu erreichen.

Diese einfache Schlußfolgerung vernachlässigt allerdings eine ganze Reihe von Faktoren, die die Möglichkeiten der Entwicklung der Produktivkräfte bestimmen, eingrenzen oder erweitern.

Die Entwicklung im zaristischen Rußland war einerseits bestimmt durch das Machtverhältnis zwischen den Klassen in Rußland selbst, andrerseits jedoch durch Rußlands Abhängigkeit vom Weltkapitalismus. Beide Faktoren stehen in einem dialektischen Zusammenhang. Wenn es nicht vor dem Hintergrund eines vereinheitlichenden Weltmarktes eine ungleiche und zugleich verbundene Entwicklung in den verschiedenen Ländern gäbe, könnte nicht erklärt werden, warum der Klassenkampf in solch einem rückständigen Land, wie Rußland es war, die tiefste und schärfste Form angenommen hat. Ebensowenig könnte die Tatsache erklärt werden, daß das russische Proletariat unter dem Zarismus in noch größerem Maße in riesigen Unternehmen konzentriert war als selbst das Proletariat der USA. Diese Phänomene machen deutlich, wie weit die Vergesellschaftung der Produktion im Rahmen der Weltwirtschaft entwickelt war, und wie reif die Welt für die Ablösung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse durch sozialistische war. Der Erste Weltkrieg, der den Niedergang des Zarismus noch beschleunigte, war jedoch kein Beweis für den hohen Stand der Produktivkräfte in jedem der kriegführenden Länder; allerdings zeigte er, daß die materiellen Bedingungen reif waren für die sozialistische Revolution im Weltmaßstab. Die Kette von militärischen Niederlagen, in denen die russische Armee ungeheure Verluste erleiden mußte, offenbarten die industrielle und militärische Rückständigkeit Rußlands innerhalb der entwickelten Welt. Die Tatsache, daß der Marxismus - Ergebnis der Synthese des französischen Frühsozialismus, der englischen Nationalökonomie und der deutschen Philosophie - in Rußland Verbreitung fand, als die Arbeiterbewegung dort noch am Beginn ihrer Entwicklung stand, zeigt deutlich die geistige Einheit der Welt. Andrerseits zeigt auch die Tatsache, daß Opportunismus und Revisionismus wesentlich schwächere Wurzeln in der russischen Arbeiterbewegung schlagen konnten als in den Ländern des Westens, die Rückständigkeit Rußlands in einer Welt, die reif für den Sozialismus war: der niedrige Lebensstandard der Arbeiter, verursacht durch die Landflucht der Bauern in die Städte; die Tatsache, daß die russische Bourgeoisie keine Investitionen in Übersee hatte und daher auch keinen Teil der daraus resultierenden Extraprofite abzweigen konnte, um eine Schicht Arbeiter zu bestechen und die Lebensbedingungen der Massen insgesamt für eine bestimmte Periode zu verbessern, so wie es im Westen geschehen war; die Konzentration von Arbeitern in riesigen Unternehmen; die Tatsache, daß das Land auf dem Pulverfaß einer Bauernrevolution saß.

Da sich die Produktivkräfte im Rahmen der nationalen und internationalen gesellschaftlichen Verhältnisse entwickelten und eben nicht in einem Vakuum, wurde die Illusion der Menschewiki völlig zerstört, daß dem russischen Kapitalismus ungeheure Möglichkeiten zu seiner Entwicklung offen ständen. Im Gegenteil, das Fortbestehen des russischen Kapitalismus innerhalb der konkreten nationalen und internationalen Verhältnisse, wie sie damals bestanden, hatte die Last des Feudalismus weiter erhalten. Das Land wäre in Kriege hineingezogen worden, die durchaus zur Verwandlung des rückständigen Rußland in eine Kolonie oder Halbkolonie der Westmächte hätten führen können. Es hätte außerdem bedeutet, daß die Entwicklung der nationalen Minoritäten, die etwa die Hälfte der Bevölkerung ausmachten, weiterhin verhindert worden wäre.

Die oben zitierte Stelle aus der "Kritik der Politischen Ökonomie" bezieht sich auf das Weltsystem, nicht auf ein isoliertes Land. Gerade die Tatsache, daß die erste proletarische Revolution in einem rückständigen Land ausbrach, bestätigt dies nur; sie ist das beste Zeugnis für die Reife der Welt für eine sozialistische Revolution.

Eine der grundlegenden Ursachen für die unlösbare Krise der modernen Welt ist die Tatsache, daß mit der internationalen Arbeitsteilung die nationalen Grenzen zu eng für die Entwicklung der Produktivkräfte werden. Für ein Land wie Rußland schränkte die Existenz von nationalen Grenzen nicht nur die Chance beträchtlich ein, von den weiterentwickelten Ländern materielle Hilfe zu bekommen, sondern bürdete ihm auch noch die schwere Last eines Rüstungswettlaufes mit anderen Nationalstaaten auf.

Bis zu Lenins Tod kam niemand in der bolschewistischen Partei auf den Gedenken, daß Rußland ohne Hilfe aus eigener Kraft den Sozialismus aufbauen könne. Lenin selbst betonte wiederholt das Gegenteil:

»Die russische Revolution ... war gar nicht durch ein besonderes Verdienst des russischen Proletariats, sondern durch den Verlauf des allgemeinen Zuges der historischen Ereignisse hervorgerufen worden ..., die dieses Proletariat nach dem Willen der Geschichte einstweilen auf den ersten Platz gestellt und zeitweise zur Vorhut der Weltrevolution gemacht haben...«

»Wir setzten bei unserem Vorgehen immer auf eine internationale Revolution, und das war unbedingt richtig ... wir betonten immer ... daß es unmöglich ist, in einem Land ein Werk wie die sozialistische Revolution zu vollenden ...«356

Selbst nach dem Tode Lenins sagte Stalin, der später die These vom »Sozialismus in einem Land« entwickelte:

»In einem einzelnen Land die Macht der Bourgeoisie brechen und die des Proletariats errichten, ist noch keine Garantie für den vollständigen Sieg des Sozialismus. Die Hauptaufgabe, nämlich die sozialistische Produktion zu organisieren, muß dann immer noch bewältigt werden. Können wir den endgültigen Sieg des Sozialismus in einem Land ohne die vereinten Anstrengungen der Proletarier in einigen entwickelten Ländern erreichen und sicherstellen? Ganz gewiß nicht. Die Anstrengungen eines einzelnen Landes reichen aus, um die Bourgeoisie wegzufegen: Das ist die Lehre aus der Geschichte unserer Revolution. Für den endgültigen Triumph des Sozialismus jedoch, für die Organisation der sozialistischen Produktion, reichen die Anstrengungen eines Landes allein nicht aus, insbesondere eines im wesentlichen agrarischen Landes wie Rußland: Dazu sind die Anstrengungen der Proletarier in einigen entwickelten Ländern notwendig ...«357

Es braucht wohl kaum erwähnt zu werden, daß Trotzki bei vielen Gelegenheiten dieselben internationalen Ideen zum Ausdruck gebracht hat.

Die russische Revolution kann durch das Gesetz der ungleichen Entwicklung erklärt werden, die ein Moment der einheitlichen Entwicklung im Weltmaßstab ist. Das Gesetz erlaubt jedoch zwei Möglichkeiten der Entwicklung: erstens, daß die russische Revolution als Zeichen für die Reife der Welt für den Sozialismus der Auslöser sein würde für eine Reihe weiterer Revolutionen, die unmittelbar anschließend oder nach einer gewissen Zeitspanne ausbrechen; zweitens - und dies ist nur die Kehrseite der ersten Möglichkeit -, daß infolge der ungleichen Entwicklung sich diese »gewisse Zeitspanne« auf Jahre hinaus ausdehnt und die russische Revolution in einer feindlichen kapitalistischen Welt isoliert bleibt. Vor dem Oktober 1917 war es nicht möglich, aufgrund allgemeiner Überlegungen über die Universalität der Weltgeschichte anzugeben, welchen Weg die Menschheit einschlagen würde; die Widersprüche, die diese Universalität beinhaltet, z.B. das Gesetz der ungleichen Entwicklung, müssen ebenso berücksichtigt werden. Allein das Handeln der Menschen kann entscheiden, welchen Weg die Geschichte gehen wird. Heute können wir im Rückblick sagen, daß das Handeln der Menschen, vor allem der Rückhalt, den die sozialdemokratischen Parteien dem Kapitalismus in West- und Mitteleuropa gaben, die Niederlage der Revolutionen verursachte, die im Kielwasser der Oktoberrevolution ausgebrochen waren.

Damit die Produktivkräfte entwickelt werden konnten, mußte die soziale Ordnung, die unter dem Zaren bestand, verschwinden. Aber welche soziale Ordnung sollte an ihre Stelle treten? Wenn man sich vor Augen hält, daß die Zerstörung der sozialen Ordnung des zaristischen Rußland Ausdruck der Reife der Welt für den Sozialismus war, kann es keinen Zweifel daran geben, daß im Fall der Ausbreitung der Revolution die dann an ihrer Stelle entstehende Gesellschaft die erste Stufe der kommunistischen Gesellschaft gewesen wäre. Aber als sich die Oktoberrevolution nicht weiter ausbreitete, welche gesellschaftliche Ordnung hätte in Rußland entstehen können? Der erste Schritt, diese Frage zu beantworten, ist die Analyse des materiellen Erbes, das von der gesellschaftlichen Ordnung hinterlassen wurde, die vor dem Oktober 1917 existierte.

»Die Menschen bauen sich eine neue Welt, nicht aus den "Erdengütern" wie der grobianische Aberglauben wähnt, sondern aus den geschichtlichen Errungenschaften ihrer untergehenden Welt. Sie müssen im Laufe der Entwicklung die materiellen Bedingungen einer neuen Gesellschaft selber erst produzieren, und keine Kraftanstrengung der Gesinnung oder des Willens kann sie von diesem Schicksal befreien.«358

Das materielle Erbe der zaristischen Ära

Im Jahre 1913 bestritten 80% der Bevölkerung in Rußland ihren Lebensunterhalt aus der Landwirtschaft, nur 10% aus Industrie, Bergbau und Verkehr. Allein diese Zahlen reichen aus, um die Rückständigkeit Rußlands zu belegen. Von allen europäischen Ländern wiesen nur noch Jugoslawien, die Türkei, Rumänien und Bulgarien eine ähnliche Beschäftigungsstruktur der Bevölkerung auf.

Selbst wenn man weit zurück geht, war in den Ländern in West- und Mitteleuropa und in den USA um die Mitte des 19. Jahrhunderts ein wesentlich höherer Prozentsatz der Bevölkerung in Industrie, Bergbau und Verkehr beschäftigt und ein sehr viel kleinerer Teil in der Landwirtschaft im Vergleich zu Rußland im Jahre 1913. So betrug 1841 in England der Prozentsatz der in der Fischerei und in der Land- und Forstwirtschaft Beschäftigten 22,7, derjenigen, die in der Produktion, im Baugewerbe, Bergbau und Verkehr beschäftigt waren, dagegen 47,3%. Frankreich, das eine ganze Zeit hinter England herhinkte, hatte 1837 einen Anteil von 63% in der Landwirtschaft Beschäftigten; 1866 hatte es 43% in der Landwirtschaft und 38% in der Industrie beschäftigt. ln Deutschland waren um 1800 fast zwei Drittel der Bevölkerung in der Landwirtschaft tätig; 1852 waren es noch 44,4%, während 40,9% in Industrie und Handwerk ihrer Beschäftigung nachgingen. In den USA, einem Land, dessen Hauptmerkmal ursprünglich die landwirtschaftlichen Siedlungen waren, waren um 1850 72,3% in der Land- und Forstwirtschaft und der Fischerei, 12,3% in Industrie, Baugewerbe und Bergbau beschäftigt; 1880 waren es 64,8%, bzw. 17,8% gewesen.

Statistiken über das Nationaleinkommen zeigen deutlich, wie gering die materielle Erbschaft war, die die Bolschewiki nach ihrer Machtübernahme antraten. Das nicht nur im Vergleich zu den entwickelten kapitalistischen Ländern in dieser Zeit, sondern auch im Vergleich mit denselben im Frühstadium ihrer kapitalistischen Entwicklung.

Die vollständigste und genaueste Berechnung - soweit Genauigkeit möglich ist bei der umfassenden und komplexen Berechnung des Nationaleinkommens von verschiedenen Ländern in verschiedenen Perioden - hat Colin Clark in seinem Buch "The Conditions of Economis Progress" (London, 1940) vorgenommen. Clark schätzt das reale Einkommen pro Beschäftigten in Rußland im Jahre 1913 auf 306 E.359

Demgegenüber betrug das Realeinkommen pro Beschäftigten in einigen entwickelten Ländern:360



Großbritannien	Frankreich		Deutschland	USA

 

Jahr 	1. E. 		Jahr	1. E. 	Jahr	1.E.	 Jahr	I. E.

1688	372		1850-1859*	382	1850	420	1850	 787

1860-1869*	 638	1860-1869*	469	1877	632	1880	1032

1904-1910*	 999	1911	786	1913	881	1900	1388

1913		1071					1917	1562										1929	1636

 

* jährlicher Durchschnitt 



Und so erweist es sich, daß das durchschnittliche Einkommen pro Beschäftigten in Rußland im Jahre 1913 nur 80,9% der entsprechenden Zahl für England im Jahre 1688 betrug - fast hundert Jahre vor der industriellen Revolution.

Die Herrschaft der Arbeiterklasse beim Fehlen der materiellen Bedingungen zur Abschaffung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse

Mehr als einmal behandelten Marx und Engels die Frage, was geschehen würde, wenn die Arbeiterklasse die Macht ergreifen würde, bevor die historischen Voraussetzungen für die Ablösung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse durch sozialistische gegeben seien. Ihre Schlußfolgerung war, daß in diesem Fall die Arbeiterklasse ihre Macht an die Bourgeoisie verlieren würde. Die Arbeiterklasse würde nur vorübergehend an der Macht bleiben können und den Weg für die Entwicklung des Kapitalismus bahnen.

So schrieb z.B. Marx im Jahre 1847:

»Wenn übrigens die Bourgeoisie politisch, das heißt durch ihre Staatsmacht, "die Ungerechtigkeit in den Eigentumsverhältnissen aufrecht erhält" so schafft sie dieselbe nicht. Die durch die moderne Teilung der Arbeit, die moderne Form des Austausches, die Konkurrenz, die Konzentration usw. bedingte "Ungerechtigkeit in den Eigentumsverhältnissen" geht keineswegs aus der politischen Herrschaft der Bourgeoisklasse hervor, sondern umgekehrt, die politische Herrschaft der Bourgeoisklasse geht aus diesen modernen, von den bürgerlichen Ökonomen als notwendige, ewige Gesetze proklamierten Produktionsverhältnissen hervor. Stürzt daher das Proletariat die politische Herrschaft der Bourgeoisie, so wird sein Sieg nur vorübergebend, nur ein Moment im Dienste der bürgerlichen Revolution selbst sein, wie Anno 1794, so lange im Laufe der Geschichte, in ihrer "Bewegung" die materiellen Bedingungen nicht geschaffen sind, die die Abschaffung der bürgerlichen Produktionsweise und darum auch den definitiven Sturz der politischen Bourgeoisherrschaft notwendig machen. Die Schreckensherrschaft mußte daher in Frankreich nur dazu dienen, durch ihre gewaltigen Hammerschläge die feudalen Ruinen wie vom französischen Boden wegzuzaubern. Die ängstlich-rücksichtsvolle Bourgeoisie wäre in Dezennien nicht mit dieser Arbeit fertig geworden.«361

Ähnlich schrieb Engels:

»Es ist das Schlimmste, was dem Führer einer extremen Partei widerfahren kann, wenn er gezwungen wird, in einer Epoche die Regierung zu übernehmen, wo die Bewegung noch nicht reif ist für die Herrschaft dieser Klasse, die er vertritt, und für die Durchführung der Maßregeln, die die Herrschaft dieser Klasse erfordert ... Er findet sich notwendigerweise in einem unlösbaren Dilemma: was er tun kann, widerspricht seinem ganzen bisherigen Auftreten, seinen Prinzipien und den unmittelbaren Interessen seiner Partei, und was er tun soll, ist nicht durchzuführen. Er ist, mit einem Wort, gezwungen, nicht seine Partei, seine Klasse, sondern die Klasse zu vertreten, für deren Herrschaft die Bewegung gerade reif ist. Er muß im Interesse der Bewegung selbst die Interessen einer ihm fremden Klasse durchführen und seine eigene Klasse mit Phrasen und Versprechungen, mit der Beteuerung abfertigen, daß die Interessen jener fremden Klasse ihre eigenen sind. Wer in diese schiefe Stellung gerät, ist unrettbar verloren.«362

Was Marx und Engels über die Revolution sagten, die das Proletariat zur Macht bringen würde, bevor die historischen Vorbedingungen für den Übergang des Kapitalismus zum Sozialismus erfüllt sind, kann nicht unvermittelt auf die Oktoberrevolution angewandt werden. Die Gründe dafür liegen nicht nur darin, daß die materiellen historischen Bedingungen auf der internationalen Ebene vorhanden waren, sondern auch in den besonderen Bedingungen, wie sie in Rußland bestanden. Die russische Bourgeoisie war nicht allein politisch entmachtet, sondern auch ökonomisch ein paar Monate nach dem Oktober enteignet worden. Der ländlichen Bourgeoisie, die übriggeblieben war, gelang es nicht, das Proletariat niederzuwerfen, und ihr soziales Gewicht, insbesondere in der Zeit des Fünf-Jahres-Plans, war unbedeutend. Die Isolierung des Oktobers bedeutete keineswegs ein Schritt in der Entwicklung der russischen Bourgeoisie, da die russische Bourgeoisie vernichtet worden war. Wenn das so war, welche Produktionsverhältnisse konnten aber dann nach dem Oktober entstehen?

Sozialistische Produktionsverhältnisse?

Die Errichtung sozialistischer Produktionsverhältnisse erforderte ein wesentlich höheres Niveau der Produktivkräfte als jenes, welches der Zarismus hinterlassen hatte. Die Erklärung von Engels für die Teilung der Gesellschaft in Klassen, für die Spaltung in Ausbeuter und Ausgebeutete, trifft ausnahmslos auch für die Bedingungen in Rußland zu, gerade auch für die Zeit nach dem Oktober:

»Die Spaltung der Gesellschaft in eine ausbeutende und eine ausgebeutete, eine herrschende und eine unterdrückte Klasse war die notwendige Folge der früheren geringen Entwicklung der Produktion. Solange die gesellschaftliche Gesamtarbeit nur einen Ertrag liefert, der das zur notdürftigen Existenz alles Erforderliche nur um wenig übersteigt, solange also die Arbeit alle oder fast alle Zeit der großen Mehrzahl der Gesellschaftsglieder in Anspruch nimmt, solange teilt sich diese Gesellschaft notwendig in Klassen. Neben der ausschließlich der Arbeit frönenden großen Mehrheit bildet sich eine von direkt-produktiver Arbeit befreite Klasse, die die gemeinsamen Angelegenheiten der Gesellschaft besorgt: Arbeitsleitung, Staatsgeschäfte, Justiz, Wissenschaften, Künste usw. Es ist also das Gesetz der Arbeitsteilung, das der Klassenteilung zugrunde liegt. Aber das hindert nicht, das diese Einteilung in KIassen nicht durch Gewalt, Raub, List und Betrug durchgesetzt worden ist, und daß die herrschende KIasse, einmal im Sattel, nie verfehlt hat, ihre Herrschaft auf Kosten der arbeitenden Klasse zu befestigen und die gesellschaftliche Leistung umzuwandeln in gesteigerte Ausbeutung der Massen.«363

Die historische Funktion des Kapitalismus

Die historische Mission der Bourgeoisie wird von Lenin in den beiden Losungen zusammengefaßt:

»Steigerung der Produktivkräfte der gesellschaftlichen Arbeit und der Vergesellschaftung der Arbeit.«

Im Weltmaßstab war diese Aufgabe bereits erfüllt. In Rußland hatte die Revolution die Hindernisse für die Entwicklung der Produktivkräfte aus dem Weg geräumt, hatte die Überbleibsel des Feudalismus verschwinden lassen, hatte die Revolution das Außenhandelsmonopol eingerichtet, das die Entwicklung der Produktivkräfte vor dem zerstörerischen Druck des Weltkapitalismus schützte, und hatte zugleich in Form des Staatseigentums an den Produktionsmitteln einen mächtigen Hebel für die Entwicklung der Produktivkräfte geschaffen. Unter diesen Bedingungen waren alle Hindernisse für die historische Mission des Kapitalismus beseitigt - die Vergesellschaftung der Arbeit und die Konzentration der Produktionsmittel, die notwendige Voraussetzungen für die Errichtung des Sozialismus sind und die von der Bourgeoisie nicht erfüllt werden konnten. Dem Rußland nach der Oktoberrevolution stand die Erfüllung der historischen Aufgabe der Bourgeoisie noch bevor.

Selbst in entwickelten Ländern würden noch eine Reihe von Aufgaben der Bourgeoisie weiterbestehen, die eine siegreiche proletarische Revolution bewältigen müßte. In bestimmten Sektoren der USA (vor allem in der Landwirtschaft) wird die Entwicklung der Produktivkräfte unter kapitalistischen Produktionsbedingungen aufgehalten, so daß die gesellschaftliche Produktion und Konzentration der Produktionsmittel immer noch nicht verwirklicht ist. Da jedoch die Produktivkräfte in den USA insgesamt sehr weit entwickelt sind, bilden diese bürgerlichen Aufgaben lediglich Beiwerk, der Aufgabe, die sozialistische Gesellschaft aufzubauen, untergeordnet. Deshalb ist z.B. die Einrichtung der gesellschaftlichen Produktion und der Konzentration der Produktionsmittel dort, wo diese noch nicht existiert, nicht verbunden mit dem Entstehen eines Proletariats auf der einen und von Kapital auf der anderen Seite. Die Produzenten werden von Anfang an nicht von ihren Produktionsmitteln getrennt sein. Ganz im Gegensatz dazu war die Erfüllung der Aufgaben der Bourgeoisie das zentrale Problem Rußlands in der Nach-Oktober-Zeit mit seinem niedrigen Niveau des Nationaleinkommens. In den Vereinigten Staaten kann die Anhäufung neuer Produktionsmittel, die notwendig sind für die Vergesellschaftung der Arbeit, Hand in Hand gehen mit einer Erhöhung des Lebensstandards der Massen durch die Stärkung des Bewußtseins von der Produktionsdisziplin, durch die Festigung der Arbeiterkontrolle, durch das zunehmende Verschwinden der Differenzen im Einkommen zwischen Hand- und Kopfarbeitern usw. Kann aber all dies in einem rückständigen Land erreicht werden, das sich zudem noch im Belagerungszustand befindet? Kann weiterhin Arbeitsdisziplin, die auf Überzeugung beruht, herrschen, wenn das Produktionsniveau sehr niedrig ist? Kann ein schnelles Tempo der Akkumulation, das angesichts der Rückständigkeit des Landes und des Druckes des Weltkapitalismus notwendig ist, erreicht werden, ohne daß die Gesellschaft in Verwalter für die allgemeinen gesellschaftlichen Angelegenheiten und die Verwalteten in Leiter der Arbeit und Geleitete aufgespalten wird? Kann diese Trennung beendet werden, noch bevor diejenigen, die die Produktion leiten, auch anfangen, die Verteilung in ihrem Interesse zu leiten? Kann eine Arbeiterrevolution in einem rückständigen Land, das vom triumphierenden internationalen Kapitalismus in die Isolierung gezwungen wird, etwas anderes sein als ein Markstein in der Entwicklung des Kapitalismus, selbst wenn die kapitalistische Klasse abgeschafft wurde?

Weshalb der Fünf-Jahres-Plan die Transformation der Bürokratie in eine herrschende Klasse signalisiert

In Kapitel I und II haben wir gesehen, daß die Einführung des Fünf-Jahres-Plans den Wendepunkt in der Entwicklung der Distributionsverhältnisse markiert, im Verhältnis zwischen Akkumulation und Konsumtion, zwischen Arbeitsproduktivität und Lebensstandard der Arbeitenden, in der Kontrolle über die Produktion, in den gesetzmäßigen Rechten der Arbeiter, in der Intensivierung der Arbeit, im Verhältnis der Landarbeiter zu ihren Produktionsmitteln, im ungeheuren Anschwellen der Umsatzsteuer, und schließlich in der Struktur und Organisation der Staatsmaschinerie. Die Wirklichkeit der Industrialisierung und Kollektivierung begann sich in das Gegenteil dessen zu verkehren, was sich die Massen davon erhofften und was selbst die Bürokratie als Illusion gehegt hatte. Sie dachten, der Fünf-Jahres-Plan brächte Rußland ein gutes Stück auf dem Weg zum Sozialismus weiter. Doch ist es nicht das erstemal in der Geschichte, daß sich die Ergebnisse der Handlungen der Menschen als das genaue Gegenteil dessen erweisen, was sich die Handelnden selbst gewünscht und erhofft hatten. Wie können wir die Frage beantworten, warum der erste Fünf-Jahres-Plan solch ein Wendepunkt war? Zu diesem Zeitpunkt machte die Bürokratie den ersten Versuch, die historische Aufgabe der Bourgeoisie so schnell wie möglich zu verwirklichen. Eine schnelle Akkumulation des Kapitals auf der Basis eines niedrigen Produktionsniveaus, auf der Basis eines geringen Nationaleinkommens pro Kopf, mußte einen schwer erträglichen Druck auf den Konsum der Massen und auf ihren Lebensstandard ausüben. Unter diesen Bedingungen mußte die Bürokratie, die sich zur Personifikation des Kapitals gewandelt hatte und für die die Kapitalakkumulation das ein und alles war, alle Hindernisse der Arbeiterkontrolle loswerden, mußte sie im Arbeitsprozeß Überzeugung durch Zwang ersetzen, die Arbeiterklasse atomisieren und das gesamte gesellschaftliche und politische Leben in eine totalitäre Form pressen. Es liegt auf der Hand, daß die Bürokratie, die für den Akkumulationsprozeß des Kapitals notwendig und zum Unterdrücker der Arbeiterschaft geworden war, nicht zögern würde, Nutzen aus ihrer gesellschaftlichen Überlegenheit innerhalb der Produktionsverhältnisse zu ziehen, um für sich selbst innerhalb der Distributionsverhältnisse Vorteile zu sichern. Daher verwandelt die Industrialisierung und die technische Revolution in der Landwirtschaft ("Kollektivierung") in einem rückständigen Land im Belagerungszustand die Bürokratie aus einer Schicht, die unter direkter oder indirekter Abhängigkeit und Kontrolle durch das Proletariat steht, in eine herrschende Klasse, in Manager »der allgemeinen Angelegenheiten der Gesellschaft: Arbeitsleitung, Staatsgeschäfte, Justiz, Wissenschaften, Künste usw.«

Die dialektische historische Entwicklung, voll mit Widersprüchen und Überraschungen, brachte es mit sich, daß der erste Schritt, den die Bürokratie in der Absicht unternommen hatte, den Aufbau des »Sozialismus in einem Land« zu beschleunigen, zum Grundstein für den Aufbau des Staatskapitalismus wurde.
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5. Kapitel: Gemeinsame und trennende Merkmale zwischen Staatskapitalismus und Arbeiterstaat

Kein marxistischer Theoretiker hat jemals daran gezweifelt, daß ein Wirtschaftssystem selbst dann noch ein kapitalistisches bliebe, wenn die Konzentration des Kapitals einen so hohen Grad erreichte, daß ein Kapitalist oder ein Kollektiv von Kapitalisten oder der Staat selbst das gesamte nationale Kapital in seinen Händen vereinigen würde. Dieses unter der Voraussetzung andauernder Konkurrenz auf dem Weltmarkt. Gleichzeitig betonten alle marxistischen Theoretiker die politische Unwahrscheinlichkeit einer solchen Entwicklung. Lange bevor die Konzentration des Kapitals eine so hohe Stufe erreichen könnte, würde dieser Prozeß auf die eine oder andere Weise unterbrochen werden. Sei es, daß der Antagonismus zwischen Proletariat und Bourgeoisie eine siegreiche proletarische Revolution hervorbrächte, sei es, daß die Widersprüche zwischen den kapitalistischen Staaten in einen so verheerenden imperialistischen Krieg hineinführten, daß ein allgemeiner Verfall menschlicher Gesellschaft die Folge wäre. Während der Staatskapitalismus so als theoretische Möglichkeit erscheint, bleibt doch unbezweifelbar, daß der Privatkapitalismus sich in Wirklichkeit niemals auf evolutionärem Weg soweit konzentrieren kann, daß alles gesellschaftliches Kapital in einer Hand zusammenfällt. Trotzki hat klar ausgesprochen, warum eine solche Entwicklung nicht eintreten würde:

»Theoretisch kann man sich zwar eine Lage vorstellen, wo die Bourgeoisie als Ganzes sich als Aktiengesellschaft etabliert, die vermittels ihres Staates die ganze Volkswirtschaft verwaltet. Die ökonomische Ordnung eines solchen Regimes birgt kein Geheimnis. Der einzelne Kapitalist erhält bekanntlich als Profit nicht den unmittelbar von den Arbeitern seines Betriebes erzeugten Teil des Mehrwerts, sondern nur eine seinem Kapital entsprechende Rate des im ganzen Lande erzeugten Gesamtmehrwerts. Bei integralem Staatskapitalismus, käme das Gesetz der gleichmäßigen Profitrate nicht auf Umwegen, d.h. durch Konkurrenz zwischen den Kapitalisten, zur Anwendung, sondern direkt und unmittelbar durch die Staatsbuchhaltung. Ein solches Regime hat jedoch nie existiert und wird infolge der schweren Gegensätze unter den Besitzenden auch nie existieren - um so weniger, als der Staat als Universalvertreter des kapitalistischen Eigentums für die soziale Revolution ein allzu verlockendes Objekt wäre.«364

Die »Gegensätze unter den Besitzenden«, und der Tatbestand, daß »der Staat als Universalvertreter des kapitalistischen Eigentums ein allzu verlockendes Objekt für die soziale Revolution wäre«, erklären, warum es unwahrscheinlich ist, daß der traditionelle Privatkapitalismus sich allmählich zu einem 100prozentigen Staatskapitalismus entwickeln wird. Aber kann man eine solche Entwicklung auch für den Fall ausschließen, daß eine bereits herrschende Arbeiterklasse wieder entmachtet und niedergeworfen wird? Das revolutionäre Proletariat hat in diesem Fall bereits die Produktionsmittel in die Hände einer Körperschaft zusammengezogen und so die »Gegensätze unter den Besitzenden« als ein Hindernis für eine staatskapitalistische Entwicklung beseitigt. Was das zweite Hindernis betrifft, so macht jegliche Art der Unterdrückung und Ausbeutung der Arbeiter durch den Staat diesen immer zu »einem verlockenden Objekt ... für die soziale Revolution«; die politische ist daher identisch mit der ökonomischen Enteignung der Arbeiterklasse.

Das einzige Argument, das gegen die Möglichkeit eines Staatskapitalismus angeführt werden könnte, ist die Behauptung, daß eine Wirtschaft aufhört, kapitalistisch zu sein, wenn der Staat zum Universalvertreter allen Kapitals wird; mit anderen Worten, daß der Staatskapitalismus theoretisch eine Unmöglichkeit ist. Dieses Argument wurde in der Tat von Burnham, Dwight MacDonald und anderen angeführt. So schreibt z. B. Burnham:

»Der Ausdruck Staatskapitalismus, scheint auf einem Mißverständnis zu beruhen, welches wir schon untersucht haben. Solange der Staat nur einen kleinen Teil der Wirtschaft zu eigen besitzt, während die übrige Wirtschaft dem kapitalistischen Privatunternehmer verbleibt, könnten wir bezüglich dieses kleinen, dem Staate gehörenden Teils mit Recht von "Staatskapitalismus", sprechen; denn wir haben gesehen, daß die Wirtschaft letztlich kapitalistisch bleibt und daß sogar der dem Staat gehörende Teil hauptsächlich zugunsten der Kapitalisten genutzt werden kann. Aber der "Kapitalismus" des Staats-"Kapitalismus" entspringt nicht dem staatlich, sondern dem kapitalistisch kontrollierten Teil der Wirtschaft. Wenn dieser verschwindet oder bedeutungslos wird, so verschwindet auch der Kapitalismus. Es ist nicht paradox, daß 10 mal 10% Staatskapitalismus keineswegs gleich 100%, sondern gleich 0% Kapitalismus ist. Multipliziert wird der Staat, nicht der Kapitalismus. Obwohl es mathematisch viel komplizierter aussehen würde, kann man eher sagen, daß ebenso wie 10% Staatskapitalismus nur 90% Kapitalismus bedeuten, so auch 100% (oder selbst 80% oder 70%) Staatswirtschaft den Kapitalismus völlig beseitigen würden.«365

Wenn freilich der Staatskapitalismus eine begriffliche Unmöglichkeit ist, dann ist die begriffliche Bestimmung eines Gesellschaftssystems, das durch ein Höchstmaß von Kapitalkonzentration einerseits und durch Fortdauern der Weltkonkurrenz, der Warenproduktion und der Lohnarbeit andererseits gekennzeichnet ist, erst recht ein willkürlicher Akt. Man kann es als ein Managerregime oder als Herrschaft des bürokratischen Kollektivismus bezeichnen und dementsprechend die Gesetzmäßigkeiten, nach denen eine solche Gesellschaft sich entwickelt, nach Belieben bestimmen. Bruno Rizzi verkündet so, daß der bürokratische Kollektivismus automatisch zum Kommunismus überleitet. Burnham stellt fest, daß das Regime der Manager durch ununterbrochenes wirtschaftliches Wachstum (S.161-162) gekennzeichnet ist, daß es unter ihm keine Überproduktionskrisen gibt (S.159), daß es keine Arbeitslosigkeit kennt (S.160-161), daß die Managergesellschaft sich zunehmend demokratisiert (S.200) und daß sie auf Grund alldessen bei den Massen auf Begeisterung stößt (S.222). Dagegen beteuert uns Schachtmann, daß der bürokratische Kollektivismus in die Barbarei führt.

Wenn Adam Smith die Gelegenheit hätte, unsere heutige mit seiner Welt zu vergleichen, so fiele es ihm sicherlich sehr schwer, irgendwelche Ähnlichkeiten zwischen einer Wirtschaft wie z.B. der des nationalsozialistischen Deutschlands, mit ihrer hochmonopolistischen Organisation, ihrer staatlichen  Kontrolle  der  Rohstoffverteilung  und  des  Arbeitsmarkts,  einer Staatsnachfrage für über die Hälfte des Sozialprodukts usw. und  der  des Manufaktursystems des frühen 19. Jahrhunderts zu finden, einer Wirtschaft also, die durch kleine Produktionsstätten, freier Konkurrenz zwischen den Unternehmen gekennzeichnet und die frei von kapitalistischen Überproduktionskrisen war. Es wird uns leichterfallen, zu sehen, was beiden Wirtschaftssystemen gemeinsam ist und daß beide Systeme kapitalistisch sind, wenn wir die schrittweise Entfaltung des Kapitalismus von einer Stufe seiner Entwicklung zur nächsten verfolgen. Der Unterschied zwischen der nationalsozialistischen und der russischen Wirtschaft ist weit geringer als der zwischen der nationalsozialistischen und der zu Lebzeiten eines Adam Smith. Allein das Fehlen eines allmählichen Übergangs durch das Stadium des Monopolkapitalismus macht es schwierig, die Ähnlichkeiten und Unterschiede zwischen dem russischen Wirtschaftssystem und dem des traditionellen Kapitalismus einerseits und dem eines Arbeiterstaats andererseits zu begreifen.

Indem der Staatskapitalismus die äußerste Grenze erreicht, bis zu der sich der Kapitalismus theoretisch entwickeln kann, entfernt er sich notwendig auch am weitesten vom traditionellen Kapitalismus. Es handelt sich hier um eine Negation des Kapitalismus noch auf der Basis des Kapitalismus selbst. Ebenso trägt der Arbeiterstaat als niedrigste Stufe einer neuen sozialistischen Gesellschaft notwendig viele dem Staatskapitalismus ähnliche Züge. Was beide kategorisch unterscheidet, ist der fundamentale, wesenhafte Unterschied zwischen einem kapitalistischen und einem sozialistischen System. Ein Vergleich des Staatskapitalismus mit dem traditionellen Kapitalismus einerseits und mit dem Arbeiterstaat andererseits soll zeigen, daß der Staatskapitalismus eine Übergangsstufe zum Sozialismus diesseits der sozialistischen Revolution, der Arbeiterstaat dagegen eine Übergangsstufe zum Sozialismus jenseits der sozialistischen Revolution ist.

Der Staatskapitalismus - eine partielle Negation des Kapitalismus

Die staatliche Regulierung wirtschaftlicher Entwicklungen stellt in sich schon eine partielle Negation des Wertgesetzes (vgl. hierzu die Ausführungen in Kapitel VII) dar, auch dann, wenn der Staat noch nicht zum "Universalvertreter", aller Produktionsmittel geworden ist. Das Wertgesetz geht von einer Regulierung wirtschaftlicher Funktionen auf anarchische Weise aus. Es bestimmt die Austauschverhältnisse zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen und erklärt, warum die Beziehungen zwischen den Menschen nicht als kristallklares, sondern als mystisch verschleiertes Verhältnis erscheinen. Nun kann das Wertgesetz nur unter der Bedingung der freien Konkurrenz, d.h. bei freier Bewegungsmöglichkeit von Kapital, Waren und Arbeitskraft, uneingeschränkt wirken. Aus diesem Grunde negieren bereits die ersten Ansätze einer monopolistischen Struktur in gewisser Weise das Wertgesetz. Sicherlich handelt es sich um eine partielle Negation des Kapitalismus, wenn der Staat den Fluß von Kapital und Arbeitskräften lenkt oder die Warenpreise beeinflußt. Das trifft in noch weit stärkerem Maße zu, wenn der Staat zu einem wichtigen Käufer von Produkten wird. Über diese Frage sagte Lenin:

»Wenn die Kapitalisten für die Landesverteidigung, d.h. für den Staat, arbeiten, so liegt auf der Hand, daß dies schon kein reiner Kapitalismus mehr ist, sondern eine besondere Art der Volkswirtschaft. Der reine Kapitalismus ist Warenproduktion. Warenproduktion ist Arbeit für einen nicht bekannten, freien Markt. Der für die Landesverteidigung "arbeitende" Kapitalist aber "arbeitet" gar nicht für den Markt, sondern auf Bestellung des Staates, in der Regel sogar mit dem Geld, das er vom Staat vorgestreckt bekommt.«366

Mit der wachsenden Monopolisierung der Wirtschaft wird auch die partielle Negation des Wertgesetzes stärker. Lange vor dem industriellen nimmt das Bankkapital eine gesellschaftliche Form an. Dazu sagt Marx:

(Mit dem Banksystem) ... »ist allerdings die Form einer allgemeinen Buchführung und Verteilung der Produktionsmittel auf gesellschaftlicher Stufenleiter gegeben, aber auch nur die Form.«367

Dieses um so mehr, wenn der Staat zum bedeutendsten Anlagefeld für das Geldkapital wird. Die Vergesellschaftung des Bankkapitals erreicht ihren Höhepunkt, sobald der Staat das Bankwesen in seine eigenen Hände nimmt.

Kapitalistisches Privateigentum wird auch durch das Entstehen monopolistischer Strukturen im industriellen Sektor partiell negiert. War der Kapitalist des freien Konkurrenzkapitalismus der uneingeschränkte Eigentümer seines privaten Besitzes, so verliert der einzelne Kapitalist im Monopolkapitalismus und vor allem unter dessen extremster Erscheinungsform, dem Staatskapitalismus, sein unbeschränktes Eigentum an den Produktionsmitteln. In der Aktiengesellschaft erhält das Kapital

»direkt die Form von Gesellschaftskapital ... Es ist die Aufhebung des Privateigentums innerhalb der Grenzen der kapitalistischen Produktionsweise selbst.«368

Die Vergesellschaftung des Kapitals erreicht ein noch höheres Stadium, wenn der Staat die Kapitalströme lenkt. In diesem Fall hat der private Eigentümer seine Vertragsfreiheit verloren. Das Kapital hört auf, im strengen Sinn privates zu sein, während die individuelle Aneignung noch fortbesteht. Die äußerste Grenze wird in dem Augenblick erreicht, wo der Staat selbst die Produktionsmittel übernimmt. Der einzelne Anteilseigner verliert jede Kontrolle über seinen Teil des Gesellschaftskapitals.

Darüber hinaus führt der Staatskapitalismus zur partiellen Negation des Warencharakters der Arbeitskraft. Damit die Arbeitskraft als "reine" Ware auf den Markt treten kann, müssen zwei Bedingungen gegeben sein: Einmal muß der Arbeiter "frei" von Produktionsmitteln sein, und zweitens muß er von allen gesetzlichen Beschränkungen frei sein, die ihn beim Verkauf seiner Ware einengen. Dort, wo der Arbeitsmarkt wie etwa im Faschismus vom Staat kontrolliert und reguliert wird, verliert der Arbeiter die Möglichkeit, seine Arbeitskraft frei zu verkaufen. Ergreift der Staat selbst dann noch Besitz von allen Produktionsmitteln, so entsteht ein absolutes Nachfragemonopol auf dem Arbeitsmarkt, das die freie Wahl des Arbeitgebers ganz, die des Arbeitsplatzes weitgehend beseitigt. Seine Freiheit wird noch weiter eingeschränkt, wenn der Staatskapitalismus den Arbeitsmarkt durch Lohnstopp und Zwangsarbeit reguliert.

Die partielle Negation des Wertgesetzes befreit jedoch die Wirtschaft nicht von diesem Gesetz. Im Gegenteil, die Wirtschaft ist ihm als Ganze noch mehr unterworfen. Der Unterschied liegt lediglich in der Form, in der sich das Wertgesetz Gültigkeit verschafft. Wenn ein Monopol seine Profitrate im Vergleich zu anderen Industriezweigen erhöht, so steigt nur sein Anteil am gesamten Mehrwert, es sei denn, das Monopol erhöht die Ausbeutungsrate in den eigenen Betrieben, indem es seine Arbeiter zu erhöhter Mehrwertproduktion antreibt. Wenn ein Industriezweig Subventionen vom Staat erhält und so seine Waren unter den Produktionskosten verkaufen kann, wird einfach ein Teil der Produktionskosten von einer auf eine andere Branche übertragen. Auch dann, wenn der Staat die Preise reguliert, bleiben die Produktionskosten der Bezugspunkt für die Preispolitik. Trotz aller Einschränkungen und Modifizierungen der Form, in der das Wertgesetz auftritt, bleiben der Antagonismus zwischen Lohnarbeit und Kapital, die Mehrwertproduktion und die Verhandlung von Mehrwert in Kapital bestehen. Die zur Reproduktion der Arbeiterklasse aufgewendete Gesamtarbeitszeit bestimmt die Ausbeutungsrate, die Mehrwertrate. Die zur Produktion neuer Produktionsmittel verwandte Gesamtarbeitszeit bestimmt ihrerseits die Akkumulationsrate. Obwohl der Preis der einzelnen Ware nicht genau ihren Wert ausdrückt - dies war selbst unter privatkapitalistischen Verhältnissen nur zufällig und manchmal der Fall -, bleibt die Aufteilung des gesamten Sozialprodukts unter die verschiedenen Klassen, seine Verwendung zum Zweck der Akkumulation oder Konsumtion weiter durch das Wertgesetz bestimmt. Die Bestimmung durch das Wertgesetz erhält ihre reinste, direkteste und absolute Form, wenn der Staat zum Besitzer aller Produktionsmittel geworden, die Arbeiter weiter ausgebeutet werden, die Weltwirtschaft währenddessen insgesamt aber noch ungeeint und atomisiert ist.

Der Staatskapitalismus - ein Übergangsstadium zum Sozialismus

Jede Zentralisierung der Produktionsmittel führt auch zur Zentralisierung der Arbeiterklasse. Der Staatskapitalismus führt die Konzentration von Produktionsmitteln und Arbeitern zum höchsten unter kapitalistischen Bedingungen möglichen Grad.

Die partielle Negation des Kapitalismus noch auf der Basis kapitalistischer Produktionsverhältnisse zeigt, daß die durch den Kapitalismus entwickelten Produktivkräfte dem bestehenden System über den Kopf wachsen. Im Interesse der Aufrechterhaltung des kapitalistischen Systems ist die kapitalistische Klasse gezwungen, zu systemfremden, "sozialistischen" Mitteln zu greifen.

»Er [der Kapitalismus, d. Übers.] zieht die Kapitalisten gewissermaßen ohne ihr Wissen und gegen ihren Willen in eine Art neue Gesellschaftsordnung hinein, die den Übergang von der völlig freien Konkurrenz zur vollständigen Vergesellschaftung bildet.«369

Die Produktivkräfte erweisen sich als zu stark für den Kapitalismus, "sozialistische" Elemente durchdringen daher die Ökonomie (Engels sprach von der »hereinbrechenden sozialistischen Gesellschaft«). Aber sie bleiben der Bewahrung des Kapitalismus untergeordnet. Ähnlich sieht sich die Arbeiterklasse in einem Arbeiterstaat im Interesse des Aufbaus des Sozialismus gezwungen, kapitalistische Maßnahmen anzuwenden (z.B. die Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums nach kapitalistischem Gesetz), weil die Entwicklung der Produktivkräfte für den Sozialismus noch nicht weit genug entwickelt ist.

Staatskapitalismus und Arbeiterstaat sind zwei Übergangsstufen vom Kapitalismus zum Sozialismus. Der Staatskapitalismus ist das extreme Gegenteil des Sozialismus - beide stehen sich diametral gegenüber und sind dialektisch miteinander verbunden.

Während im Staatskapitalismus die Lohnarbeit partiell dadurch negiert wird, daß der Arbeiter den Käufer seiner Arbeitskraft nicht mehr frei wählen kann, ist sie unter der Diktatur des Proletariats partiell dadurch negiert, weil die Arbeiterklasse als Kollektiv aufhört, "frei" von Produktionsmitteln zu sein. Gleichzeitig verliert die Lohnarbeit unter einem Arbeiterstaat ihren Warenchrakter. Der "Verkauf" der Arbeitskraft unterscheidet sich von Verkauf im Kapitalismus, indem im Arbeiterstaat nicht mehr der einzelne Arbeiter seine Arbeitskraft verkauft, sondern die Arbeiterklasse als Kollektiv die Arbeitskraft in ihrem eigenen Interesse anwendet. Die Arbeitskraft verliert in Wirklichkeit ihren Warencharakter, da der Tausch nun zwischen den Arbeitern als einzelnen und den gleichen Arbeitern als Kollektiv stattfindet und nicht mehr zwischen zwei	entgegengesetzten Parteien, die lediglich durch den Akt des Tausches miteinander verbunden sind. Während der Staatskapitalismus die Gewerkschaften mit dem Staat soweit verschmilzt, daß die Gewerkschaften schließlich aufhören, zu existieren, gewinnen die Gewerkschaften im Arbeiterstaat ein Maximum an Einfluß. Während der Staatskapitalismus historisch als totalitärer Staat auftritt, ist der Arbeiterstaat durch das Höchstmaß von Demokratie gekennzeichnet, das jemals eine Gesellschaft gekannt hat. Der Staatskapitalismus ist die extreme Form der Unterdrückung der Arbeiterklasse durch eine die Produktionsmittel kontrollierende kapitalistische Klasse. Ein Arbeiterstaat bedeutet Unterdrückung der Kapitalisten durch eine Arbeiterklasse, die die Kontrolle über die Produktionsmittel ausübt.

Lenin   formulierte   die   Beziehung   zwischen   Staatskapitalismus   und   Sozialismus sehr klar durch folgende Worte:

»[Deshalb] ist das, was die deutschen Plechanow (Scheidemann, Lensch u.a.), "Kriegssozialismus" nennen, in Wirklichkeit staatsmonopolistischer Kriegskapitalismus oder, einfacher und klarer ausgedrückt, ein militärischer Schutz für die Profite der Kapitalisten.«

»Nun versuche man einmal, an Stelle des junkerlich-kapitalistischen Staates den revolutionär-demokratischen Staat zu setzen, d.h. einen Staat, der in revolutionärer Weise alle Privilegien abschafft, der sich nicht davor fürchtet, auf revolutionärem Wege den Demokratismus voll und ganz zu verwirklichen. Man wird sehen, daß der staatsmonopolistische Kapitalismus in einem wirklich revolutionär-demokratischen Staate unweigerlich einen Schritt, ja mehrere Schritte zum Sozialismus hin bedeutet!«

»... Denn der Sozialismus ist nichts anderes als der nächste Schritt vorwärts, über das staatskapitalistische Monopol hinaus. Oder mit anderen Worten: Der Sozialismus ist nichts anderes als staatskapitalistisches Monopol, das zum Nutzen des ganzen Volkes angewandt wird, und dadurch aufgehört hat, kapitalistisches Monopol zu sein.«370

Bucharin, der sich ausführlich mit der Frage des Staatskapitalismus beschäftigt hat, faßte die Beziehung zwischen Staatskapitalismus und Arbeiterstaat sehr klar:

»Im System des Staatskapitalismus ist das wirtschaftende Subjekt der kapitalistische Staat, der kollektive Gesamtkapitalist. Bei der proletarischen Diktatur ist das wirtschaftende Subjekt der proletarische Staat, die kollektiv organisierte Arbeiterklasse, das Proletariat, als "Staatsmacht organisiert". Beim Staatskapitalismus ist der Produktionsprozeß ein Prozeß der Produktion von Mehrwert, der in die Hände der Kapitalistenklasse gerät, mit der Tendenz, diesen Wert in Mehrprodukt umzuwandeln. Bei der proletarischen Diktatur dient der Produktionsprozeß als Mittel zur planmäßigen Befriedigung der gesellschaftlichen Bedürfnisse. Das System des Staatskapitalismus ist die vollkommenste Form der Ausbeutung der Massen durch eine Handvoll Oligarchen. Das System der proletarischen Diktatur macht jedwede Ausbeutung überhaupt undenkbar, denn es verwandelt das kollektiv-kapitalistische Eigentum und seine privat-kapitalistische Form in kollektiv-proletarisches "Eigentum". Also ist hier dem Wesen nach, trotz der formalen Ähnlichkeit, der diametrale Gegensatz gegeben. Dieser Gegensatz bestimmt auch den Gegensatz aller Funktionen der betrachteten Systeme, auch wenn sie formal ähnlich sind. So z.B. bedeutet die allgemeine Arbeitspflicht im System des Staatskapitalismus eine Knechtung der Arbeitermassen, dagegen im System der proletarischen Diktatur ist sie nichts anderes als die Selbstorganisation der Arbeit durch die Massen; die Mobilmachung der Industrie ist im ersteren Fall eine Verstärkung der Macht der Bourgeoisie und eine Festigung des kapitalistischen Regimes, während sie im zweiten Fall eine Festigung des Sozialismus ist; alle Formen des staatlichen Zwanges stellen bei der staatskapitalistischen Struktur eine Pression dar, die den Ausbeutungsprozeß sichert, ausdehnt und vertieft, während der staatliche Zwang bei der proletarischen Diktatur eine Methode des Aufbaus der kommunistischen Gesellschaft darstellt. Kurzum, die funktionelle Gegensätzlichkeit der formal ähnlichen Erscheinungen wird hier total bestimmt durch eine funktionelle Gegensätzlichkeit der Organisationssysteme, durch deren entgegengesetzte Klassencharakteristik.«371

Wesentlich früher als Lenin und Bucharin hatte Engels ähnliche Vorstellungen in seiner Schrift "Anti-Dühring" entwickelt:

»Je mehr Produktivkräfte er in sein Eigentum übernimmt, desto mehr wird er wirklicher Gesamtkapitalist, desto mehr Staatsbürger beutet er aus. Die Arbeiter bleiben Lohnarbeiter, Proletarier. Das Kapitalverhältnis wird nicht aufgehoben, es wird vielmehr auf die Spitze getrieben. Aber auf der Spitze schlägt es um. Das Staatseigentum an den Produktivkräften ist nicht die Lösung des Konflikts, aber es birgt in sich das formelle Mittel, die Handhabe der Lösung.«372

6. Kapitel: Weitere Betrachtung der stalinistischen Gesellschaft, Politik und Ökonomie

Nach dem Klassenbegriff der verschiedenen marxistischen Theoretiker muß die stalinistische Bürokratie als Klasse bezeichnet werden. So schreibt z. B. Lenin:

»Als Klassen bezeichnet man große Menschengruppen, die sich voneinander unterscheiden nach ihrem Platz in einem geschichtlich bestimmten System der gesellschaftlichen Produktion, nach ihrem (größtenteils in Gesetzen fixierten und formulierten) Verhältnis zu den Produktionsmitteln, nach ihrer Rolle in der gesellschaftlichen Organisation der Arbeit und folglich nach der Art der Erlangung und der Größe ihres Anteils am gesellschaftlichen Reichtum, über den sie verfügen. Klassen sind Gruppen von Menschen, von denen die eine sich die Arbeit des andern aneignen kann infolge der Verschiedenheit ihres Platzes in einem bestimmten System der gesellschaftlichen Wirtschaft.«373

Bucharin gibt eine sehr ähnliche Begriffbestimmung: Unter einer gesellschaftlichen Klasse ist die Gesamtheit der Personen zu verstehen,

»die in der Produktion die gleiche Rolle spielen, die im Produktionsprozeß im gleichen Verhältnis zu den anderen stehen, wobei diese Verhältnisse auch in den Dingen (Arbeitsmitteln) ihren Ausdruck finden«.374

Sollten noch Zweifel über den Klassencharakter der stalinistischen Bürokratie bestehen, so braucht man sich nur Engels' Beschreibung der Händlerklasse anzuschauen, welche nicht einmal unmittelbar am Produktionsprozeß beteiligt war. Engels schreibt:

»Die Zivilisation ... fügt dazu eine dritte, ihr eigentümliche, entscheidend wichtige Arbeitsteilung: Sie erzeugt eine Klasse, die sich nicht mehr mit der Produktion beschäftigt, sondern nur mit dem Austausch der Produkte - die Kaufleute. Alle bisherigen Ansätze zur Klassenbildung hatten es noch ausschließlich mit der Produktion zu tun; sie schieden die bei der Produktion beteiligten Leute in Leitende und Ausführende oder aber in Produzenten auf größerer und auf kleinerer Stufenleiter. Hier tritt zum erstenmal eine Klasse auf, die, ohne an der Produktion irgendwie Anteil zu nehmen, die Leitung der Produktion im ganzen und großen sich erobert und die Produzenten sich ökonomisch unterwirft; die sich zum unumgänglichen Vermittler zwischen je zwei Produzenten macht und sie beide ausbeutet. Unter dem Vorwand, den Produzenten die Mühe und das Risiko des Austausches abzunehmen, den Absatz ihrer Produkte nach entfernteren Märkten auszudehnen, damit die nützlichste Klasse der Bevölkerung zu werden, bildet sich eine Klasse von Parasiten heraus, echten gesellschaftlichen Schmarotzertieren, die als Lohn für sehr geringe wirkliche Leistungen sowohl von der heimischen wie von der fremden Produktion den Rahm abschöpft, rasch enorme Reichtümer und entsprechenden gesellschaftlichen Einfluß erwirbt und eben deshalb während der Periode der Zivilisation zu immer neuen Ehren und immer größerer Beherrschung der Produktion berufen ist, bis sie endlich auch selbst ein eignes Produkt zutage fördert - die periodischen Handelskrisen.«375

Angesichts dieser Definition ist es verständlich, warum Marx Priester, Juristen usw. als »ideologische Klassen« bezeichnen konnte, die ein Klassenmonopol darüber ausüben, was Bucharin treffend die »geistigen Produktionsmittel« genannt hat. Aus folgenden Gründen wäre es falsch, die stalinistische Bürokratie als Kaste zu bezeichnen: Während eine Klasse eine Gruppe von Menschen ist, die eine definitive Stellung im Produktionsprozeß innehat, ist eine Kaste eine rechtlich-politische Gruppe. Die Mitglieder einer Kaste können ganz verschiedenen Klassen angehören, ebenso wie sich eine Klasse aus Mitgliedern ganz verschiedener Kasten zusammensetzen kann. Eine Kaste ist das Ergebnis einer relativ immobilen Wirtschaft mit rigider Arbeitsteilung und stagnierenden Produktivkräften. Die stalinistische Bürokratie verwandelte sich im Gegensatz dazu auf dem Gipfelpunkt einer dynamischen Wirtschaftsentwicklung in eine herrschende Klasse.

Die stalinistische Bürokratie als extreme und reine Personifikation des Kapitals

Marx schrieb:

»Nur soweit der Kapitalist personifiziertes Kapital ist, hat er einen historischen Wert ... Aber soweit sind auch nicht Gebrauchswert und Genuß, sondern Tauschwert und dessen Vermehrung sein treibendes Motiv. Als Fanatiker der Verwertung des Werts zwingt er rücksichtslos die Menschheit zur Produktion um der Produktion willen ... Soweit daher sein Tun und Lassen nur Funktion des in ihm mit Willen und Bewußtsein begabten Kapitals, gilt ihm sein eigener Privatkonsum als Raub an der Akkumulation. ... Akkumuliert, Akkumuliert! ... d.h., rückverwandelt möglichst großen Teil des Mehrwerts oder Mehrprodukts in Kapital. Akkumulation um der Akkumulation, Produktion um der Produktion willen.«376

Die Abpressung von Mehrwert und seine Verwandlung in Kapital sind die beiden grundlegenden Kennzeichen des Kapitalismus. Sie werden durch die beiden Funktionen der Produktionsleitung (Management) und der Verfügungsgewalt realisiert. Die Funktion des Managements besteht darin, den Mehrwert aus den Arbeitern herauszuholen, während die Verwandlung des Mehrwerts in Kapital durch die Verfügungsgewalt über den Mehrwert gesichert ist.

Für die kapitalistische Wirtschaft sind nur diese beiden Funktionen notwendig. Die Aktionäre erscheinen immer mehr als bloße Konsumenten eines bestimmten Mehrwertanteils. Daß die Ausbeuter einen Teil des Mehrprodukts konsumieren, ist kein besonderes Kennzeichen des Kapitalismus. Das war in allen Klassengesellschaften so. Das Spezifikum des Kapitalismus ist die Akkumulation um der Akkumulation willen mit dem Ziel, konkurrenzfähig zu bleiben.

Im kapitalistischen Unternehmen ist die Akkumulation weitgehend institutionalisiert. Das Unternehmen finanziert sich selbst, während der größte Teil der an die Aktionäre ausgeschütteten Dividenden in die Konsumtion eingeht. In einem staatskapitalistischen System, das allmählich aus dem Monopolkapitalismus hervorgegangen wäre, würden die Aktionäre hauptsächlich als Konsumenten und der Staat als Träger der Akkumulation auftreten. Je größer der Anteil des Mehrwerts, der der Akkumulation und nicht dem Konsum zufließt, desto reiner ist der Kapitalismus verwirklicht. Je mehr das Gewicht der realen Verfügungsgewalt gegenüber dem bloßen Aktienbesitz zunimmt oder, anders ausgedrückt: Je mehr die Ausschüttung von Dividenden der internen Akkumulation (Selbstfinanzierung) des Unternehmens oder des Staates untergeordnet wird, desto reiner tritt der Kapitalismus hervor.

(Jedermann weiß, daß diejenigen, die die Verfügungsgewalt über das Kapital in der Hand haben und die extreme Personifikation des Kapitals darstellen, sich die Freuden dieses Lebens nicht entgehen lassen. Aber im Vergleich zur Akkumulation ist ihr Verbrauch unerheblich und ohne grundlegende historische Bedeutung.)

Man kann deshalb sagen, daß die russische Bürokratie, die den Staat "besitzt" und den Akkumulationsprozeß lenkt, die Personifikation des Kapitals in seiner reinsten Form darstellt. Rußland weicht allerdings von der Norm ab. Es entspricht nicht dem Modell des Staatskapitalismus, der allmählich aus dem Monopolkapitalismus hervorgeht; diese Divergenz macht aber den Begriff des Staatskapitalismus keineswegs bedeutungslos. Ganz im Gegenteil: Es ist äußerst wichtig zu sehen, daß die russische Wirtschaft sich diesem Begriff viel stärker annähert, als das bei einem staatskapitalistischen System der Fall sein könnte, das sich aus dem Monopolkapitalismus heraus entwickelte.

Die Tatsache, daß die Bürokratie den geschichtlichen Auftrag einer kapitalistischen Klasse erfüllt und im Verlauf dieses Prozesses selbst zur Klasse wird, macht sie zur reinsten Personifikation des Kapitals. Obgleich sie sich von der kapitalistischen Klasse unterscheidet, kommt sie doch deren historischem Wesen am nächsten. Die russische Bürokratie stellt auf der einen Seite eine partielle Negation der kapitalistischen Klasse dar, auf der anderen Seite repräsentiert sie die reinste Personifikation der historischen Mission dieser Klasse.

Die Kardinalfrage nach den in Rußland herrschenden Produktionsverhältnissen würde umgangen, bliebe man bei der Aussage stehen, in Rußland befände sich eine bürokratische Klasse an der Macht. Es ist völlig korrekt, Rußland als staatskapitalistisch zu bezeichnen, aber auch das reicht nicht aus. Es ist ebenso notwendig, die Unterschiede herauszuarbeiten, die in rechtlicher Hinsicht zwischen der herrschenden Klasse in Rußland und der herrschenden Klasse eines staatskapitalistischen Systems bestehen. Die präziseste Bezeichnung für die russische Gesellschaft ist deshalb der Begriff "Bürokratischer Staatskapitalismus".

Die Form der Mehrwertaneignung durch die Bürokratie unterscheidet sich von der der Bourgeoisie

In Rußland erscheint der Staat als Unternehmer und die Bürokraten als seine bloßen Manager. Eigentums- und Managementfunktionen sind völlig getrennt. Das ist allerdings nur formal so. In Wirklichkeit verfügen die Bürokraten als Kollektiv über das Eigentum. Der Staat der Bürokraten ist der Eigentümer. Die Tatsache, daß dem einzelnen Manager die Produktionsmittel nicht zu gehören scheinen und die Aneignung seines Teils am Nationaleinkommen in Gehaltsform geschieht, mag zu der Fehleinschätzung verleiten, daß der Manager genau wie der Arbeiter nur für seine Arbeitskraft bezahlt wird. Da in jedem gesellschaftlichen Produktionsprozeß Managementfunktionen notwendig sind und sie in diesem Sinne nichts mit Ausbeutungsverhältnissen zu tun haben, wird auch die unterschiedliche Funktion von Arbeiter und Manager verschleiert, da beide in den gesellschaftlichen Arbeitsprozeß integriert sind. Antagonistische Klassenstrukturen erscheinen so als harmonische. Die Arbeit der Ausgebeuteten und die Arbeit derer, die die Ausbeutung organisieren, erscheinen beide gleichermaßen als Arbeit. Der Staat scheint als personifiziertes Eigentum über dem Volk zu stehen, während die Bürokraten, die den Produktionsprozeß kontrollieren und daher historisch die Personifikation des Kapitals in reinster Form darstellen, als bloße Arbeiter erscheinen, als Produzenten von Werten durch ihre eigene Arbeit.

Doch es liegt auf der Hand, daß das Einkommen der Bürokratie in direktem Verhältnis zur Leistung der Arbeiter und nicht zu ihrer eigenen Leistung steht. Die Höhe ihres Einkommens ist an sich schon ein sicheres Indiz dafür, den qualitativen Unterschied zwischen dem Einkommen der Bürokratie und den Arbeiterlöhnen aufzuhellen. Gäbe es diese qualitative Differenz nicht, müßte man z.B. sagen, der höchstbezahlte Generaldirektor der Vereinigten Staaten verkaufe ebenfalls nur seine Arbeitskraft. Außerdem ist der Staat, der als Unternehmer auftritt und über der Bevölkerung zu stehen scheint, in Wirklichkeit die Organisationsform der Bürokratie als Kollektiv.

Was bestimmt die Aufteilung des Mehrwerts zwischen dem Staat und den einzelnen Bürokraten?

Die quantitative Aufteilung des produzierten Gesamtwerts zwischen Löhnen und Mehrwert hängt von zwei qualitativ verschiedenen Elementen ab, von Arbeitskraft und Kapital. Dagegen kann die Aufteilung des Mehrwerts zwischen der Bürokratie als Kollektiv (dem Staat) und den einzelnen Bürokraten auf keine qualitative Differenz zwischen beiden zurückgeführt werden. Es gibt deshalb keine allgemeinen genauen Gesetzmäßigkeiten, nach denen die Verteilung des Mehrwerts zwischen Staat und Bürokratie oder die Verteilung des Anteils der Bürokratie auf die einzelnen Bürokraten vonstatten geht. Ähnlich kann man ja auch nicht von exakten allgemeinen Gesetzen sprechen, die die Verteilung des Profits auf Unternehmensgewinn und Zinsen oder zwischen den verschiedenen Aktienbesitzern kapitalistischer Unternehmen regulieren. (Vgl. Marx: "Das Kapital", Bd. III, 23.Kapitel.)

Es wäre allerdings falsch anzunehmen, absolute Willkür bestimme diese Verteilung. Tendenzen können durchaus generalisiert werden. Verschiedene Faktoren beeinflussen diese Aufteilung: der Druck des Weltimperialismus, der eine Beschleunigung der Akkumulation erzwingt, das bereits erreichte Produktionsniveau, die Tendenz zum Fall der Profitrate, die die Akkumulationsressourcen relativ verringert, usw.

Berücksichtigt man diese Umstände, dann wird deutlich, warum ein ständig wachsender Teil des Mehrwerts akkumuliert wird. Gleichzeitig läßt die Bürokratie, die den Akkumulationsprozeß steuert, ihre persönlichen Wünsche nicht zu kurz kommen, und die von ihr konsumierte Mehrwertmenge wächst absolut. Diese beiden Prozesse sind nur möglich, wenn die Ausbeutungsrate der Massen ständig steigt und immer neue Kapitalquellen erschlossen werden. (Das erklärt den Prozeß der ursprünglichen Akkumulation, der die russische Bauernschaft ausplünderte, und die Plünderung der osteuropäischen Länder).

Zum Verhältnis von Produktion und Recht

In Rußland befindet sich die überwältigende Masse der Produktionsmittel in staatlicher Hand. Aktien oder andere private Besitztitel umfassen einen nur sehr kleinen Teil der Produktionsmittel, so daß sie nur von geringer Bedeutung sind.

Warum ist das so, Gibt es keine Tendenz, Formen privater Eigentumstitel in großem Maßstab wiedereinzuführen? Warum besteht ein Unterschied zwischen dem in Rußland und dem in der übrigen kapitalistischen Welt geltenden Eigentumsrecht?

Um diese Fragen zu beantworten, muß zunächst der Zusammenhang von Produktionsverhältnissen und Eigentumsrecht analylsiert werden. Die Ökonomie ist die Basis des Rechts. Eigentumsverhältnisse sind der juristische Ausdruck der Produktionsverhältnisse. Aber es gibt keine exakte und absolute Parallele zwischen Produktionsverhältnissen und Rechtsentwicklung, genausowenig, wie es eine exakte und absolute Parallele zwischen der ökonomischen Basis und den anderen Elementen des Überbaus gibt. Der Grund dafür liegt darin, daß das Recht die Produktionsverhältnisse nicht unmittelbar, sondern nur vermittelt ausdrückt. Spiegelte das Recht die Produktionsverhältnisse unmittelbar wider, dann wäre jede schrittweise Veränderung der Produktionsverhältnisse von einem sofortigen parallelen Rechtswandel begleitet, und das Recht verlöre seine Funktion. Denn die Funktion des Rechts besteht ja gewissermaßen darin, die antagonistischen Klassenstrukturen harmonisch auszugleichen und die Bruchstellen des sozioökonomischen Systems zu kitten. Um das zu leisten, muß das Recht sich von der Ökonomie abheben, auf der es basiert.

Vom Inhalt her gesehen spiegelt das Recht die materielle Basis wider, auf die es sich gründet, aber der Form nach stellt es eine Assimilation und Vervollständigung des aus der Vergangenheit übernommenen Rechts dar. Es gibt immer eine zeitliche Verzögerung zwischen Veränderungen der Produktionsbeziehungen und Veränderungen des Rechts. Je tiefgreifender und schneller sich die Produktionsverhältnisse wandeln, desto schwieriger wird es für das Recht, Schritt zu halten und die formale Kontinuität mit der vergangenen Rechtsentwicklung zu bewahren.

Es gibt zahlreiche historische Beispiele dafür, daß eine neue herrschende Klasse nicht bereit war, ihre Machtübernahme öffentlich zu proklamieren, und dementsprechend versuchte, ihre Existenz und ihre Rechte dem aus der Vergangenheit überlieferten Normensystem anzupassen, auch wenn dieses Normensystem in absolutem Gegensatz dazu stand. So bemühte sich die aufsteigende Bourgeoisie sehr lange Zeit um den Beweis, daß Profit und Zins nichts anderes seien als eine andere Form der Grundrente, da zu jener Zeit die Grundrente des Feudalherrn in den Augen der herrschenden Klassen gerechtfertigt war. Die englische Kapitalistenklasse versuchte, ihre politischen Rechte auf die Magna Charta zu gründen, die Rechts-Charta der Feudalklasse, die sowohl dem Inhalt wie der Form nach in absolutem Gegensatz zum bürgerlichen Recht steht. Die Anstrengung einer herrschenden Klasse, ihre Privilegien unter dem Rechtsmantel der Vergangenheit zu verstecken, wird im Falle einer Konterrevolution am größten sein, die ihre Existenz nicht zuzugeben wagt.

Der revolutionäre Sozialismus verbirgt seine Ziele nicht. Das Recht, das er bei der Machtübernahme setzt, ist deshalb sowohl dem Inhalt wie der Form nach revolutionär. Wären die Interventionsarmeen nach der Oktoberrevolution siegreich gewesen, hätte ihre blutige Herrschaft zu einer Wiederherstellung der meisten alten Gesetze geführt, die die Oktoberrevolution über Bord geworfen hatte. Aber da die russische Bürokratie sich schrittweise in eine herrschende Klasse verwandelte, schlugen sich die Veränderungen in den Produktionsverhältnissen nicht sofort in einem vollständigen Rechtswandel nieder. Aus verschiedenen Gründen verkündete die russische Bürokratie nicht offen, daß eine Konterrevolution stattgefunden hatte. Der wichtigste Grund dafür war, daß die stalinistische Außenpolitik darauf angewiesen war, für die Arbeiter in der ganzen Welt eine pseudorevolutionäre Propaganda parat zu haben.

Das allein reicht allerdings nicht aus um zu erklären, warum die Bürokratie nicht in der ganzen Wirtschaft das Privateigentum in Form von Obligationen und Aktien wiederherstellt, so daß jedes Mitglied der Bürokratie in der Lage wäre, seinem Sohn eine gesicherte ökonomische Stellung zu vermachen. Andere Faktoren müssen daneben berücksichtigt werden.

Die Interessen und Wünsche einer Klasse, einer Kaste oder einer sozialen Schicht werden von ihren materiellen Lebensbedingungen geprägt. Nicht nur hat jede Klasse ihre spezifische SteIlung im Produktionsprozeß, jede Klasse hat auch einen spezifischen Zugang zum gesellschaftlichen Reichtum. Wäre das abstrakte, einfache Verlangen nach maximaler materieller und kultureller Wohlfahrt die Triebkraft der Menschheit, dann würde nicht nur die Arbeiterklasse den Sozialismus herbeiwünschen, sondern auch die Klein- und Mittelbourgeoisie, ja sogar die Großbourgeoisie. Das träfe besonders für die heutige Generation zu, die unter dem Schatten des Atomkrieges lebt. Doch so ist es nicht. Die Menschen machen Geschichte gemäß der äußeren objektiven Realität, in der sie leben, und die ihre Vorstellungen prägt. Der Feudalherr strebt danach, seine Ländereien und die seines Sohnes zu vergrößern; der Kaufmann bemüht sich darum, seinem Sohn eine große Geldsumme zu vermachen, um ihm ökonomische Sicherheit zu geben. Der Arzt, der Jurist und andere Angehörige der freien Berufe versuchen ihre Privilegien auf ihre Söhne zu übertragen, indem sie ihnen eine gute wissenschaftliche Ausbildung zukommen lassen. Da die verschiedenen Klassen und Schichten allerdings durch keine Chinesische Mauer voneinander getrennt sind, wird jede Gruppe natürlich versuchen, noch ein bißchen mehr als ihre eigenen Privilegien an die Nachkommen weiterzugeben. Angehörige der freien Berufe werden ihren Kindern sowohl materielle Mittel wie eine entsprechende Ausbildung zukommen lassen, Kaufleute werden für eine bessere Ausbildung ihrer Kinder sorgen usw.

Wie Marx in seiner Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie schrieb, besitzt die Staatsbürokratie den Staat als Privateigentum. In einem Staat, der über die gesamten Produktionsmittel verfügt, verfügt die Staatsbürokratie über andere Möglichkeiten der Privilegienvererbung als der Feudalherr, der Bourgeois oder der freiberuflich Tätige. Wenn die Posten von Betriebsdirektoren, Abteilungschefs usw. vorwiegend durch Kooptation vergeben werden, dann wird jeder Bürokrat mehr Wert darauf legen, seinem Sohn seine guten Verbindungen zu "vererben" als etwa eine Million Rubel (wenngleich die nicht bedeutungslos sind). Es liegt nahe, daß er gleichzeitig versuchen wird, die Konkurrentenzahl und Posten  in der Bürokratie dadurch einzuschränken, daß er die Möglichkeiten der Massen einschränkt, eine höhere Ausbildung zu bekommen etc.

Die Synthese der Extreme

Rußland erscheint als Synthese einer von der proletarischen Revolution hervorgebrachten Eigentumsform mit Produktionsverhältnissen, die aus einer Kombination der rückständigen Produktivkräfte und den Zwängen des Weltkapitalismus resultieren. Dem Inhalt nach weist diese Synthese Kontinuität mit der vorrevolutionären Periode auf. Der Form nach zeigt sie Kontinuität mit der revolutionären Periode. Beim Niedergang der Revolution kehrt die Form nicht zu ihrem unmittelbaren Ausgangspunkt zurück. Trotz ihrer Unterordnung unter den Inhalt hat sie beträchtliche Bedeutung.

Die Geschichte macht nicht selten Sprünge: nach vorne oder auch zurück. Wendet sie sich rückwärts, kehrt sie nicht zum unmittelbaren Ausgangspunkt zurück, sondern verbindet in einer spiralenförmigen Rückentwicklung Elemente der beiden Systeme, die sie durchlief.

Zum Beispiel würde in einem staatskapitalistischen System, das organisch und schrittweise aus dem Privatkapitalismus hervorginge, Privateigentum in Form von Obligationen und Aktien vorherrschen. Aber daraus kann nicht geschlossen werden, daß das auch für ein staatskapitalistisches System zutrifft, das sich schrittweise aus den Trümmern einer Arbeiterrevolution herausbildete. Im Falle des Staatskapitalismus, der aus dem Monopolkapitalismus hervorgeht, schlägt sich die Kontinuität der Geschichte in der Existenz von Privateigentum nieder; im Falle des Staatskapitalismus, der aus einem Arbeiterstaat hervorging, der degenerierte und sich auflöste, zeigt sich die Kontinuität der Geschichte darin, daß kein Privateigentum besteht.

Diese spiralenförmige Entwicklung führt in Rußland zu einer Synthese, die zwei Extreme kapitalistischer Entwicklung in sich vereint. ln Rußland hat der Kapitalismus die höchste Stufe erreicht, die er erreichen kann, und die wahrscheinlich kein anderes Land je erreichen wird; das geschah gleichzeitig auf einem derart niedrigen Entwicklungsniveau, daß alle materiellen Voraussetzungen für den Sozialismus erst noch geschaffen werden müssen. Die Niederlage der Oktoberrevolution diente dem russischen Kapitalismus, der immer noch weit hinter dem Weltkapitalismus herhinkt, als Sprungbrett.

Diese Synthese zeigt sich auf der einen Seite in der extrem hohen Konzentration und organischen Zusammensetzung des Kapitals; auf der anderen Seite wird sie darin deutlich, daß, trotz der hochentwickelten Technik die Arbeitsproduktivität und das kulturelle Niveau gering sind. Diese Synthese erklärt das Entwicklunstempo der Produktivkräfte in Rußland, das den Frühkapitalismus weit in den Schatten stellt und in scharfem Kontrast zum Niedergang und zur Stagnation des Spätkapitalismus steht. Der Frühkapitalismus zeichnete sich durch unmenschliche Brutalität gegenüber den arbeitenden Massen aus. Man braucht nur an die Bekämpfung der "Vagabunden" die  Armengesetze  oder  die  Frauen-  und  Kinderarbeit  von täglich 15-18 Stunden zu denken. Der Spätkapitalismus wiederholt viele der Brutalitäten seiner Kindheit. Wie der Faschismus gezeigt hat, besteht der Unterschied nur darin, daß er sie erheblich effektiver durchführen kann. Beide Perioden sind dadurch charakterisiert, daß neben der automatischen Wirksamkeit der ökonomischen Gesetzmäßigkeiten direkte Gewalt angewandt wird. Auf Grund der Verbindung eines staatskapitalistischen Systems mit den Aufgaben des Frühkapitalismus hat die russische Bürokratie einen unstillbaren Appetit auf Mehrwert und unbegrenzte Kapazitäten zur Ausübung unmenschlicher Brutalitäten. Hinzu kommt, daß sie in der Lage ist, die Unterdrückung mit größter Effektivität zu organisieren. Wenn Engels schrieb feststellte, daß der Mensch von den wilden Tieren abstamme und dementsprechend barbarische und fast bestialische Mittel gebraucht, um sich selbst von der Barbarei zu befreien, dann meinte er damit sicherlich nicht die sozialistische Revolution, in der die Geschichte sich ihrer selbst bewußt wird. Aber er beschrieb treffend die Vorgeschichte der Menschheit. Peter der Große wird in die Geschichte als Kämpfer eingehen, der die Barbarei mit barbarischen Methoden bekämpfte. Herzen schrieb, daß er »mit der Knute in der Hand die Zivilisation einführte und mit der Knute in der Hand das Licht verfolgte«.

Stalin wird als Unterdrücker der Arbeiterklasse in die Geschichte eingehen. Er wird in die Geschichte eingehen als die Macht, die ohne die Knute die Produktivkräfte und die menschliche Kultur hätte entfalten können, da die Welt reif genug dafür war, der aber gleichwohl die Entwicklung mit der "Knute in der Hand" vorantrieb und gleichzeitig die ganze Menschheit der Gefahr des völligen Niedergangs durch imperialistische Kriege aussetzte. Die proletarische Revolution schwemmte alle Hindernisse hinweg, die der Entwicklung der Produktivkräfte im Wege standen. Sie schaffte einen Teil der alten Barbarei ab. Aber da sie in einem rückständigen Land stattfand und isoliert blieb, wurde sie besiegt und machte den Weg frei für den Kampf die Barbarei mit barbarischen Methoden.

Ökonomie und Politik

Der Staat ist eine »besondere  Formation  bewaffneter  Menschen,  Gefängnisse usw.« eine Waffe in der Hand einer Klasse, um eine oder mehrere andere Klassen zu unterdrücken. In Rußland ist der Staat eine Waffe in der Hand der Bürokratie zur Unterdrückung der arbeitenden Massen. Aber der stalinistische Staat übt noch andere Funktionen aus. Er stellt auch eine Antwort auf die Probleme der gesellschaftlichen Arbeitsteilung und die Organisation der gesellschaftlichen Produktion dar. Eine ähnliche Aufgabe wurde mutatis mutandis von den Staaten des alten China, des alten Ägypten und Babylons erfüllt. Der Staat entstand dort nicht nur als Resultat der Klassenspaltung und somit indirekt als Folge der gesellschaftlichen Arbeitsteilung; sondern er entwickelte sich auch zu einem unabkömmlichen Bestandteil des Produktionsprozesses, da die für die großen Bewässerungsanlagen notwendigen Arbeiten nur in großen Maßstab organisiert werden konnten. Zwischen der Herausbildung der Klassenspaltung und der Stärkung des Staates besteht eine so enge Wechselbeziehung, daß jede Trennung von Politik und Ökonomie unmöglich ist. In ähnlicher Weise entstand der stalinistische Staat in Rußland nicht nur als Folge der Vertiefung der Kluft zwischen Bürokratie und Massen und des Bedürfnisses nach einer "besonderen Formation bewaffneter Menschen", sondern der stalinistische Staat stellt auch eine direkte Antwort auf die Erfordernisse der Entwicklung der Produktivkräfte dar und ist ein notwendiges Element der Produktionsweise.

Einer der chaldäischen Könige sagte einmal:

»Ich habe die Geheimnisse der Flüsse zum Wohle der Menschheit gemeistert ... ich habe das Wasser der Flüsse in die Wildnis gelenkt; ich habe die ausgetrockneten Kanäle mit Wasser gefüllt und die Wüstenebenen bewässert. Ich habe ihnen Fruchtbarkeit und Überfluß gebracht und sie zu Orten der Freude gemacht.«

Plechanow, der diesen Ausspruch zitiert, bemerkt dazu:

»Trotz der Prahlerei ist das eine recht zutreffende Beschreibung der Rolle des orientalischen Staates bei der Organisation des gesellschaftlichen Produktionsprozesses.«377

Auch Stalin kann für sich in Anspruch nehmen, Industrien aufgebaut und die Produktivkräfte Rußlands entfaltet zu haben; allerdings war die Tat des chaldäischen Königs historisch notwendig und zu seiner Zeit progressiv, während Stalins Tyrannei historisch überflüssig und reaktionär ist.

Wie in den Gesellschaften des Altertums führt im heutigen Rußland die Doppelfunktion des Staates des Wachhundes der herrschenden Klasse und als Organisator der gesellschaftlichen Produktion zu einer völligen Verschmelzung von Politik und Ökonomie. Diese Verschmelzung ist sowohl für den Kapitalismus in seinem höchsten Entwicklungsstadium wie für den Arbeiterstaat charakteristisch. Im Arbeiterstaat bedeutet diese Verschmelzung, daß die Arbeiterklasse, die im Besitz der politischen Macht ist, sich immer mehr der Situation nähert, wo

»an die Stelle der Regierung über Personen die Verwaltung von Sachen und die Leitung von Produktionsprozessen [tritt]«.378

Für den Kapitalismus in seinem höchsten Entwicklungsstadium bedeutet diese Verschmelzung dagegen, daß zum ökonomischen Zwangsautomatismus politische Gewaltanwendung hinzutritt, ja, daß direkte Gewaltanwendung eine immer größere Rolle spielt:

»Es ist die Besonderheit der kapitalistischen Ordnung, daß in ihr alle Elemente der künftigen Gesellschaft vorerst eine Form annehmen, in der sie sich dem Sozialismus nicht nähern, sondern von ihm entfernen ...«

»im Wehrwesen ... die Entwicklung die Verbreitung der allgemeinen Wehrpflicht ... also materiell die Annäherung an das Volksheer herbei. Aber dies in der Form von modernem Militarismus, wo die Beherrschung des Volkes durch den Militärstaat, der Klassencharakter des Staates zum grellsten Ausdruck kommt.«379

Diese Verschmelzung beweist, daß unsere Geschichtsepoche derart reif für den Sozialismus ist, daß der Kapitalismus sich gezwungen sieht, immer weitere Elemente des Sozialismus in sich aufzunehmen. Engels sprach von einem Hereinbrechen der sozialistischen Gesellschaft in den Kapitalismus. Doch diese Aufnahme sozialistischer Elemente erleichtert die Last der Ausbeutung und Unterdrückung nicht, sondern macht sie ganz im Gegenteil noch drückender, (In einem Arbeiterstaat sind die Arbeiter ökonomisch frei, weil sie politisch frei sind. Auch im Arbeiterstaat verschmelzen Ökonomie und Politik, aber mit umgekehrten Ergebnissen.)

Bilden Politik und Ökonomie eine Einheit, dann wird es theoretisch falsch, zwischen politischer und ökonomischer Revolution oder Konterrevolution zu unterscheiden. Die Bourgeoisie kann als Bourgeoisie, als Privateigentümer, unter ganz verschiedenen Herrschaftsformen existieren: unter einer feudalen wie unter einer konstitutionellen Monarchie, unter einer bürgerlichen Republik wie unter einem bonapartistischen System wie dem Napoleons des ersten und Napoleons des dritten; sie kann unter einer faschistischen Diktatur existieren, wie eine Zeitlang auch unter einem Arbeiterstaat (der Kulak und der NEP-Mann überlebten bis 1928). In all diesen Fällen ist die Bourgeoisie in unmittelbarem Besitz der Produktionsmittel. In all diesen Fällen steht der Staat nicht unter der unmittelbaren Kontrolle der Bourgeoisie, doch in keinem Fall hört die Bourgeoisie auf, die herrschende Klasse zu sein. Ist der Staat der Hort der gesamten Produktionsmittel, dann ist die Verschmelzung von Politik und Ökonomie vollkommen; politische Entmachtung und ökonomische Enteignung, fallen zusammen. Wäre der oben zitierte chaldäische König politisch entmachtet worden, so hätte das notwendig auch seine ökonomische Enteignung bedeutet. Das trifft auch für die stalinistische Bürokratie zu und mutatis mutantis ebenso für einen Arbeiterstaat. Da die Arbeiter in einem Arbeiterstaat auch nicht als Individuen die Produktionsmittel besitzen und ihr Kollektiveigentum in der Kontrolle über den Staat seinen Ausdruck findet, der Hort der Produktionsmittel ist, werden auch sie ökonomisch enteignet, wenn sie politisch entmachtet werden.

Ist ein allmählicher Übergang eines Arbeiterstaates in einen kapitalistischen Staat möglich?

Das Proletariat kann den bürgerlichen Staatsapparat nicht übernehmen, sondern muß ihn zerschlagen. Folgt daraus nicht, daß die These von der allmählichen Verwandlung des Arbeiterstaates unter Lenin und Trotzki (1917-1923) in den kapitalistischen Staat Stalins dem Wesen der Marxschen Staatstheorie widerspricht? Dieser Einwand ist ein Eckpfeiler der Theorie, daß Rußland heute noch ein Arbeiterstaat ist. Diejenigen, die an dieser Theorie festhalten, zitieren Trotzki aus dem Jahre 1933 (aber sie unterlassen es, entgegengesetzte Aussagen zu zitieren, die er später machte).

Trotzki schrieb in "Die Sowjetunion und die IV. Internationale":

»Die Marxsche These vom katastrophenartigen Charakter des Machtwechsels von einer Klasse zur anderen trifft nicht nur für revolutionäre Perioden zu, wenn die Geschichte wild voranstürmt, sondern auch für konterrevolutionäre Perioden, in denen sich die Gesellschaft zurückentwickelt. Wer behauptet, die Sowjetregierung habe sich allmählich aus einer proletarischen in eine bürgerliche Macht verwandelt, spult den Film des Reformismus gewissermaßen nur rückwärts ab.«380

Zur Debatte steht die Gültigkeit des letzten Satzes. Eine kapitalistische Restauration kann auf verschiedene Weise vor sich gehen. Die politische Restauration kann der ökonomischen Restauration vorangehen. Das wäre der Fall gewesen, wenn der Versuch der Weißen Garden und Interventionsarmeen, die Bolschewiki zu stürzen, Erfolg gehabt hätte. Auf der anderen Seite kann auch die ökonomische Restauration, wenngleich nicht vollständig, der politischen Restauration vorangehen. Das wäre der Fall gewesen, wenn die Kulaken und die NEP-Leute, die ihre ökonomischen Privilegien bis 1928 festigen konnten, das Regime erfolgreich gestürzt hätten. In beiden Fällen wäre der Übergang des Arbeiterstaates in einen kapitalistischen Staat allmählich erfolgt. Allerdings hieße es tatsächlich »den Film des Reformismus rückwärts abzuspulen«, wenn man behauptete, dieser Prozeß hätte sich in der Wirklichkeit allmählich abspielen können.

Aber in dem Fall, daß die Bürokratie eines Arbeiterstaates in eine herrschende Klasse transformiert wird, sind politische und ökonomische Restauration unauflöslich verknüpft.

Der Staat entfernt sich allmählich immer weiter von den Arbeitern, und die Beziehungen zwischen Staat und Arbeitern bekommen immer mehr Ähnlichkeit mit denen zwischen kapitalistischen Unternehmern und Arbeitern. In einem solchen Falle verwandelt sich die bürokratische Clique, die zunächst nur als eine Entartung des Arbeiterstaates erscheint, allmählich selber in eine Klasse, die die Aufgabe der Bourgeoisie innerhalb kapitalistischer Produktionsverhältnisse wahrnimmt. Die allmähliche, evolutionäre Loslösung der Bürokratie von der Kontrolle der Klasse, die bis 1928 erfolgte, nahm mit dem ersten Fünf-Jahres-Plan den Charakter einer revolutionären, qualitativen Veränderung an.

Aber nach wie vor steht die Frage im Raum, ob das alles nicht der marxistischen Staatstheorie widerspricht. Vom Standpunkt  der  formalen  Logik  aus gesehen stimmt das sicherlich, denn es ist unbestreitbar, daß, wenn das Proletariat den bürgerlichen Staat nicht schrittweise in einen Arbeiterstaat verwandeln kann, sondern ihn zerschlagen muß, umgekehrt auch die Bürokratie bei ihrer Transformation zur herrschenden Klasse den Arbeiterstaat nicht Schritt für Schritt in einen bürgerlichen Staat umwandeln kann, sondern ihn ebenfalls zerschlagen muß. Aber vom Standpunkt der Dialektik aus muß das Problem anders gestellt werden. Was sind die Gründe dafür, daß die Arbeiterklasse den bürgerlichen Staat nicht allmählich umstülpen kann? Und treffen diese Gründe auch dann unausweichlich zu, wenn es sich um die allmähliche Veränderung des Klassencharakters eines Arbeiterstaates handelt?

Marx und Engels schrieben, daß nur in England die Zerschlagung der Staatsmaschine als erste Tat der proletarischen Revolution eventuell nicht notwendig sei. Das gelte nicht für Kontinentaleuropa. Sie schrieben, daß in England die soziale Revolution unter Umständen »mit ausschließlich friedlichen und legalen Mitteln« stattfinden könne. Lenin kommentierte das wie folgt:

»Das war 1871 verständlich, als England noch das Muster eines rein kapitalistischen Landes war, aber eines Landes ohne Militarismus und in hohem Grade ohne Bürokratie.«381

Die Bürokratie und das stehende Heer hindern also die Arbeiter daran, auf friedlichem Wege an die Macht zu kommen. Aber der Arbeiterstaat hat weder eine Bürokratie noch ein stehendes Heer. Deshalb kann ein friedlicher Übergang von einem Arbeiterstaat, der derartige Institutionen nicht kennt, in ein staatskapitalistisches Regime, das sie sehr wohl kennt, erfolgen. Schauen wir uns an, ob die Gründe, die eine schrittweise soziale Revolution unmöglich machen, auch eine schrittweise Konterrevolution ausschließen. Kämpfen Soldaten in einer hierarchisch aufgebauten Armee um die Macht über diese Armee, stoßen sie sofort auf den Widerstand der Offizierskaste. Die Ausschaltung dieser Kaste kann nur mit Hilfe revolutionärer Gewalt geschehen. Wenn dagegen die Offiziere einer Volksmiliz immer weniger unter der Kontrolle der Soldaten stehen und auf keine institutionalisierte Bürokratie stoßen, kann ihre Verwandlung in eine vom Willen der Soldaten unabhängige Offizierskaste allmählich erfolgen. Der Übergang eines stehenden Heeres in eine Volksmiliz wird immer von einem ungeheuren Ausbruch revolutionärer Gewalt begleitet sein; auf der anderen Seite kann und muß der Übergang einer Volksmiliz in ein stehendes Heer, wenn er das Ergebnis von Tendenzen innerhalb der Miliz selber ist, allmählich vor sich gehen. Der Widerstand der Soldaten gegen die aufsteigende Bürokratie kann dazu führen, daß die Offiziere mit Gewalt gegen die Soldaten vorgehen. Aber das muß nicht so sein. Was für die Armee gilt, trifft auch für den Staat zu. Ein Staat ohne Bürokratie oder mit einer schwachen Bürokratie, die vom Willen der Massen unabhängig ist, kann sich allmählich in einen Staat verwandeln, in dem die Bürokratie von jeder Arbeiterkontrolle befreit ist.

Die Moskauer Prozesse waren der Bürgerkrieg der Bürokratie gegen die Massen, ein Krieg, in dem nur eine Seite bewaffnet und organisiert war. Sie legten Zeugnis davon ab, daß die Bürokratie sich endgültig von jeder Kontrolle durch die Massen befreit hatte. Trotzki, der glaubte, die Moskauer Prozesse und die "Verfassung", seien Schritte in Richtung auf eine Restauration des Privatkapitalismus mit legalen Mitteln, zog jetzt sein Argument zurück, es hieße nur den »Film des Reformismus rückwärts abspulen«, wenn man von der allmählichen Umwandlung des proletarischen Staats in einen bürgerlichen Staat spreche.

»ln Wirklichkeit gibt die neue Verfassung der Bürokratie die Möglichkeit, auf "legale" Weise die ökonomische Konterrevolution durchzuführen, das heißt, den Kapitalismus auf kaltem Wege wiederherzustellen.«382

Stalinismus = Barbarei?

Der Begriff Barbarei, hat verschiedene Bedeutungen. Wir sprechen von der barbarischen Ausbeutung der Arbeiter, der barbarischen Unterdrückung der Kolonialvölker, der barbarischen Ermordung der Juden durch die Nazis usw. Das Wort barbarisch in diesem Sinne bezeichnet keine Entwicklungsstufe der menschlichen Geschichte und keine bestimmten gesellschaftlichen Verhältnisse, sondern bezieht sich auf die Art der Handlungen einer Klasse, die sogar eine aufsteigende, fortschrittliche Klasse sein kann. Wir sprechen z.B. von der barbarischen Vertreibung der englischen Bauern durch den Frühkapitalismus oder von der barbarischen Ausplünderung der südamerikanischen Bevölkerung usw. Der Begriff Barbarei kann aber auch etwas ganz anderes meinen, auch wenn dabei von der ersten Bedeutung des Wortes noch etwas mitschwingt. Mit ihm kann die vollständige Zerstörung der Zivilisation durch den Rückfuß der Gesellschaft auf eine vorgeschichtliche Stufe gemeint sein. In dieser zweiten Bedeutung erscheint die Barbarei als eine ganze Epoche der menschlichen Geschichte. Ein besonderes Geschehnis kann allerdings in des Wortes doppelter Bedeutung barbarisch sein. Die Taten der herrschenden Klassen in einem dritten Weltkrieg wären in beiderlei Hinsicht barbarisch, da sie auch den völligen Niedergang der Gesellschaft zur Folge hätten. Aber die beiden Bedeutungen des Begriffs müssen auseinander gehalten werden. Verwendet man den Begriff in seiner ersten Bedeutung, um unsere Geschichtsepoche zu charakterisieren, dann ist damit der Preis gemeint, den die Menschheit für den Aufschub der sozialistischen Revolution bezahlen muß. Seiner zweiten Bedeutung nach spiegelt es die völlige Hoffnungslosigkeit in einer zugrundegehenden, verfallenen Gesellschaft wider. Es wäre demnach falsch, den Nazismus als Barbarei im zweiten Sinne zu bezeichnen, als "erneuerten Feudalismus", "Termitenstaat", als ahistorische Periode usw., denn das Nazi-System beruhte auf der Ausbeutung des Proletariats, das historisch der Totengräber des Systems und der Befreier der Menschheit ist. Noch weniger richtig wäre es, das stalinistische Regime als barbarisch im zweiten Sinne zu charakterisieren, denn das stalinistische Regime bringt unter dem Druck der russischen Rückständigkeit und angesichts der Vernichtungsgefahr durch die internationale Konkurrenz eine sehr schnell wachsende Arbeiterklasse hervor.

Es geht bei dieser Frage nicht um philologische Haarspaltereien. Sie ist von größter Bedeutung. Es wäre genauso falsch, den Begriff Barbarei in seiner zweiten Bedeutung für Rußland zu verwenden, wie es falsch wäre, die russischen Arbeiter als Sklaven zu bezeichnen, wenn die Begriffe Sklave und Proletarier etwas ganz Verschiedenes bedeuten. Benutzt man den Begriff der Sklaverei in derselben Weise wie den der Barbarei in seiner ersten Bedeutung, um einen bestimmten Aspekt der Lebensbedingungen des russischen Arbeiters unter Stalin wie des deutschen Arbeiters unter Hitler zu kennzeichnen - das Fehlen gesetzlich verbriefter Freiheiten und die teilweise Aufhebung des Arbeiters als Arbeiter -, dann ist das durchaus korrekt. Aber als grundlegende Definition des Regimes wäre es falsch. Deshalb sind wir absolut dagegen, den Begriff Barbarei in seiner zweiten Bedeutung zur Charakterisierung des stalinistischen Regimes zu verwenden. Wir halten es für genauso unmöglich, den Begriff auf diese Weise zur Charakterisierung unserer Geschichtsepoche zu verwenden. Allenfalls ist es verzeihlich, den Begriff in seiner ersten Bedeutung zu gebrauchen, um bestimmte Aspekte des niedergehenden kapitalistischen Systems zu beschreiben, gleichgültig, ob es sich um den amerikanischen, den russischen, den japanischen oder den englischen Kapitalismus handelt.

Ist das stalinistische Rußland ein Beispiel für kapitalistische Barbarei? Ja. Ist es ein Beispiel für jene Barbarei, die eine vollständige Negation des Kapitalismus darstellt? Nein.

Ist das stalinistische Regime progressiv?

Eine Gesellschaftsordnung, die notwendig ist, um die Produktivkräfte zu entfalten und die materiellen Voraussetzungen für eine höhere Gesellschaftsform zu schaffen, ist progressiv. Die Betonung liegt auf "materielle Bedingungen", denn schließt man alle Bedingungen ein (Klassenbewußtsein, die Existenz revolutionärer Massenparteien etc.), dann ist jede Gesellschaftsordnung progressiv, da ihre bloße Existenz beweist, daß nicht alle Voraussetzungen für ihren Sturz vorhanden sind.

 Aus dieser Definition folgt nicht der umgekehrte Schluß, daß, wenn eine Gesellschaftsordnung reaktionär und zu einem Hindernis für die Entfaltung der Produktivkräfte wird, die Produktivkräfte in ihr nicht mehr wachsen oder ihre absolute Wachstumsrate sinkt. Zweifellos wurde der Feudalismus in Europa zwischen dem 13. und dem 18. Jahrhundert reaktionär, aber das hinderte die Produktivkräfte nicht daran, sich schneller als zuvor zu entfalten. Ähnlich schrieb Lenin einerseits, daß die imperialistische Periode (die in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts beginnt) den Verfall und Niedergang des Kapitalismus signalisiere, während er gleichzeitig schrieb:

»Es wäre ein Fehler zu glauben, daß diese Fäulnistendenz ein rasches Wachstum des Kapitalismus ausschließt; durchaus nicht. Einzelne Industriezweige, einzelne Schichten der Bourgeoisie und einzelne Länder offenbaren in der Epoche des Imperialismus mehr oder minder stark bald die eine, bald die andere dieser Tendenzen. Im großen und ganzen wächst der Kapitalismus bedeutend schneller als früher, aber dieses Wachstum wird nicht nur im allgemeinen immer ungleich, sondern die Ungleichmäßigkeit äußert sich auch im besonderen in der Fäulnis der kapitalkräftigsten Länder (England).«383

Lenin sprach in einem Atemzug vom Niedergang des Kapitalismus und davon, daß die demokratische Revolution mit der Beseitigung der feudalen Barrieren dem  russischen  Kapitalismus  enorme  Entwicklungsmöglichkeiten eröffne, der in amerikanischem Tempo voranschreiten werde. Und diese Ansicht vertrat er zu einer Zeit, in der er noch davon ausging, daß die »demokratische Diktatur der Arbeiter und Bauern« die Aufgaben der bürgerlichen Revolution in Rußland übernehmen würde. Schaut man sich die Zahlen für die Veränderung der lndustrieproduktion seit 1891 an, dann ist es offensichtlich, daß die Weltproduktivkräfte während der imperialistischen Periode alles andere als stagnierten:

         

Weltindustrieproduktion (11)

(1913 = 100)



	1891	.............................................................	  33

	1900	.............................................................	  51

	1906	.............................................................	  73

	1913	.............................................................	100

	1920	.............................................................	102

	1929	.............................................................	148 



Was die Leistungsfähigkeit der Produktion angeht, braucht man nur an die Kontrolle der Atomenergie zu denken, um sich zu vergegenwärtigen, was für Riesenschritte nach vorn gemacht wurden. Wären die rückständigen Länder von der übrigen Welt isoliert, könnte man mit Sicherheit sagen, daß der Kapitalismus für sie ein Fortschritt wäre. Gingen zum Beispiel die Gesellschaften zugrunde, hätte der indische Kapitalismus eine genauso lange und glorreiche Zukunft vor sich wie der britische Kapitalismus im 19. Jahrhundert. Das gleiche träfe für den russischen Staatskapitalismus zu; doch für revolutionäre Marxisten ist die Weltsituation der Bezugspunkt, von dem sie ausgehen, und aus diesem Grunde ist der Kapitalismus für sie reaktionär, wo immer er existiert. Denn das Problem, das die Menschheit bei Strafe ihres Untergangs lösen muß, besteht nicht darin, wie die Produktivkräfte entwickelt, sondern zu welchem Zweck und im Rahmen welcher gesellschaftlichen Verhältnisse sie genutzt werden sollen. Was den reaktionären Charakter des russischen Staatskapitalismus betrifft, kann dieser trotz der rapiden Entfaltung der Produktivkräfte in Rußland nur dann zurückgewiesen werden, wenn der Beweis dafür angetreten wird, daß der Weltkapitalismus die materiellen Voraussetzungen für den Sozialismus noch nicht geschaffen hat oder daß das stalinistische Regime darüber hinaus Voraussetzungen für den Sozialismus schafft, die in der Welt noch nicht vorhanden waren.

Die erste Annahme bedeutete in ihrer Konsequenz, daß wir noch nicht in der Geschichtsepoche der sozialistischen Revolution leben. Alles, was man zur zweiten Annahme sagen kann, ist, daß das stalinistische Rußland dem Sozialismus eine höhere Konzentration des Kapitals und der Arbeiterklasse vermachen wird als irgendein anderes Land. Doch diese Differenz ist lediglich quantitativer Natur: Vergleicht man die amerikanische mit der englischen Wirtschaft, dann ist offenkundig, daß die Kapitalkonzentration und die Vergesellschaftung der Arbeit in Amerika viel weiter fortgeschritten sind, doch das verleiht dem amerikanischen Kapitalismus keinen historisch progressiven Charakter.

Man könnte die Behauptung aufstellen, die Planung in Rußland stelle ein Element dar, das die russische Wirtschaft im Vergleich zur Wirtschaft kapitalistischer Länder als Fortschritt erscheinen lasse. Nichts wäre verkehrter als das. Solange die Arbeiterklasse die Produktion nicht kontrolliert, ist sie nicht Subjekt, sondern Objekt der Planung. Das gilt für die Planung innerhalb des gigantischen Ford-Konzerns genauso wie für die Planung in der gesamten russischen Wirtschaft; und solange die Arbeiter bloße Objekte der Planung sind, hat die Planung für sie nur unter dem Gesichtspunkt der Konzentration von Kapital und Arbeit Bedeutung, die materielle Voraussetzungen für den Sozialismus darstellen.

In einem Unternehmen mit 100.000 Beschäftigten ist die Planung  komplizierter und weiter entwickelt als in einem Unternehmen mit 100 Beschäftigten; das trifft in noch höherem Grade für ein staatskapitalistisches System mit 10.000.000 Beschäftigten zu. Das macht die Produktionsverhältnisse des Großkonzerns im Vergleich zu dem Kleinunternehmen nicht fortschrittlicher. In beiden wird der Plan von der blinden externen Konkurrenz diktiert, die zwischen den unabhängigen Produzenten herrscht.

Die bloße Existenz des stalinistischen Regimes beweist schon seinen reaktionären Charakter, denn ohne die Niederlage der Oktoberrevolution bestünde das Regime gar nicht, und die Oktoberrevolution selber war der Beweis dafür, daß die Welt für den Sozialismus reif ist.

7. Kapitel: 							Rußland - ein degenerierter Arbeiterstaat? Überprüfung der trotzkistischen Definition

Trotzki geht bei seiner Analyse des Stalinismus von der Tradition des Bolschewismus aus. Dem Stalinismus und der bürokratischen Konterrevolution stellt er den Marxismus und die sozialistische Oktoberrevolution gegenüber. Der Autor dieses Buches versteht sich als Schüler Trotzkis und teilt dessen theoretischen Ansatz, den Stalinismus vom Standpunkt des Marxismus-Leninismus aus zu beurteilen. Gerade deshalb soll Trotzkis Analyse des stalinistischen Regimes mit besonderer Aufmerksamkeit kritisch untersucht werden.

Kann ein Staat, der nicht unter der Kontrolle der Arbeiter steht, ein Arbeiterstaat sein?

In Trotzkis Schriften finden sich zwei verschiedene und ziemlich gegensätzliche Definitionen eines Arbeiterstaates. Nach der ersten Definition gilt als Kriterium für einen Arbeiterstaat, ob das Proletariat die direkte oder indirekte Kontrolle, wie eingeschränkt auch immer, über die Staatsmacht besitzt; das heißt, ob das Proletariat die Bürokratie allein auf dem Weg der Reform überwinden kann und keine Revolution dazu notwendig ist. 1931 schrieb Trotzki:

»Die Kennzeichnung des gegenwärtigen Sowjetstaates als Arbeiterstaat bedeutet nicht nur, daß die Bourgeoisie die Macht nicht anders als auf dem Wege des bewaffneten Aufstandes erobern kann, sondern schließt gleichzeitig ein, daß das russische Proletariat noch die Möglichkeit hat, ohne eine neue Revolution auf dem Reformweg sich die Bürokratie zu unterwerfen, die Partei mit neuem Leben zu erfüllen und das Regime der Diktatur zu erneuern.«384

In einem Brief an Borodai, der Mitglied der oppositionellen Gruppe der demokratischen Zentralisten war, drückte er diesen Gedanken noch klarer aus. Der Brief trägt kein Datum, doch sprechen alle Anzeichen dafür, daß er Ende 1928 geschrieben wurde. Darin heißt es:

»Ist die Degeneration des Apparats und der Sowjetmacht eine Tatsache? Das ist die zweite Frage, schreiben Sie. Zweifellos ist die Degeneration des Sowjetapparates beträchtlich weiter fortgeschritten als die des Parteiapparates. Trotzdem, es ist die Partei, die entscheidet. Gegenwärtig heißt das: der Parteiapparat. Die Frage kommt so auf dasselbe hinaus: Ist der proletarische Kern der Partei mit Unterstützung der Arbeiterklasse in der Lage, über die Autokratie des Parteiapparates zu triumphieren, der mit dem Staatsapparat verschmilzt? Wer im voraus darauf antwortet, daß er nicht dazu in der Lage ist, geht nicht nur von der Notwendigkeit einer neuen Partei auf einem neuen Fundament aus, sondern auch von der Notwendigkeit einer zweiten, neuen proletarischen Revolution.«385

An einer späteren Stelle desselben Briefes schreibt er:

»Ist die Partei ein Leichnam, dann muß eine neue Partei auf einer neuen Plattform gebildet werden, und das muß der Arbeiterklasse offen gesagt werden. Ist der Thermidor eine vollendete Tatsache und die Diktatur des Proletariats liquidiert, dann muß das Banner einer zweiten proletarischen Revolution entfaltet werden. So würden wir handeln, wenn der Weg der Reform, für den wir eintreten, sich als hoffnungslos erwiese.«386

Trotzkis zweite Definition beruht auf einem völlig anderen Kriterium. Gleichgültig, wie losgetrennt der Staatsapparat von den Massen ist, und selbst wenn nur eine Revolution die Bürokratie hinwegfegen kann: solange die Produktionsmittel verstaatlicht sind, bleibt der Staat ein Arbeiterstaat und ist das Proletariat die herrschende Klasse. In der "Verratenen Revolution" schreibt Trotzki:

»Die Verstaatlichung von Grund und Boden, industriellen Produktionsmitteln, Transport und Verkehr bilden mitsamt dem Außenhandelsmonopol in der UdSSR die Grundlagen der Gesellschaftsordnung. Diese von der proletarischen Revolution geschaffenen Verhältnisse bestimmen für uns im wesentlichen den Charakter der UdSSR als den eines proletarischen Staates.«387

Daraus müssen 3 Schlußfolgerungen gezogen werden:

a)	Trotzkis zweite Definition des Arbeiterstaates hebt die erste auf.

b)	Ist die zweite Definition richtig, dann hatte das kommunistische Manifest unrecht, in dem es heißt:

	»Das Proletariat wird seine politische Herrschaft dazu benutzen, der Bourgeoisie nach und nach alles Kapital zu entreißen, alle Produktionsinstrumente in den Händen des Staates zu zentralisieren ...«

	und es hatte Unrecht mit seiner Behauptung,

	»daß der erste Schritt in der Arbeiterrevolution die Erhebung des Proletariats zur herrschenden Klasse [ist]«.

	Darüber hinaus wären dann weder die Pariser Kommune noch die Diktatur der Bolschewiki Arbeiterstaaten gewesen, denn die  Pariser Kommune verstaatlichte  die  Produktionsmittel  überhaupt  nicht,  und die Bolschewiki taten es erst nach einiger Zeit.

c)	Verfügt der Staat über die Produktionsmittel, und steht er nicht unter der Kontrolle der Arbeiter, dann verfügen diese auch nicht über die Produktionsmittel. Sie sind dann auch nicht die herrschende Klasse. In der ersten Definition ist das enthalten. Die zweite Definition umgeht das Problem, widerlegt allerdings auch nicht die erste.

Die  Definition  Rußlands  als  Arbeiterstaat  und  die  Marxistische Staatstheorie

Die Behauptung, Rußland sei ein degenerierter Arbeiterstaat, muß zu Schlußfolgerungen führen, die der Marxschen Staatstheorie direkt entgegengesetzt sind. Eine Analyse der von Trotzki in bestimmter Weise verwandten Begriffe "Politische Revolution, und "soziale Konterrevolution" wird das verdeutlichen. In der "Verratenen Revolution schreibt Trotzki:

»Um den Charakter der heutigen UdSSR besser verstehen zu können, zeichnen wir zwei hypothetische Zukunftsvarianten. Stellen wir uns vor, die Sowjetbürokratie sei gestürzt von einer revolutionären Partei, die alle Eigenschaften des alten Bolschewismus besitzt, zugleich aber auch um die Welterfahrung der letzten Periode reicher ist. Eine solche Partei würde zunächst die Demokratie in Gewerkschaften und Sowjets wiederherstellen. Sie könnte und müßte den Sowjetparteien die Freiheit wiedergeben. Gemeinsam mit den Massen und an ihrer Spitze würde sie schonungslos den Staatsapparat säubern. Sie würde Titel und Orden, überhaupt alle Privilegien abschaffen und die Ungleichheit in der Entlohnung auf das Maß des für Wirtschaft und Staatsapparat Lebensnotwendigen beschränken. Sie würde der Jugend Gelegenheit geben, selbständig zu denken, zu lernen, zu kritisieren und sich zu formen. Sie würde entsprechend den Interessen und dem Willen der Arbeiter- und Bauernmassen tiefgehende Änderungen in der Verteilung des Volkseinkommens vornehmen. Doch was die Eigentumsverhältnisse anbelangt, so brauchte die neue Macht keine revolutionären Maßnahmen zu ergreifen. Sie würde das Planwirtschaftsexperiment fortsetzen und weiterentwickeln. Nach der politischen Revolution, d.h. nach der Niederringung der Bürokratie, hätte das Proletariat in der Wirtschaft eine Reihe wichtigster Reformen, doch keine neue soziale Revolution durchzuführen. Würde dagegen die herrschende Sowjetkaste von einer bürgerlichen Partei gestürzt, so fände letztere unter den heutigen Bürokraten, Administratoren, Technikern, Direktoren, Parteisekretären, überhaupt privilegierten Spitzen, nicht wenige willige Diener. Eine Säuberung des Staatsapparates wäre natürlich auch in diesem Falle erforderlich, doch brauchte die bürgerliche Restauration wahrscheinlich weniger Leute zu entfernen als eine revolutionäre Partei. Die Hauptaufgabe der neuen Staatsmacht wäre jedoch, das Privateigentum an den Produktionsmitteln wiederherzustellen ... Obwohl die Sowjetbürokratie einer Restauration gut vorgearbeitet hat, müßte das neue Regime auf dem Gebiete der Eigentumsformen und Wirtschaftsmethoden nicht Reformen, sondern eine soziale Umwälzung durchführen.«388

Schauen wir uns diese Aussage genauer an:

Im Verlauf bürgerlicher politischer Revolutionen, zum Beispiel der französischen Revolution von 1830 wie von 1848, wandelte sich mehr oder weniger die Regierungsform, doch der Staatstvp blieb derselbe - besondere Formationen bewaffneter Menschen, Gefängnisse usw.-, losgetrennt von der Bevölkerung und im Dienst der Kapitalistenklasse. Hitlers Sieg in Deutschland hatte zweifellos eine großangelegte Säuberung des Staatsapparats zur Folge, doch die Staatsmaschinerie insgesamt wurde nicht zerschlagen, sondern blieb grundsätzlich unverändert. In einem Arbeiterstaat ist der Zusammenhang zwischen Form und Inhalt viel enger als in irgendeinem anderen Staatswesen. Selbst wenn man annimmt, in einem Arbeiterstaat könnten politische Revolutionen stattfinden, bleibt doch unbestritten, daß die Staatsmaschine dann nach der proletarisch-politischen Revolution in ihrer alten Form weiter bestehen kann. Wenn Rußland ein Arbeiterstaat ist, dann kann und wird die revolutionäre Partei die bestehende Staatsmaschine benutzen, auch wenn sie nach ihrer Machtübernahme eine große Säuberung des Staatsapparates durchführen müßte. Auf der anderen Seite könnte die an die Macht kommende Bourgeoisie die bestehende Staatsmaschine nicht in ihren Dienst stellen, sondern wäre gezwungen, sie zu zerschlagen und auf den Trümmern einen neuen Staat aufzubauen.

Sind diese Bedingungen in Rußland vorhanden? Die Frage richtig stellen, heißt sie schon halb beantworten. Es ist offensichtlich, daß die revolutionäre Partei weder die Geheimpolizei noch die Bürokratie und das stehende Heer in ihren Dienst stellen wird. Die revolutionäre Partei wird den bestehenden Staat zerschlagen und Räte, Volksmilizen etc. an seine Stelle setzen. Dagegen könnte die an die Macht gekommene Bourgeoisie ohne weiteres die Geheimpolizei, die reguläre Armee usw. für ihre Zwecke verwenden. Trotzki umgeht die Anwendung der marxistischen Staatstheorie auf die politische Revolution und die soziale Konterrevolution in Rußland zum Teil mit der Behauptung, die revolutionäre Partei würde mit der Wiederherstellung der Demokratie in Gewerkschaften und Räten beginnen. In Wirklichkeit gibt es in Rußland weder Gewerkschaften noch Räte, in denen die Demokratie wiederhergestellt werden könnte. Es geht nicht darum, den Staatsapparat zu reformieren, sondern darum, ihn zu zerschlagen und einen neuen Staat aufzubauen.

Gleichgültig, ob man davon ausgeht, daß das Proletariat bei seiner Machtübernahme die bestehende Staatsmaschine zerschlagen muß, während die Bourgeoisie sie in ihren Dienst stellen kann, oder daß weder Proletariat noch Bourgeoisie den existierenden Staatsapparat benutzen können (weil dessen Säuberung so tiefgreifend ist, daß er sich qualitativ verändert), die Schlußfolgerung ist in beiden Fällen dieselbe: Rußland ist kein Arbeiterstaat. Anzunehmen, Proletariat und Bourgeoisie könnten den gleichen Staatsapparat als Herrschaftsinstrument verwenden, wäre gleichbedeutend mit der Verwerfung der revolutionären Staatstheorie, wie sie von Marx, Engels, Lenin und Trotzki entwickelt wurde.

Es ist eine metaphysische Abstraktion, die Eigentumsform losgelöst von den Produktionsverhältnissen zu betrachten

Jeder Marxist geht davon aus, daß der Begriff des Privateigentums an sich ohne Berücksichtigung der Produktionsverhältnisse eine unhistorische Abstraktion ist. Die menschliche Geschichte kennt das Privateigentum der Sklavengesellschaft, des Feudalismus und des Kapitalismus, die sich fundamental voneinander unterscheiden. Marx machte sich über Proudhons Versuch lustig, das Privateigentum unabhängig von den Produktionsverhältnissen zu definieren. Was die Produktionsmittel in Kapital verwandelt, ist die Gesamtheit der Produktionsverhältnisse. Wie Marx schrieb:

»In jeder historischen Epoche hat sich das Eigentum anders und unter ganz verschiedenen gesellschaftlichen Verhältnissen entwickelt. Das bürgerliche Eigentum definieren, heißt somit nichts anderes, als die gesellschaftlichen Verhältnisse der bürgerlichen Produktion darstellen. Eine Definition des Eigentums als eines unabhängigen Verhältnisses, einer besonderen Kategorie, einer abstrakten und ewigen Idee geben wollen, kann nichts anderes sein als eine Illusion der Metaphysik oder der Jurisprudenz.«389

Alle Kategorien, die Beziehungen zwischen den Menschen im Produktionsprozeß ausdrücken - Wert, Preis, Lohn etc. -, sind integraler Bestandteil des bürgerlichen Eigentums. Die Bewegungsgesetze des kapitalistischen Systems bestimmen den geschichtlich-gesellschaftlichen Charakter des kapitalistischen Privateigentums und unterscheiden es von anderen Formen des Privateigentums. Proudhon, der die Eigentumsform von den Produktionsverhältnissen abtrennte,

»konfundierte die Totalität dieser Produktionsverhältnisse (der kapitalistischen) in dem allgemeinen juristischen Begriff des "Eigentums"«. Deshalb »konnte er nicht über die Antwort hinausgelangen, die Brissot schon vor 1789 in einem ähnlichen Werk in den gleichen Worten gegeben hatte: "Eigentum ist Diebstahl".«390

Marx stellte immer klar heraus, daß Privateigentum und Privateigentum historisch etwas ganz Verschiedenes bedeuten und sehr verschiedenen Klassen als Basis dienen können. Daß dasselbe auch für Staatseigentum zutreffen kann, leuchtet auf den ersten Blick nicht so ein. Der wesentliche Grund dafür ist, daß die menschliche Geschichte, soweit sie uns bekannt ist, die Geschichte von Klassenkämpfen auf der Grundlage von Privateigentum gewesen ist. Die Fälle, in denen die Klassenspaltung nicht auf Privateigentumsbasis erfolgte, sind nicht sehr zahlreich und auch nicht sonderlich gut bekannt. Aber es hat sie gegeben.

Als erstes Beispiel können wir ein Kapitel europäischer Geschichte heranziehen: die katholische Kirche im Mittelalter. Die Kirche verfügte über riesigen Landbesitz, auf dem Hunderttausende von Bauern arbeiteten. Die Beziehungen zwischen Kirche und Bauern waren genauso feudal, wie die zwischen feudalem Gutsherrn und Bauern. Die Kirche als solche hatte feudalen Charakter. Gleichzeitig verfügte kein Bischof, Kardinal usw. über ein individuelles Besitzrecht an diesem Feudaleigentum. Die Produktionsverhältnisse bestimmten den Klassencharakter des kirchlichen Eigentums. Das Kircheneigentum hatte feudalen Charakter, obwohl es kein Privateigentum war.

Dagegen könnte eingewandt werden, die Kirche sei nur ein Anhängsel des gesamten Feudalsystems gewesen und daher rühre ihr feudaler Charakter; dieses Argument ist in unserem Zusammenhang irrelevant, da es hier gar nicht darum geht, den Aufstieg der katholischen Kirche, die Konzentration riesiger Ländereien in ihren Händen und die Herstellung feudaler Beziehungen zwischen Kirche und Bauern zu erklären. Es soll nur gezeigt werden, daß ein und dieselben Produktionsverhältnisse sich in verschiedenen Eigentumsformen ausdrücken können, einmal als privates und einmal als institutionelles Eigentum.

Aus der östlichen Geschichte ließen sich zahlreiche Beispiele von Wirtschaftssystemen mit scharfen Klassenspaltungen anführen, die kein Privateigentum, sondern Staatseigentum zur Grundlage hatten. Solche Gesellschaften bestanden im pharaonischen und mohammedanischen Ägypten, im Irak, in Persien und Indien. Daß der Staat das Land besaß, scheint hauptsächlich darauf zurückzuführen zu sein, daß die Landwirtschaft dieser Gesellschaften auf Bewässerungssysteme angewiesen war, die nur vom Staat organisiert werden konnten.

Die russische Bürokratie - ein Gendarm für die Verteilung?

Trotzki schreibt, die Unterdrückung der Massen durch den stalinistischen Staat sei die Folge dessen,

»daß die heutige Übergangsordnung noch voller sozialer Gegensätze steckt, die auf dem Gebiete des Verbrauchs - das alle am nächsten und am fühlbarsten angeht furchtbar gespannt sind und stets drohen, von hier aus auf das Gebiet der Produktion überzugreifen«.391

 Das heißt,

»Grundlage des bürokratischen Kommandos ist die Armut der Gesellschaft an Verbrauchsgegenständen mit dem daraus entstehenden Kampf aller gegen alle. Wenn genug Waren im Laden sind, können die Käufer kommen, wann sie wollen. Wenn die Waren knapp sind, müssen die Käufer Schlange stehen. Wenn die Schlange sehr lang wird, muß ein Polizist für Ordnung sorgen. Das ist der Ausgangspunkt für die Macht der Sowjetbürokratie. Sie "weiß" wem zu geben, und wer zu warten hat.«392

Stimmt es, daß die Bürokratie nur im Verteilungsprozeß als Gendarm auftritt oder trifft das für den gesamten Produktionsprozeß zu, von dem der Verteilungsprozeß nur ein untergeordneter Teil ist?

Diese Frage ist von größter theoretischer und politischer Bedeutung. Bevor wir versuchen, sie zu beantworten, wollen wir uns in Erinnerung rufen, was Marx und Engels über die Beziehungen von Produktionsverhältnissen und Verteilung dachten. Marx schrieb:

»Dem einzelnen Individuum gegenüber erscheint natürlich die Distribution als ein gesellschaftliches Gesetz, das seine Stellung innerhalb der Produktion bedingt, innerhalb deren es produziert, die also der Produktion vorausgeht. Das Individuum hat von Haus aus kein Kapital, kein Grundeigentum. Es ist von Geburt auf die Lohnarbeit angewiesen durch die gesellschaftliche Distribution. Aber dieses Angewiesensein selbst ist das Resultat (dessen), daß Kapital, Grundeigentum als selbständige Produktionsagenten existieren.

Ganze Gesellschaften betrachtet, scheint die Distribution noch nach einer Seite hin der Produktion vorherzugehen und sie zu bestimmen; gleichsam als anteökonomisches fact (vorökonomische Tatsache). Ein eroberndes Volk verteilt das Land unter die Eroberer und imponiert so eine bestimmte Verteilung und Form des Grundeigentums: bestimmt also die Produktion. Oder es macht die Eroberten zu Sklaven und macht so Sklavenarbeit zur Grundlage der Produktion, durch Revolution, zerschlägt das große Grundeigentum in Parzellen; gibt also durch diese neue Distribution der Produktion einen neuen Charakter. Oder die Gesetzgebung vereinigt das Grundeigentum in gewissen Familien, oder verteilt die Arbeit (als) erbliches Privileg und fixiert sie so kastenmäßig. In all diesen Fällen, und sie sind alle historisch, scheint die Distribution nicht durch die Produktion, sondern umgekehrt die Produktion durch die Distribution gegliedert und bestimmt.

Die Distribution in der flachsten Auffassung erscheint als Distribution der Produktion, und so weiter entfernt und quasi selbständig gegen die Produktion. Aber ehe die Distribution Distribution der Produkte ist, ist sie: 1. Distribution der Produktionsinstrumente und 2., was eine Bestimmung desselben Verhältnisses ist, Distribution der Mitglieder der Gesellschaft unter die verschiedenen Arten der Produktion. (Subsumtion der Individuen unter bestimmte Produktionsverhältnisse.) Die Distribution der Produkte ist offenbar nur Resultat dieser Distribution, die innerhalb des Produktionsprozesses selbst einbegriffen ist und die Gliederung der Produktion bestimmt.«393

Diese Marxsche Äußerung, deren grundlegender Gehalt in all seinen Schriften immer wieder auftaucht, kann als geeigneter Ausgangspunkt angesehen werden, um die Stellung der stalinistischen Bürokratie in der Wirtschaft zu bestimmen. Bezüglich der russischen Bürokratie können folgende Fragen gestellt werden: Bestimmt die Bürokratie nur die Verteilung der Konsumtionsmittel unter die Bevölkerung, oder bestimmt sie auch die Stellung der Bevölkerung im Produktionsprozeß? Verfügt die Bürokratie nur bei der Kontrolle der Verteilung über ein Monopol oder auch bei der Kontrolle über die Produktionsmittel? Teilt sie nur die Konsumtionsmittel zu, oder teilt sie auch die verfügbare gesellschaftliche Arbeitszeit zwischen Akkumulation und Konsumtion auf, zwischen der Produktion von Produktionsmitteln und der Produktion von Konsumtionsmitteln? Reproduziert nicht die Bürokratie die Knappheit an Konsumgütern und damit auch bestimmte Verteilungsverhältnisse? Bestimmen die in Rußland vorherrschenden  Produktionsverhältnisse  nicht  die  Verteilungsverhältnisse, die noch einen Teil der Produktionsverhältnisse bilden?

Soziale oder politische Revolution?

Stimmt man Trotzki darin zu, daß eine Revolution der russischen Arbeiterklasse gegen die Bürokratie keine soziale Revolution darstellt, gerät man in unmittelbaren Widerspruch zur Marxschen Gesellschaftstheorie.

Für Marx war der Bürgerkrieg in den Vereinigten Staaten eine soziale Revolution. Die Befreiung der Sklaven und ihre Verwandlung in Lohnarbeiter war eine soziale Revolution: Eine gesellschaftliche Klasse ging unter und machte einer anderen Platz. Warum sollte der Sturz der Stalin-Bürokratie und die Befreiung von Millionen Sklaven in den Arbeitslagern keine soziale Revolution sein, sondern nur eine politische? Die Agrarrevolution, die die feudalen Güter in den Besitz der Bauern brachte und Leibeigene in freie Bauern verwandelte, war eine soziale Revolution. Warum sollte das Ende der staatlichen Ausplünderung, der Zwangsablieferungen und die Transformation der Kolchosen in das wirkliche Eigentum der Kolchosmitglieder, das sie besitzen und über das sie verfügen, keine soziale Revolution sein?

Eine politische Revolution unterstellt, daß mit dem Regierungswechsel nur Individuen, Gruppen oder regierende Schichten ausgewechselt werden, aber dieselbe Klasse an der Macht bleibt. Folglich gehören der Bürokrat und der Arbeiter, der NKWD-Wächter und sein Gefangener derselben Klasse an. Wie kann das sein, wenn ihre Stellung im Produktionsprozeß nicht nur nicht dieselbe ist, sondern in scharfem Gegensatz zueinander steht? Akzeptiert man, daß Arbeiter und Bürokraten zur gleichen Klasse gehören, dann muß man zu dem Schluß kommen, daß es in Rußland keinen Klassenkampf gibt, sondern nur Auseinandersetzungen innerhalb einer Klasse. Entzieht das nicht Trotzkis Angriff auf Stalin jede Grundlage, der behauptete, in Rußland gebe es keinen Klassenkampf mehr?

Trotzkis letzte Schrift

Die russische Arbeiterklasse war die einzige, die eine zeitlang die Macht innehatte. Ihr Sturz nahm unter den sehr komplizierten ökonomischen und politischen Umständen Rußlands eine unvorhersehbare Form an. Es ist deshalb nicht zufällig, daß sogar ein Mann wie Trotzki mit seinen brillanten analytischen Fähigkeiten seine grundlegende Analyse des stalinistischen Regimes von Zeit zu Zeit neu überdenken mußte.

Von jener Zeit, als die Zustimmung zur Theorie des degenerierten Arbeiterstaates Mitgliedsbedingung für die linke Opposition war, bis hin zu dem Zeitpunkt, zu dem Trotzki keinen Ausschluß derjenigen, die sich gegen eine Verteidigung der SU wandten, aus der Internationale vorschlug, obwohl er ihre Position nicht akzeptierte, erfuhr seine eigene Position eine beachtliche Akzentverschiebung. Es war kein Zufall, daß er sich in seiner Polemik mit Schachtman Ende 1939 und 1940 gegen eine Spaltung der Partei aussprach, auch wenn er gegen Schachtman und Burnham in der Minderheit bliebe. Er würde dann nach wie vor in der gemeinsamen Partei für seine Position kämpfen.394

In Trotzkis letzter Schrift "Stalin" zeichnet sich ein deutlicher Schritt zur Neueinschätzung der Bürokratie als einer herrschenden Klasse ab. Im Zusammenhang mit seiner Erklärung der gesellschaftlichen Ursachen des Machtaufstiegs der stalinistischen Bürokratie schreibt er:

»Die Substanz des Thermidor war sozialen Charakters und konnte nur sozialen Charakters sein. Sie war die Kristallisierung einer neuen privilegierten Schicht, die Schöpfung eines neuen Unterbaus für die ökonomisch herrschende Klasse. Zwei Anwärter auf diese Rolle waren vorhanden: das Kleinbürgertum und die Bürokratie selbst. Sie kämpften Schulter an Schulter (in der Schlacht um die Brechung) des Widerstandes der proletarischen Avantgarde. Als diese Aufgabe erfüllt war, brach ein wütender Kampf unter ihnen los. Die Bürokratie in ihrer Isolierung und Trennung vom Proletariat bekam Angst. Allein war sie nicht imstande, weder den Kulaken niederzuhalten noch das Kleinbürgertum, das auf der Basis der NEP gewachsen war und weiter wuchs. Sie brauchte die Hilfe des Proletariats. Daher ihre planmäßigen Anstrengungen, den Kampf des Proletariats gegen die kapitalistischen Restaurierungsversuche darzustellen.«395

Die Bürokratie, sagt Trotzki, gab vor, gegen die kapitalistische Restauration zu kämpfen, benutzte aber in Wirklichkeit das Proletariat nur, um die Kulaken zu vernichten, mit dem Ziel »der Kristallisierung einer neuen privilegierten Schicht, [der] Schöpfung eines neuen Unterbaus für die ökonomisch herrschende Klasse«. Einer der Thronbewerber um die Position der ökonomisch herrschenden Klasse - schreibt er - ist die Bürokratie. Dieser Formulierung muß große Bedeutung beigemessen werden, besonders wenn man seine Analyse des Kampfes zwischen der Bürokratie und den Kulaken im Zusammenhang mit seiner Definition des Klassenkampfes sieht. Er schreibt:

»Der Klassenkampf ist nichts anderes als der Kampf um das Mehrprodukt. Wer das Mehrprodukt besitzt, ist der Herr der Lage - er besitzt Reichtum, ihm gehört der Staat, der Schlüssel zur Kirche, zu den Höfen, zu Wissenschaften und Künsten liegt in seiner Hand.«396

Der Kampf zwischen Bürokratie und Kulaken war deshalb nach Trotzki ein »Kampf ... um das Mehrprodukt«.

In Rußland existieren keine Kräfte, die den Privatkapitalismus wiederherstellen könnten. Was ergibt sich daraus für den Klassencharakter Rußlands?

Wenn Trotzki von der Gefahr der sozialen Konterrevolution in Rußland sprach, meinte er die Wiederherstellung des Privatkapitalismus. Der stalinistische Bonapartismus wird von ihm als ausgleichendes Element zwischen zwei Klassenkräften verstanden, die sich in der nationalen Arena gegenüberstehen: auf der einen Seite die Arbeiterklasse, die Staatseigentum und Planung unterstützt, auf der anderen Seite die bürgerlichen Elemente, die für das Privateigentum kämpfen. Er schreibt:

»Sie [die Bürokratie] verteidigt weiter das Staatseigentum nur insofern sie das Proletariat fürchtet. Diese heilsame Angst wird genährt und aufrechterhalten durch die illegale Partei der Bolschewiki-Leninisten, die den bewußtesten Ausdruck der sozialistischen Tendenz gegen die bürgerliche Reaktion darstellt, von welcher die thermidorianische Bürokratie ganz und gar durchdrungen ist. Als bewußte politische Kraft hat die Bürokratie die Revolution verraten. Aber die siegreiche Revolution ist zum Glück nicht nur Programm und Banner, nicht nur ein Ensemble politischer Einrichtungen, sondern auch ein System sozialer Beziehungen. Es verraten ist wenig, man muß es auch noch stürzen.«397

An dieser Stelle wird die abstrakt-juristische Fassung der Eigentumsform besonders deutlich. Die inneren Widersprüche der Analyse treten klar hervor. Das russische Proletariat war nicht stark genug, um die Kontrolle über die Produktionsmittel zu behalten und wurde von der Bürokratie enteignet; aber es ist stark genug, zu verhindern, daß dieses Verhältnis juristischen Ausdruck findet!

Das Proletariat war nicht stark genug, eine höchst antagonistische Verteilung des gesellschaftlichen Arbeitsprodukts zu verhindern; es war nicht stark genug, die brutale Senkung des Lebensstandards, die Abschaffung seiner elementarsten Rechte und die Verurteilung von Millionen Arbeitern zu sibirischer Sklavenarbeit zu verhindern; aber es war stark genug, die Eigentumsform zu verteidigen! Als gäbe es irgendeine Beziehung zwischen Menschen und Eigentum, die nicht auf den Produktionsverhältnissen beruhte.

Außerdem: Nur wenn die Furcht vor der Arbeiterklasse das einzige Hindernis für die Wiederherstellung des Privatkapitalismus gewesen wäre, wenn die Bürokratie, wie Trotzki schreibt, bewußter Träger der Restauration war, dann hätte sich seine Aussage bewahrheitet, daß das stalinistische Regime so stabil sei, wie eine auf den Kopf gestellte Pyramide; dann hätte sich seine Prognose über das Schicksal der verstaatlichten Ökonomie während des Krieges verwirklicht. Er faßte seine Position wie folgt zusammen:

»In der Hitze der Kriegsatmosphäre kann man damit rechnen, daß scharfe Wendungen in der Richtung erfolgen werden, daß individualistische Prinzipien in der Landwirtschaft und in der handwerklichen Industrie sich verstärken, ausländisches und "verbündetes" Kapital angezogen wird, das Außenhandelsmonopol Risse bekommt, die Regierungskontrolle über die Trusts geschwächt, die Konkurrenz zwischen den Trusts und der Konflikt mit den Arbeitern größer wird. Auf der politischen Ebene können diese Ereignisse die Vollendung des Bonapartismus bedeuten, begleitet von einer Reihe von Veränderungen in den Eigentumsverhältnissen. Mit anderen Worten, im Fall eines langwierigen Krieges bei gleichzeitiger Passivität des Weltproletariats könnten nicht nur, sondern müßten die inneren gesellschaftlichen Widersprüche der UdSSR zu einer bürgerlich-bonapartistischen Konterrevolution führen.«398

Vor den Erfahrungen des Zweiten Weltkrieges konnte man noch von der verständlichen, wenn auch falschen Annahme ausgehen, daß der Privatkapitalismus in Rußland ohne Besetzung durch eine imperialistische Macht wiederhergestellt werden könnte. Doch der Sieg der konzentrierten verstaatlichten russischen Wirtschaft über die deutsche Kriegsmaschine brachte all das Gerede von einer solchen Möglichkeit zum Schweigen.

Eine Restauration des Privatkapitalismus durch externe Kräfte ist deshalb nicht ausgeschlossen; denkbar wäre sogar, daß Rußland infolge von Kriegsverwüstungen und durch die Auslöschung des größten Teils seiner Bevölkerung auf eine vorkapitalistische Entwicklungssstufe zurückgeworfen würde.

Wenn Trotzki Rußland als Übergangsgesellschaft definierte, betonte er richtig, daß eine solche Gesellschaft unter dem Zwang ihrer eigenen Gesetzmäßigkeiten entweder zum Sieg des Sozialismus oder zur Restauration des Privatkapitalismus tendieren müsse. Wird die zweite Alternative ausgeschlossen, bleiben drei Möglichkeiten:

1.	Die innere Klassenstruktur Rußlands tendiert nur in eine Richtung - auf den Kommunismus zu. Das ist der Standpunkt der Stalinisten und auch der Bruno Rs.399

2.	Die russische Gesellschaft ist weder kapitalistisch noch sozialistisch. Obgleich die Produktivkräfte ununterbrochen anwachsen, wird das nicht zum Kommunismus führen. Obwohl die Ausbeutung der Klassen unverändert weitergeht, wird es auch nicht zum Privatkapitalismus kommen. Das ist die Theorie der »Revolution der Manager«, und des bürokratischen Kollektivismus in Schachtmans Formulierung von 1943.

3.	Die russische Gesellschaft ist entweder eine Übergangsgesellschaft mit zwei möglichen Entwicklungsrichtungen - Staatskapitalismus oder Sozialismus - oder sie ist bereits staatskapitalistisch.

Wir halten es für ausgeschlossen, daß die internen Klassenkräfte Rußlands zur Restauration des Privatkapitalismus führen können; gleichzeitig verwerfen wir den Standpunkt der Stalinisten, wie die Theorie des bürokratischen Kollektivismus (sei es in der SCHACHTMANSCHEN Formulierung oder der Bruno Rs) und den Burnhamismus. Nur die dritte Alternative bleibt deshalb übrig. Im Staatskapitalismus wie im Arbeiterstaat ist der Staat der Besitzer der Produktionsmittel. Der Unterschied zwischen beiden Systemen kann nicht in der Eigentumsform liegen. Das Staatseigentum an Produktionsmitteln, das Trotzki zur Grundlage für seine Einschätzung des Klassencharakters der russischen Gesellschaft nimmt, muß deshalb als nicht stichhaltiges Kriterium zurückgewiesen werden.

Die "Volksdemokratien" und die Definition Rußlands als Arbeiterstaat

Die Entstehung der "Volksdemokratien" brachte die Probe aufs Exempel für die Definition Rußlands als Arbeiterstaat. Wenn Staatseigentum, Planung und Außenhandelsmonopol ein Land zum Arbeiterstaat machen, dann sind zweifellos Rußland wie die Volksdemokratien Arbeiterstaaten. Das heißt, daß in den Volksdemokratien proletarische Revolutionen stattgefunden haben. Diese wurden von den Stalinisten auf der Grundlage nationaler Einheitsparolen, von Regierungskoalitionen mit der Bourgeoisie und chauvinistischen Ideologien eingeleitet und führten zur Vertreibung von Millionen deutscher Arbeiter und ihrer Familien. Diese Politik diente nur dazu, das Rad der proletarischen Revolution in Bewegung zu setzen.

Wie steht es dann um die Zukunft des internationalen Sozialismus? Worin besteht dann noch seine historische Legitimation? Die stalinistischen Parteien sind den internationalen Sozialisten in jeder Hinsicht überlegen - sie verfügen über Staatsapparate, Massenorganisationen, Geld usw. Das einzige, was ihnen fehlt, ist das internationalistische Klassenbewußtsein. Doch wenn die proletarische Revolution ohne dieses Bewußtsein möglich ist, was sollte die Arbeiter dann dazu bewegen, dem Stalinismus den Rücken zu kehren?

Wenn in den osteuropäischen Ländern proletarische Revolutionen ohne eine revolutionäre proletarische Führung stattgefunden haben, dann müssen wir daraus schließen, daß in den zukünftigen - wie in den vergangenen - sozialen Revolutionen die Massen die Kampfbataillone stellen, aber nicht die politischen Ziele bestimmen.

Wer behauptet, die Volksdemokratien seien Arbeiterstaaten, akzeptiert damit, daß die proletarische Revolution im Prinzip genauso wie die bürgerliche auf Volksbetrug beruht. Sind die Volksdemokratien Arbeiterstaaten, dann hat Stalin die proletarische Revolution verwirklicht, und zwar in überraschendem Tempo. 47 Jahre verstrichen seit der Pariser Kommune bis zur Bildung des ersten Arbeiterstaates in einem Land mit 140 Millionen Menschen. Weniger als 40 Jahre gingen vorüber, bis eine Anzahl weiterer Länder zu Arbeiterstaaten wurden. Im Westen fügten Polen, Jugoslawien, Ungarn, Rumänien, Bulgarien und die Tschechoslowakei 75 Millionen Menschen dazu (nicht eingerechnet die 20 Millionen in den baltischen Staaten, Ostpolen und Bessarabien, die von der UdSSR annektiert wurden). Im Osten kam China mit seiner 600-Millionen-Bevölkerung dazu. Wenn diese Länder Arbeiterstaaten sind, was soll dann der Marxismus noch, was eine IV. Internationale? Sind die Volksdemokratien Arbeiterstaaten, dann muß man die Aussage von Marx und Engels zurückweisen, daß sich im Akt der sozialistischen Revolution »die Geschichte ihrer selbst bewußt wird«. Das gleiche gilt für das, was Engels schrieb:

»Erst von da an (der sozialistischen Revolution) werden die Menschen ihre Geschichte mit vollem Bewußtsein selbst machen, erst von da an werden die von ihnen in Bewegung gesetzten gesellschaftlichen Ursachen vorwiegend und in stets steigendem Maße auch die von ihnen gewollten Wirkungen haben. Es ist der Sprung der Menschheit aus dem Reich der Notwendigkeit in das Reich der Freiheit.«400

Auch Rosa Luxemburg muß dann Unsinn geredet haben, als sie zusammenfaßte, was alle marxistischen Denker über die Rolle des proletarischen Klassenbewußtseins in der Revolution geschrieben haben:

»ln allen bisherigen Klassenkämpfen, die im Interesse von Minoritäten ausgefochten wurden oder wo, wie Marx sagt, die gesamte historische Entwicklung im Gegensatz zu der großen Volksmasse stattgefunden hat, da bildete die Unklarheit der Masse über die eigentlichen Ziele den materiellen Gehalt und die Grenzen der historischen Aktion die Vorbedingung selbst dieser Aktion. Dieses Mißverständnis war auch der spezifische geschichtliche Boden der "Führerschaft" auf seiten der "gebildeten" Bourgeoisie, der das "Nachrollen" der Masse entsprach.«

 Aber, schrieb Marx schon 1845, »mit der Gründlichkeit der geschichtlichen Aktion wird also der Umfang der Masse zunehmen, deren Aktion sie ist. Der proletarische Klassenkampf ist die "gründlichste" aller bisherigen historischen Aktionen, sie umfaßt die gesamten unteren Volksschichten, und sie ist die erste Aktion, seit dem Bestehen der Klassengesellschaft, die dem eigenen Interesse der Masse entspricht.«401

Sind Rußlands Kriegserfolge ein Beweis dafür, daß das Land ein Arbeiterstaat ist?

Während Trotzki aus seiner Theorie des degenerierten Arbeiterstaates den Schluß zog, die russische Bürokratie werde dem Krieg nicht standhalten, sehen viele Trotzkisten heute gerade in Rußlands Kriegserfolgen den Beweis dafür, daß Rußland ein Arbeiterstaat ist. Dieses nachträgliche Argument hält jedoch der Kritik nicht stand. Es stützt sich auf zwei verschiedene Begründungen. 1. Der Enthusiasmus der Massen während des Krieges habe deutlich gemacht, daß sie mehr als ihre Ketten zu verlieren haben, daß sie die herrschende Klasse sind. 2. Die industriell-militärische Stärke Rußlands beweise die historische Überlegenheit des russischen Regimes über den Kapitalismus.

Der ersten Begründung, die in der Presse der IV. Internationale in der Zeit von 1941-1943 vorherrschte, wurde durch den Kriegsverlauf der Boden unter den Füßen weggezogen. Auch die deutsche Armee kämpfte mit letzter Kraft bis vor die Tore Berlins, als bereits jede Siegeshoffnung dahin war. Hatten die deutschen Soldaten auch mehr zu verlieren als ihre Ketten? War die deutsche Arbeiterklasse auch die herrschende Klasse? Was die zweite Begründung angeht, so stimmt es zweifellos, daß die großindustrielle Produktion der kleinindustriellen enorm überlegen ist. Das erklärt weitgehend die Überlegenheit der amerikanischen über die britische Industrie, obgleich beide auf demselben Gesellschaftssystem beruhen. Die jüngere und technisch moderne russische Industrie ist sogar noch auf größerer Stufenleiter aufgebaut als die amerikanische. Außerdem lassen sich durch das Staatseigentum an Produktionsmitteln Überschneidungen und mangelnde Koordination ausschalten, die für privatkapitalistische Länder charakteristisch sind.

Ein weiterer Kriegsvorteil Rußlands gegenüber vielen anderen Staaten bestand darin, daß die russischen Arbeiter keinerlei demokratische Rechte haben. In Rußland wie in Nazi-Deutschland ist es möglich, Kanonen statt Butter zu produzieren, Millionen Arbeiter aus dem Westen hinter den Ural zu schicken und sie in Erdbunkern unterzubringen, ohne Angst vor einer organisierten Opposition haben zu müssen. Die Macht des Staates über Wirtschaft und Arbeiter - darin liegt die Starke von Rußlands militärisch-industrieller Produktion. Aber genau das erklärt auch die Überlegenheit Nazi-Deutschlands über das bürgerlich-demokratische Frankreich, das bekanntlich beim Vormarsch der deutschen Truppen wie ein Kartenhaus zusammenbrach; sogar England, diese frühere »Werkstatt der Welt«, blieb von der lnvasion nur durch den Kanal, durch die amerikanische Hilfe aus dem Westen und den russischen Druck auf Deutschland aus dem Osten verschont.

Deutschlands anfängliche Kriegserfolge verleiteten verschiedene Leute zu dem Glauben, Deutschland sei kein kapitalistisches Land mehr, sondern repräsentiere ein neues, überlegenes Gesellschaftssystem. Burnham gehörte bemerkenswerterweise zu ihnen.

Der Glaube, Rußlands militärische Erfolge bewiesen an sich schon die Existenz eines neuen Gesellschaftssystems in Rußland, ist ebensowenig begründet wie die Behauptung, das träfe für Nazi-Deutschland zu.

Was hinderte Trotzki daran, seine Theorie zu widerrufen, Rußland sei ein Arbeiterstaat?

Man neigt dazu, die Zukunft mit den Augen der Vergangenheit zu betrachten. Jahrzehntelang kämpften Sozialisten, wenn sie gegen die Ausbeutung kämpften, gegen die Privateigentümer an den Produktionsmitteln, gegen die Bourgeoisie. Wenn Lenin, Trotzki und die übrigen bolschewistischen Führer davon sprachen, daß der russische Arbeiterstaat zum Untergang verdammt sei, wenn er isoliert bliebe, hatten sie eine bestimmte Vorstellung von der Art dieses Untergangs im Auge: die Wiederherstellung des Privateigentums, während das Staatseigentum als Frucht des Kampfes der Arbeiterklasse galt. Von hier aus war es nicht weit zu der Schlußfolgerung, die Existenz des Staatseigentums in Rußland sei auf die Furcht der Bürokratie vor der Arbeiterklasse zurückzuführen und umgekehrt das Streben der Bürokratie nach immer neuen Privilegien (einschließlich des Erbrechts) als Versuch zu interpretieren, das Privateigentum wiederherzustellen.

Die frühere Erfahrung hinderte Trotzki daran zu verstehen, daß ein Triumph der Reaktion nicht immer die Rückkehr zum Ausgangspunkt bedeutet. Der Niedergang kann vielmehr spiralenförmig erfolgen und sowohl Elemente der vorrevolutionären Zeit wie der revolutionären Periode enthalten, wobei letztere den ersteren untergeordnet werden. Der alte kapitalistische Klasseninhalt wird dann in einer neuen »sozialistischen« Form aufgehen. Das kann man als eine weitere Bestätigung des Gesetzes der kombinierten Entwicklung betrachten, für dessen Formulierung Trotzki soviel geleistet hat.

Zusammenfassend kann man sagen, daß Trotzki sicher ungleich mehr als jeder andere Marxist zum Verständnis des stalinistischen Regimes beigetragen hat, doch dafür seine Analyse eine schwerwiegende Schwäche offenbart: einen konservativen Hang zum Formalismus, der dem Marxismus fremd ist, der die Form dem Inhalt unterordnet.

8. Kapitel: Die russische Wirtschaft, das marx'sche Wertgesetz und die Krisentheorie (Ökonomischer Determinismus im stalinistischen Regime)

Einführung

Nach Marx und Engels ist das Wertgesetz das grundlegende Gesetz des Kapitalismus, das ihn von allen anderen Wirtschaftssystemen unterscheidet und aus dem sich alle anderen im Kapitalismus wirksamen Gesetzmäßigkeiten ableiten.

»In der Wertform der Produkte steckt daher bereits im Keim die ganze kapitalistische Produktionsform, der Gegensatz von Kapitalisten und Lohnarbeitern, die industrielle Reservearmee, die Krisen!«402

Das Wertgesetz ist daher das grundlegende Gesetz der Marxschen Ökonomie.

In der Einleitung zu ihrem Lehrbuch der Politischen Ökonomie stellen zwei führende sowjetische Ökonomen, Lapidus und Ostrowitianow, die Frage,

»... untersucht die politische Ökonomie alle Produktionsbeziehungen zwischen den Menschen?«

und ihre Antwort lautet:

»Nein. Nehmen wir zum Beispiel die primitive patriarchalische bäuerliche Naturalwirtschaft, die alle Bedürfnisse aus eigener Kraft befriedigt ohne Austauschbeziehungen zu anderen Bauern. Hier haben wir es mit einer besonderen Art von Produktionsverhältnissen zu tun. Sie bestehen, sagen wir, aus einer kollektiven Organisation der Arbeit ... aus einer bestimmten Unterordnung aller unter das Familienoberhaupt ... Ungeachtet des gewaltigen Unterschieds zwischen einer bäuerlichen Naturalwirtschaft und einer kommunistischen Wirtschaft, haben beide doch ein gemeinsames Merkmal: Beide werden durch den bewußten menschlichen Willen organisiert und gelenkt ... zweifellos werden auch die unorganisierten Beziehungen der kapitalistischen Gesellschaft von bestimmten Gesetzmäßigkeiten reguliert, doch diese Gesetzmäßigkeiten wirken spontan, unabhängig vom bewußten lenkenden Willen der am Produktionsprozeß Beteiligten ... und eben diese spontanen, elementaren Gesetzmäßigkeiten bilden den Gegenstand der Politischen Ökonomie.«403

Die nächste Frage der Autoren lautete:

»Auf welche Art und Weise und in welchem Ausmaß beeinflussen die kapitalistischen Gesetzmäßigkeiten die politische Ökonomie der Sowjetwirtschaft? Welches Verhältnis besteht in der Wirtschaft der Sowjetunion zwischen spontaner und geplanter Tätigkeit? Welches spezifische Gewicht haben diese Elemente, und wie ist ihre Entwicklungstendenz einzuschätzen?«404

Sie kommen zu dem Ergebnis, daß die Politische Ökonomie nur auf spontane Prozesse, nicht aber auf eine geplante Wirtschaft wie den Sozialismus anwendbar ist, und daß sie für Rußland nur soweit anwendbar war, als die russische Wirtschaft noch nicht sozialistisch war, sondern sich erst in einer Übergangsphase auf dem Weg zum Sozialismus befand.

Alle sowjetischen Ökonomen teilten damals diese Auffassung. Einmütig verneinten sie die Frage, ob das Wertgesetz im Sozialismus einen Platz habe. Alle Spuren seiner Existenz in der Sowjetunion wurden als Ergebnis der Übergangsphase erklärt, als Resultat dessen, daß der Sozialismus in Rußland noch nicht voll verwirklicht sei. So schrieben Lapidus und Ostrowitianow:

»Wenn man uns fragen würde, ist die Sowjetwirtschaft kapitalistisch oder sozialistisch, dann sollten wir selbstverständlich erwidern, daß es unmöglich ist, darauf "kapitalistisch" oder "sozialistisch" zu antworten. Denn die Eigentümlichkeit der Sowjetwirtschaft besteht gerade in ihrem Übergangscharakter, in der Entwicklung vom Kapitalismus hin zum Sozialismus. Ganz genauso müßten wir jedem antworten, der - mit Ja oder Nein eine Antwort auf die Frage verlangt, ob das Wertgesetz noch voll wirksam ist oder ob es gänzlich aufgehört hat zu existieren und bewußte Lenkung an seine Stelle getreten ist. Es ist unmöglich zu behaupten, daß entweder das eine oder das andere, richtig ist, weil keines der beiden Postulate, sondern vielmehr ein Drittes zutrifft: daß wir nämlich in einen Übergangsprozeß von dem einen hin zum anderen Stadium leben. Das Wertgesetz ist noch nicht verschwunden, sondern unter unseren Bedingungen weiter wirksam; aber es ist nicht mehr in derselben Form wirksam wie im Kapitalismus, da es sich bereits im Prozeß des Absterbens befindet.«405

Dasselbe Argument findet sich bei Preobrazensky:

»Beide, das Wertgesetz und das Planungsprinzip, dessen grundlegende Tendenz in der Sowjetwirtschaft die Form des Gesetzes der ursprünglichen Akkumulation angenommen haben, treten im selben wirtschaftlichen Organismus auf ...«406

In der Periode des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus findet ein Kampf zwischen diesen beiden Gesetzen statt. Mit dem Sieg des Gesetzes der ursprünglichen sozialistischen Akkumulation über das Wertgesetz wird das Wertgesetz "absterben". Auch der Ökonom Leontiew schrieb:

»Das Wertgesetz ist das Bewegungsgesetz der kapitalistischen Warenproduktion«, die Keime aller »Widersprüche sind dem Wert inhärent.«407

Zur Unterstützung ihrer Argumente konnten sich die sowjetischen Ökonomen voll auf Marx und Engels berufen. Der oben zitierte Auszug aus dem Anti-Dühring bestätigt ihre Ansicht. An einer anderen Stelle derselben Schrift macht sich Engels über Dührings Auffassung lustig, daß das Marxsche Wertgesetz auch im Sozialismus gültig sei. Im Sozialismus, schreibt Engels, machen die Leute

»alles sehr einfach ab, ohne Dazwischenkunft des viel berühmten "Werts"«.408

Engels hielt es für schier absurd, eine Gesellschaft,

»in der die Produzenten endlich einmal ihr Produkt beherrschen, herstellen (zu wollen) durch konsequente Durchführung einer ökonomischen Kategorie, die der umfassendste Ausdruck der Knechtung der Produzenten durch ihr eigenes Produkt ist«.409

Oder um Marx zu zitieren:

»Der Wert ist Ausdruck der spezifischen charakteristischen Natur des kapitalistischen Produktionsprozesses.«410

 Bei anderer Gelegenheit, als er A. Wagners "Allgemeine oder Theoretische Vokswirtschasftslehre" kritisierte, machte sich Marx über die Annahme lustig.

»daß die Werttheorie, die zur Erklärung der bürgerlichen Gesellschaft entwickelt wurde, für den "Sozialistischen Staat von Marx" Gültigkeit habe«.411

Argumente dieser Art hatten in den ersten 1½ Jahrzehnten nach der Revolution für alle sowjetischen Ökonomen fast axiomatischen Charakter.

Nachdem ein Jahrzehnt lang in dieser Frage tiefes Schweigen geherrscht hatte, platzte 1943 eine Bombe. Das theoretische Parteiorgan 'Pod Snamenjem Marksisma' (Unter dem Banner des Marxismus) veröffentlichte einen langen, nicht namentlich gezeichneten Artikel mit der Überschrift "Einige Fragen zum Unterricht der Politischen Ökonomie" der einen vollständigen Bruch mit der Vergangenheit darstellte.412 Der Leser erfuhr daraus, daß

»der Unterricht in politischer Ökonomie an unseren Hochschulen nach mehrjähriger Unterbrechung wiederaufgenommen worden ist. Vor dieser Unterbrechung litten der Unterricht der politischen Ökonomie wie die vorhandenen Lehrbücher und Lehrpläne unter schwerwiegenden Mängeln.«

»Was die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten des Sozialismus angeht, schlichen sich oft viele Fehler und Irrtümer in die Lehrpläne und Lehrbücher der politischen Ökonomie ein.«

Der Hauptfehler »des früheren Unterrichts«, behauptete der Artikel, » ... bestand darin, die Wirksamkeit des Wertgesetzes in der sozialistischen Gesellschaft zu bestreiten«.

Alle Sowjetökonomen schwenkten sofort auf die neue Linie ein.

Diese Kehrtwendung kann mit der damals aufkommenden Bereitschaft der Führung erklärt werden, vieles von dem, was in der Praxis bereits als charakteristisch für das russische Leben akzeptiert, aber in der Öffentlichkeit noch bestritten wurde, jetzt auch offen zu verkünden; so zum Beispiel den großrussischen Chauvinismus, die Verherrlichung zaristischer Traditionen und ähnliches.

Allerdings scheint es, daß sich die sowjetischen Wirtschaftswissenschaftler in derartige Widersprüche mit den Schriften Marx' und Engels' verwickelten, daß das Problem immer wieder von neuem angegangen werden mußte.

Stalin selber hielt es noch im Februar 1952 für nötig, zu schreiben:

»Manchmal wird gefragt, ob bei uns, bei unserem sozialistischen System, das Wertgesetz besteht und wirkt. Ja, es besteht und wirkt.«413

 Im Gegensatz zur gesamten Marxschen Lehre über dieses Thema stellt Stalin fest:

»Ist vielleicht das Wertgesetz das ökonomische Grundgesetz des Kapitalismus? Nein«414

Marx legte dar, daß dort, wo die Arbeitskraft zur Ware wird, mit ihrem Verkauf zwangsläufig und unvermeidlich Mehrwert und Ausbeutung in Erscheinung tritt. Stalin hält es dagegen für angebracht festzustellen, daß zwar das Wertgesetz in der sowjetischen Wirtschaft herrscht, aber daß es keinen Verkauf von Arbeitskraft und daher auch keinen Mehrwert gebe. Er schreibt:

»Jetzt, bei unserem System, klingen Worte von der Arbeitskraft als Ware, von der "Dingung" von Arbeitern recht absurd: als ob die im Besitz der Produktionsmittel befindliche Arbeiterklasse sich bei sich selbst verdinge und sich selbst ihre Arbeitskraft verkaufe.«415

(Die stillschweigende, wenngleich unhaltbare Annahme, die hinter Stalins Argument steht, ist natürlich die, daß der Staat, der die Produktionsmittel besitzt und die Arbeitskraft kauft, sich "im Besitz" und unter Kontrolle der Arbeiter und nicht einer allmächtigen Bürokratie befindet.)

Weiter schreibt Stalin:

»... Ich denke, man muß auch einige andere Begriffe verwerfen, die künstlich an unsere sozialistischen Beziehungen angeheftet werden und dem Marxschen "Kapital" entnommen sind, in dem Marx sich mit der Analyse des Kapitalismus befaßt. Ich habe unter anderem solche Begriffe im Auge wie "notwendige" und "Mehr"arbeit, "notwendiges" und "Mehrprodukt, "notwendige" und "Surplus"arbeitszeit.«416

Erinnert man sich daran, daß Marx von einer engen Verknüpfung zwischen Wertgesetz und allen Widersprüchen des Kapitalismus ausging, dann ist es natürlich von größter Bedeutung, die wirkliche Bedeutung des Marxschen Wertgesetzes für die russische Wirtschaft herauszufinden.

Das Marxsche Wertgesetz

Marx' Werttheorie kann in gedrängter Form so zusammengefaßt werden: Im Kapitalismus und nur im Kapitalismus »nehmen alle oder ... die Mehrzahl der Produkte die Form von Waren an«.417 Gesellschaftliche Arbeitsteilung ist die Voraussetzung dafür, daß Arbeitsprodukte zu Waren werden. Diese Voraussetzung allein genügt allerdings nicht. Auch in primitiven Stämmen gab es Arbeitsteilung, aber es wurden keine Waren produziert. Das gleiche gilt für eine Gesellschaftsordnung wie das römische Latifundiensystem mit seiner Sklavenarbeit und seiner Selbstversorgung. Auch innerhalb jeder kapitalistischen Fabrik besteht Arbeitsteilung, ohne daß dadurch das Arbeitsergebnis jedes Arbeiters zur Ware wird. Nur zwischen verschiedenen primitiven Stämmen, zwischen Latifundien und zwischen verschiedenen kapitalistischen Unternehmen werden Produkte ausgetauscht und nehmen deshalb Warenform an. Marx schreibt:

»Gebrauchsgegenstände werden überhaupt nur Waren, weil sie Produkte voneinander unabhängig betriebener Privatarbeiten sind.«418

Der Wert wird definiert als gemeinsames Merkmal aller Waren, auf dessen Grundlage sie austauschen werden. Nur als Waren haben Arbeitsprodukte Tauschwert, der Tauschwert ist dabei Ausdruck der gesellschaftlichen Beziehungen zwischen den Warenproduzenten, das heißt Ausdruck des gesellschaftlichen Charakters der Arbeit jedes Produzenten. Tatsächlich ist er in einer Gesellschaft voneinander unabhängiger Produzenten der einzige Ausdruck des gesellschaftlichen Charakters der Arbeit. Marx formuliert:

»Da die Produzenten erst in gesellschaftlichen Kontakt treten durch den Austausch ihrer Produkte, erscheinen auch die spezifisch gesellschaftlichen Charaktere ihrer Privatarbeiten erst innerhalb dieses Austausches. Oder die Produzenten betätigen sich in der Tat erst als Glieder der gesellschaftlichen Gesamtarbeit durch die Beziehungen, worin der Austausch die Arbeitsprodukte und vermittels derselben die Produzenten versetzt.«419

Mit seiner Gleichsetzung von Ware und Wert weist Marx darauf hin, daß die Ware als Wert vergegenständlichte abstrakte menschliche Arbeit darstellt, daß sie das Ergebnis eines bestimmten Anteils der gesamten produktiven Arbeit einer Gesellschaft ist.

»Die Wertgröße der Ware drückt [also] ein notwendiges, ihrem Bildungsprozeß immanentes Verhältnis zur gesellschaftlichen Arbeitszeit aus.«420

Warum ist der Tauschwert der einzig mögliche Ausdruck dieses Verhältnisses, Warum kann dieses Verhältnis, anstatt durch Sachen vermittelt, nicht unmittelbar ausgedrückt werden? Die Antwort darauf lautet, daß es zwischen unabhängigen Produzenten keine anderen gesellschaftlichen Beziehungen geben kann als durch Sachen, durch den Tausch von Waren vermittelte.

In einer Gesellschaft von unabhängigen Produzenten bestimmt das Wertgesetz:

a)	das Austauschverhältnis zwischen den einzelnen Waren

b)	die zu produzierende Gesamtmenge einer bestimmten Ware im Vergleich zur 			Menge einer anderen Ware, und daher

c)	die Aufteilung der gesamtgesellschaftlichen Arbeitszeit auf die Einzelunternehmen.

Es bestimmt daher auch die Austauschbeziehung zwischen der Ware Arbeitskraft und allen übrigen Waren und somit die Teilung des Arbeitstages in "notwendige Arbeit" (die Zeit, in der der Arbeiter seine Arbeitskraft reproduziert) und in "Mehrarbeit" (die Zeit, in der er Mehrwert für den Kapitalisten produziert). Das Wertgesetz bestimmt daher die Aufteilung der gesellschaftlichen Arbeit auf die Produktion von Produktionsgütern und Konsumgütern, das heißt das Verhältnis zwischen Akkumulation und Konsumtion (eine Folge von a).

Marx stellte die Arbeitsteilung in der kapitalistischen Gesellschaft als ganzes, die ihren Ausdruck in der Wertform findet, der Arbeitsteilung innerhalb der einzelnen Fabrik gegenüber:

»Die Teilung der Arbeit im Innern der Gesellschaft ist vermittelt durch den Kauf und der Produkte verschiedener Arbeitszweige, der Zusammenhang der Teilarbeiten in der Manufaktur durch den Verkauf verschiedener Arbeitskräfte an denselben Kapitalisten, der sie als kombinierte Arbeitskraft verwendet. Die manufakturmäßige Teilung der Arbeit unterstellt Konzentration der Produktionsmittel in der Hand eines Kapitalisten, die gesellschaftliche Teilung der Arbeit, die Zersplitterung der Produktionsmittel unter viele voneinander unabhängige Warenproduzenten. Statt daß in der Manufaktur das eherne Gesetz der Verhältniszahl oder Proportionalität bestimmte Arbeitermassen unter bestimmte Funktionen subsumiert, treiben Zufall und Willkür ihr buntes Spiel in der Verteilung der Warenproduzenten und ihrer Produktionsmittel unter die verschiedenen gesellschaftlichen Arbeitszweige. Zwar suchen sich die verschiedenen Produktionssphären beständig ins Gleichgewicht zu setzen, indem einerseits jeder Warenproduzent einen Gebrauchswert produzieren, also ein besonderes gesellschaftliches Bedürfnis befriedigen muß, der Umfang, dieser Bedürfnisse aber quantitativ verschieden ist und ein inneren Band die verschiedenen Bedürfnismassen zu einem naturwüchsigen System verkettet; indem andrerseits das Wertgesetz der Waren bestimmt, wieviel die Gesellschaft von ihrer ganzen disponiblen Arbeitszeit auf die Produktion jeder besonderen Warenart verausgaben kann. Aber diese beständige Tendenz der verschiedenen Produktionsspähren, sich ins Gleichgewicht zu setzen, betätigt sich nur als Reaktion gegen die beständige Aufhebung dieses Gleichgewichts. Die bei der Teilung der Arbeit im Innern der Werkstatt a priori und planmäßig befolgte Regel wirkt bei der Teilung der Arbeit im Innern der Gesellschaft nur a posteriori als innere, stumme, im Barometerwechsel der Marktpreise wahrnehmbare, die regellose Willkür der Warenproduzenten überwältigende Naturnotwendigkeit. Die manufakturmäßige Teilung der Arbeit unterstellt die unbedingte Autorität des Kapitalisten über Menschen, die bloße Glieder eines ihm gehörigen Gesamtmechanismus bilden; die gesellschaftliche Teilung der Arbeit stellt unabhängige Warenproduzenten einander gegenüber, die keine andre Autorität anerkennen als die der Konkurrenz, den Zwang, den der Druck ihrer wechselnden Interessen auf sie ausübt ...«421

So bringt das Wertgesetz durch die beständige Veränderung von Angebot und Nachfrage als Folge der Konkurrenz Ordnung in die Unordnung einer Gesellschaft von Warenproduzenten, in der es keine zentrale Planung gibt. In der Produktion verschiedener Güter wie in der Verteilung der gesamtgesellschaftlichen Arbeitszeit auf die verschiedenen Wirtschaftszweige usw. spielt sich ein gewisses Gleichgewicht ein. Andererseits bestimmt innerhalb der einzelnen Fabrik nicht unpersönliche Anarchie, sondern der bewußte Wille des Kapitalisten die Arbeitsteilung und die jeweilige Produktmenge, die hergestellt werden soll.

Es liegt auf der Hand, daß in jeder Gesellschaftsordnung, vom Urkommunismus der Frühzeit bis zur zukünftigen sozialistischen Gesellschaft, eine Verteilung der gesellschaftlichen Arbeitszeit auf die verschiedenen Wirtschaftszweige erfolgen muß, um die benötigten Güter in ausreichender Menge herzustellen. Aber die Art und Weise, wie diese Aufteilung zustande kam, hat sich mit der jeweiligen Gesellschaftsordnung verändert.

»Daß jede Nation verrecken würde« schreibt Marx, »die, ich will nicht sagen für ein Jahr, sondern für ein paar Wochen die Arbeit einstellte, weiß jedes Kind. Ebenso weiß es, daß die den verschiedenen Bedürfnismassen entsprechenden Massen von Produkten verschiedne und quantitative bestimmte Massen der gesellschaftlichen Gesamtarbeit erheischen. Daß diese Notwendigkeit der Verteilung der gesellschaftlichen Arbeit in bestimmten Proportionen durchaus nicht durch die bestimmte Form der gesellschaftlichen Produktion aufgehoben, sondern nur ihre Erscheinungsweise ändern kann, ist self-evident [selbstverständlich]. Naturgesetze können überhaupt nicht aufgehoben werden. Was sich in historisch verschiedenen Zuständen ändern kann, ist nur die Form, worin jene Gesetze sich durchsetzen. Und die Form, worin sich diese proportionale Verteilung der Arbeit durchsetzt in einem Gesellschaftszustand, worin der Zusammenhang der gesellschaftlichen Arbeit sich als Privataustausch der individuellen Arbeitsprodukte geltend macht, ist eben der Tauschwert dieser Produkte.«422

Der Tauschwert kann nur dann Ausdruck der Teilung der gesellschaftlichen Arbeitszeit unter die Produktion verschiedener Güter sein, wenn die Tätigkeiten der Menschen im Produktionsprozeß "völlig atomisiert" vonstatten gehen, und wenn freie Konkurrenz zwischen den unabhängigen Produzenten und zwischen den Besitzern verschiedener Waren besteht (die Verkäufer von Arbeitskraft eingeschlossen). Die Beziehung der Gesellschaftsmitglieder in der Produktion darf nicht durch bewußtes Handeln geregelt sein.

Zur Anwendbarkeit des Wertgesetzes auf das kapitalistische Monopol

Im "Kapital" ging Marx von einem System der uneingeschränkten freien Konkurrenz als Norm des kapitalistischen Systems aus. Rudolf Hilferding war der einzige marxistische Ökonom, der in seinem Buch "Das Finanzkapital" (Wien, 1910) die Gültigkeit des Wertgesetzes im Monopolkapitalismus detailliert untersuchte. Hilferding behauptet, daß es unmöglich ist, aus der Marxschen Werttheorie ein allgemeines Gesetz abzuleiten, das die quantitativen Auswirkungen der Monopolbildung auf die Austauschverhältnisse zwischen verschiedenen Waren erklärt.

Er schreibt:

»Das Unbestimmte und Unmeßbare unter der Herrschaft von Monopolpreisen ist die Nachfrage. Wie dieses auf die Erhöhung des Preises reagiert, kann nicht angegeben werden. Der Monopolpreis läßt sich zwar empirisch festsetzen, seine Höhe aber nicht objektiv theoretisch erkennen ... Die klassische Ökonomie [zu der Hilferding auch Marx zählt] faßt den Preis als Erscheinungsform der anarchischen gesellschaftlichen Produktion, seine Höhe als abhängig von der gesellschaftlichen Produktionskraft der Arbeit auf. Das objektive Preisgesetz setzt sich aber nur durch die Konkurrenz. Wenn die monopolistischen Vereinigungen die Konkurrenz aufheben, so heben sie damit das einzige Mittel auf, wodurch sich ein objektives Preisgesetz verwirklichen kann. Der Preis hört auf, eine objektiv bestimmte Größe zu sein, er wird ein Rechenexempel derjenigen, die ihn mit Willen und Bewußtsein bestimmen, wird anstelle eines Resultats Voraussetzung, anstelle eines Objektiven ein Subjektives, anstelle eines vom Willen und Bewußtsein der Beteiligten Unabhängigen und Notwendigen ein Willkürliches und Zufälliges. Die Verwirklichung der Marxschen Konzentrationslehre, die monopolistische Vereinigung, scheint damit zur Aufhebung der Marxschen Werttheorie zu werden.«423

Genausowenig kann man exakt bestimmen, welche Mengen der verschiedenen Waren produziert werden und wie die gesamte gesellschaftliche Arbeitszeit auf die verschiedenen Wirtschaftszweige aufgeteilt wird. Es läßt sich jedoch als Tendenz abschätzen, wie sich die oben genannten Faktoren unter monopolistischen Bedingungen im Vergleich zu Bedingungen freier Konkurrenz entwickeln werden: Unter Gleichgewichtsbedingungen wird der Tauschwert der von Monopolen produzierten Waren relativ zu dem anderer Waren steigen; von diesen Waren werden weniger als von den nicht-monopolistischen Waren hergestellt werden, und daher wird der Anteil der gesamtgesellschaftlichen Arbeitszeit, den die monopolistische Industrie beansprucht, geringer sein. Man kann davon ausgehen, daß unter Monopolbedingungen die Austauschverhältnisse zwischen den Waren, die produzierten Mengen und die Aufteilung der gesellschaftlichen Arbeitszeit lediglich Modifikationen derselben Faktoren darstellen, wie sie unter Bedingungen freier Konkurrenz wirken. Das Wertgesetz wird teilweise negiert, aber bleibt seiner Substanz nach weiterhin gültig, wenngleich in modifizierter Form. In eingeschränkter Form gibt es nach wie vor Konkurrenz, und daher gilt Marx' These über »das bloß atomistische Verhalten der Menschen in ihrem gesellschaftlichen Produktionsprozeß« nach wie vor:

»Aufgrund der Konkurrenz zwischen Monopolen einer Branche oder zwischen Monopolen in verschiedenen Wirtschaftszweigen ist die Basis der Austauschverhältnisse zwischen Waren, wenngleich nicht in exakt äquivalenter Form, die für ihre Produktion notwendige Arbeitszeit bzw. das daraus abgeleitete Verhältnis ihrer Produktionskosten.«424

Obwohl die Arbeitsteilung im Innern der Gesellschaft nicht völlig unabhängig ist vom bewußten Willen von Individuen oder Gruppen (z.B. Monopolen), kann sie doch nicht viel anders aussehen als unter freien Konkurrenzbedingungen; der Variationsspielraum ist relativ gering. Trotz der "Planung" der Monopole bleibt die Arbeitsteilung willkürlich und unterscheidet sich nicht nur dem Ausmaß, sondern auch dem Wesen nach weiterhin deutlich von der Arbeitsteilung innerhalb einer Fabrik.

Der Monopolkapitalismus ist eine partielle Negation des Wertgesetzes auf der Grundlage des Wertgesetzes. Aber "Determinitio est Negatio". Die teilweise Negation des Wertgesetzes grenzt an seine vollständige Aufhebung.

Staatsmonopolistischer Kapitalismus und Wertgesetz

Wie wirkt das Wertgesetz, wenn der Staat in das Wirtschaftssystem eingreift, die Warenpreise reguliert, einen beträchtlichen Teil der Produkte aufkauft, die Rohstoffzuteilung steuert und Kapitalinvestitionen lenkt?

Lenin schreibt dazu:

»Wenn die Kapitalisten für die Verteidigung produzieren, d.h. für die Regierung, handelt es sich offensichtlich nicht mehr um "reinen" Kapitalismus, sondern um eine besondere Form der Nationalwirtschaft. Reiner Kapitalismus heißt Warenproduktion. Warenproduktion heißt Produktion für einen unbekannten und freien Markt. Aber die Kapitalisten, die für die Verteidigung "produzieren", "produzieren" nicht für einen Markt. Sie erfüllen Aufträge der Regierung und in den meisten Fällen für Geld, das ihnen vom Finanzministerium vorgeschossen wird.«425

Bedeutet das, daß die Versorgung des Staates mit Gütern durch kapitalistische Unternehmen sich außerhalb des Wertgesetzes vollzieht? Im Nazi-Deutschland kaufte der Staat mehr als die Hälfte des gesamten Sozialprodukts, vereinigte in seinen Händen die Zuteilung von Rohstoffen, regulierte den Kapitalfluß in die verschiedenen Wirtschaftszweige, setzte die Warenpreise fest und reglementierte den Arbeitsmarkt. Es waren dort also keineswegs die blinden, automatisch wirkenden Marktmechanismen, die die Austauschrelationen der verschiedenen Waren und die Aufteilung der gesellschaftlichen Arbeitszeit auf die verschiedenen Industrien bestimmten. Zwar fällte der Nazi-Staat nicht alle Entscheidungen über die Produktion, doch die wichtigsten wurden von ihm getroffen. In der Nazi-Wirtschaft bestimmte der Staat, in welcher Menge Konsumgüter produziert werden sollten; einen freien Arbeitsmarkt gab es nicht, und die Aufteilung der gesamtgesellschaftlichen Arbeitszeit auf die verschiedenen Industriezweige wurde nicht durch den Marktmechanismus bestimmt, sondern durch staatliche Auftragsvergabe, Rohstoffzuteilungen und Investitionskontrollen. Dem Einzelkapitalisten blieb in Deutschland nur ein sehr schmales Feld für eigene Aktivitäten.

Hilferding beschreibt das so:

»In Deutschland bestimmt der Staat, der seine Macht sichern und ausbauen will, den Charakter der Produktion und Akkumulation. Die Preise verlieren ihre regulative Funktion und werden zum Mittel einer bloß rechnungsmäßigen Zuteilung. Die Wirtschaft, und mit ihr die Exponenten des ökonomischen Prozesses, sind dem Staat mehr oder weniger untergeordnet ...«426

Der Begriff Staatskapitalismus kann zweierlei bezeichnen: einmal eine kapitalistische Kriegswirtschaft, zum andern ein Entwicklungsstadium des Kapitalismus, in dem alle Produktionsmittel sich in der Hand des Staates befinden. Bucharin zum Beispiel verwandte den Begriff in beiden Bedeutungen. Zwar besteht, wie wir noch sehen werden, zwischen beiden Systemen hinsichtlich

a)	der Austauschrelationen zwischen den Waren

b)	der produzierten relativen Warenmengen und

c)	der Aufteilung der gesamtgesellschaftlichen Arbeitszeit

kein grundlegender qualitativer Unterschied. Trotzdem halten wir es doch, um Verwirrung zu vermeiden, für besser, die beiden Bedeutungen begrifflich auseinanderzuhalten. Der Begriff "Staatskapitalismus" soll ausschließlich das Entwicklungsstadium bezeichnen, in welchem die Produktionsmittel sich in der Hand des Staates befinden. Die kapitalistische Kriegswirtschaft soll dagegen als "staatsmonopolistischer Kapitalismus" bezeichnet werden.

Der staatsmonopolistische Kapitalismus bleibt letztlich Spielball blinder ökonomischer Gesetzmäßigkeiten und wird nicht durch den bewußten Willen und durch bewußte Entschlüsse einzelner oder mehrerer Personen gelenkt. So werden Regierungsaufträge je nach der relativen Stärke (gemessen an der Produktionskapazität) der verschiedenen um diese Aufträge konkurrierenden Einzelunternehmen vergeben. Daher muß jedes Einzelunternehmen bestrebt sein, eine bestimmte Akkumulationsrate zu erzielen. Die Unternehmen sind gezwungen, die Profite auf Kosten der Löhne zu erhöhen. Entsprechend steigt die Nachfrage nach Produktionsmitteln relativ stärker an als die nach Konsumtionsmitteln usw. Die Aufteilung der gesamtgesellschaftlichen Arbeitszeit zur Herstellung von Produktions- und Konsumgütern wie die Verteilung des Nationaleinkommens auf die verschiedenen sozialen Klassen wurde etwa im Nazi-Deutschland nicht durch willkürliche Regierungsentscheidungen, sondern durch den Konkurrenzdruck bestimmt. In die gleiche Richtung wirkte der - wirtschaftliche und militärische - Konkurrenzdruck der Mächte, gegen die Deutschland kämpfte.

Das Marx'sche Wertgesetz und die russische Wirtschaft - ohne Berücksichtigung des Weltkapitalismus

Auf den ersten Blick scheinen die Beziehungen zwischen den verschiedenen Unternehmen in Rußland dieselben zu sein wie zwischen Unternehmen in traditionellen kapitalistischen Ländern. Aber das ist nur formal so. Denn in einer Gesellschaft unabhängiger Privatproduzenten besteht ein grundlegender Unterschied zwischen der Arbeitsteilung innerhalb einer Fabrik und der innerhalb der Gesamtgesellschaft. Bei der Arbeitsteilung innerhalb einer Fabrik ist das Eigentum an Produktionsmitteln konzentriert in der Hand einer Einzelperson oder einer Gruppe von Personen, während in der kapitalistischen Gesellschaft insgesamt kein derartiges Entscheidungszentrum existiert, sondern nur der »blind wirkende Durchschnitt« bestimmt, wie viele Arbeiter in den verschiedenen Unternehmen beschäftigt werden, welche Waren hergestellt werden usw. Einen solchen Unterschied gibt es in Rußland nicht. Die Einzelunternehmen wie die Gesamtwirtschaft unterstehen einer geplanten Produktionslenkung. Der Unterschied zwischen der Arbeitsteilung, etwa innerhalb einer Traktorenfabrik und der Arbeitsteilung zwischen ihr und ihrem Stahllieferanten ist nur gradueller Art. Die Arbeitsteilung im Innern der russischen Gesellschaft ist ihrem Wesen nach nur eine Sonderform der Arbeitsteilung innerhalb eines einzelnen Unternehmens.

Formal erfolgt die Verteilung der Produkte zwischen den verschiedenen Wirtschaftszweigen über den Austausch; aber da eine Institution, der Staat, Eigentümer aller Unternehmen ist, gibt es keinen realen Warentausch. Denn 

»Gebrauchsgegenstände werden überhaupt nur Waren, weil sie Produkte voneinander unabhängig betriebener Privatarbeiten sind«.427

In einer Gesellschaft von Privatproduzenten, die nur durch den Austausch miteinander verbunden sind, ist der Preis als Geldausdruck des Tauschwerts das Medium, das die Arbeitsteilung im Innern der Gesellschaft reguliert. In Rußland wird durch die Vermittlung des Staates, der die Produktion in fast allen Unternehmen kontrolliert, eine unmittelbare Verbindung zwischen den Unternehmen hergestellt. Der Preis verliert damit seine einzigartige Bedeutung als Ausdruck des gesellschaftlichen Charakters der Arbeit und als Regulator der Produktion.

Übersteigt in einem traditionellen kapitalistischen Land die Nachfrage nach Schuhen das Angebot, wird der Preis für Schuhe im Verhältnis zu den Preisen anderer Waren automatisch steigen; die Profite in der Schuhindustrie werden wachsen, Kapital und Arbeitskräfte werden in die Schuhindustrie strömen, und ein größerer Anteil der gesamtgesellschaftlichen Arbeitszeit wird auf die Schuhproduktion entfallen. Das Wertgesetz wird zum Ausgleich von Angebot und Nachfrage führen, also zu einer Situation, in der Preis und Tauschwert oder richtiger: Preis und Produktionspreis sich decken428.

Überstiege dagegen in Rußland die Nachfrage nach Schuhen das Angebot, so würde sich trotz offizieller Preissteigerungen oder gestiegener Schwarzmarktpreise für Schuhe die Schuhproduktion und daher die zur Herstellung von Schuhen aufgewandte Arbeitszeit nicht erhöhen.

Ein anderes Beispiel: In traditionellen kapitalistischen Ländern bestimmt das Wertgesetz das Verhältnis zwischen der Produktion von Produktions- und Konsumtionsmitteln. Liegt das Angebot für Schuhe unter und das für Maschinen über der Nachfrage, wird der Preis für Schuhe steigen und der Preis für Maschinen fallen. Kapital und Arbeitskräfte werden vom einen Wirtschaftszweig in den anderen strömen, bis ein angemessenes Gleichgewicht wiederhergestellt ist. In Rußland dagegen verfügt der Staat über beide Industriesektoren; daher wird eine hohe Profitrate in der Konsumgüterproduktion nicht Kapital und Arbeitskräfte aus anderen Sektoren anziehen, da das jeweilige Verhältnis zwischen den Sektoren nicht aus dem unkontrollierten Mechanismus eines internen russischen Marktes abzuleiten ist.

Das Verhältnis der beiden Abteilungen (des Produktionsgüter- und des Konsumgütersektors) hängt unmittelbar vom Verhältnis zwischen Akkumulation und Konsum ab. Während in den traditionellen kapitalistischen Ländern die Einzelkapitalisten durch die Konkurrenz gezwungen werden, zu akkumulieren und die organische Zusammensetzung des Kapitals zu erhöhen, entfällt dieser Faktor für Rußland, da sich alle Fabriken in einer Hand befinden. Akkumulation und technische Neuerungen haben nicht den Charakter von Abwehrmaßnahmen im Konkurrenzkampf mit anderen Unternehmen.

Wir sahen bereits, daß der Preis nicht das Instrument darstellt, durch das die Produktion und die Arbeitsteilung im Innern der russischen Gesellschaft als Ganzes reguliert wird. Reguliert wird die Wirtschaft durch die Regierung. Der Preis ist nur eine unter mehreren Waffen im ökonomischen Arsenal des Staates. Er ist nicht Motor, sondern Transmissionsriemen.

Das heißt nicht, daß das Preissystem in Rußland willkürlich ist und allein von den Launen der Bürokratie abhängt. Auch in Rußland sind die Produktionskosten Grundlage des Preises. (Daran ändern auch das umfangreiche Subventionssystem und die Umsatzsteuer nichts.) Trotzdem besteht ein fundamentaler Unterschied zwischen diesem Preissystem und dem Preissystem in traditionellen kapitalistischen Lindern. Letzteres ist Ausdruck der autonomen Aktivitäten der Wirtschaft (die sich am freiesten unter Bedingungen uneingeschränkter Konkurrenz und weniger frei unter monopolistischen Bedingungen entfalten). Dagegen ist das Preissystem in Rußland gerade ein Zeichen dafür, daß die Wirtschaft keine solche inneren Antriebsmechanismen besitzt.

Der Unterschied läßt sich vielleicht am Beispiel einer weniger komplexen Gesellschaft, etwa der ägyptischen Gesellschaft unter der Herrschaft der Pharaonen, verdeutlichen. Ein Pharao mußte sich ausrechnen, wie er die Gesamtarbeitszeit (die in jeder Gesellschaft die realen Produktionskosten ausmacht) seiner Sklaven entsprechend den Bedürfnissen seiner Gesellschaft aufteilen sollte. Seine Methode war sehr direkt. Eine bestimmte Anzahl Sklaven wurde in die Lebensmittelproduktion gesteckt, eine bestimmte Anzahl in die Luxusgüterproduktion, andere beim Bau von Bewässerungssystemen eingesetzt, wieder andere beim Pyramidenbau usw. Da der Produktionsprozeß relativ einfach war, war weiter keine Kontrolle nötig; es mußte nur darauf geachtet werden, daß die Sklaven plangemäß aufgeteilt wurden. Auch in Rußland entwickelt der Staat einen nahezu429 vollständigen Plan für die Aufteilung der Gesamtarbeitszeit; aber da der Produktionsprozeß viel komplizierter ist als vor ein paar tausend Jahren, genügt es für einen planmäßigen Wirtschaftsablauf nicht, einfach die Anzahl der Arbeiter für die verschiedenen Wirtschaftszweige zu ermitteln. Bestimmte Relationen müssen festgelegt werden zwischen dem Einsatz von Maschinen bzw. menschlicher Arbeitskraft, zwischen unterschiedlichen Typen von Maschinen, der produzierten Menge, den verwendeten Roh- und Treibstoffen usw. Dazu braucht man ein allen Kosten und allen Gütern gemeinsames Maß. Der Preis dient als solch ein gemeinsames Maß. Zwischen der Arbeitsteilung unter den Pharaonen ohne Preissystem und der Arbeitsteilung unter Stalin mit Preissystem besteht nur ein gradueller, kein grundlegender Unterschied. Ebenfalls bestände nur ein gradueller Unterschied, ob Ford seine Unternehmen entweder als eine Verwaltungseinheit zusammengefaßt leitet oder sie in kleinere Einheiten aufsplittert, um besser kalkulieren und dirigierern zu können. Der Unterschied wäre nur graduell, solange in beiden Fällen derselbe Wille die Produktion lenkt.

Nur die Arbeitskraft erscheint allerdings in Rußland bei oberflächlicher Betrachtung als Ware. Ist aber die Arbeitskraft eine Ware, dann sind auch die Konsumgüter, die die Arbeiter im Austausch gegen ihre Arbeitskraft erhalten, Waren, die für den Austausch produziert werden. Es bestände damit, wenn schon keine ausgedehnte Warenzirkulation, so doch ein ausgedehnter Produktenaustausch, der den gesamten Verbrauch der Arbeiter umfaßt. Marx argumentiert dagegen, daß die Warenzirkulation

 »nicht nur formell, sondern wesentlich von unmittelbaren Produktenaustausch unterschieden [ist]«.430

Er betont weiter, daß

»der Warenaustausch die individuellen und lokalen Schranken des unmittelbaren Produktenaustauschs durchbricht und den Stoffwechsel der menschlichen Arbeit entwickelt. Andrerseits entwickelt sich ein ganzer Kreis von den handelnden Personen unkontrollierbarer gesellschaftlicher Naturzusammenhänge.«431

Um beurteilen zu können, ob die Arbeitskraft in Rußland genauso wie im traditionellen Kapitalismus eine Ware ist, muß man die unabdingbaren Voraussetzungen betrachten, die die Arbeitskraft zur Ware machen. Marx nennt zwei Bedingungen:

1.	Der Arbeiter muß seine Arbeitskraft verkaufen, da er "frei" von allen 				Produktionsmitteln ist und deshalb über keine anderen Subsistenzmittel verfügt;

2.	der Arbeiter kann seine Arbeitskraft frei verkaufen, da er ihr alleiniger Eigentümer ist.

Freiheit wie Knechtung des Arbeiters offenbaren sich

»durch die periodische Erneuerung seines Selbstverkaufs, den Wechsel seiner individuellen Lohnherren und die Oszillation im Marktpreise der Arbeit«.432

 Damit die Arbeitskraft zur Ware wird, ist es also - nach Marx - notwendig,

»daß der Eigentümer der Arbeitskraft sie stets nur für bestimmte Zeit verkauft, dann verkauft er sie in Bausch und Bogen, ein für allemal, so verkauft er sich selbst, verwandelt sich aus einem Freien in einen Sklaven, aus einem Warenbesitzer in eine Ware. Er als Person muß sich beständig zu seiner Arbeitskraft als seinen Eigentum und daher seiner eigenen Ware verhalten, und das kann er nur, soweit er sie dem Käufer stets nur vorübergehend, für einen bestimmten Zeittermin, zur Verfügung stellt, zum Verbrauch überläßt, also durch ihre Veräußerung nicht auf sein Eigentum an ihr verzichtet.«433

Gibt es nur ein Unternehmen, so ist ein "Wechsel des Lohnherrn" unmöglich, und der periodische Verkauf der Arbeitskraft wird zur bloßen Formalität. Der Arbeitsvertrag wird ebenfalls zur bloßen Formalität, wenn viele Verkäufer nur einem Käufer gegenüberstehen.

Zweifellos kommt es auch in Rußland zu "Oszillationen im Marktpreise der Arbeitskraft", vielleicht sogar häufiger als in anderen Ländern. Doch auch hier steht das Wesen im Widerspruch zur Form. Das muß näher erläutert werden: In der traditionellen kapitalistischen Wirtschaft, in der Konkurrenz zwischen den Verkäufern von Arbeitskraft, zwischen den Käufern von Arbeitskraft und zwischen Käufern und Verkäufern herrscht, ergibt sich der Preis der Arbeitskraft aus dieser anarchischen Konkurrenz. Ist die Akkumulationsrate hoch, dann herrscht Vollbeschäftigung, und gewöhnlich steigen damit die Nominallöhne. Die Folge davon ist eine wachsende Nachfrage nach Konsumgütern, deren Produktion steigt und damit die Reallöhne erhöht. (Unter normalen Bedingungen freier Konkurrenz ist das ein wahrheitsgetreues Bild der Entwicklung; unter Monopolbedingungen wird es etwas verzerrt.) Dieser Reallohnanstieg wirkt sich nachteilig auf die Profitrate aus, was wiederum die Akkumulationsrate verlangsamt usw.

Im Gegensatz dazu wird in Rußland die Gesamtsumme der Reallöhne und -gehälter durch die geplante Konsumgütermenge im voraus festgelegt. Es kann passieren - und passiert gewöhnlich -, daß die in Form von Löhnen und Gehältern ausgezahlte Geldmenge aufgrund von Mängeln bei der Planerstellung bzw. -realisierung den Gesamtpreis der produzierten Konsumgüter übersteigt. Schöpft der Staat den Überhang nicht ab, kommt es zu Preissteigerungen (entweder auf dem offiziellen oder auf dem schwarzen Markt), aber nicht zu Reallohnsteigerungen. Der einzige Weg zu einer Reallohnerhöhung bestünde darin, daß der Staat für den betreffenden Industriezweig, dessen Preise steigen, eine Produktionssteigerung veranlaßt. Das tut der russische Staat jedoch nicht. (Es gibt einen Punkt, unter den die Reallöhne nicht für längere Zeit sinken können. Dieser Punkt ist das physische Existenzminimum. Diese Grenze gilt für Rußland wie für jede andere Gesellschaft, gleichgültig, ob sie auf der Arbeit von Sklaven, ) Leibeigenen oder Lohnarbeitern beruht. Daß nicht alle russischen Arbeiter den gleichen Reallohn bekommen, ist für das hier diskutierte Problem von zweitrangiger Bedeutung. Entscheidend ist in diesem Zusammenhang, daß die Gesamtsumme der Reallöhne direkt vom Staat festgelegt wird.)

Betrachtet man also die Beziehungen innerhalb der russischen Wirtschaft, so läßt sich dort das Wertgesetz als Motor und Regulator der Produktion nicht nachweisen. Ihrem Wesen nach sähen die Beziehungen zwischen den Unternehmen und zwischen den Arbeitern und dem Unternehmerstaat nicht anders aus, wenn Rußland eine große Fabrik wäre, die direkt von einem Zentrum aus gesteuert würde, und wenn alle Arbeiter ihre Konsumtionsmittel unmittelbar in Naturalien erhielten.

Das Marx'sche Wertgesetz und die russische Wirtschaft - unter Berücksichtigung ihres Verhältnisses zum Weltkapitalismus

Der stalinistische Staat verhält sich zur verfügbaren Gesamtarbeitszeit der russischen Gesellschaft wie ein Fabrikbesitzer zur Arbeit seiner Beschäftigten. Mit anderen Worten: Die Arbeitsteilung ist geplant. Aber was bestimmt die Aufteilung der gesellschaftlich verfügbaren Gesamtarbeitszeit? Müßte Rußland nicht mit anderen Ländern konkurrieren, wäre die Aufteilung rein willkürlich. Tatsächlich hängt die stalinistische Planung aber von Faktoren ab, die außerhalb ihrer Kontrolle liegen, nämlich von der Weltwirtschaft, der internationalen Konkurrenz. Unter diesem Gesichtspunkt befindet sich die russische Wirtschaft in einer ähnlichen Lage wie der Eigentümer eines kapitalistischen Unternehmens, das mit anderen Unternehmen konkurriert.

Die Ausbeutungsrate, das heißt das Verhältnis von Mehrwert und Lohn hängt nicht von der Willkür (den Konsumbedürfnissen, Machtgelüsten usw.) der stalinistischen Regierung ab, sondern wird vom Weltkapitalismus diktiert. Das gilt auch für technische Neuerungen bzw., um es in Marx'schen Begriffen auszudrücken, für das Verhältnis von konstantem und variablem Kapital (c/v), das heißt zwischen Maschinen, Gebäuden, Werkstoffen einerseits und Löhnen andererseits. Dasselbe gilt auch für die Aufteilung der gesellschaftlich verfügbaren Arbeitszeit der russischen Gesellschaft auf die Produktion von Produktions- bzw. Konsumtionsmitteln. Betrachtet man Rußland daher im Rahmen der Weltwirtschaft, so erkennt man die grundlegenden Merkmale des Kapitalismus:

»... die Anarchie der gesellschaftlichen und die Despotie der manufakturmäßigen Arbeitsteilung bedingen einander ...«434

Wenn Rußland versuchen würde, den Weltmarkt mit seinen Produkten zu überschwemmen, oder wenn andere Länder den russischen Markt mit ihren Produkten überfluten würden, wäre die russische Bürokratie gezwungen, die Produktionskosten zu senken. Entweder müßte sie die Löhne im Vergleich zur Arbeitsproduktivität relativ oder absolut kürzen (Erhöhung der Mehrwertrate m/v), verbesserte Techniken einführen (Erhöhung der organischen Zusammensetzung c/v) oder die Produktion von Produktionsmitteln im Verhältnis zur Konsumgüterproduktion steigern. Die gleiche Tendenz ergäbe sich, wenn die Weltkonkurrenz nicht auf die normale Handelskonkurrenz beschränkt bliebe, sondern die Form militärischer Bedrohung annähme.

Bisher war die russische Wirtschaft aufgrund ihrer Rückständigkeit nicht in der Lage, fremde Märkte mit ihren Gütern zu überschwemmen. Durch das staatliche Außenhandelsmonopol, da nur durch militärische Gewalt zerstört werden kann, sicherte sich andererseits die russische Wirtschaft gegen eine Überflutung mit ausländischen Waren ab. Die wirtschaftliche Auseinandersetzung ist daher von geringerer Bedeutung435 gewesen als die militärische. Da die internationale Konkurrenz vorwiegend militärische Form annimmt, äußert sich das Wertgesetz praktisch in seinem Gegenteil, nämlich als Streben nach Gebrauchswerten. Das bedarf näherer Erläuterung: in einer Gesellschaft unabhängiger Produzenten ist der Wert der einzige Ausdruck für den gesellschaftlichen Charakter der Arbeit. Ein Kapitalist versucht daher, seine Position gegenüber seinen Konkurrenten zu stärken, indem er die gesamten Werte, die er besitzt, vermehrt. Da Wert in Geld ausgedrückt wird, ist es gleichgültig, ob der Kapitalist eine Million Pfund in die Schuhindustrie investiert und einen Profit von 100.000 Pfund macht oder ob er den gleichen Profit durch Investitionen in der Rüstungsindustrie erzielt. Solange sein Produkt irgendeinen Gebrauchswert hat, kümmert es ihn nicht, welchen besonderen Gebrauchswert es besitzt. In der Formel für die Kapitalzirkulation Geld - Ware - Geld G1 - W - G2 erscheint W nur als Zwischenglied zwischen G1 und der größeren Geldsumme G2.

Stünde Rußland mit Ländern außerhalb seines Herrschaftsbereichs in ausgedehnten Handelsbeziehungen, dann würde es versuchen, Waren zu produzieren, deren Weltmarktpreise hoch liegen und andererseits möglichst billige Waren auf dem Weltmarkt einzukaufen. Wie beim Privatkapitalisten bestünde Rußlands Ziel also darin, durch die Produktion irgendeines beliebigen Gebrauchswerts die Summe der für die eigene Wirtschaft verfügbaren Werte zu erhöhen. (Dieser Faktor ist für Rußlands Handel mit seinen Satelliten von großer Bedeutung.)436

Da die Konkurrenz mit anderen Ländern aber hauptsächlich militärischen Charakter hat, ist der Staat als Verbraucher an ganz bestimmten Gebrauchswerten, wie Panzer, Flugzeuge usw., interessiert. Der Wert ist Ausdruck der Konkurrenz zwischen unabhängigen Produzenten. Rußlands Konkurrenz mit der übrigen Welt drückt sich darin aus, daß Gebrauchswerte zum Ziel der Produktion erhoben werden, die gleichzeitig dem eigentlichen Ziel, nämlich dem Sieg im Konkurrenzkampf, dienen sollen. Gebrauchswerte werden also zum Ziel der Produktion, bleiben aber nach wie vor Mittel im Konkurrenzkampf.

Ein ähnlicher Prozeß vollzieht sich, wenn auch weniger offensichtlich, in den traditionellen kapitalistischen Ländern. Dem einzelnen Rüstungsproduzenten ist es gleich, ob er sein Kapital in der Produktion von Kanonen oder von Butter anlegt, solange es einen Profit abwirft. Aber der Staat, dem er angehört, ist außerordentlich interessiert am Gebrauchswert seiner Produkte. Die Beziehung des Kapitalisten zum Staat entspricht der Beziehung von Verkäufer und Käufer; der Verkäufer ist nur am Wert, der Käufer am Gebrauchswert interessiert. In Wirklichkeit haben diese Austauschbeziehungen rein formalen Charakter. Der Staat bietet für den Tausch mit Rüstungsgütern keine andere Ware an. Er bezahlt sie aus Steuermitteln und Anleihen, die von der Gesamtwirtschaft erhoben werden. Mit anderen Worten, die Rüstungslasten werden mehr oder weniger auf die gesamte Wirtschaft verteilt. (Das wird in dem Augenblick glasklar, wo der Staat in eigener Regie Waffen produziert, anstatt erst Steuern und Anleihen zu erheben, um dann Waffen von Privatfirmen zu kaufen.) 

Der Ruf "Kanonen statt Butter" bedeutet, daß die Konkurrenz zwischen den kapitalistischen Mächten eine Stufe erreicht hat, auf der die internationale Arbeitsteilung auseinander gebrochen ist und direkte militärische Konkurrenz an die Stelle wirtschaftlicher Konkurrenz tritt. Gebrauchswerte sind dann das Ziel der kapitalistischen Produktion.

Ein weiteres Anzeichen hierfür sind die Unterschiede, die sich hinsichtlich des technischen Fortschritts in Kriegs- und Friedenszeiten ergeben. In einer Kriegswirtschaft gibt es praktisch weder Marktschranken noch besteht ein Zwang, die Produktionskosten im Interesse der wirtschaftlichen Konkurrenzfähigkeit zu senken. Das Gebot der Stunde heißt, möglichst viele Güter zu produzieren. So wurden während des Zweiten Weltkriegs technische Neuerungen eingeführt, gegen die sich die Monopole und Kartelle in Friedenszeiten gewehrt hatten.

Die Tatsache, daß die russische Wirtschaft auf die Produktion bestimmter Gebrauchswerte ausgerichtet ist, macht sie noch nicht zu einer sozialistischen Wirtschaft, auch wenn deren Ziel ebenfalls in der Produktion von Gebrauchswerten, allerdings ganz anderer Art, besteht. Im Gegenteil: Die russische Wirtschaft und eine sozialistische Wirtschaft sind vollständige Gegensätze. Die steigende Ausbeutungsrate und die wachsende Unterwerfung der Arbeiter unter die Produktionsmittel, verbunden mit Rüstungsproduktion im großen Stil, führen in Rußland nicht zu einer Verringerung, sondern zu einer Verschärfung der Unterdrückung der Bevölkerung.

Sobald man also die russische Wirtschaft im Zusammenhang der heutigen konkreten historischen Situation, das heißt im Rahmen des anarchischen Weltmarkts, analysiert, erscheint das Wertgesetz als oberste Instanz.

Kann es einen Welt-Staatskapitalismus geben?

Würde die gesamte Produktion der Welt von einer einzigen Macht beherrscht, das heißt, gelänge es der stalinistischen Bürokratie, die Welt unter ihrer Herrschaft zu einen, und wären die Massen gezwungen, ein solches Regime hinzunehmen, dann wäre das daraus hervorgehende Ausbeutungssytem nicht dem Wertgesetz mit all dessen zwangsläufigen Folgeerscheinungen unterworfen. Zu genau dieser Schlußfolgerung kam Bucharin - 1915 natürlich nur in Form einer Hypothese -, als er dieses Problem untersuchte. In seinem Buch "Imperialismus und Weltwirtschaft" erläutert er, daß auch bei staatlicher Organisation der einzelnen nationalen Wirtschaft, die Warenwirtschaft - vor allein in Form des Weltmarktes - bestehen bleibt. In diesem Fall handele es sich um eine staatskapitalistische Wirtschaft.

Aber »wenn der Warencharakter der Produktion vernichtet wäre [z.B. bei einer Organisierung der gesamten Weltwirtschaft in einem einzigen ungeheuren staatskapitalistischen Trust, die Bucharin im übrigen für unmöglich hielt], dann hätten wir es mit einer ganz besonderen Wirtschaftsform zu tun. Das wäre kein Kapitalismus mehr, denn die Produktion von Waren wäre verschwunden. Aber das wäre erst recht kein Sozialismus, denn die Herrschaft einer Klasse über die andere bliebe bestehen [ja, wäre sogar noch vertieft]. Eine solche Wirtschaftsstruktur würde am meisten an eine geschlossene Sklavenwirtschaft bei fehlendem Sklavenmarkt erinnern.«437

(Angesichts nationaler und sozialer Konflikte ist es sehr unwahrscheinlich, daß es je zu einem derartigen Weltreich kommen könnte.)

 Marx' Theorie der kapitalistischen Krise

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit ist es unmöglich, auf die Marx'sche Analyse der kapitalistischen Überproduktionskrise näher einzugehen. Wir müssen uns deshalb auf eine kurze Zusammenfassung beschränken.

Anders als alle vorkapitalistischen Produktionsweisen ist der Kapitalismus gezwungen, immer mehr Kapital zu akkumulieren. Dieser Prozeß wird durch zwei einander ergänzende und gleichwohl gegensätzliche Faktoren behindert, die dem System selber entspringen. Der eine Faktor ist die fallende Profitrate, die dazu führt, daß die Reserven für weitere Akkumulation schrumpfen. Der andere Faktor ist der Anstieg der Produktion über die Aufnahmefähigkeit des Marktes hinaus. Gäbe es den ersten Widerpruch nicht, wäre die "unterkonsumtionistische" Lösung der Krise - die Löhne der Arbeiter zu erhöhen - eine einfache und ausgezeichnete Antwort. Existierte der zweite Widerspruch nicht, hätte der Faschismus die Krise durch ständige Lohnkürzungen wenigstens für eine längere Zeitspanne aufschieben können.

Marx schrieb im Zusammenhang mit dem zweiten Gesichtspunkt des kapitalistischen Dilemmas, der niedrigen Massenkaufkraft:

»Die gesamte Warenmasse, das Gesamtprodukt, sowohl der Teil, der das konstante und variable Kapital ersetzt, wie der den Mehrwert darstellt, muß verkauft werden. Geschieht das nicht oder nur zum Teil, oder nur zu Preisen, die unter den Produktionspreisen stehn, so ist der Arbeiter zwar exploitiert, aber seine Exploitation realisiert sich nicht als solche für den Kapitalisten, kann mit gar keiner oder nur teilweiser Realisation des abgepreßten Mehrwerts, ja mit teilweisem oder ganzem Verlust seines Kapitals verbunden sein. Die Bedingungen der unmittelbaren Exploitation und die ihrer Realisation sind nicht identisch. Sie fallen nicht nur nach Zeit und Ort, sondern auch begrifflich auseinander. Die einen sind nur beschränkt durch die Produktivkraft der Gesellschaft, die andren durch die Proportionalität der verschiedenen Produktionszweige und durch die Konsumtionskraft der Gesellschaft. Diese letztere ist aber bestimmt weder durch die absolute Produktionskraft noch durch die absolute Konsumtionskraft; sondern durch die Konsumtionskraft auf Basis antagonistischer Distributionsverhältnisse, welche die Konsumtion der großen Masse der Gesellschaft auf ein nur innerhalb mehr oder minder enger Grenzen veränderliches Minimum reduziert. Sie ist ferner beschränkt durch den Akkumulationstrieb, den Trieb nach Vergrößerung des Kapitals und nach Produktion von Mehrwert auf erweiterter Stufenleiter.«438

Und er schreibt an anderer Stelle weiter:

»Die ungeheure Produktivkraft im Verhältnis der Bevölkerung, die innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise sich entwickelt und wenn auch nicht im selben Verhältnis, das Wachsen der Kapitalwerte (nicht nur ihres materiellen Substrats), die viel rascher wachsen als die Bevölkerung, widerspricht der, relativ zum wachsenden Reichtum, immer schmaler werdenden Basis, für die diese ungeheure Produktivkraft wirkt, und den Verwertungsbedürfnissen dieses schwellenden Kapitals. Daher die Krisen.«439

Wiederum an anderer Stelle drückte er denselben Gedanken mit folgenden Worten aus:

»Der letzte Grund aller wirklichen Krisen bleibt immer die Armut und Konsumtionsbeschränkung der Massen gegenüber dem Trieb der kapitalistischen Produktion, die Produktivkräfte so zu entwickeln, als ob nur die absolute Konsumtionsfähigkeit der Gesellschaft ihre Grenze bilde.«440

Letzten Endes besteht die Ursache der kapitalistischen Krise darin, daß ein immer größrer Teil des gesellschaftlichen Reichtums in die Hände der Kapitalistenklasse fällt und ein immer größerer Teil davon nicht für den Kauf von Konsumtions-, sondern von Produktionsmitteln verwendet wird, das heißt in die Akkumulation von Kapital eingeht. Alle Produktionsmittel sind aber potentiell Konsumtionsmittel - das heißt nach einer kurzen Zeitspanne wird der Wert der Produktionsmittel auf die Konsumtionsmittel übertragen. Wächst aber der zur Akkumulation verwandte Teil des Volkseinkommens schneller als der zur Konsumtion verwandte, so muß das zur Überproduktion führen. Dieser Prozeß verläuft kumulativ. Der Anstieg der Akkumulation wird von Rationalisierungsmaßnahmen begleitet, die die Ausbeutungsrate erhöhen. Je höher die Ausbeutungsrate, desto größer wird der Akkumulationsfond im Vergleich zum Lohnfond der Arbeiter und zur Revenue des Kapitalisten. Akkumulation erzeugt Akkumulation.

Wären "Armut und Konsumtionsbeschränkung der Massen" die einzigen Ursachen der kapitalistischen Krise, dann wäre die Krise permanent, da die Löhne der Arbeiter insgesamt gesehen immer hinter dem Anstieg der Arbeitsproduktivität zurückbleiben. Dann gäbe es nur eine Dauerkrise, nicht aber das uns bekannte katastrophenartige Zusammentreffen verschiedener Krisenelemente.

Das kapitalistische Dilemma hat jedoch zwei Seiten. Die zweite ist die fallende Profitrate. Im Prozeß der Kapitalakkumulation erhöht sich die organische Zusammensetzung des Kapitals, das heißt, lebendige Arbeit wird durch tote ersetzt (die in den Maschinen usw. enthalten ist). Da nur die lebende Arbeit Mehrwert produziert, hat die Profitrate beständig die Tendenz zu fallen. Diese Tendenz führt zu verschärfter Konkurrenz zwischen den Kapitalisten, da jeder Kapitalist versuchen muß, seinen Gesamtprofit auf Kosten seines Rivalen zu erhöhen. Die Konkurrenz führt zur Rationalisierung und so zu einer weiteren Erhöhung der organischen Zusammensetzung des Kapitals. Aus diesem Teufelskreis gibt es keinen Ausweg.

Diese Tendenz ist nicht die unmittelbare Ursache für den Zyklus von Aufschwung Boom, Krise und Depression. Marx erläutert, daß der Fall der Profitrate ein sehr langsamer Prozeß ist (38) mit vielen gegenläufigen Faktoren. Trotzdem bildet der Fall der Profitrate den Hintergrund des Wirtschafts-Zyklus. Unmittelbare Ursachen sind Veränderungen in der Lohnquote, die auf Veränderungen in der Nachfrage nach Arbeitskräften zurückgehen, die den Akkumulationsprozeß begleiten. Marx schrieb über den Fall der Profitrate:

»Er befördert Überproduktion, Spekulation, Krisen, überflüssiges Kapital neben überflüssiger Bevölkerung.«441

»Die Schranke der kapitalistischen Produktion tritt hervor: 1. Darin, daß die Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit im Fall der Profitrate ein Gesetz erzeugt, das ihrer eigenen Entwicklung auf einen gewissen Punkt feindlichst gegenübertritt, und daher bestände, durch Krisen überwunden werden muß.«442

Infolge der wachsenden Beschäftigung während des Booms steigt das Lohnniveau. Aufgrund dieser Tatsache widersprach Marx all denen, die meinten,

»die Arbeiterklasse erhalte einen zu geringen Teil ihres eigenen Produkts, und dem Übelstand werde mithin abgeholfen, sobald sie größeren Anteil daran empfängt, ihr Arbeitslohn folglich wächst ...« Vielmehr sei »zu bemerken, daß die Krisen jedesmal gerade vorbereitet werden durch eine Periode, worin der Arbeitslohn allgemein steigt und die Arbeiterklasse relativ größeren Anteil an dem für Konsumtion bestimmten Teil des jährlichen Produkts erhält.«443

 Im Zusammenhang von Konjunkturzyklus, Profitrate, Lohnniveau und Beschäftigungsgrad ist Marx zufolge der letzte Faktor ein entscheidendes Merkmal für das Ende des Booms und den Beginn der Krise:

»Die ganze Bewegungsform der modernen Industrie erwächst also aus der beständigen Verwandlung eines Teils der Arbeiterbevölkerung in Unbeschäftigte oder halbbeschäftigte Hände. Die Oberflächlichkeit der politischen Ökonomie zeigt sich u.a. darin, daß sie die Explosion und Kontraktion des Kredits, das bloße Symptom der Wechselperioden des industriellen Zyklus, zu deren Ursache macht. Ganz wie die Himmelskörper, einmal in eine bestimmte Bewegung geschleudert, dieselbe stets wiederholen, so die gesellschaftliche Produktion, sobald sie einmal in jene Bewegung wechselnder Expansion und Kontraktion geworfen ist. Wirkungen werden ihrerseits zu Ursachen, und die Wechselfälle des ganzen Prozesses, der seine eigenen Bedingungen stets reproduziert, nehmen die Form der Periodizität an.«444

 Nach dieser Analyse bestimmt die Profitrate die Akkumulationsrate, die Akkumulationsrate den Beschäftigungsgrad, der Beschäftigungsgrad das Lohnniveau, das Lohnniveau die Profitrate, und so weiter in einem unendlichen Kreis. Eine hohe Profitrate führt zu schneller Akkumulation und als Folge dessen zu einem Beschäftigungsanstieg und zu Lohnerhöhungen. Dieser Prozeß setzt sich bis zu einem Punkt fort, wo die Erhöhung der Lohnquote die Profitrate derart nachteilig beeinflußt, daß die Akkumulation entweder katastrophenartig sinkt oder überhaupt aufhört.

Profitratenzyklus, Akkumulationszyklus und Beschäftigungszyklus bilden den Lebenszyklus des fixen Kapitals (d.h. der Maschinen, Anlagen usw.):

»In demselben Maß also, worin sich mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise der Wertumfang und die Lebensdauer des angewandten fixen Kapitals entwickelt, entwickelt sich das Leben der Industrie und des industriellen Kapitals in jeder besondren Anlage zu einem vieljährigen, sage im Durchschnitt zehnjährigen. Wenn einerseits die Entwicklung des fixen Kapitals dieses Leben ausdehnt, so wird es andrerseits abgekürzt durch die beständige Umwälzung der Produktionsmittel, die ebenfalls mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise beständig zunimmt. Mit ihr daher auch der Wechsel der Produktionsmittel und die Notwendigkeit ihres beständigen Ersatzes infolge des moralischen Verschleißes, lange bevor sie physisch ausgelebt sind. Man kann annehmen, daß für die entscheidendsten Zweige der großen Industrie dieser Lebenszyklus jetzt im Durchschnitt ein zehnjähriger ist. Doch kommt es hier nicht auf die bestimmte Zahl an. Soviel ergibt sich: Durch diesen eine Reihe von Jahren umfassenden Zyklus von zusammenhängenden Umschlägen, in welchen das Kapital durch seinen fixen Bestandteil gebannt ist, ergibt sich eine materielle Grundlage der periodischen Krisen, worin das Geschäft aufeinanderfolgende Perioden der Abspannung, mittleren Lebendigkeit, Überstürzung, Krise durchmacht. Es sind zwar die Perioden, worin Kapital angelegt wird, sehr verschiedne und auseinanderfallende. Indessen bildet die Krise immer den Ausgangspunkt einer großen Neuanlage. Also auch - die ganze Gesellschaft betrachtet - mehr oder minder eine neue materielle Grundlage für den nächsten Umschlagszyklus.«445

Diese Theorie erklärt, warum es trotz der antagonistischen Verteilungsweise und der Tendenz zur fallenden Profitrate zu keiner permanenten Überproduktionskrise, sondern zu einer zyklischen Wirtschaftsentwicklung kommt. Während der Periode, in der das fixe Kapital erneuert und erweitert wird, führt der Einsatz neuer Produktionsmittel nicht unmittelbar zu einem erweiterten Angebot an Fertigprodukten. Aber nach einer gewissen Zeit, möglicherweise nach einigen Jahren, wird der Wert der neuen Produktionsmittel auf neue Produkte, sowohl Produktions- als auch Konsumtionsmittel, übertragen. Das geht zu diesem Zeitpunkt vonstatten, ohne daß überhaupt noch neues Kapital investiert wird bzw. so, daß zumindest nur sehr geringe Kapitalmengen investiert werden. Anders ausgedrückt: Die Investitionen zum Aufbau neuer oder zur Erweiterung alter Industrien sind im Vergleich zur Zunahme des Ausstoßes an Fertigprodukten einige Jahre lang sehr groß. Das sind die Boomjahre. Ihnen folgt eine Periode, in der der Ausstoß an Fertigprodukten fast gleichzeitig mit dem Fall der Akkumulationsrate erheblich zunimmt. Das ist der Gipfel des Booms und der Vorbote der kommenden Krise. Dann kommt die Krise: die Produktion geht katastrophenartig zurück, Investitionen werden gestoppt, wenn nicht sogar bereits getätigte Investitionen wieder rückgängig gemacht werden.

Ein weiterer Faktor muß in diesem Zusammenhang berücksichtigt werden - die Disproportion zwischen verschiedenen Industriezweigen. Sie kann die unmittelbare Folge der Anarchie der kapitalistischen Produktion sein. Die Kapitalisten eines bestimmten Industriezweiges können die Nachfrage nach ihren Produkten überschätzen und ihre Produktionskapazitäten übermäßig ausdehnen. Da es viele Kapitalisten gibt, erfährt der Einzelkapitalist erst nach der Produktion der Güter über den Markt, daß das Angebot die Nachfrage übersteigt. Das führt zu sinkenden Preisen, zu einem Fall der Profitrate, zu einer Einschränkung oder Verringerung der Nachfrage nach Arbeitskräften, Rohstoffen, von andern Kapitalisten hergestellten Maschinen usw. Diese Einschränkung muß nicht unbedingt durch eine Produktionsausweitung anderer Industrien kompensiert werden. Ganz im Gegenteil kann der Produktionsrückgang in der einen Industrie zu ähnlichen Folgen in anderen Industrien führen, die direkt oder indirekt von ihr abhängig sind. Ist die Industrie, die als erste unter Überproduktion leidet, von großer Bedeutung, kann eine allgemeine Krise die Folge sein.

»Damit eine Krise (also auch die Überproduktion), allgemein sei, genügt es, daß sie die leitenden Handelsartikel ergreife.«446

In diesem Fall ist die Disproportion zwischen verschiedenen Industrien die Ursache für die fallende Profitrate und den sinkenden Konsum der Massen, und alle drei Faktoren zusammen sind Ursache der Krise. Die Disproportion zwischen verschiedenen Industrien kann aber umgekehrt ebenso auch die Folge der fallenden Profitrate oder der Unterkonsumtion der Massen sein. Ergibt sich auf der Basis einer bestimmten Profitrate eine bestimmte Akkumulationsrate, dann bestimmt die Profitrate die Nachfrage nach Produktionsmitteln und führt zu einem bestimmten Verhältnis zwischen der Nachfrage nach Produktions- bzw. Konsumgütern. Da die Akkumulation zurückgeht, wenn die Profitrate fällt, verändert sich sofort die Nachfragestruktur und das Gleichgewicht wird gestört, das zwischen der Nachfrage nach beiden Güterarten herrschte. Eine ähnliche Beziehung besteht zwischen der Unterkonsumtion der Massen und dem Verhältnis bzw. Mißverhältnis zwischen den verschiedenen Industrien.

»Die "Konsumtionskraft der Gesellschaft" und die "Proportionalität der verschiedenen Produktionszweige" - das sind durchaus nicht irgendwelche einzelne selbständigen, miteinander nicht zusammenhängenden Bedingungen. Im Gegenteil, ein gewisser Stand der Konsumtion ist eines der Elemente der Proportionalität«447

Ein Symptom für die Disproportion zwischen verschiedenen Industriezweigen ist die Veränderung zwischen Rohstoffproduktion und -nachfrage. Zu Beginn des Aufschwungs übersteigt das Rohstoffangebot gewöhnlich die Nachfrage, und die Preise sind daher sehr niedrig. Nimmt die Wirtschaftstätigkeit zu, steigen die Preise und erhöhen die Produktionskosten, was die Profitrate nachteilig beeinflußt.448

Während des Booms steigen die Rohstoffpreise normalerweise schneller als die Preise von Fertigprodukten, während sie in der Krise viel steiler abfallen; der Grund dafür liegt darin, daß das Rohstoffangebot viel weniger elastisch ist als das von Fertigprodukten.

Ein weiterer Anhaltspunkt für diese Disproportion ist der Zinssatz. Er ist allerdings eher Ergebnis als Ursache des Wirtschaftszyklus, wirkt aber gleichwohl selbst erheblich auf den Wirtschaftszyklus zurück. Die Kapitalisten erhalten nicht den gesamten Mehrwert, der in ihren Unternehmen produziert wird, sondern nur den Teil, der nach Abzug von Mieten (bzw. Pachtzinsen), Steuern und Zinsen übrig bleibt. Am Anfang des Konjunkturzyklus übersteigt das Kreditangebot gewöhnlich die Nachfrage. Der Zinssatz ist daher niedrig, was den Aufschwung begünstigt. Während des Booms bleibt der Zinssatz niedrig, steigt dann kurz vor dem Ende des Booms steil an und erreicht mit Beginn der Krise seinen Höhepunkt. Danach sinkt er rapide ab.449 Während sich also die Kurve der allgemeinen Profitrate und des Konjunkturzyklus ungefähr decken, weist der Zinssatz weit größere Schwankungen auf, seine Kurve schneidet die Kurve des Konjunkturzyklus. Die Zinssatzveränderungen heizen einerseits den in Gang gekommenen Aufschwung noch weiter an und stürzen andererseits die Wirtschaft in immer tiefer gehende Krisen.

Der Kredit hat es dem Kapitalismus möglich gemacht, sich in beispiellosem Tempo zu entwickeln, aber gleichzeitig hat er die Instabilität des Systems erhöht: Er machte die Unternehmer blind für die realen Marktbedingungen, so daß sie die Produktion über den Punkt hinaus ausdehnen an dem sie aufgehört hätten, wenn alle Zahlungen bar geleistet werden müßten. Das schiebt den Beginn der Krise auf, macht sie im Endeffekt aber nur desto schwerer.

Die Kette der Mittelsmänner zwischen industriellem Kapitalisten und Verbraucher stellt einen weiteren Faktor dar, der für den Beginn der Krise eine Rolle spielt. Infolge ihrer Tätigkeit kann die Produktion innerhalb gewisser Grenzen ansteigen, ohne daß sich der Verkauf der Produkte an die Konsumenten  in  entsprechender  Weise  entwickelt. Die  unverkauften Produkte bleiben als Lagerbestände in den Händen der Händler, was die Krise, wenn sie kommt, noch verschärft.

Das war in aller Kürze die Marxsche Theorie der kapitalistischen Krise.

Staatskapitalismus und Krise - Die Fragestellung

Es liegt auf der Hand, daß einige der Ursachen für Überproduktionskrisen im traditionellen Kapitalismus in einem staatskapitalistischen System entfallen. Zum Beispiel gäbe es im Staatskapitalismus keine Zwischenhändler; auch im Rahmen des Privatkapitalismus wäre es ja möglich, die Zwischenhändler auszuschalten, indem der Unternehmer den Verbraucher über ein eigenes Handelsnetz mit seinen Produkten erreichte. Auch der Kredit wäre kein Krisenfaktor mehr, wen alle Zahlungen bar geleistet würden. Im Staatskapitalismus würde auch der Zinssatz keine Rolle mehr für Produktionsschwankungen spielen. Da sich alles Kapital in staatlicher Hand befände, würde es keinen Unterschied machen, ob Investitionen über Kredite oder durch Kapitaleinsatz eines einzelnen Kapitalisten finanziert werden. Darüber hinaus könnte die Disproportion zwischen verschiedenen Industriezweigen nicht als auslösende Krisenursache wirken. Obgleich Fehlkalkulationen in der Investitionspolitik möglich sind und das Angebot bestimmter Produkte die Nachfrage übersteigen kann, wurde doch die Tatsache, daß der Staat Produktion und Nachfrage plant, jede schwerwiegende Disproportion verhindern. Da ferner dem Staat alle Industrien gehören würden, könnte sich auch nicht jener kumulative Prozeß entwickeln, in dessen Verlauf Preise und Profite sinken und der dabei von einer Industrie auf die andere überspringt. Vielmehr würde sich eine partielle Überproduktion unmittelbar auf die gesamte Wirtschaft ausdehnen. Bei Beginn des nächsten Produktionszyklus würde die Produktion bestimmter Güter eingeschränkt und das Gleichgewicht wiederhergestellt.

Allerdings würden diese Faktoren nur in einer autarken staatskapitalistischen Wirtschaft ihre Bedeutung verlieren. Würde das staatskapitalistische System für den Weltmarkt produzieren, würde es Kredite von anderen Ländern erhalten usw., dann wurden diese Faktoren einen gewissen Einfluß behalten.

Doch wie steht es mit dem grundlegenden Dilemma des traditionellen Kapitalismus? Wie kann eine hohe Profitrate erreicht und gleichzeitig der Mehrwert realisiert werden? Wie kann in raschem Tempo Kapital akkumuliert werden, ohne den dazu erforderlichen Markt zu zerstören?

In einer bestimmten Phase des Konjunkturzyklus, während des Booms, löst der traditionelle Kapitalismus das Problem vorübergehend so: eine hohe Profitrate führt zu rascher Akkumulation, das heißt zu einem im Vergleich zur Konsumgüterproduktion höheren Anstieg in der Produktion von Produktionsmitteln. Daher kann ein großer Teil des Mehrwerts in Industrien realisiert werden, die Produktionsmittel herstellen, das heißt im System der Produktion selber. (Das allein reicht aus, um zu erklären, warum die Unterkonsumtion der Massen nicht zu einer permanenten Krise führt und nicht jegliche Ausweitung der Produktion im Kapitalismus verhindert). Gelänge es dem Kapitalismus, den Boom aus einer vorübergehenden Phase in einen Dauerzustand zu verwandeln, gäbe es keine Überproduktion.

Ist der Staatskapitalismus dazu in der Lage? Kann er eine hohe Profitrate, eine hohe Akkumulationsrate und ein hohes Produktionsniveau ohne Veränderung der antagonistischen Verteilungsweise der "Armut und Konsumtionsbeschränkung der Massen" garantieren?

Bucharin über die Krise im Staatskapitalismus

Der einzige marxistische Ökonom, der auf das theoretische Problem einer Überproduktionskrise innerhalb einer staatskapitalistischen Wirtschaft einging, war Bucharin. Bei seiner Behandlung der Akkumulationstheorie Rosa Luxemburgs stellt er u.a. die Frage, wie die erweiterte Reproduktion im Staatskapitalismus450 aussehen würde und diskutiert, ob es im Staatskapitalismus zu einer Überproduktionskrise kommen könnte. Er schreibt:

»Ist hier eine Akkumulation möglich? Natürlich. Es wächst da konstante Kapital, da die Konsumtion der Kapitalisten wächst. Es entstehen dauernd neue Produktionszweige, die neuen Bedürfnissen entsprechen. Es wächst die Konsumtion der Arbeiter, mögen ihr auch bestimmte Schranken gesetzt sein. Ungeachtet der Unterkonsumtion, der Massen entstehen keine Krisen, da die gegenseitige Nachfrage aller Produktionszweige, wie auch der Konsumentennachfrage, sowohl der Kapitalisten als auch der Arbeiter von vornherein gegeben sind. (Statt einer "Anarchie der Produktion" - ein vom Standpunkt des Kapitals rationeller Plan.) Hat man sich bei den Produktionsmitteln "verrechnet", so wandert der Überschuß auf Lager, in der folgenden Produktionsperiode aber wird eine entsprechende Korrektur vorgenommen. Hat man sich dagegen in den Konsumtionsmitteln für Arbeiter verrechnet, so wird dieses Plus durch eine Verteilung unter die Arbeiter "verfüttert" oder aber die entsprechende Portion des Produkts wird vernichtet, Auch im Falle eines Rechenfehlers in der Produktion von Luxusgegenständen ist der "Ausweg" klar. Somit kann hier keinerlei Krise der Überproduktion entstehen. Der Gang der Produktion vollzieht sich im allgemeinen glatt. Den Ansporn für die Produktion und den Produktionsplan bildet die Konsumtion der Kapitalisten. Daher besteht hier keinerlei besonders schnelle Entwicklung der Produktion (geringe Zahl von Kapitalisten).«451

Bucharins Formulierung »Daher besteht hier keinerlei besonders schnelle Entwicklung der Produktion« ist mißverständlich. Nicht nur wird die Entwicklung der Produktion nicht besonders schnell, sondern sie wird langsamer sein als in der "freien" kapitalistischen Wirtschaft mit ihren enormen produktiven Kapazitäten. Der staatskapitalistischen Wirtschaft droht Stagnation.

Es ist interessant zu sehen, daß Marx eine Stagnation der Produktion mit der Schrumpfung der Kapitalistenzahl auf eine bloße Handvoll in der ganzen Welt in Zusammenhang brachte.

»Die Profitrate«, schrieb er, »das heißt der verhältnismäßige Kapitalzuwachs, ist vor allem wichtig für alle neuen, sich selbständig gruppierenden Kapitalableger. Und sobald die Kapitalbildung ausschließlich in die Hände einiger weniger, fertigen Großkapitale fiele, für die die Masse des Profits die Rate aufwiegt, wäre überhaupt das belebende Feuer der Produktion erlöschen. Sie würde einschlummern.«452

Tugan-Baranowskis "Lösung"

Könnte es nicht eine kapitalistische Produktionsweise geben, in der einerseits ein hohes, ständig steigendes Produktionsniveau, gleichzeitig aber die gegenwärtige antagonistische Verteilungsweise herrscht? Man könnte etwa folgendes Modell konstruieren:

Jeder Anstieg der Arbeitsproduktivität wird von einem entsprechenden Anstieg der Produktion von Produktionsmitteln begleitet, während die Produktion von Konsumtionsmitteln nicht über die Zuwachsrate der Bevölkerung und des Verbrauchs der Kapitalistenklasse hinaus erweitert würde. Mit der Einführung technischer Neuerungen würden Kapital und Arbeiter von der Produktion von Konsumtionsmitteln in die Produktion von Produktionsmitteln verlagert: Mehr Menschen und mehr Kapital würden zur Herstellung von Maschinen eingesetzt, die wieder neue Maschinen erzeugen usw., während die Produktion von Konsumtionsmitteln mit der Erhöhung der Produktionskapazität der Gesellschaft nicht Schritt hält. Die Produktion kreist immer mehr in sich selbst, und der Markt, für den der Kapitalismus dann produzieren würde, läge innerhalb der Produktion selbst. Solange zwischen den beiden Wirtschaftssektoren die richtigen Relationen eingehalten werden, würde es zu keiner Überproduktionskrise kommen, wie gering die Kaufkraft der Massen auch sein mag.

So argumentierte der sozialistische, nicht-marxistische russische Ökonom Michail Tugan-Baranowski. Er schrieb:

»Die angeführten Schemata mußten zur Evidenz den an sich sehr einfachen Grundsatz beweisen, welcher aber bei ungenügendem Verständnis des Prozesses der Reproduktion des gesellschaftlichen Kapitals leicht Einwände hervorruft, nämlich den Grundsatz, daß die kapitalistische Produktion für sich selbst einen Markt schafft. Ist es nur möglich, die gesellschaftliche Produktion zu erweitern, reichen die Produktivkräfte dazu aus, so muß bei der proportionellen Einteilung der gesellschaftlichen Produktion auch die Nachfrage eine entsprechende Erweiterung erfahren, denn unter diesen Bedingungen repräsentiert jede neuproduzierte Ware eine neuerschienene Kaufkraft für die Erwerbung anderer Waren. Aus der Vergleichung der einfachen Reproduktion des gesellschaftlichen Kapitals mit dessen Reproduktion auf erweiterter Stufenleiter kann man den höchst wichtigen Schluß ziehen, daß in der kapitalistischen Wirtschaft die Nachfrage nach Waren vom Gesamtumfang der gesellschaftlichen Konsumtion in einem gewissen Sinne unabhängig ist: es kann der Gesamtumfang der gesellschaftlichen Konsumtion zurückgehen und zugleich die gesamte gesellschaftliche Nachfrage nach Waren wachsen, wie absurd das auch vom Standpunkt des "gesunden Menschenverstandes" erscheinen mag.«453

Danach kann nur eine Disproportion in der Expansionsrate der beiden Wirtschaftssektoren eine Krise auslösen:

»Ist ... die Ausdehnung der Produktion praktisch grenzenlos, so müssen wir die Ausdehnung des Marktes als ebenso grenzenlos annehmen, denn es gibt bei der proportionellen Einteilung der gesellschaftlichen Produktion nur die Ausdehnung des Marktes keine andere Schranke außer den Produktivkräften, über welche die Gesellschaft verfügt.«454

»Der technische Fortschritt gelangt darin zum Ausdruck, daß die Bedeutung der Arbeitsmittel, der Maschine, immer mehr, im Vergleich mit der lebendigen Arbeit, dem Arbeiter selbst, zunimmt. Die Produktionsmittel spielen eine immer größere Rolle im Produktionsprozeß und auf dem Weltmarkt. Der Arbeiter tritt gegenüber der Maschine in den Hintergrund, und zugleich tritt in den Hintergrund die aus der Konsumtion des Arbeiters entstehende Nachfrage, welche aus der produktiven Konsumtion der Produktionsmittel entsteht. Das ganze Getriebe der kapitalistischen Wirtschaft nimmt den Charakter eines gleichsam für sich selbst existierenden Mechanismus ein, in welchem die Konsumtion des Menschen als ein einfaches Moment des Prozesses der Reproduktion und der Zirkulation des Kapitals erscheint.«455

In einer anderen Schrift trieb Tugan-Baranowski den Gedanken auf die Spitze:

»Sind einmal alle Arbeiter bis auf einen einzigen verschwunden und durch Maschinen ersetzt, so wird dieser einzige Arbeiter die ungeheure Masse von Maschinen in Bewegung setzen und mit ihrer Hilfe neue Maschinen - und Konsumtionsmittel der Kapitalisten - herstellen. Die Arbeiterklasse wird verschwinden, was nicht im mindesten den Verwertungsprozeß des Kapitals stören wird. Die Kapitalisten werden keine geringere Masse von Konsumtionsmitteln bekommen, das gesamte hergestellte Produkt eines Jahres wird durch die Produktion und Konsumtion der Kapitalisten des folgenden Jahres verwertet und verbraucht. Wollen etwa die Kapitalisten ihre eigene Konsumtion einschränken, so bildet das keine Schwierigkeit: in diesem Falle wird auch die Produktion der Konsumtionsmittel der Kapitalisten teilweise aufhören und ein noch größerer Teil des gesellschaftlichen Produktes aus Produktionsmitteln bestehen, welche zur weiteren Ausdehnung der Produktion dienen werden. Es wird z. B. Eisen und Kohle hergestellt, die zu immer größerer Vermehrung der Produktion von Eisen und Kohle dienen werden. Die erweiterte Produktion von Eisen und Kohle jedes folgenden Jahres wird die zugenommene Masse der im abgelaufenen Jahre hergestellten Produkte verbrauchen und so ad infinitum, bis der Vorrat an nötigen Mineralien erschöpft wird.«456

Selbstverständlich besteht der Hauptpunkt seiner Analyse, wie er selber bemerkt, nicht in der

»ganz willkürliche(n) und der Wirklichkeit nicht im mindesten entsprechende(n) Annahme, daß die Ersetzung der Handarbeit durch maschinelle zur gewaltigen absoluten Abnahme der Arbeiterzahl führt ... sondern (in) dem Satz, daß bei der proportionellen Einteilung der gesellschaftlichen Produktion kein Rückgang der gesellschaftlichen Konsumtion) an sich imstande ist, ein überschüssiges Produkt zu erzeugen.«457

Tugan-Baranowskis "Lösung" ist deshalb im Privatkapitalismus unmöglich, weil die beiden Wirtschaftssektoren voneinander abhängig sind und sich der Austausch zwischen ihnen ungeplant vollzieht.

Im Kapitalismus werden sowohl Gebrauchswerte als auch Werte produziert. Ganz unabhängig von jeder bestimmten Wirtschaftsform, besteht der Zweck von Gebrauchswerten darin, menschliche Bedürfnisse zu befriedigen; dagegen ist "Akkumulation" das Ziel der Wertproduktion. Sie ist, wie Marx es ausdrückte,

»Eroberung der Welt des gesellschaftlichen Reichtumes. Sie dehnt mit der Masse des exploitierten Menschenmaterials zugleich die direkte und indirekte Herrschaft des Kapitalisten aus.«458

Obwohl der Gebrauchswert den Kapitalisten nur als Träger des Werts interessieren mag, und obwohl er die Konsumtion nur als Mittel und nicht als Zweck ansehen mag, ist das Mittel nichtsdestoweniger von lebenswichtiger Bedeutung, um das Ziel erreichen zu können.

»Die Konsumtion produziert die Produktion ... in dem die Konsumtion das Bedürfnis neuer Produktion schafft ... Ohne Bedürfnis keine Produktion. Aber die Konsumtion reproduziert das Bedürfnis.«459

Die Abhängigkeit der Akkumulation von der Konsumtion schließt ein, daß der Produktionsmittel produzierende Wirtschaftssektor von dem Konsumtionsmittel produzierenden Wirtschaftssektor abhängig ist. Im Privatkapitalismus stellt sich dieses Verhältnis ohne bewußte Planung her. Übersteigt das Kapitalgüterangebot die Nachfrage nach Kapitalgütern stärker als das Konsumgüterangebot die Nachfrage nach Konsumgütern, dann fällt relativ der Preis für Kapitalgüter. Die Profitrate geht daher in der Produktionsmittelindustrie zurück, während sie in der Konsumtionsmittelindustrie steigt. Dasselbe gilt für die Akkumulationsrate, die in der Produktionsmittelabteilung zurückgeht und in der Konsumtionsmittelabteilung ansteigt. Es kommt zu einem Kapitalstransfer von der ersten in die zweite  Abteilung,  bis  das  Gleichgewicht  zwischen  beiden  Abteilungen wiederhergestellt ist.

Voraussetzung für diesen Prozeß ist, daß die Warenpreise frei beweglich sind, daß das Kapital ungehindert von einer Abteilung in die andere fließen kann und daß die Löhne auf Grund des erhöhten Beschäftigungsgrades in der ersten Abteilung steigen, was eine wachsende Nachfrage nach Produkten der Konsumgüterindustrie auslöst.

Diese Faktoren lassen im Privatkapitalismus keine Tugan-Baranowskische "Lösung" zu. Trotzdem enthält das Modell vom kapitalistischen Standpunkt aus gesehen ein gesundes Element. Im Grunde stellt es die Verlängerung der Aufschwung- und Boomphase des Wirtschaftszyklus dar, in deren Verlauf die Akkumulation stärker zunimmt als die Konsumtion und die Produktion von Produktionsmitteln stärker anwächst als die von Konsumtionsmitteln. Für eine Reihe von Jahren kann die Akkumulation die Konsumtion weit übertreffen, ohne daß das wirtschaftliche Gleichgewicht gestört wird. Hinzu kommt, daß die Geschwindigkeit, mit der sich das fixe Kapital (Maschinen, Gebäude usw.) verschleißt, das Bindeglied zwischen Profit-, Akkumulations- und Beschäftigungszyklus bildet. Aus all dem läßt sich folgern, daß der Boom über den gewöhnlichen Zehn-Jahres-Zyklus hinaus anhalten würde, wenn ein Anstieg der Konsumgüterproduktion verhindert werden könnte, wobei aber gleichzeitig die Produktion von Kapitalgütern ständig zunimmt. Das ist im Staatskapitalismus möglich, da der Staat das gesamte gesellschaftliche Kapital besitzt und seine Bewegung zwischen den Wirtschaftsabteilungen lenken kann.

Ein weiterer Faktor, der im Privatkapitalismus die Wende vom Boom zur Krise auslöst, wird im Staatskapitalismus ausgeschaltet und ermöglicht für eine gewisse Zeit die Tugan-Baranowskische "Lösung". Im Privatkapitalismus führt eine hohe Profitrate zu rascher Akkumulation, hohem Beschäftigungsgrad und hohen Löhnen. Dieser Prozeß erreicht einen Punkt, an dem die Löhne so hoch sind, daß sie die Profitrate angreifen, die daraufhin steil abfällt und Akkumulation, Beschäftigung und Löhne mit sich hinabreißt.

Die Tatsache, daß die Arbeiter "frei" den Kaufpreis für ihre Arbeitskraft aushandeln können, sowie

»die relative Überbevölkerung ist der Hintergrund, worauf das Gesetz von Nachfrage und Zufuhr der Arbeit sich bewegt. Sie zwängt den Spielraum dieses Gesetzes in die der Exploitationsgier und Herrschsucht des Kapitals absolut zusagenden Schranken ein.«460

Unter einem totalitären staatskapitalistischen Regime können die Löhne, auch wenn es praktisch keine Überbevölkerung gibt und Vollbeschäftigung herrscht, sehr lange in den »der Exploitationsgier und Herrschsucht des Kapitals zusagenden Schranken« bleiben.

Die Tugan-Baranowskische "Lösung" ist deshalb in einem staatskapitalistischen System möglich, wenn dies im Vergleich zum Weltkapitalismus rückständig ist und sich durch Knappheit an Produktionsmitteln auszeichnet. Oberstes Gebot der Wirtschaft ist dann die Produktion von Maschinerie, um neue Maschinerie zu produzieren usw. Aber wird sich das staatskapitalistische System in dem Augenblick Überproduktionskrisen gegenübersehen, wenn es durch die Produktion von Produktionsmitteln gelingt, den Anschluß an das Produktionsniveau der übrigen Welt zu finden? Auf diese Frage kann man nur mit Bucharin antworten: daß die Ökonomie von diesem Augenblick an praktisch stagnieren wird.

Auf den ersten Blick scheint Bucharins Beschreibung des Verhältnisses von Staatskapitalismus und Überproduktionskrise das genaue Gegenteil der Tugan-Baranowskischen "Lösung" zu sein. In Tugan-Baranowskis Modell wächst die Akkumulation unabhängig vom Konsum, bei Bucharin verläuft sie parallel zur Entwicklung des Konsums und ist vom Konsum abhängig. Doch beide Theorien haben eins gemeinsam: sie weisen beide auf den fundamentalen Widerspruch zwischen Akkumulation und Konsumtion im Kapitalismus hin. Tugan-Baranowski behauptet, dieser Widerspruch sei lösbar, indem Akkumulation und Produktion vollkommen von der Konsumtion losgelöst werden; Bucharin sieht die Lösung in einer Anpassung von Akkumulation und Produktion an das Entwicklungstempo des Konsums. Der eine sagt, daß die Produktion ruhig wachsen kann und die Akkumulation davon nur profitieren wird; der andere argumentiert, eine rasche Akkumulation sei unmöglich, und die Produktion müsse sich daher verlangsamen. Die erste Argumentation spiegelt den Boom innerhalb des kapitalistischen Zyklus wider, die zweite die Krise. Bei beiden "Lösungen" bleibt der Arbeiter dem Kapital unterworfen.

Die Tugan-Baranowskische "Lösung" ist in einem staatskapitalistischen System eines rückständigen Landes möglich. Bucharins Beschreibung gilt für ein staatskapitalistisches System, dessen Produktion von Produktionsmitteln einen Sättigungspunkt erreicht hat. Das wäre ein Kapitalismus, der sich trotz scheinbarer Krisenfreiheit in einer Dauerkrise befände. Denn wenn die Produktion nicht stärker als die Nachfrage steigt, bleibt sie auf die Nachfrage beschränkt. Beide "Lösungen" sind Ausdruck des Widerspruchs zwischen Produktivkräften und kapitalistischen Produktions- bzw. Verteilungsverhältnissen.

Aber außer diesen beiden "Lösungen" gibt es einen dritten Weg, über den der Staatskapitalismus die Krise vermeiden kann: die Kriegswirtschaft.

Produktion und Konsumtion von Destruktionsmitteln

Nach Marx zeichnet sich der Konsum der Kapitalistenklasse vor allem dadurch aus, daß er keinen Teil des Reproduktionsprozesses bildet. Die "Konsumtion" von Produktionsmitteln (Wertminderung der Maschinerie usw.) führt zur Schaffung neuer Produktions- oder Konsumtionsmittel; der Konsum der Arbeiter reproduziert deren Arbeitskraft; nur die Produkte, die die Kapitalisten konsumieren, tragen absolut nichts für den neuen Produktionszyklus bei. Es gibt jedoch eine Form der Konsumtion, die zwar ebenfalls für den neuen Produktionszyklus nichts beisteuert, trotzdem aber ein Mittel darstellt, neues Kapital und neue Akkumulationsmöglichkeiten zu erschließen, um »die Welt des gesellschaftlichen Reichtums zu erobern und die Masse des exploitierten Menschenmaterials auszudehnen«. Das ist die Kriegsproduktion.

Wie die Überproduktionskrise läßt die Kriegswirtschaft, die ein wesentlicher Bestandteil des Kapitalismus ist, die Hindernisse der kapitalistischen Produktionsweise, die im System selbst angelegt sind, deutlich hervortreten. Darüber hinaus führt der kapitalistische Krieg nicht nur zu einem Akkumulationsstop und zur Zerstörung von Kapital in einem Ausmaß, daß eine erneute Akkumulation möglich ist; vielmehr droht infolge solcher Zerstörung die vollständige Negation des Kapitalismus und der Rückfall in die Barbarei.

Trotz oberflächlicher Ähnlichkeiten bilden Kriegswirtschaft und sozialistische Wirtschaft zwei entgegengesetzte Pole. In der Kriegswirtschaft wie in der sozialistischen Wirtschaft übernimmt der Staat die Kontrolle der Wirtschaft und plant Produktion und Verteilung. In beiden herrscht Höchstproduktion. Aber solange die Verteilungsverhältnisse antagonistisch sind und eine erneute Akkumulation durch die enorme Akkumulation der Vergangenheit behindert wird, ist ein Produktionsmaximum nur zu erreichen, wenn ein großer Teil des Sozialprodukts nicht in den Austausch geht, das heißt nicht als Tauschwert produziert wird, sondern als Gebrauchswert. In einer sozialistischen Wirtschaft besteht das Ziel der Produktion in der Herstellung von Gebrauchswerten. Das ist auch in einer Kriegswirtschaft das Hauptziel. Nur werden in einer sozialistischen Wirtschaft solche Gebrauchswerte erzeugt, die die Menschen wirklich brauchen, während die Gebrauchswerte der Kriegswirtschaft aus Waffen, militärischer Ausrüstung und Kriegsvorräten bestehen, die gegen die Interessen der Menschen gerichtet sind.

Nicht eine Überproduktions-, sondern eine Unterproduktionskrise ist die unvermeidliche Begleiterscheinung der Kriegswirtschaft, da die Güternachfrage die Produktionskapazität der Wirtschaft übertrifft. Mit der Unterproduktionskrise kommt es immer zu einer mehr oder weniger schweren Inflation.

Bisher haben Kriegsvorbereitungen und Krieg für den russischen Staatskapitalismus ein so großes Gewicht, daß er sich noch nicht mit Bucharins "Lösung" konfrontiert sah. Soweit die Wirtschaft nicht auf die Produktion von Destruktions-, sondern von Produktionsmitteln ausgerichtet ist, die ihrerseits neue Produktionsmittel erzeugen usw., folgt sie der Tugan-Baranowskischen "Lösung". In jedem Fall bleibt die Produktion von Konsumtionsmitteln hinter der Produktion von Kriegsmaterial und Kapitalgütern weit zurück.

Angesichts der heutigen Weltlage scheint es, als sei die Kriegswirtschaft der einzige Ausweg für die russische Bürokratie bis zu dem Zeitpunkt hin, wo entweder Sozialismus oder Barbarei eine "Lösung" der dem Kapitalismus traditioneller oder staatlicher Natur - innewohnenden Widersprüche überflüssig machen wird.

9. Kapitel: Die imperialistische Expansion Rußland

Weltreiche gab es schon vor dem monopolistischen Stadium des Kapitalismus, ja bevor der Kapitalismus überhaupt existierte. Jedoch hat der Imperialismus in einer jeden Epoche unterschiedliche Triebkräfte und unterschiedliche Folgen. Die Verwendung ein und desselben Begriffs zur Kennzeichnung ganz verschiedener Erscheinungen kann deshalb unter Umständen mehr Verwirrung als Klarheit stiften. Lenin verwandte den Begriff für das höchste Entwicklungsstadium des Kapitalismus, für den niedergehenden Kapitalismus, bei dem die proletarische Revolution auf der Tagesordnung steht. Doch selbst die Weltreiche ein und derselben Geschichtsperiode haben sehr verschiedenen Charakter. Sinowjew schreibt in seinem Artikel "Was ist Imperialismus?":

»Wenn wir das tun (wenn wir definieren, was der moderne Imperialismus tatsächlich ist), dürfen wir nicht vergessen, daß es verschiedene Typen des Imperialismus gibt. Der englische Imperialismus unterscheidet sich vom deutschen usw.; es gibt einen europäischen, einen asiatischen und einen amerikanischen Imperialismus; es gibt einen weißen und einen gelben Imperialismus. Der japanische Imperialismus ähnelt nicht dem französischen Typ. Der russische Imperialismus ist eine ziemlich einzigartige Erscheinung, da er ein rückständiger Imperialismus ist (man kann ihn nicht einmal mehr asiatisch nennen), der sich auf einer außerordentlich rückständigen Grundlage entfaltet.«461

Hält man sich an Lenins Imperialismusbegriff, dann scheint es falsch, das zaristische Rußland als imperialistisch zu bezeichnen; denn nach Lenin besteht das typische Merkmal des Imperialismus in der Suche nach Gebieten für den Kapitalexport, während das typische Merkmal des Frühkapitalismus die Suche nach Märkten war. Aber alle Marxisten, einschließlich Lenin und Trotzki, nannten das zaristische Rußland imperialistisch. Und sie hatten recht. Denn im Zusammenhang der Weltwirtschaft und angesichts der zwischen Rußland und den hochentwickelten Ländern herrschenden Beziehungen - und beides gehört zu den Definitionskriterien - war das zaristische Rußland imperialistisch im Leninschen Sinne. Lenins Imperialismusbegriff nennt die folgenden 5 grundlegenden Merkmale:

»1.	Konzentration der Produktion und des Kapitals, die eine so hohe Entwicklungsstufe erreicht hat, daß sie Monopole schafft, die im Wirtschaftsleben die entscheidende Rolle spielen;

2.	Verschmelzung des Bankkapitals mit dem Industriekapital und Entstehung einer Finanzoligarchie auf der Basis dieses "Finanzkapitals";

3.	der Kapitalexport, im Unterschied zum Warenexport, gewinnt besonders wichtige Bedeutung;

4.	es bilden sich internationale monopolistische Kapitalistenverbände, die die Welt unter sich teilen, und

5.	die territoriale Aufteilung der Erde unter die kapitalistischen Großmächte ist beendet.«462

Für den Staatskapitalismus trifft sicherlich das erste Merkmal zu, da er aus einem einzigen allgemeinen staatlichen Monopol besteht. Was das zweite Merkmal betrifft, so erreicht die Verschmelzung von Bank- und Industriekapital die höchste Stufe, wenn der Staat Industrie- und Bankkapitalist zugleich ist. Was das vierte Merkmal angeht, so zwingt die wachsende Konkurrenz zwischen den imperialistischen Mächten den Staat - besonders deutlich in Deutschland und Japan -, den internationalen kapitalistischen Monopolen zuvorzukommen. Ganz offensichtlich ist es fast ausgeschlossen, daß ein internationales kapitalistisches Monopol in eine staatskapitalistische Wirtschaft mit ökonomischen Mitteln eindringt. (Natürlich sind einige ausländische Konzessionen vorstellbar.) Das dritte und das fünfte Merkmal, also die Bedeutung des Kapitalexports und der territorialen Aufteilung der Erde für den russischen Staatskapitalismus, müssen näher erläutert werden.

Das Beispiel des japanischen Imperialismus

Abgesehen vom stalinistischen Rußland war Japan das Land auf der Welt mit dem höchsten Zentralisationsgrad des Kapitals. Man hat geschätzt, daß die "Großen Vier" Zaibatsu (Familien-Monopol-Unternehmen) 60% des investierten Kapitals aller japanischen Aktiengesellschaften kontrollierten; die Mitsui-Gruppe soll allein 25 % des gesamten Aktienkapitals kontrolliert haben. 1938 verfügten die sechs größten Zaibatsus über 57% aller bei Banken, Treuhandgesellschaften und Versicherungsgesellschaften deponierten Guthaben (im Vergleich zu 45% im Jahr 1929).

(Das gibt einen Hinweis darauf, warum es theoretisch nicht ausgeschlossen ist, daß sich das gesamte nationale Kapital in der Hand eines Trusts konzentriert; allerdings besteht kein Grund zu der Annahme, daß das praktisch geschehen könnte.)

Doch obwohl die Zentralisation des Kapitals in Japan höher ist als in irgendeinem anderen kapitalistischen Lande, ausgenommen das stalinistische Rußland, bleiben die Produktivkräfte Japans weit hinter denen der westlichen Länder zurück. Diese Verbindung aus hochzentralisiertem Kapital und großer Rückständigkeit des Landes insgesamt erklärt den besonderen Charakter des japanischen Imperialismus. Dieser unterscheidet ihn von anderen Imperialismen, macht ihn aber dem Stalinschen Imperialismus in vielerlei Hinsicht sehr ähnlich. Ein Abriß der besonderen Merkmale des japanischen Imperialismus ist deshalb recht nützlich, um einige Aspekte des stalinistischen Imperialismus zu klären.

Die Industrieproduktion Japans stieg in diesem Jahrhundert rapide an. In den Jahren 1913-1928 waren die Zuwachsraten dreimal so hoch wie die Englands in der Zeit zwischen 1860 und 1913; das bedeutete, daß Japan durchschnittlich jedes Jahr 6% mehr als im jeweiligen Vorjahr produzierte. Zwischen 1927 und 1936 stieg die japanische Industrieproduktion um fast 100%. E.B. Schumpeter konnte zu Recht feststellen:

»Man kann nicht mehr behaupten, wie ein sorgfältiger und gut informierter Autor das 1930 tat, daß Japan auf Grund mangelnder Öl- und Eisenvorräte, die in Kriegs- und Friedenszeiten unentbehrlich sind, nie eine bedeutende Industrienation werden könnte. Japan ist eine bedeutende Industrienation geworden. Der Aufstieg der Schwerindustrie war das hervorstechendste Merkmal der letzten Jahre. Vor der Depression waren die Textil-, Keramik-, Papier- und Lebensmittel verarbeitenden Industrien vorherrschend. 1935 entfiel dagegen knapp die Hälfte, 1937 55% und 1938 61 % des Gesamtwerts der Industrieproduktion auf Metall-, Chemie-, technische und Maschinenbauprodukte. Das hieß, daß Japan seine Schiffe und viele seiner Flugzeuge selbst baute, Autos und Einzelteile dagegen importierte. Für einen großen Teil seines Stahl-, Düngemittel-, Waffen-, Munitions- und Maschinenbedarfs war Japan nicht mehr von der Außenwelt abhängig, wenngleich es nach wie vor einen bedeutenden Teil der für diese Produktion notwendigen Rohstoffe einführen mußte; seit 1937 hat Japan große Anstrengungen unternommen, um die Rohstoffvorkommen des Yen-Blocks und angrenzender Regionen im Pazifik-Gebiet zu entwickeln. «463

Zwischen 1920 und 1930 stieg die Roheisenproduktion um das Vierfache, die Stahlproduktion um das Achtfache, und die Kilowatt-Kapazität der Elektrizitätswerke erhöhte sich um das 5½fache. Der Hauptzuwachs der Industrieproduktion entfiel auf den Produktionsmittelsektor. Der Wert der Chemie-, Metall- und Maschinenproduktion stieg von 2 Mrd. Yen 1926 auf mehr als 9 Mrd. Yen 1937, d.h. um das 4½fache. Der Produktionsausstoß aller anderen Industrien stieg von rund 5,15 Mrd. Yen auf 7,42 Mrd., nahm also um 44% zu. Im gleichen Zeitraum stiegen die Preise um 40%, so daß man schließen kann, daß sich die Produktion von Produktionsmitteln verdreifachte, während die Produktion von Verbrauchsgütern unverändert blieb.

Während des rapiden industriellen Aufstiegs Japans, der das Ergebnis seiner allgemeinen Rückständigkeit einerseits und seiner hohen Kapitalkonzentration andererseits war, gab es kein "überflüssiges" Kapital, und die Profitrate blieb hoch. Ein anderer wichtiger Faktor, der diese hohe Profitrate ermöglichte, war das extrem niedrige Lohnniveau.

»Die durchschnittlichen Konzerngewinne betrugen 1936/37 zwischen 16 und 20% des eingezahlten Kapitals. Die Dividenden lagen bei durchschnittlich 8-9%.«464

Angesichts dieser Tatsachen wäre es falsch zu behaupten, der japanische Imperialismus habe nach Möglichkeiten zur Kapitalanlage gesucht aufgrund von Kapital"überfluß" sowie einer niedrigen Profitrate in Japan selbst. Daß die Profitrate hoch war und Japan nicht an Kapitalüberfluß, sondern an Kapitalmangel litt, ist jedoch nur Ausdruck seiner Rückständigkeit. Das hatte eine sehr interessante dialektische Entwicklung zur Folge: Gerade die Rückständigkeit trieb Japan zum Kapitalexport in größtem Maßstab und zur Eroberung eines riesigen Weltreichs. Mit den Worten Fritz Sternbergs:

»England wie Frankreich waren, als sie ihre imperialistischen Empire organisierten, führende Industriestaaten. Für sie spielten ihre Kolonialreiche niemals die Rolle, durch eigene industrielle Entwicklung die Position der Mutterländer zu stärken.

Japan war in einer völlig anderen Position. Das Ziel des japanischen Kapitalismus, der sich später entwickelte als der der großen europäischen Industriestaaten, war, ein Entwicklungstempo zu organisieren, das den Abstand zu ihnen verringerte, so daß Japan allmählich mindestens ebenso stark werden sollte wie die älteren kapitalistischen Staaten, sie sogar, wenn möglich, überholen sollte.«465

Japans gewaltiger Kapitalexport konzentrierte sich vor allem auf die Mandschurei, die bis zum chinesisch-japanischen Krieg Japans einzige bedeutende Kolonie war.







Japanische Investitionen in der Mandschurei466:

(in Millionen Yen)



1932			  97,2		1937		   348,3�1933			151,2		1938		   439,5�1934			271,7		1939		1.103,7�1935			378,6		1940-1943		2.340,0�1936			263,0



Der Fünf-Jahres-Plan für die Mandschurei (1937-1941) sah zunächst Investitionen im Wert von 2,8 Milliarden Yen und später von 6 Mrd. Yen vor. Infolge der Kapitalknappheit und auf Grund des Mangels an qualifizierten Arbeitskräften konnte diese Ziffer nicht erreicht werden. Die Investitionen erreichten die Planziele in der festgesetzten Planperiode nur zur Hälfte. Sie bewirkten trotzdem einen sehr hohen Produktionsanstieg, wie die folgende Tabelle zeigt:



Ausstoß einiger Produkte der Mandschurei467



		Kohle		Eisenerz		Roheisen     	Elektrizität�Jahr		(Millionen t)	(Millionen t)	(tausend  t)  	(Millionen  kwh)

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                       

1932		7,1		0,7		   368,2		   593�1936		13,6		1,3		   633,4		1.351�1940		21,0		-		1.061,2		3.250�1944		30,0		5,3 (1943)	1.174,8		-

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                       

Die 1935 aufgebaute Stahlindustrie produzierte bereits nach wenigen Jahren jährlich mehr als 1 Million Tonnen Stahl. Maschinenfabriken wurden errichtet, die den größten Teil der Maschinenausrüstung der Mandschurischen Industrie herstellten. 1939 baute Japan eine Autoindustrie auf, die mehr als 100.000 Arbeiter beschäftigen sollte. Dazu kam eine große Flugzeugfabrik; der Schiffsbau wurde in Angriff genommen. Zwischen 1932 und 1943 wuchs das Eisenbahnnetz der Mandschurei um fast das Dreifache und übertraf das gesamte Streckennetz Chinas.

Sternberg bemerkte dazu:

»In den zehn Jahren von 1931 bis 1941, in denen Japan die Industrialisierung der Mandschurei forderte, hat es dort bei einer Bevölkerung, die etwa 10% der von Britisch-Indien ausmacht, ebensoviel Industrie, wenn nicht mehr, geschaffen, als die Engländer in einem Jahrhundert in Indien ... es ist eben das Charakteristische, daß seine bestimmten historischen Bedingungen den japanischen Kapitalismus veranlaßten, die Industrialisierung in seinem Empire zu forcieren, während andere historische Bedingungen die europäischen Imperialisten veranlaßten, die Industrialisierung in ihren Weltreichen zu stoppen bzw. zu verlangsamen.«468

Die Industrialisierung der Mandschurei blieb nicht der blinden Aktivität verschiedener japanischer Unternehmen überlassen, sondern wurde planmäßig von gemischten Gesellschaften durchgeführt, an denen die Monopole und der Staat beteiligt waren. Diese Organisationsform erschien als notwendige Voraussetzung für eine rasche Industrialisierung.

Die Expansionsmotive der russischen Bürokratie

Die Privilegien der russischen Bürokratie sind wie die der Bourgeoisie an den unaufhörlichen Fortgang der Akkumulation gebunden. Der russische Staatskapitalismus unterscheidet sich allerdings auf seiner "Tugan-Baranowskischen Entwicklungsstufe" von den westlichen Kapitalisten darin, daß er keineswegs an Kapital"überfluß" leidet, d.h. unter jener Einschränkung der Akkumulationsmöglichkeiten, die in privatkapitalistischen Ländern durch die antagonistische Verteilungsweise hervorgerufen wird. Ebensowenig bedrohen Lohnerhöhungen seine Profitrate. In dieser Hinsicht ähnelt der russische Staatskapitalismus eher dem japanischen Imperialismus vor dessen Niederlage im zweiten Weltkrieg als den westlichen imperialistischen Ländern. Da in Rußland nahezu alle Produktionsmittel dem Staat gehören, stellt sich die industrielle Entwicklung der russischen Kolonialgebiete, das heißt der Gebiete der von der russischen Bürokratie unterdrückten Nationen, als direkter Bestandteil der industriellen Entwicklung Rußlands selber dar. Der japanische Staat betrachtete die Mandschurei als »Erweiterung des Mutterlandes«. Das gleiche gilt für den stalinistischen Staat hinsichtlich der Ukraine, des Kaukasus, Bulgariens, Rumäniens usw.; auf Grund seiner ökonomischen Monopolstellung wird Rußland die Entwicklung dieser Gebiete noch wirksamer vorantreiben als der japanische Imperialismus die Entwicklung der Mandschurei. Aus der Sicht des japanischen Imperialismus war die Entwicklung der Mandschurei notwendig, um den Abstand zu den fortgeschrittenen westlichen Mächten zu überbrücken. Aus dem gleichen Grunde wird die stalinistische Bürokratie zu einer imperialistischen Politik getrieben.

Dieselbe relative Rückständigkeit treibt Rußland dazu, in den Ländern der unterdrückten Nationen Industrien aufzubauen und - als Kehrseite der Medaille - Kapital zu rauben, wo immer das möglich ist. Auch der japanische Imperialismus plünderte China im großen Maßstab. Ähnlich auch der deutsche Imperialismus:

»In den eroberten Gebieten haben deutsche Unternehmen das Vermögen einheimischer Konzerne nicht mit Hilfe gewöhnlicher Geschäftsmethoden übernommen, sondern gestützt auf das Recht des Eroberers.«469

Das stalinistische Rußland plünderte die osteuropäischen Länder und die Mandschurei. Das geschah durch die Überführung von Fabriken nach Rußland und - wie unter der imperialistischen Herrschaft Nazi-Deutschlands - durch den Abschluß ruinöser Handelsabkommen mit seinen Vasallen.

Der japanische und deutsche Monopolkapitalismus wie der russische Staatskapitalismus zeichnen sich daher durch ein Merkmal aus, das für die Periode der ursprünglichen Akkumulation des Kapitals charakteristisch war: die Ununterscheidbarkeit von Handel und Raub. Wenn Alfred Marshall über jene Zeit sagen konnte, daß »Zucker und Silber selten ohne einen Blutfleck nach Europa gelangten«, so klebt an dem heute geplünderten Eigentum noch viel mehr Blut; und nicht Silber und Zucker werden geraubt, sondern Produktionsmittel.

Ein anderer Faktor, der Rußland zur Expansion trieb, ist der Bedarf an zusätzlichen Arbeitskräften. In hochentwickelten Ländern stellt der Kapitalexport eine Reaktion auf Lohnsteigerungen dar, die die Profitrate beschneiden. Er wird in Gebiete gelenkt, in denen die Arbeitskraft billig ist und daher mit der gleichen Kapitalmenge eine größere Arbeitsmenge ausgebeutet werden kann. Dasselbe Resultat erzielte Nazi-Deutschland auf andere Art und Weise dadurch, daß es Millionen Arbeiter aus den eroberten Ländern, besonders im Osten, nach Deutschland verschleppte. jedoch gibt es in Europa keine billigere Arbeitskraft als die des russischen Arbeiters, besonders des Sklavenarbeiters; daher kann die russische Annexion neuer Gebiete nicht vom Bedürfnis nach billigeren Arbeitskräften diktiert sein, sehr wohl aber vom Bedürfnis nach zusätzlichen Arbeitskräften. Obwohl die Pro-Kopf-Kapitalausstattung in Rußland sehr niedrig ist, leidet Rußland noch immer unter Arbeitskräftemangel. Das läßt sich durch den auf Grund des Kapitalmangels verschwenderischen Gebrauch der Arbeitskraft erklären; Kapitalmangel und Arbeitskräftemangel gehen daher Hand in Hand, sie sind auch der Grund für die Sklavenarbeit und die niedrige Produktivität in der Landwirtschaft. Jeder Faktor, der die Arbeitsproduktivität behindert - einschließlich der Bürokratie - steigert die Verschwendung von Arbeitskraft. So hält es die Regierung trotz der riesenhaften Bevölkerung Rußlands für nötig, durch Sondermaßnahmen wie das Abtreibungsverbot, Sonderabgaben für Junggesellen und Prämien für kinderreiche Familien das Bevölkerungswachstum zu fördern. Dadurch kommt ein Teufelskreis in Gang: der Kapitalmangel führt zur Verschwendung von Arbeitskraft, was umgekehrt wieder die Akkumulation von Kapital in ausreichenden Mengen erschwert usw. Die Einbeziehung der 100-Millionen-Bevölkerung der osteuropäischen Länder stellt deshalb ein wichtiges Motiv für die Expansion des russischen Imperialismus dar und das Gegenstück zum Kapitalexport hochentwickelter kapitalistischer Länder. Strategische Überlegungen bilden ein weiteres Motiv für die Expansion des stalinistischen Rußland.

Bilanz der imperialistischen Expansion - die russische Einverleibung Osteuropas470

Die traditionellen imperialistischen Länder beuteten ihre Kolonien auf drei verschiedene Arten aus: sie kauften die Produkte der Kolonien zu niedrigen Preisen; sie verkauften die Produkte der "Mutterländer" an die Kolonien zu hohen Preisen, und sie bauten Unternehmen auf, die den Kapitalisten der "Mutterländer" gehörten und die "Eingeborene" beschäftigten. Der russische Staatskapitalismus bedient sich derselben drei Methoden zur Ausbeutung seiner Kolonien. Wie sah das unter Stalin aus?

Aus zahlreichen Statistiken geht hervor, daß Rußland für die Güter, die es von seinen Satelliten kauft, sehr niedrige Preise bezahlt. Einige Beispiele können das verdeutlichen: Das russisch-polnische Abkommen vom 16. August 1945 legte fest, daß Polen von 1946 an folgende Kohlemengen zu einem Sonderpreis (angeblich 2 Dollar pro Tonne) an Rußland liefern mußte: 1946: 8 Millionen t; von 1947-1950 Jährlich 13 Millionen t und danach bis zum Ende der Besetzung Deutschlands jährlich 12 Millionen t. Die Kohle wird mit russischen Produkten bezahlt, aber in Form von Reparationen, die Rußland aus Deutschland herauszieht. Soweit bekannt ist, bekam Polen überhaupt nichts. Aber wie dem auch sei: auch bei 12-13 Millionen t Kohle zum Preis von 2 Dollar pro t streicht Rußland bei einem Weltmarktpreis von 12-15 Dollar pro t Kohle einen Nettoprofit von 10-14 Dollar pro t oder insgesamt 120-180 Millionen Dollar pro Jahr ein (eine Summe, vergleichbar mit den höchsten jährlichen Profiten, die die englischen Kapitalisten aus ihren indischen Investitionen zogen).

Am 31. März 1949 schrieb die jugoslawische Tageszeitung "Borba", daß während der "Flitterwochen" zwischen Stalin und Tito eine Tonne Molybdän, deren Herstellung Jugoslawien 500.000 Dinar kostete, für 45.000 Dinar an Rußland verkauft wurde (Molybdän wird zur Stahlerzeugung gebraucht).

Die früheren Bata-Unternehmen in der Tschechoslowakei mußten an Rußland Schuhe (deren Leder aus Rußland stammte) zum Preis von 170 tschechischen Kronen liefern, obwohl der tatsächliche Kostenpreis pro Paar bei 300 Kronen lag. Der bulgarische Tabak stellt einen besonders empörenden Fall imperialistischer Ausbeutung dar: Rußland kaufte ihn für einen halben Dollar und verkaufte ihn für 1½-2 Dollar in Westeuropa471. Was für Rußlands Handelsbeziehungen mit seinen europäischen Satelliten kennzeichnend ist, gilt auch für seine Handelsbeziehungen mit China. Chinesische Schweineborsten und chinesisches Tungöl, die einen beträchtlichen Teil der chinesischen Exporte ausmachen, werden  gegenwärtig  [1955 d. Hg.] auf westeuropäischen Märkten zu Preisen gehandelt, die unter denen in Schanghai und Tientsin, den Hauptexporthäfen für diese Produkte, liegen. Rußland ist der exklusive Verkaufsagent für chinesische Produkte auf westlichen Märkten. Wenn Rußland es sich leisten kann, die Produkte zu Preisen zu verkaufen, die unter denen in China selbst liegen - und es steht außer Frage, daß Rußland bei dieser Transaktion Profit macht -, dann muß es extrem niedrige Einkaufswerte zahlen. Das erklärt jedenfalls teilweise, warum China solche Anstrengungen unternimmt, direkte Handelsbeziehungen zum Westen zu schaffen und so den russischen Zwischenhandel auszuschalten.

Soweit nur, was die Unterbezahlung betrifft. Was die überhöhten Preise angeht, die die Satelliten für russische Produkte zahlen müssen, sprechen folgende Beispiele eine deutliche Sprache. Rußland fordert von China für seine Waren viel höhere Preise, als sie z.B. von Händlern aus dem kapitalistischen Westen im nahegelegenen Hongkong verlangt werden. So wurde zum Beispiel ein russischer Vier-Tonnen-Lastwagen des Typs Zis für umgerechnet 50.000 Hongkong-Dollar verkauft, wohingegen ein vergleichbarer Sechstonner westlicher Herkunft in Hongkong für 15.000 Hongkong Dollar zu haben ist. Über Rußland importiertes tschechoslowakisches Sacharin wird in Tientsin für umgerechnet 106,40 Hongkong Dollar pro Pfund verkauft, während deutsches Sacharin der gleichen Qualität in Hongkong für 6½ Hongkong Dollar angeboten wird.472

Die Errichtung von in russischem Besitz befindlichen Unternehmen in Osteuropa enthüllt die dritte Methode kapitalistischer Ausbeutung, die Rußland anwendet: nämlich die Ausbeutung "Eingeborener", die in Unternehmen beschäftigt sind, die ausländischem Kapital gehören.

In der russischen Besatzungszone Deutschlands überführte der russische Staat sofort ungefähr ein Drittel der Industrie in sein Eigentum. Besitzer sind die sogenannten Sowjetischen Aktiengesellschaften (SAG). Ihre Bedeutung ist sehr groß. Fast alle großen Unternehmen sind in ihrer Hand. Jede SAG beschäftigte 1950 durchschnittlich 2.400 Arbeiter; vergleichsweise arbeiteten in den VEB (den sogenannten "volkseigenen Betrieben" der DDR) durchschnittlich 139-146 und in der Privatindustrie ungefähr 10 Beschäftigte.

Die Bedeutung der SAGen tritt noch stärker hervor, wenn man berücksichtigt, daß sie die gesamte Schwerindustrie kontrollierten. In den SAGen produzierten die deutschen Arbeiter Mehrwert, der von der russischen Bürokratie angeeignet wurde.

In Rumänien, Ungarn und Bulgarien bestehen gemischte Gesellschaften, an denen Rußland zu 50% beteiligt ist, die aber in Wirklichkeit voll unter russischer Kontrolle stehen. Eine solche Gesellschaft kontrolliert zum Beispiel in Rumänien die reichsten Ölfelder; andere kontrollieren die Stahl- und Maschinenbauindustrie, den Bergbau, die Werft-, Luftfahrt- und Baustoffindustrie, die Holz-, Chemie- und Traktorenproduktion, die Ausbeutung natürlicher Gasvorkommen, Banken, Versicherungsgesellschaften usw. - alles in allem mehr als die Hälfte der rumänischen Industrie und des rumänischen Transport-, Banken- und Versicherungswesens. Auch in Ungarn und Bulgarien bestehen gemischte Gesellschaften, allerdings ist ihre Bedeutung weit geringer.

Ist das nicht ein klarer Fall kolonialer Ausbeutung, wenn die Hälfte der Profite der gemischten Gesellschaften nach Rußland fließt, wo doch alle dort beschäftigten Arbeiter "Eingeborene" sind?

Moskaus Verwaltungsmacht über nicht-russische Bevölkerungsteile in der UdSSR

Nur rund die Hälfte der Bevölkerung der UdSSR besteht aus Russen. Auf dem Papier sind die verschiedenen Sowjetrepubliken souverän. Der sowjetische Staatsapparat ist zwar nach föderativen Prinzipien organisiert, doch die kommunistische Partei der Sowjetunion, »der führende Kern aller öffentlichen und staatlichen Organisationen der Werktätigen« (Art. 126 der Sowjetverfassung) ist keine Föderation selbständiger Parteien, sondern eine vereinte zentralisierte Partei mit einem einzigen Zentralkomitee, das für die gesamte Parteiarbeit im Territorium der UdSSR zuständig ist.473

Die kommunistischen Parteien der Republiken sind ihrerseits nichts anderes als regionale Organisationen der KPdSU. Sie führen alle Direktiven der höheren Parteiorgane nach dem Prinzip des "demokratischen Zentralismus" durch, das für Partei- wie für Regierungsorganisationen gilt.

Schon 1923 erklärte der georgische Delegierte Makharadze in einer Rede auf dem 12. Kongreß der russischen kommunistischen Partei zur Lage der nicht-russischen Sowjetrepubliken mit aller Deutlichkeit:

»Es ist hier von unabhängigen und souveränen Republiken die Rede gewesen. In bezug auf diesen Punkt ist größte Vorsicht geboten, um Übertreibungen jeder Art zu vermeiden. Genossen, uns allen ist klar, was für eine Art Souveränität, was für eine Art Unabhängigkeit gemeint ist. Schließlich haben wir eine einzige Partei, ein einziges Zentralorgan, das letztendlich für alle Republiken, sogar für all die winzigen Republiken, absolut alles entscheidet, von allgemeinen Direktiven bis hin zum Recht, die verantwortlichen Führer in dieser oder jener Republik zu ernennen - all das wird von diesem einen Organ abgeleitet; unter diesen Bedingungen von Souveränität und Unabhängigkeit zu reden, ist eine wirklich außerordentlich unverständliche Behauptung.«474

Die mächtigsten Personen der nationalen Republiken werden von Moskau durch die »Abteilung Parteiorgane für die Republiken der Union« des Zentralkomitees ernannt. In allen fünf zentralasiatischen Republiken ist der Polizeichef (Vorsitzender des Komitees für Staatssicherheit) ein Russe oder Ukrainer. Das gleiche trifft für den Obersten Staatsanwalt zu, den dem Gesetz nach höchsten Beamten, der laut Verfassung nur Moskau verantwortlich ist und keiner Kontrolle irgendeines Republikorgans untersteht.

Dasselbe gilt auch für die Militärkommandanten der bedeutendsten Hauptstädte. Darüber hinaus wird gewöhnlich jedem asiatischen Beamten ein europäischer Stellvertreter zugeordnet. Unter Stalin waren dementsprechend die zweiten Sekretäre aller Parteizentralkomitees und viele stellvertretende Ministerpräsidenten und stellvertretende Minister der zentralasiatischen Republiken Europäer.

Abgesehen von der rein formalen Natur ihrer "Souveränität" wird die Unabhängigkeit der nicht-russischen Republiken weitgehend durch die zentralisierte Wirtschaftsplanung eingeengt, über die der Kreml finanzielle Regelungen, Wirtschaftspläne usw. für die gesamte UdSSR vorschreibt.

Russifizierung

Durch einen Erlaß vom 13. März 1938 wurde Russisch-Unterricht für alle Schulen nationaler Minderheiten obligatorisch. Eine Folge des Erlasses war die Revision der bis dahin anerkannten Lateinisierungspolitik. In den zwanziger Jahren wurden das arabische und das mongolische Alphabet wie andere Alphabete der nicht-russischen Völker der UdSSR durch das lateinische Alphabet ersetzt. In den Jahren 1938-1940 mußten alle Nationalitäten, die vorher das lateinische Alphabet benutzt hatten, das russische (kyrillische) Alphabet übernehmen. (Für Armenier, Georgier und Juden sowie für Volksstämme, die das lateinische Alphabet bereits vor der Lateinisierungswelle benutzt hatten, wie die Letten, Litauer, Esten und Finnen, wurden allerdings einige Ausnahmen gemacht.)

Die stalinistische Sprachwissenschaft russifizierte die Sprachen der Sowjetunion. Durch die weitgehende Einführung russischer Wörter und die Säuberung dieser Sprachen von Elementen, die sie mit Sprachen außerhalb der UdSSR gemeinsam hatten, wurde ihr Satzbau und ihre Rechtschreibung verändert. Arabische, türkische und persische Wörter wurden durch russische ersetzt. Selbst dort, wo das eingeführte russische Wort ursprünglich westeuropäischen Sprachen entlehnt war, mußten die zentralasiatischen Völker diese Wörter in der russischen Umformung, der russischen Schreibweise und Aussprache, akzeptieren. So konnte anhand einer Auswahl usbekischer Zeitungen festgestellt werden, daß der Prozentsatz arabischer und persischer Wörter von 37,4% 1923 auf 25% 1940 zurückgegangen war, während der Prozentsatz russischer Wörter von 2 auf 15% gestiegen war.475

Der nicht-russischen Bevölkerung wird recht unverblümt klargemacht, daß die gute Kenntnis der russischen Sprache ein unabdingbarer Passierschein für höhere Posten ist:

»Wer die Sprache des großrussischen Volkes nicht einwandfrei beherrscht, kann eine höhere Ausbildungsstätte nicht erfolgreich durchlaufen und kein vollwertiger Sowjet-Spezialist werden.«476

Tatsächlich deckt sich die Spaltung zwischen den Kindern, die die russische Schule besuchen, und den Kindern, die die nationalen Schulen besuchen, weitgehend mit der Klassenspaltung in den nationalen Republiken zwischen der Bürokratie auf der einen und den Arbeitern und Bauern auf der anderen Seite. So heißt es zum Beispiel:

»In der russischen 10-Jahres-Schule in Alma Ata waren alle befragten kasachischen Kinder (etwa 25) Kinder von Akademikern, die zu Hause russisch sprachen, wenngleich sie in der Schule als zweite Sprache Kasachisch lernen. Im Gegensatz dazu schien die Mehrzahl der Kinder auf der Kasachen-Schule in Alma Ata und der Tartarenschule in Kazan aus Arbeiter- und Bauernfamilien zu stammen. Die Nationalitätenpolitik hat so unbeabsichtigterweise zur Russifizierung der gesellschaftlich Mobilen geführt, wohingegen die Pflege und Kultivierung ethnisch-nationaler Eigenheiten zum Hemmschuh für soziale Chancen zu werden droht.«477

Verschleppung ganzer Nationen

Die Auflösung einer Reihe nationaler Republiken der UdSSR und die Verschleppung ihrer gesamten Bevölkerung stellten die schlimmsten Exzesse nationaler Unterdrückung dar. Ein Jahr vor dem Krieg, als es Spannungen zwischen Rußland und Japan an der mandschurischen Grenze gab, wurde die gesamte koreanische Bevölkerung, die auf der russischen Seite der Grenze lebte, nach Kasachstan und Usbekistan umgesiedelt. Am 28. August 1941 wurde die gesamte Bevölkerung der Wolga-Deutschen Republik östlich des Urals angesiedelt. Diese deutsche Republik war eine der ältesten nationalen Republiken Rußlands. Bereits am 19. Oktober 1918 wurde die Arbeiterkommune der Wolga gegründet, die sich am 19. Dezember 1923 zur autonomen Sozialistischen Sowjet-Republik umbildete. Sie war eine der ersten Republiken mit fast vollständiger Kollektivierung. In einem Kominternbericht heißt es:

»Die deutsche Sowjetrepublik an der Wolga ist ein lebendiger Beweis für den kulturellen und nationalen Fortschritt, den der Sieg des Sozialismus mit sich bringt, und eine lebendige Widerlegung der Lügen und Verleumdungen, die die faschistischen Feinde des Proletariats verbreiten.«478

Genau zwei Jahre vor ihrer Vertreibung erschien in den Moskauer Nachrichten ein Artikel mit der Überschrift:

»Die Wolga-Deutschen-Republik - eine lebendige Illustration sowjetischer Nationalitätenpolitik, wie sie in der Praxis aussieht«.

Bei den Wahlen zum Obersten Sowjet 1938 stimmten 99,7% (!) der Wolga-Deutschen für das Regime. Dann, nachdem die Wolga-Deutschen jahrelang für ihre einmütige Unterstützung des Regimes gelobt worden waren, erschien das Dekret zur Auflösung ihrer Republik mit folgender Begründung:

»Nach zuverlässigen Informationen höchster militärischer Stellen befinden sich unter der deutschen Bevölkerung der Wolga Tausende und Zehntausende von Abweichlern und Spionen, die bereit sind, auf ein Zeichen Deutschlands hin in diesen Gebieten Explosionen auszulösen. Kein Deutscher, der im Wolga-Distrikt lebt, berichtete jemals den sowjetischen Behörden von der Existenz einer derart großen Zahl von Abweichlern und Spionen. Daher deckt die deutsche Bevölkerung der Wolga-Region die Feinde des sowjetischen Volkes und der Sowjetmacht.«479

Zusammen mit Millionen von Deutschen, die anderswo in der UdSSR lebten und nicht vom Vormarsch der Nazis überrannt worden waren, wurden die 400.000 Wolga-Deutschen 1941 ordnungsgemäß verbannt.

In Gebieten der UdSSR, die vormals von deutschen Truppen besetzt waren, wurden noch eine Reihe weiterer Republiken aufgelöst. Ein Erlaß des Obersten Sowjets vom 27. Dezember 1943 liquidierte die autonome sozialistische Sowjetrepublik der Kalmücken; die gesamte Bevölkerung (250.000) verfrachtete man nach Sibirien.

Im Juni 1946 wurde ein Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets der RSFSR veröffentlicht, der die »Aufhebung der autonomen sozialistischen Sowjetrepublik Tschetscheno-Ingusch und die Reorganisation der autonomen sowjetisch-sozialistischen Krimrepublik in eine Krimprovinz« verkündete. In dem Erlaß hieß es:

»Während des Großen Vaterländischen Krieges, als die Völker der UdSSR in heroischem Kampf die Ehre und Unabhängigkeit ihres Heimatlandes gegen die deutschen faschistischen Invasoren verteidigten, führten viele Tschetschenen und Krimtartaren auf Anstiftung deutscher Agenten hin einen bewaffneten Kampf gegen Einheiten der Roten Armee ... in Verbindung damit wurden die Tschetschenen und Krimtartaren in andere Gebiete der UdSSR umgesiedelt.«480

Es gab 700.000 Menschen in der ASSR Tschetscheno-Ingusch. Vergleichen wir das Zitat oben mit dem, was die Iswestija sieben Jahre vorher schrieb: »Unter der Sonne der Stalinverfassung blühte die Kultur der Bevölkerung Tschetscheno-Inguschs, der Form nach national, dem Inhalt nach sozialistisch, üppig auf.«481

Drei andere Völker erlitten ein ähnliches Schicksal. Die 250.000 Krimtartaren, die 190.000 Karatschi und die Baikars - drei kleine mohammedanische Nationen. Das Verschwinden der beiden letztgenannten Nationalitäten war von einem großen Geheimnis umgeben und nicht einmal Gegenstand eines Regierungserlasses. Ihr Schicksal wurde offenbar, als die autonomen Republiken und Regionen nicht mehr auf den Sowjet-Landkarten verzeichnet waren und sie auf der Abgeordnetenliste zum Nationalitätenrat nicht mehr auftauchten. Während im Nationalitätenrat von 1940 noch 10 Abgeordnete der Wolga-Deutschen-Republik, 4 Tschetschen und 1 Ingusch aus der Tschetschen-Ingusch-Republik sowie 4 Baikars und 3 Karatscha saßen, war nach den Wahlen von 1950 keiner von ihnen mehr im Nationalitätenrat vertreten.482

In der Ukraine gab das damalige Oberhaupt der ukrainischen Regierung, Chruschtschow, im August 1946 bekannt, daß während der vergangenen 18 Monate die Hälfte der führenden Persönlichkeiten der ukrainischen Partei ausgeschlossen worden seien. Selbst für die großrussische Bürokratie wäre es ein bißchen zu viel, 30 Millionen Ukrainer auszuschließen und ihre "Republik" aufzulösen.

Die Idealisierung des Zarenreiches

Die stalinistische Bürokratie kann ihrem Vorgänger bei der Errichtung eines Weltreiches, dem zaristischen Imperialismus, nur Anerkennung zollen. Generationen lang hielten russische Sozialisten und Demokraten Rußland für ein »Gefängnis des Volkes« und die zaristisch-imperialistische Unterdrückung der Polen, Finnen, Litauer, Esten, Ukrainer, Georgier, Armenier, Uzbeken, Kasachen usw. für eine höchst reaktionäre Sache. Das stalinistische Rußland lehrt dagegen etwas anderes. So schrieb eine russische Zeitschrift:

»Für die kaukasischen und transkaukasischen Völker war die russische Annexion der einzige Weg zu ihrer sozio-ökonomischen und kulturellen Entwicklung wie für die Bewahrung ihrer nationalen Existenz ... die Annexion durch Rußland war für sie das einzige Mittel, als Nationalität zu überleben, ihre alte Kultur zu bewahren und sich wirtschaftlich und kulturell zu entwickeln.«483

Eine andere Zeitschrift schrieb, die feudalen Monarchien Persiens und der Türkei hätten einen langen und hartnäckigen Kampf geführt, um verschiedene Gebiete des Kaukasus unter ihre Herrschaft zu bringen. Viele kaukasische Volksstämme, die auf Grund ihrer Zersplitterung der ausländischen Aggression nicht standhalten konnten, »suchten Rettung und Fürsprache beim russischen Staat, an den sie sich um Hilfe und Schutz wandten«.484

Mitte des 16. Jahrhunderts ersuchten die circasianischen (karbadianischen) Prinzen lwan den Vierten dringend darum, ihnen die russische Staatsbürgerschaft zu verleihen und sie vor den Überfällen und Plünderungen der Türkei und des türkischen Vasallen, des Krim-Khan, zu beschützen. Die Transkaukasier gingen Ende des 15. Jahrhunderts Verbindungen mit Rußland ein, die sich mit der wachsenden militärischen Bedrohung durch die Türkei und den Iran weiter festigten. Bei ihrem Vorgehen gegen die Türkei und den Iran »retteten die russischen Truppen die Kaukasier oft vor militärischer Bedrohung«. Wie schön: Die zaristischen Truppen, die den Kaukasus besetzten, retteten die Kaukasier vor militärischer Bedrohung!

Eine russische Literaturzeitschrift schrieb:

»Die Annexion Kasachstans durch Rußland, die im 18. Jahrhundert erfolgte, war von durch und durch fortschrittlicher Bedeutung. Diese historische Tat war durch wirtschaftliche und politische Umstände bedingt, ja durch den gesamten Verlauf der historischen Entwicklung des kasachischen Volkes, das von unaufhörlichen Überfällen der Feudalstaaten des islamischen Ostens gepeinigt wurde. So wurden die Bedingungen für den mächtigen Einfluß der russischen Wirtschaft und Kultur in Kasachstan geschaffen. Das Volk von Kasachstan traf eine weise und richtige Wahl. Damals hätten die Kasachstaner neben Rußland unter die Knechtschaft der zentralasiatischen Khanaten fallen können, die von England unterstützt wurden. Vor keinem Mittel zurückscheuend, hatte es das englische Kapital auf das Land und die Reichtümer Kasachstans abgesehen und spekulierte auf hohen Gewinn.«485

»... die Werktätigen von Kasachstan wußten auf Grund ihrer täglichen Erfahrung die Vorteile zu schätzen, die das Leben in einem mächtigen russischen Staat mit sich brachte.«486

Auch die Prawda betonte:

»Die Werktätigen von Kasachstan hatten am Anschluß Kasachstans an Rußland ein vitales Interesse.«487

Der Kampf um nationale Freiheit - Der »Titoismus«

Die Nationen, die vom großrussischen Imperialismus unterdrückt oder unmittelbar bedroht werden, antworten darauf mit einem nationalen Unabhängigkeitskampf von immer größerer Heftigkeit.

Der zahlenmäßig stärkste nicht-russische Bevölkerungsteil der UdSSR sind die Ukrainer. Ihre nationalen Bestrebungen sind durch eine Kette von Säuberungen ständig unterdrückt worden. 1930 wurde die ukrainische Akademie der Wissenschaften aufgelöst und ihre Mitglieder wegen »nationaler Abweichungen. verhaftet. 1933 beging Skrypnik, der bekannteste Führer der ukrainischen kommunistischen Partei, ein Mitglied des Zentralkomitees und des Politbüros, Selbstmord, um seiner Verhaftung zu entgehen. Im selben Jahr wurden Kostubinski, Vizepräsident des Rats der Volkskommissare für die Ukraine (die ukrainische Regierung), der Kommissar für die Landwirtschaft, Kownar und etliche hohe Beamte als Nationalisten erschossen. Um weitere Abweichungen zu verhindern, schickte Moskau 1933 Postyschew in die Ukraine, um die Partei und die staatliche Verwaltung zu reorganisieren. Auf dem 12. Kongreß der ukrainischen kommunistischen Partei 1933 berichtete er:

»In der Ukraine sind unsere führenden Parteimitglieder und der Genosse Stalin selber besonders verhaßt. Der Klassenfeind hat in diesem Land eine gute Schule durchgemacht und gelernt, wie man gegen die Sowjetmacht kämpft. In der Ukraine haben sich die Überreste vieler konterrevolutionärer Organisationen und Parteien niedergelassen. Charkow ist allmählich zum Anziehungspunkt für alle Arten von Nationalisten und andere konterrevolutionäre Organisationen geworden. Sie alle werden von diesem Zentrum angezogen und haben ihr Netz über die ganze Ukraine ausgedehnt, indem sie unser Parteisystem für ihre Zwecke einspannen. Sie erinnern sich daran, Genossen, wie 20 Sekretäre des regionalen Parteikomitees zu erklären wagten, es sei unmöglich, den Ernteplan zu erfüllen.«488

Postyschew schloß über ein Viertel der Mitglieder der ukrainischen kommunistischen Partei aus. Drei Jahre später ereilte ihn ein ähnliches Schicksal. Er wurde ausgeschlossen und verhaftet. Koslor aus Moskau übernahm seine Stelle. Auch er wurde im weiteren Verlauf der Ereignisse verhaftet. 1937 beging der Vorsitzende des ukrainischen Rats der Volkskommissare, Ljubschenko, Selbstmord, um seiner Verhaftung zu entgehen. Die Kommissare Petrowski und Eiche wurden liquidiert. Ljubschenkos Nachfolger wurde zwei Monate nach seiner Ernennung wegen nationalistischer Tendenzen verhaftet; sein Nachfolger wiederum wenige Monate später liquidiert. Im April 1937 bestand das ukrainische Politbüro aus 13 Mitgliedern; im Juni 1938 war keines dieser Mitglieder mehr übriggeblieben.

Andere Republiken haben eine ähnliche Geschichte. Golodjed, 10 Jahre lang Vorsitzender des Rats der Volkskommissare in der weißrussischen Republik, wurde 1937 als Trotzkist verhaftet. Wenige Monate später beging sein Nachfolger Tscherwiakow Selbstmord, um seiner Verhaftung zu entgehen. Er war 17 Jahre lang Vorsitzender des Zentralexekutivkomitees für Weißrußland, das heißt Präsident der Republik gewesen.

In Tadschikistan fiel der Vorsitzende des Exekutivkomitees einer Säuberung als Nationalist zum Opfer. Sein Nachfolger konnte sich drei Jahre auf seinem Posten halten und erlitt dann ein ähnliches Schicksal.

Die folgende kurze Liste enthält die Namen einiger der höchsten Persönlichkeiten der nationalen Republiken, die in den Säuberungen der 30er Jahre als "Nationalisten" liquidiert wurden:

Präsidenten		Republik�Petrowski		ukrainisch�Tscherwjakow		weißrussisch�Kung		wolgadeutsch�Luft		wolgadeutsch�Gyllig		karelisch�Arkupow		karelisch�Chodschibajew		tadschikisch�Schotemur		tadschikisch�Maksum		tadschikisch�Dolgat		daghestisch�Samurski		daghestisch�Lordkipanidse		adjarisch



�Ministerpräsidenten		Republik�Ljubschenko		ukrainisch�Bondarenko		ukrainisch�Tschubar		ukrainisch�Golodjed		weißrussisch�Welsch		wolgadeutsch�Rachimbajew		tadschikisch�Rachinow		tadschikisch�Mgalobischwili		georgisch�Chodjajew		usbekisch�Abdurachmanow		kirgisisch�Owakabelaschwili		transkaukasisch

Das sind nur einige der Opfer. Insgesamt wurden in der großen Säuberung 1937/38 30 nationale Regierungen vollständig oder mehrheitlich liquidiert. Hauptanklagepunkt gegen sie war ihr Wunsch nach Abtrennung von der UdSSR. Den klarsten Beweis dafür, daß Rußlands Nationalitätenpolitik keine harmonischen und brüderlichen Beziehungen zwischen den verschiedenen Völkern hervorbringt, bietet die Auflösung einer Anzahl nationaler Republiken.

Nach dem Zweiten Weltkrieg breitete sich der nationale Unabhängigkeitskampf gegen den russischen Imperialismus auf die neugebildeten Kolonien Osteuropas aus. Das bekannteste Beispiel war die erfolgreiche Revolte Jugoslawiens gegen den Kreml. Auch in den anderen Volksdemokratien Europas entstanden »titoistische«, d.h. nationale Widerstandsbewegungen gegen die russische Herrschaft, die aber hauptsächlich wegen des Drucks der russischen Truppen erfolglos blieben.

Die meisten Führer der kommunistischen Parteien der Volksdemokratien wurden vom Kreml als »Titoisten« angeklagt; das ist ein Beweis für die Breite dieser nationalen Widerstandsbewegungen. Von den sechs Personen, die unmittelbar nach der Bildung der »Volksdemokratien« den Posten des Generalsekretärs der Partei innehatten, wurden die folgenden vier des Titoismus beschuldigt: Tito, Generalsekretär der jugoslawischen Partei; Kostov, Generalsekretär der bulgarischen Partei (hingerichtet); Gomulka, Generalsekretär der polnischen Partei (verhaftet), und Slansky, Generalsekretär der tschechoslowakischen Partei (hingerichtet).

Die folgenden vier von sechs Außenministern wurden des gleichen Verbrechens beschuldigt: Kardelj/Jugoslawien; Anna Pauker/Rumänien (verhaftet); Clementis/Tschechoslowakei (hingerichtet); Rajk/Ungarn (hingerichtet). Die Liste könnte noch beträchtlich verlängert werden.489 Der nationale Unabhängigkeitskampf gegen den russischen Imperialismus wird solange weitergehen, wie der russische Imperialismus besteht. Dieser Kampf ist einer der bedeutsamsten Faktoren, die das Schicksal des stalinistischen Regimes besiegeln könnten.

Anhang

Chris Harman:

Der staatskapitalistische Block - seine Geschichte und seine Bedeutung für die Perspektiven der Arbeiterbewegung

Das Problem

1917 übernahm zum ersten Mal in der Geschichte eine Arbeiterregierung in einem bedeutenderen Land die Macht. Für Millionen überall in der Welt, die in einen grausamen und unnützen Krieg verwickelt waren, eröffnete dieses Ereignis neue Hoffnung. In den folgenden Jahren wandten sich überall Menschen von den erbarmungslosen Alternativen eines dahinsiechenden Kapitalismus ab; denn dessen Zukunft hieß Arbeitslosigkeit, Armut, faschistische Barbarei oder die Gefahr neuer Kriege. Statt dessen setzten sie ihre Hoffnungen für die Zukunft in die neue Gesellschaft, die die Revolution hervorgebracht hatte.

Heute jedoch hat die UdSSR nur wenige Anhänger innerhalb der Linken. Von den Moskauer Prozessen und dem Stalin-Hitler-Pakt in den dreißiger Jahren bis zur brutalen und blutigen Unterdrückung der ungarischen Revolution 1956 hat die Praxis der UdSSR bewirkt, daß sich Tausende von Kämpfern gegen sie wandten. Sogar die offiziellen kommunistischen Parteien protestierten, wenn auch halbherzig, gegen die Invasion und Besetzung der CSSR.

Mehr als vierzig Jahre haben die Versuche, mit dem ins reine zu kommen, was in Rußland passierte, zu verstehen, warum die Hoffnungen von 1917 sich nicht erfüllten, und die Bewegungsgesetze der Gesellschaft zu erklären, die an die Stelle der ursprünglichen Sowjetgesellschaft trat, einen zentralen Platz in allen Diskussionen von Sozialisten eingenommen.

Diese Probleme haben sich seit Ende des 2. Weltkrieges eher noch vermehrt, seit in einem Dutzend oder mehr Ländern Gesellschaften errichtet wurden, die der Rußlands mehr oder minder ähnlich sind.

Oktober

Die Oktoberrevolution von 1917 war klar und eindeutig das Werk der industriellen Arbeiterklasse. Seitdem wurde oft von Gegnern der Bolschewiki von der anarchistischen Linken wie von der sozialdemokratischen bzw. liberalen Rechten, das Argument vorgebracht, daß die Arbeiterklasse nur eine geringe Rolle oder gar keine gespielt habe, und daß Lenin ohne die Arbeiter oder über die Köpfe der Arbeiter hinweg die Macht mittels einer autokratisch geführten Partei ergriffen habe. Aber diese Argumente halten den Tatsachen nicht stand. So schrieb einer der prominentesten Gegner der Bolschewiki, Martow, seinerzeit:

»Versteh, bitte, was wir nach alldem vor uns haben ist ein siegreicher Aufstand des Proletariats - fast das ganze Proletariat unterstützt Lenin und erwartet seine soziale Befreiung durch den Aufstand ... «490

In der Tat war die bolschewistische Partei alles andere als klein, auch handelte sie keineswegs isoliert von der Masse der Arbeiter. Sie war vielmehr eine Massenorganisation von 176.000 Mitgliedern im Juli 1917491 und von 260.000 Mitgliedern zu Anfang des Jahres 1918492. Da es bloß zwei Millionen Arbeiter gab, die in Betrieben beschäftigt waren, die der Inspektion493 unterlagen, so müssen ungefähr 100% der Arbeiterklasse Mitglieder der bolschewistischen Partei gewesen sein, und zwar unmittelbar nach den "Juli-Tagen", also zu einer Zeit, als die Partei praktisch verboten war und die Führer untergetaucht oder im Gefängnis waren. Auch die Behauptung, daß die Partei "autokratisch geführt" oder "totalitär" gewesen sei, geht an der Wahrheit völlig vorbei. Freie Diskussion, an der die ganze Partei und gelegentlich sogar Arbeiter außerhalb der Partei teilnahmen, kennzeichnete die Partei sowohl 1917 als auch danach bis hin zum 10. Parteikongreß 1921494.

Schließlich war die Revolution alles andere als ein "Staatsstreich", der ein totalitäres und autokratisches Regime an die Macht brachte. Vielmehr ersetzte sie eine provisorische Regierung, die niemandem verantwortlich gewesen war, durch eine Arbeiterregierung, frei gewählt von den Arbeiter- und Soldatendelegierten, die auf dem 2. Allrussischen Kongreß zusammengekommen waren - einberufen von einer anti-bolschewistischen Exekutive495. In den Monaten nach dem Oktober debattierten verschiedene Parteien weiterhin frei in den Sowjets. Sogar auf dem Höhepunkt des Bürgerkrieges 1919 hatten die Menschewiki zum Beispiel noch immer die Erlaubnis , ihre Propaganda zu verbreiten.

Zehn Jahre danach

Um das Jahr 1927 war nur mehr wenig von der proletarischen Demokratie von 1917 übriggeblieben. Aber dies konnte schwerlich denen angelastet werden, die die Macht im Oktober übernahmen. Denn während eines langen und bitteren Kampfes gegen Konterrevolution und ausländische Invasion wurde die Arbeiterklasse, die die Revolution gemacht hatte, selbst dezimiert. Abgeschnitten von ihren Rohstoffquellen, kam die Industrie zu einem anhaltenden Stillstand. Im Jahre 1920 war die industrielle Produktion auf 18 % der Produktion von 1916 gefallen. Die Zahl der beschäftigten Arbeiter betrug die Hälfte der von 1916. Diese konnten sich nicht mit dem am Leben erhalten, was sie mit ihrem kollektiven Arbeitsprodukt kaufen konnten. Viele mußten zum Naturaltausch mit den Bauern übergehen, indem sie ihre Arbeitsprodukte oder sogar Teile ihrer Maschinen gegen Lebensmittel eintauschten. Eine große Anzahl von Arbeitern war an der Front. In einer Bauernarmee über ein riesiges Gebiet verstreut, konnten sie kaum eine sofortige und direkte Kontrolle über den Sowjetapparat in den Städten ausüben. Die besten und kämpferischsten unter ihnen waren diejenigen, die am ehesten die Last des Kampfes auf ihre Schultern auf sich zu nehmen und die größten Verluste zu verkraften hatten. Diejenigen, die überlebten, sollten aus dem Bürgerkrieg nicht als Arbeiter, sondern als Kommissare und Verwaltungskräfte in der Armee oder im Staatsapparat zurückkehren. Ihren Platz in den Betrieben übernahmen ungeschliffene Bauern vom Land ohne sozialistische Tradition und ohne sozialistische Zielvorstellungen.

Die bolschewistische Partei war als der bewußteste Teil eines massenhaften Arbeiteraufstandes an die Macht gekommen; sie war an der Macht geblieben, obwohl die Klasse, auf die sie sich gestützt hatte, 1920 kaum mehr existierte. Wenn das Regime dennoch in gewisser Hinsicht sozialistisch war, so nicht aufgrund seiner sozialen Basis, sondern weil diejenigen, die die Entscheidungen an der Spitze fällten, noch sozialistische Zielsetzungen verfolgten. So schrieb Lenin:

»Wenn man seine Augen nicht vor der Wirklichkeit verschließen will, so sollte man zugeben, daß der proletarische Charakter der von der Partei betriebenen Politik gegenwärtig nicht von der Klassenzusammensetzung der Mitgliedschaft bestimmt wird, sondern von der enormen und ungeteilten Autorität jener sehr dünnen Schicht von Mitgliedern, die sich als die "alte Garde" der Partei beschreiben läßt.«496

Um das Land nach der Dezimierung der Klasse, die die Revolution gemacht hatte, zusammenzuhalten, waren die Bolschewiki gezwungen, sich verschiedener bürokratischer Methoden zu bedienen. Sie hatten keine andere Wahl, als zu versuchen, einen zuverlässigen Staatsapparat aufzubauen. Die Erfüllung dieser Aufgabe zwang sie, Mitglieder der alten zaristischen Bürokratie einzustellen, die in vielen Fällen das einzig verfügbare Personal mit den erforderlichen Qualifikationen waren. Diese aber teilten keine der Ziele von 1917 und waren an genau entgegengesetzte Methoden in der Behandlung der Masse der Bevölkerung gewohnt. Solche Methoden und Haltungen mußten zwangsläufig bolschewistische Parteimitglieder beeinflussen, die mit den alten Bürokraten zusammenarbeiteten.

Lenin war sich dessen voll bewutßt:

»Man nehme doch Moskau - die 4.700 verantwortlichen Kommunisten - und dazu dieses bürokratische Ungetüm, diesen Haufen, wer leitet da und wer wird geleitet? Ich bezweifle sehr, ob man sagen könnte, daß die Kommunisten diesen Haufen leiten. Um die Wahrheit zu sagen, nicht sie leiten, sondern sie werden geleitet.«497

Als Lenin starb, wurde klar, daß sogar die höchsten Führungskader der Partei nicht immun gegen die Einflüsse waren, die sich in der übrigen Partei bereits breitgemacht hatten. Lenins letzte politische Handlung war die Forderung nach der Entfernung Stalins als Parteisekretär wegen seines groben bürokratischen Verhaltens gegenüber anderen Parteimitgliedern. In den folgenden Jahren wurden die autoritären Methoden, die in die unteren Ränge der Partei aus ihrer Umgebung Eingang gefunden hatten, eingesetzt, um von der Führung der Partei diejenigen auszuschalten, die den vorherrschenden bürokratischen Kurs angriffen. Als erste waren Trotzki und die linke Opposition das Ziel einer Flut systematischer Beschuldigungen und Verleumdungen, wie es sie niemals bei Diskussionen innerhalb der Partei gegeben hatte. Ein Jahr später erfuhren die Anhänger Sinowjews und Kamenjews dieselbe Behandlung. Der Ausschluß aus der Partei, die gewaltsame Verschleppung in entlegene Gebiete durch die Polizei sollten folgen und schließlich Gefängnis für diejenigen, die nicht öffentlich widerriefen. Dasselbe Schicksal sollte schließlich auch die letzte Quelle der Unstimmigkeit ereilen - die "Rechte Opposition" Bucharins und Tomskis.

Der Bürgerkrieg hatte die Arbeiterklasse dezimiert. Die Macht war in den Händen der Bolschewiki geblieben. Aber es fehlte die Klasse, die diese repräsentiert hatten. Um in einer solchen Situation zu regieren, hatte die Partei keine andre Wahl, als eine massive Bürokratie zu schaffen. Es waren die Mitglieder dieser Bürokratie, die objektiv den Staat und die industriellen Produktionsmittel kontrollierten.

Aber die getroffenen Entscheidungen und die eingeschlagene Politik waren zum Teil immer noch durch subjektive Einstellungen derjenigen an der Spitze der Partei bestimmt, die ihr ganzes Leben in den Dienst der Klasse gestellt hatten. Die fraktionellen Auseinandersetzungen in den zwanziger Jahren innerhalb der Partei waren nicht so sehr Kämpfe um politische Alternativen. Sie waren eher ein Kampf zwischen denen, die über den zentralen bürokratischen Apparat verfügten und denjenigen, die die Partei während der Revolution geführt hatten. In dieser Auseinandersetzung begannen die, die den Apparat leiteten, ihre eigenen Interessen im Gegensatz zu der revolutionären sozialistischen Tradition des Oktobers zu definieren. In einer Reihe von entscheidenden Konfrontationen brachen sie entschieden mit dieser revolutionären Tradition. Sie veränderten grundlegend die Funktionsweise von Partei und Staat; sie schlossen diejenigen aus ihren Reihen aus, die dieser Tradition, wie inkonsequent auch immer, treu geblieben waren. Als erstes beseitigten sie im Kampf gegen die linke Opposition die Grundvoraussetzungen für eine wissenschaftliche Diskussion in der Partei; als nächstes fielen dem Kampf gegen Sinowjews "Leningrader Opposition", alle Möglichkeiten zum Opfer, alternative Politik oder Propaganda zu betreiben; mit der Parole des "Sozialismus in einem Land" wurden alle Traditionen des sozialistischen Internationalismus aufgegeben; schließlich fiel mit der Anwendung von Gewalt auch der Schein von freier Diskussion.

1929 waren diejenigen, die mit der Partei die Revolution gemacht hatten, von allem wirksamen Einfluß auf die Ereignisse ausgeschlossen. Sie wurden durch Männer ersetzt, deren Rolle in der Revolution unbedeutend gewesen war: zweitrangige Funktionäre, die den bolschewistischen Parteiapparat besetzt hatten; solche, die nach der Revolution vom Menschewismus zum Bolschewismus übergewechselt waren, die neue Saat von Bürokraten, die sich in den zwanziger Jahren vervielfacht hatte. Diese neuen Herren feierten endgültig ihren Sieg in den Moskauer Prozessen, als sie die Partei von 1917 liquidierten - nicht nur die Anhänger von Trotzki, Sinowjew und Bucharin, sondern auch alle diejenigen, die mit Stalin und dem Apparat auf dem Weg zur Macht kollaboriert hatten.498

Es war also die "alte Garde", und nicht eine selbstbewußte und eigenständig handelnde Arbeiterklasse, die die Tradition der Revolution hütete und ihre Umsetzung in sozialistische Politik sicherstellte. Daher war die Niederlage der "alten Garde", gleichbedeutend mit der Niederlage der Revolution.

Diejenigen, die die Kontrolle über den Apparat ausübten, kontrollierten schon 1923 die Industrie und die Machtmittel des Staates. Mit Sicherheit gab es keine Arbeiterklasse, die jene kontrollierte, etwa in der Art und Weise, wie Lenin das in "Staat und Revolution" skizziert hatte. Aber die Bürokraten regierten noch nicht, indem sie bewußt Eigeninteressen verfolgten. In Marxschen Begriffen waren sie eine "Klasse an sich" eine Sammlung von Individuen, die gemeinsam in einem ähnlichen Verhältnis zu den Produktionsmitteln stehen, noch nicht eine "Klasse für sich"; d.h., sie waren noch keine Gruppe, die sich ihrer eigenen Interessen bewußt ist und kollektiv als geschichtlich unabhängige Kraft handelt, diese Interessen durchzusetzen.

Zwischen 1923 und 1929 wurde sich diese herrschende Gruppe ihrer eigenen Sonderinteressen bewußt. Sie standen den Interessen der Arbeiterklasse, wie sie in den Traditionen von 1917 und in der alten Garde verkörpert waren, in der Hauptsache negativ gegenüber. Diese Gruppe fürchtete und bekämpfte jegliche Perspektive, die ihre bürokratischen Privilegien hätte gefährden und ihr Leben hätte erschweren können. Ihr Hauptmerkmal war Trägheit und Selbstgefälligkeit. Im eigenen Land bedeutete das, dem Druck der Bauernschaft nachzugeben; in der Außenpolitik die Unterordnung der Politik der Kommunistischen Parteien unter das Bedürfnis nach internationaler Sicherheit für die Sowjet-Union. Beides wurde mit der Parole des "Sozialismus in einem Land" gerechtfertigt, die stillschweigend voraussetzte, es gebe ein »Hineinwachsen« in den Sozialismus, ohne Erschütterungen oder große bewußte Anstrengungen durch den Apparat.

In dieser Periode war der russische Staat keineswegs mehr »der Staat, der kein Staat mehr ist«, der »Kommune Staat«, oder der »Arbeiterstaat« aus Lenins "Staat und Revolution". Trotzdem verfolgt er noch keine Ziele, die der Arbeiterklasse völlig entgegengesetzt waren. Die Politik wurde zwar immer weniger durch das revolutionäre Programm des Bolschewismus bestimmt, aber noch nicht durch eine klar formulierte Alternative. Die Männer des Apparats dehnten ihre Kontrolle auf alle potentiellen Machtquellen aus und wurden sich immer mehr ihrer eigenen Interessen bewußt, aber sie hatten diese noch nicht vollständig definiert. Infolgedessen schien die Politik einmal in diese, das andre Mal in jene Richtung zu pendeln, abhängig von dem Druck, der von verschiedenen Seiten ausgeübt wurde: das Nachgeben gegenüber den Bauern, der Druck des Gewerkschaftsapparates, die Notwendigkeit, mit der Erfüllung einer besonderen Forderung der Opposition den Wind aus den Segeln zu nehmen, der Zwang, der Opposition das Gegenteil zu beweisen, die Interessen dieser oder jener besonderen Abteilung des Apparats.

In gewissem Sinne konnte man immer noch von einem »Arbeiterstaat« sprechen, wenn auch von einem »degenerierten«, wie Trotzki das tat. Denn die Interessen der Arbeiter beeinflußten immer noch die Gestaltung der Politik.499 In den Betrieben funktionierte immer noch in gewissem Ausmaß die "Troika" so daß die Direktiven der Manager von den Gewerkschaftskomitees und den kommunistischen Arbeitern beeinflußt wurden. Die Arbeiter hatten noch das Recht, zu streiken, und übten es aus, wenn auch in immer geringerem Ausmaß. Ein Drittel der Streiks konnten sie zu ihren Gunsten entscheiden. Die Gewerkschaftsfunktionäre zeigten einiges Interesse für die Bedürfnisse ihrer Mitglieder und engagierten sich in kollektiven Tarifverhandlungen mit den Unternehmern.500 Die Reallöhne zeigten in dieser Periode eine langfristige Tendenz, mindestens auf das Vorkriegsniveau zu steigen.501 Obwohl die Bürokratie dabei war, die verbliebenen Machtquellen fest in den Griff zu bekommen und jegliche Opposition auszuschalten, spiegelte ihre Politik immer noch einige der Interessen der Arbeiter wider (genauso wie dies die bürokratischste unabhängige Gewerkschaft in einem kapitalistischen Land tut). Ein Beweis dafür war, daß bis 1929 das Einkommen eines Parteimitgliedes, unabhängig von seiner Stellung, auf das eines Facharbeiters begrenzt war.

1929

Ende 1928 vollzog sich plötzlich in der Politik der russischen Führung ein dramatischer Umschwung. Fünf Jahre lang hatte Stalin zusammen mit Bucharin und Tomski gegen die Kritik der linken Opposition argumentiert; diese hielt die Rate des industriellen Wachstums für zu gering und die Politik der "Hinwendung zum Land" für eine Stärkung der Kulaken, die schließlich ihre Stärke benützen könnten, das Regime anzugreifen.502

1928 bestätigten sich diese Voraussagen, als es zu einer massiven und spontanen Weigerung der Bauern, ihr Getreide an den Staat zu verkaufen, kam. Stalin und seine Anhänger wandten sich daraufhin gegen Bucharin und Tomski und begannen eine Politik zu verfolgen, die scheinbar der ähnlich war, die sie vorher abgelehnt hatten. Tatsächlich begann Stalin "den Angriff auf die Kulaken" und führte die Industrialisierung in einem Ausmaß durch, wie es sich die linke Opposition selbst nicht im Traum vorgestellt hatte. Bewaffnete Trupps wurden aufs Land geschickt, um die Mengen an Getreide einzutreiben, die notwendig waren, um die wachsende Bevölkerung in den Städten zu ernähren. Dieselben Trupps "ermutigten" die Bauern, ihr Land zu "Kollektiven" zusammenzulegen. Dies geschah mit einer Geschwindigkeit, die selbst Stalin nicht hatte voraussehen können. Der erste Fünf-Jahres-Plan, der Ende 1928 aufgestellt wurde, sah nur eine Kollektivierung von 20% innerhalb von fünf Jahren vor - die tatsächliche Rate sollte wenigstens 60% ausmachen. Um dies zu erreichen, mußte ein regelrechter Bürgerkrieg auf dem Land ausgefochten werden, dem Millionen von Bauern - und nicht alle von ihnen waren Kulaken - zum Opfer fielen. Mit der Kollektivierung sollte zweierlei erreicht werden: einmal sollte die ökonomische Macht der Bauernschaft gebrochen werden, und zum andern sollten Nahrungsmittel und Rohstoffe vom Land in die Städte gepumpt werden. Damit konnte wachsendes industrielles Arbeitspotential ernährt werden, ohne daß man den Bauern im Austausch dafür industrielle Produkte hätte geben müssen. Allerdings führte die Kollektivierung der Landwirtschaft nicht zu einem Anwachsen der gesamten landwirtschaftlichen Produktion, sondern sogar zu einem katastrophalen Absinken in der Produktion vieler Nahrungsmittel. Trotzdem gelang es der Bürokratie, mehr Weizen aus den Bauern herauszuholen, indem sie nämlich deren Lebensstandard senkte.

Die Industrialisierungspläne der linken Opposition, die von Stalin einer unerbittlichen Kritik unterzogen worden waren, hatten sich für eine industrielle Wachstumsrate von jährlich weniger als 20% ausgesprochen. 1930 sprach Stalin von einer Wachstumsrate von 40%.

Durch diese Umkehrung der Politik der Partei verloren nicht nur die Bauern, was sie durch die Revolution gewonnen hatten - ihr Eigentum an Grund und Boden; auch die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeiter verschlechterten sich rapide. Im September 1929 wurden Bestimmungen eingeführt, die die Macht der "Troika" in den Betrieben radikal beschnitt. »... Die Annahme des Plans beendete einen Zeitabschnitt, währenddessen sich die Gewerkschaften, trotz wachsender Schwierigkeiten, einer gewissen Unabhängigkeit innerhalb der Wirtschaft erfreut hatten.«503 Im Einklang mit der neuen Politik waren Streiks nicht mehr erlaubt; es gab auch keine Berichte über Streiks mehr in der Presse. Auch durften Arbeiter ab Ende 1930 ihre Arbeitsstelle nicht mehr ohne Erlaubnis wechseln.504 Das durchschnittliche Einkommen der Arbeiter und Angestellten wurde im Verlauf der sieben Jahre ab 1929 ungefähr um 50 % gekürzt.505 Gleichzeitig wurden die Lohnunterschiede stark ausgebaut, und die Regel, das Einkommen der Parteimitglieder auf das Einkommen eines Facharbeiters zu begrenzen, wurde eingeschränkt. Währenddessen wurde zum ersten Mal das System der Zwangsarbeit eingeführt. Die Zahl der Personen in Straflagern stieg sprunghaft von 30.000 im Jahre 1928 auf 662.257 im Jahre 1930.

In den folgenden Jahren sollte diese Zahl auf ungefähr 5 Millionen oder mehr anwachsen.506 Bis 1928 verfolgte der Staats- und Industrieapparat eine Politik, die eine Kombination zwischen den Interessen seiner bürokratischen Kontrolleure und dem Druck der Arbeiter und Bauern auf den Apparat war. Ab 1929 beginnt der Apparat klar und entschlossen eine Politik zu verfolgen, die die Lebensbedingungen sowohl der Arbeiter als auch der Bauern untergrub. Die Wirtschaftspolitik schwankte nicht länger hin und her, je nachdem, welche der verschiedenen sozialen Kräfte Argumente für ihren Standpunkt vorbrachte. Sie bewegte sich ganz entschieden in eine Richtung, mit einer scheinbaren Eigendynamik. Diese wurde jedoch kaum bewußt angestrebt. »Bis zu diesem Zeitpunkt [bis zum Frühjahr 1929] wurden in den führenden Parteiorganen Debatten über wichtige politische Angelegenheiten geführt ... obwohl die öffentliche Darlegung von Meinungen, die der Partei feindlich waren, immer mehr eingeschränkt wurde. Dies hört - fast schlagartig - nach dem Frühjahr 1929 auf.«507 Mit anderen Worten: Die Ziele der Politik waren nicht länger Gegenstand bewußter Debatte und Entscheidung. Sie wurden jetzt ohne Diskussion als selbstverständlich vorausgesetzt, als ob sie von außen durch irgendeine unveränderbare fremde Macht aufgezwungen worden wären. Das ist bis heute der Fall - und das gilt nicht nur für Rußland, sondern ebenso für die anderen kommunistischen Staaten.

Jede Theorie, die den Stalinismus erklären will, muß versuchen, diese Dynamik dingfest zu machen.

Die Sowjetunion und die Weltwirtschaft

In den Jahren nach der Revolution hatte es für alle bolschewistischen Führer als geradezu selbstverständlich gegolten, daß die relativ kleine Arbeiterklasse in Rußland nicht auf Dauer die Macht werde behaupten können. Noch weniger werde sie, auf sich allein gestellt, ohne Unterstützung durch siegreiche Revolutionen in den fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern, jene modernen Produktivkräfte entwickeln können, die zur Überwindung des Mangels und für den Aufbau des Sozialismus erforderlich gewesen wären.

1924 revidierten Stalin und Bucharin diese Auffassung, um sie der neuen politischen Haltung des Apparates anzupassen. Sie argumentierten, der Sozialismus könne im rückständigen Rußland durch eine Politik der Zugeständnisse gegenüber der Bauernschaft im "Schneckentempo" aufgebaut werden. Zu diesem Zweck sollte die Produktion von Konsumgütern durch die Leichtindustrie langsam, aber stetig gesteigert werden. Das würde die Bauern anspornen, mehr Weizen zu produzieren und an die Städte zu liefern. Diese Politik des "Sozialismus in einem Land" entsprach den Interessen einer ganzen Schicht von Bürokraten, die fürchteten, infolge irgendwelcher Auseinandersetzung mit der Bauernschaft "zu Hause" oder irgendwelcher internationalen revolutionären Ereignisse im Ausland, ihren Posten zu verlieren. Die linke Opposition argumentierte, daß eine solche Politik langfristig nur zur Niederlage der Revolution führen könne. Denn in Wirklichkeit hatten die kapitalistischen Mächte überlegene Produktivkräfte zu ihrer Verfügung. Damit drohte der Zusammenbruch der Revolution entweder durch direkte militärische Aktion oder durch Untergrabung der Revolution, da die Aussicht auf billige ausländische Waren bei bourgeoisen Elementen, Bauern und Teilen der Partei Anklang fand. Smilga, einer der Führer der Opposition, formulierte das so:

»Wir müssen uns an unseren eigenen materiellen Möglichkeiten orientieren; wir müssen handeln wie ein Land, das nicht zu einer Kolonie werden will, wir müssen die Industrialisierung erzwingen.«508

Die daraus abgeleitete Notwendigkeit der Industrialisierung wurde jedoch nicht als Schritt zum Aufbau des Sozialismus betrachtet, sondern lediglich als Verteidigung der Revolution, so lange, bis sie sich im Ausland ausgebreitet habe.

Die Opposition legte Wert darauf, daß die fortschreitende Industrialisierung die Errungenschaften der Revolution sicherstellen und erweitern sollte. Aus eben diesem Grund verknüpften sie die Industrialisierung mit Forderungen nach Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiter, nach Erweiterung der Arbeiterdemokratie, nach einer Bekämpfung der Bürokratie und einer konsequent internationalistischen Politik. Bis 1929 sah die Bürokratie ihre Hauptaufgabe in der Bekämpfung solcher gefährlichen Angriffe auf ihre eigene Position. Aber nachdem sie erst einmal ihre Kontrolle über Staat und Industrie gegen alle Störungen durch die Linke abgesichert hatte, begannen wenigstens bei einem Teil des Apparates die Argumente für die Industrialisierung Anklang zu finden.

Industrialisierung - das hieße einerseits eine Stärkung der Macht des Apparats gegenüber anderen Klassen der russischen Gesellschaft; das hieße aber auch, die Kontrolle des Apparats über die russische Industrie vor ausländischer Bedrohung zu schützen.

Die Verteidigung Rußlands bedeutete jedoch, besonders wenn der Glaube an die Notwendigkeit oder Möglichkeit einer Revolution im Ausland fehlte, daß das Schwergewicht der industriellen Entwicklung von der Leichtindustrie auf die Schwerindustrie gelegt wurde. Nur die Leichtindustrie hätte aber Güter produzieren können, gegen die die Bauern freiwillig ihre Nahrungsmittel getauscht hätten.

Eine Wendung in Richtung auf die Schwerindustrie begann ab Mitte 1927. Im Gefolge erhöhter internationaler Spannungen begannen die Kreise in der Partei um Stalin mit solchen Aktionen, wobei erklärt wurde, daß

»wir die Pläne für die industrielle Entwicklung mit der Verteidigungskapazität unseres Landes verbinden müssen«.509

In den darauffolgenden Monaten wurde die Entwicklung der Industrie immer stärker betont. Diese Wendung begann, im Apparat weitere Interessen an der Industrialisierung auf den Plan zu rufen.

»Der Drang nach weiterer Expansion kam genauso stark von Staatsbediensteten und Managern - viele von ihnen waren jetzt Parteimitglieder - wie von den Parteiführern.«510

Diese Entwicklung der Schwerindustrie war jedoch noch gar nicht mit der Rate zu vergleichen, die sie ab 1929 erreichen sollte. Aber sie kennzeichnete den Beginn einer Spaltung innerhalb der Bürokratie. Auf der einen Seite standen diejenigen, die sich vor allem ein angenehmes Leben machen wollten, indem sie dem Druck der Bauern und Arbeiter nachgaben; ihnen gegenüber standen diejenigen, die ihren langfristigen Interessen mehr Wichtigkeit beimaßen und diese ohne Rücksicht auf die Folgen mit der Entwicklung der Schwerindustrie gleichsetzten. Die Weigerung der Bauern 1928/29, die Städte mit Weizen zu beliefern, stellte den ganzen Industrialisierungsplan in Frage. Der einzige Weg, die Bauern zufriedenzustellen, wäre gewesen, die Argumente Bucharins und Tomskis zu akzeptieren und die Entwicklung der Schwerindustrie und damit die modernen Waffen dem Bedarf der Bauernschaft nach Konsumgütern unterzuordnen. Diese unterschiedlichen Interessen innerhalb der Bürokratie führten zur völligen Spaltung. Dabei wandte sich die Mehrheit dann sowohl gegen die Bauern als auch die Arbeiter und entwickelte die Schwerindustrie auf deren Kosten.

Zu diesem Zweck wurden die Konsumgüterindustrien fast überhaupt nicht weiter ausgebaut. 1927/28 hatten nur 32,8% der industriellen Investitionen die Form von Produktionsmittel angenommen (gegenüber 55,7% Konsumtionsmittel). Diese waren 1932 auf 53,3 % angewachsen. Von dort aus sollten sie kontinuierlich steigen, bis sie 1950 68,8% erreichten. Mit anderen Worten, alles - insbesondere der Lebensstandard der Arbeiter und Bauern in den Kollektiven - war der Produktion von Produktionsmitteln untergeordnet, die ihrerseits wiederum dazu benutzt wurden, andre Produktionsmittel zu schaffen. Die Industrie wuchs, aber der Lebensstandard sank.511

Stalin selbst sprach die Motive, die hinter seiner Politik standen, offen aus:

»Wir dürfen nicht nachlassen. Im Gegenteil, wir müssen eilen, wir müssen mit aller Kraft und mit allen Mitteln unsere Unternehmung vorwärts treiben. Das ist unsere Pflicht gegenüber den Arbeitern und Bauern der UdSSR. Das ist aber auch unsere Pflicht gegenüber den arbeitenden Klassen der ganzen Welt.

Wer jetzt nicht ausschreitet, der bleibt zurück. Wer zurückbleibt, der gibt sich geschlagen. Wir wollen uns nicht geschlagen geben. Nein! Das wollen wir nicht. Die Geschichte lehrt uns, daß das alte Rußland immer besiegt wurde, weil es rückständig war. Das alte Rußland wurde von Tatarenkhans besiegt, es wurde besiegt von türkischen Beys, von feudalen Adeligen Schwedens, es wurde geschlagen von polnisch-litauischen Pans, es wurde geschlagen von französischen und englischen Kapitalisten, von japanischen Baronen, Rußland wurde immer und von allen besiegt. Weshalb? Weil es rückständig war. Es war rückständig in militärischer Hinsicht, es war kulturell rückständig, es war politisch rückständig, es war industriell rückständig und es war landwirtschaftlich rückständig. Rußland wurde besiegt, weil es sich lohnte, es zu besiegen, und weil die Sieger keine Strafe zu befürchten hatten. Ihr erinnert euch an die Verse des Dichters aus der Zeit vor der Revolution: "Arm bist du, Mütterchen Rußland, aber du bist voll des Überflusses. Mächtig bist du, aber du bist hilflos, Mütterchen Rußland."

... Wir hängen fünfzig oder hundert Jahre hinter den fortgeschrittenen Völkern dieser Erde zurück. Wir müssen das in zehn Jahren nachholen. Entweder tun wir das, oder die andern werden uns zerschmettern«512, oder an anderer Stelle: »Die Umgebung, in der wir stehen ... zu Hause und außerhalb ... zwingt uns, eine rasche Wachstumsrate unserer Industrie anzustreben.«513

Für den Teil der Bürokratie um Stalin schien die Kollektivierung und Industrialisierung, die Unterordnung der Konsumtion unter die Akkumulation von Produktionsmitteln, nicht mehr als eine Frage, die man auch gegenteilig entscheiden konnte. Sie war für sie zu einer Frage von Leben oder Tod geworden. Entweder es fand Akkumulation statt oder die ausländische "Umwelt" würde sie zermalmen. Akkumulation mußte stattfinden, um Rußland, ihr Rußland, das Rußland, das sie durch ihre Kontrolle über den Staat und den industriellen Apparat beherrschten, gegen Angriffe verteidigt werden konnte. Wenn auch die Akkumulation keine Konsumgüter für die arbeitende Bevölkerung Rußlands produzierte, so produzierte sie doch die Waffen, die sicherstellen sollten, daß die Bürokratie die Produktionsmittel, die sie kontrollierte, nicht an den internationalen Imperialismus verlor. In der Tat war die stalinistische Bürokratie vor dieselbe Wahl gestellt wie jede nicht-kapitalistische herrschende Klasse seit dem zweiten Viertel des 19. Jahrhunderts. Als sich der industrielle Kapitalismus in Westeuropa und Nordamerika entwickelte, indem er seine Polypenarme ausstreckte, um Rohstoffe aus den entferntesten Gebieten der Erde herauszuziehen, gefährdete er die Stellung aller existierenden herrschenden Klassen. Überall versuchte er ihre Herrschaft durch seine zu ersetzen oder sie wenigstens zu seinen beständig gedemütigten Untergebenen zu machen. Und angesichts des beispiellosen Wachstums der Produktionsmittel unterm Kapitalismus sowie der Konzentration des größten Teils der Rohstoffquellen in den Händen der kapitalistischen Herrscher in den Metropolen, waren die militärischen und ökonomischen Mittel, um dieses Ziel zu erreichen.

Für die bestehenden herrschenden Klassen gab es nur einen Weg, dieser Unterwerfung durch den Imperialismus zu widerstehen: Sie mußten radikal neue Methoden zur Ausbeutung ihrer Einheimischen finden. Alle vorkapitalistischen Gesellschaften haben ein Merkmal gemeinsam: Wie groß auch immer das Ausmaß der Ausbeutung der Masse der Bevölkerung sein mag, es ist durch das Konsumbedürfnis der herrschenden Klasse bestimmt. Die hauptsächliche Funktion der Ausbeutung besteht darin, der herrschenden Klasse und ihrem Anhang ein Leben in Luxus zu ermöglichen. Das tatsächliche Ausmaß und der Wirkungsgrad der Ausbeutung ist deshalb bis zu einem gewissen Grad zufällig und hängt sowohl von den Bedürfnissen des Herrschers als auch vom Ausmaß des Widerstandes der Unterdrückten ab. Wie Marx formulierte: »Die Magenwände des Herren bestimmen die Grenzen der Ausbeutung des Sklaven.« jegliche Verbesserung des allgemeinen Kulturniveaus oder jeglicher Fortschritt der Produktivkräfte ist ein zufälliges Nebenprodukt der Konsumtion der herrschenden Klasse. So wurden zum Beispiel die Bauern im kaiserlichen China extrem ausgebeutet; aber damit ermöglichten sie nur einer massiven Bürokratie ein Leben in Luxus und gerade nicht die Entwicklung der Produktivkräfte, es sei denn gelegentlich und zufällig.

Im kapitalistischen System dagegen ist der Luxuskonsum der herrschenden Klasse, auch wenn er noch so üppig wuchert, nicht die treibende Kraft des Systems. Um seine Position zu sichern, muß jeder Unternehmer fortwährend einen großen Teil seines Profits in neue Produktionsmittel investieren. Nur auf diesem Wege kann er die Produktionskosten reduzieren und verhindern, daß seine Konkurrenten ihn auf dem Markt unterbieten. Gleichzeitig und aus dem selben Grund muß er dauernd den tatsächlichen Prozeß der Ausbeutung überwachen, um sicherzustellen, daß die Lohnkosten auf ein Minimum beschränkt bleiben. Um zu überleben, muß der Kapitalist fortwährend die Produktion auf Kosten der Konsumtion ausweiten. Produktion um der weiteren Produktion willen, Akkumulation um der weiteren Akkumulation willen, sind die Triebkräfte des Kapitalismus, im Gegensatz zu den vorkapitalistischen Gesellschaften (und nebenbei auch zum Sozialismus), in denen Produktion und Akkumulation der Konsumtion dienen.

»Nur soweit der Kapitalist personifiziertes Kapital ist, hat er einen historischen Wert und jenes historische Existenzrecht ... Aber soweit sind auch nicht Gebrauchswert und Genuß, sondern Tauschwert und dessen Vermehrung sein treibendes Motiv. Als Fanatiker der Verwertung des Werts zwingt er rücksichtslos die Menschheit zur Produktion um der Produktion willen; ... Soweit sein Tun und Lassen nur Funktion des in ihm mit Willen und Bewußtsein begabten Kapitals gilt ihm sein eigener Privatkonsum als ein Raub an der Akkumulation seines Kapitals ... Also spart, spart, d.h., rückverwandelt möglichst großen Teil des Mehrwerts oder Mehrprodukts in Kapital! Akkumulation um der Akkumulation, Produktion um der Produktion willen ...«514

Diese fortwährende Akkumulation stattet den Kapitalismus mit den Mitteln aus, die ihm Erfolg bei der Unterordnung anderer Gesellschaften garantieren. Es sei denn, daß die herrschenden Klassen dieser Gesellschaften die Basis, auf der sie selbst herrschen, verändern können. Sie können sich nur schützen, wenn sie die Produktivkräfte in einem dem etabliertem Kapitalismus vergleichbaren Tempo entwickeln können (bzw. im Grunde schneller, da sie später ins Rennen eintreten). Anders ausgedrückt: Wenn auch sie ihre Form der Ausbeutung so umgestalten können, daß sie alles der Akkumulation von Produktionsmitteln, um damit andre Produktionsmittel zu akkumulieren, unterordnen, können sie sich vor dem expandierenden  Kapitalismus  schützen.  - Vorausgesetzt,  daß  die  herrschenden  Klassen sich selbst so verändern können, daß sie mit Erfolg die absurde Rationalität dieses Kapitalismus zu imitieren in der Lage sind.

Im 19. Jahrhundert versuchten mehrere herrschende Klassen, sich in dieser Weise zu schützen. So gab es einen frühen, aber erfolglosen versuch, das orientalisch-despotische Ägypten in dieser Weise zu transformieren. Auch im zaristischen Rußland ermutigte das Regime die industrielle Entwicklung. Allein jedoch, in Japan war der Versuch ein voller Erfolg. Jahrhundertelang hatte die herrschende Klasse Japans versucht, das Land künstlich von fremdem Einfluß abzuschirmen (eine Politik des "Feudalismus in einem Land"). In den sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts erschien ein amerikanisches Kanonenboot und bewies die Hilflosigkeit einer solchen Politik. Denn es gab keine ausreichenden Produktivkräfte, um die zur Sicherung der herrschenden Klasse notwendigen Waffen herzustellen. An diesem Punkt führte ein Teil dieser herrschenden Klasse die Meiji-Restauration durch, die ihr die Kontrolle über den Staat brachte. Sie nutzte die Kontrolle dazu, die ganze japanische Gesellschaft der industriellen Entwicklung auf kapitalistischer Grundlage unterzuordnen.

Im Jahre 1929 stand die herrschende stalinistische Schicht in Rußland vor demselben Dilemma: auf die Logik des Kapitalismus einzugehen und Akkumulation um der weiteren Akkumulation willen zu betreiben oder sich dem internationalen Kapitalismus zu unterwerfen. Die einzige Alternative wäre die der linken Opposition gewesen. Sie hätte darin bestanden, die Grundlage dieses Dilemmas zu untergraben und die innere Entwicklung in Rußland der Notwendigkeit unterzuordnen, die Revolution international voranzutreiben. Angesichts der sozialen Erschütterungen der dreißiger Jahre in Deutschland, Spanien, Frankreich war dies keine absurde Perspektive. Und wenn die Politik der internationalen linken Opposition von den kommunistischen Parteien dieser Länder befolgt worden wäre, hätte es mit Sicherheit eine große Chance auf Erfolg gegeben. Aber diese Perspektive konnte von der herrschenden bürokratischen Schicht in Rußland nicht akzeptiert werden, weil sie deren privilegierte Stellung untergraben hätte. Erzwungene Industrialisierung und Kollektivierung waren die einzigen Mittel, die die herrschende Schicht kannte, um sich zu verteidigen. Aber damit mußte sie sich gegen jede andre Klasse in der russischen Gesellschaft stellen, um sie den Bedürfnissen der Akkumulation zu unterwerfen. Das ist der Grund, warum in dem Jahr, in dem die Fünf-Jahres-Pläne eingeführt wurden, unabhängige Gewerkschaften und das Streikrecht abgeschafft und zum ersten Mal die Löhne durch die Bürokratie herabgedrückt wurden. Das bedeutete auch, daß die Bürokratie selbst sich aus einem Zusammenschluß verschiedener privilegierter Interessen zu einer homogenen Klasse verwandeln mußte. Diese war nun der Akkumulation als einzigem Ziel ergeben. Freie Diskussion über Ziele gab es nicht mehr.

Rußland als staatskapitalistisches System

Viele neigen dazu, den Kapitalismus mit dem einen oder anderen seiner Oberflächenmerkmale gleichzusetzen - etwa mit der Aktienbörse515, mit periodischen ökonomischen Krisen, mit Arbeitslosigkeit, "Profithunger"516 oder der "endgültigen Geldform"517 des Kapitals. Sie schließen dann daraus, daß solche Merkmale in Rußland nicht existieren, Rußland auch nicht eine Variante des Kapitalismus sein könne. Marx hingegen ging es nicht um diese äußeren Erscheinungen, sondern um die zugrundeliegende Dynamik des Kapitalismus, die jene produziert. Diese Dynamik stellte er an zwei grundlegenden Merkmalen fest:

l. Alle individuellen Arbeitsprozesse stehen zueinander in Beziehung, und zwar nicht durch bewußte Planung, sondern durch einen ungeplanten und anarchischen Vergleich ihrer Arbeitsprodukte. Dadurch erhält jede Ware den Preis, der durch den zu ihrer Herstellung notwendigen Anteil an der gesamten Arbeit einer Gesellschaft bestimmt wird.

»... Die verschiedenen Arten von privater Arbeit, die unabhängig voneinander ausgeführt werden ... werden fortwährend auf die quantitative Proportion, in der sie die Gesellschaft benötigt, reduziert ... «518 Das »Verhältnis der Produzenten zur Gesamtarbeit erscheint ihnen nicht als gesellschaftliches Verhältnis, das zwischen ihnen existiert, sondern zwischen den Produkten ihrer Arbeit«.519

Die Arbeit von Individuen wird also quantitativ bezogen auf die Arbeit aller Individuen der Gesellschaft, und zwar durch die Beziehungen, die zwischen den Produkten ihrer Arbeit bestehen. Das wiederum heißt, daß jeder Produktionsprozeß durch Faktoren, die außerhalb von ihm liegen, bestimmt wird, d.h. durch das Verhältnis seiner Kosten zu den Kosten von Produktionsprozessen, die anderswo stattfinden. Es gibt eine

»Regulierung von gegenseitiger Produktion durch die Produktionskosten, ... das Produkt bezieht sich auf sich selbst als eine Realisierung einer bestimmten Quantität an allgemeiner Arbeit, an gesellschaftlicher Arbeitszeit«.520

Die Produktionsmethoden eines jeden Produzenten müssen fortwährend geändert werden, da ungeplante und anarchische Veränderungen der Produktionsmethoden aller anderen Produzenten stattfinden.

2. Es gibt eine Trennung der Produzenten von den Produktionsmitteln. Die Arbeiter können daher nur überleben, indem sie ihre Fähigkeit zu arbeiten (ihre "Arbeitskraft") an die verkaufen, die die Produktionsmittel besitzen. Der Preis der Arbeitskraft (d.h. der Lohn) wird immer wieder durch die Konkurrenzverhältnisse auf dem Arbeitsmarkt auf die Produktionskosten dieser Arbeitskraft reduziert, d.h. auf ein historisch und kulturell bestimmtes Existenzminimum für sie selbst und ihre Familien.

Diese beiden Faktoren zusammen produzieren eine Situation, in der rivalisierende Besitzer von Produktionsmitteln Waren in Konkurrenz zueinander produzieren. Jeder der Konkurrenten kann den durch Ausbeutung ergatterten Profit dazu benutzen, die Produktionsmittel zu verbessern, um so die Produktion zu steigern und die Kosten zu senken. Ziel ist es, seine Rivalen aus dem Rennen zu werfen, es sei denn sie handeln genauso. jeder Produktionsmittel-Besitzer muß deshalb versuchen, die Angriffe des anderen zu parieren, indem er selbst die von ihm kontrollierten Produktionsmittel erweitert.

»Was aber bei diesem (dem Schatzbildner) als individuelle Manie erscheint, ist beim Kapitalisten Wirkung des gesellschaftlichen Mechanismus, worin er nur ein Triebrad ist. Außerdem macht die Entwicklung der kapitalistischen Produktion eine fortwährende Steigerung des in einem industriellen Unternehmen angelegten Kapitals zur Notwendigkeit, und die Konkurrenz herrscht jedem individuellen Kapitalisten die immanenten Gesetze der kapitalistischen Produktionsweise als äußere Zwangsgesetze auf. Sie zwingt ihn, sein Kapital fortwährend auszudehnen, um es zu erhalten, und ausdehnen kann er es nur vermittelst progressiver Akkumulation.«521

Dieses Verhältnis zwischen verschiedenen Kapitalanhäufungen von fremder Arbeit (den Produktionsmitteln) definiert für Marx diese Produktionsmittel als Kapital und ihre Eigentümer als Kapitalisten. Es bestimmt auch die Wechselbeziehungen der Kapitalisten untereinander und zwischen Kapitalisten und Arbeitern. Sie laufen darauf hinaus, immer wieder neu Konkurrenzverhältnisse herzustellen.

Wenn nun Marx die Mechanismen beschreibt, wodurch die verschiedenen Ansammlungen von fremder Arbeit verglichen werden, spricht er von Marktmechanismen. Aber im Prinzip gibt es keinen Grund, warum nicht andre Mechanismen, die unabhängige Produktionsprozesse zueinander in ungeplanter Weise in Beziehung setzen, dieselbe Rolle spielen sollten. Jeder Prozeß, durch den die Organisation der Produktion fortwährend planlos durch Vergleich mit der Produktion anderswo umgestaltet wird, dürfte dieselben Resultate hervorbringen.

In der Tat verliert, mit der Entwicklung des Kapitalismus, die unmittelbare Funktion des Marktes, verschiedene Produktionsprozesse zueinander in Beziehung zu setzen, an Bedeutung. Schon Hilferding schrieb vor 60 Jahren:

»Die Verwirklichung der Marxschen Theorie der Konzentration - die Monopolisierung scheint zur Aufhebung des Marxschen Wertgesetzes zu führen.«522

Innerhalb der Riesenunternehmen scheinen wohlüberlegte, geplante Entscheidungen des Managements und nicht der unmittelbare Einfluß des Marktes die Verteilung der Rohstoffe, die Löhne der Arbeiter, das Tempo des Arbeitsprozesses zu bestimmen. Diese Entscheidungen aber werden nicht in einem Vakuum getroffen. Sogar der größte der Giganten muß sich um die Konkurrenz sorgen, und zwar im internationalen Maßstab. Er kann nur so lange überleben, als er sich auf Kosten seiner Rivalen ausdehnen kann. Obwohl die Verhältnisse, unter denen jeder einzelne Gegenstand produziert wird, nicht notwendigerweise durch die Konkurrenz bestimmt zu sein brauchen, so muß es doch die Gesamtproduktion sein. Die Anarchie der internationalen Konzerne bestimmt immer noch die Tyrannei des einzelnen Unternehmens.

Mit der Entwicklung einer Kriegswirtschaft oder einer permanenten Rüstungswirtschaft verliert der Markt noch mehr an Bedeutung. Die typische Situation für einen großen Teil der Industrie ist die, daß Monopole für einen einzigen Käufer, den Staat, produzieren, zu einem Preis, der durch die Entscheidungen des Staates bestimmt wird.

»Wenn Kapitalisten für die Verteidigung, i.e., im Auftrag der Staatskasse arbeiten, so gibt es offensichtlich keinen reinen Kapitalismus mehr, sondern eine spezielle Form der Volkswirtschaft. Reiner Kapitalismus bedeutet Warenproduktion. Warenproduktion bedeutet Produktion für einen unbekannten und freien Markt. Aber die kapitalistische Produktion für Verteidigung produziert nichts für den Markt.«523

Aber das Marxsche Wertgesetz herrscht immer noch - insofern, als der Staat, der auf von verschiedenen Seiten ausgeübten Druck reagiert, bewußt versucht, den Preis, den er für die Waffen zahlt, in Beziehung zu den Kosten anderswo produzierter Waren zu setzen. Die Regierung entscheidet bewußt über die Preise; insofern spielt der Markt keine Rolle. Aber die Regierung trifft ihre Entscheidungen in Übereinstimmung mit dem Niveau der Produktionskosten im gesamtgesellschaftlichen Rahmen, so daß jede Veränderung der Kosten in anderen Bereichen der Wirtschaft sich am Ende auf die Rüstungsproduktion auswirken wird. Mit anderen Worten, die Regierung zwingt die Rüstung-produzierenden Konzerne, sich so zu verhalten, als ob sie sich am Markt behaupten müßten. Die Regierung zwingt also den Firmen das Wertgesetz auf. Gelingt ihr das nicht, dann sind die Konsequenzen klar: Entweder es wird ein größerer Teil der national verfügbaren Mittel in die Kriegsindustrie gepumpt, als dies bei den ausländischen Rivalen der Fall ist; das hat zur Folge, daß infolge von Steuern, Inflation der Rohstoffpreise usw. die nicht-Rüstung-produzierenden Firmen auf dem internationalen Markt konkurrenzunfähig werden; oder das militärische Potential wird derart unzureichend entwickelt, daß die nationale herrschende Klasse in der kriegerischen Auseinandersetzung mit ihren Rivalen unterliegt. Wiederum zwingt der internationale Markt langfristig zur Disziplin.

Seit 1929 ist die russische Wirtschaft Zwängen unterworfen, die aus ihrer Wechselbeziehung mit dem kapitalistischen Westen entspringen. Diese hat nicht in erster Linie die Form unmittelbarer Konkurrenz auf dem Markt angenommen.524 Aber es hat einen vermittelnden Mechanismus zwischen der russischen Wirtschaft und dem Wirtschaftssystem des kapitalistischen Westens gegeben, der eine ähnliche Rolle gespielt hat wie die unmittelbare Marktkonkurrenz: Konkurrenz, vermittelt durch Rüstungsproduktion. Wie wir oben gezeigt haben, war die Angst, im militärischen Wettlauf mit dem Westen zu unterliegen, die treibende Kraft, als die stalinistische Bürokratie erstmals begann, systematisch die Schwerindustrie auf Kosten der Leichtindustrie und des Lebensstandards der Arbeiter und Bauern aufzubauen. Die herrschenden Klassen im Westen konnten Rußland nur bedrohen, weil sie durch fortwährende Abpressung von Mehrwert ihre Industrie entwickelt hatten. Um Waffen auf demselben Niveau produzieren zu können, mußte Stalin versuchen, eine Schwerindustrie auf ähnlichem Niveau zu schaffen. Bei dem niedrigen Stand der Industrialisierung in Rußland konnte er dies nur tun, wenn er ein Mehrprodukt, dessen Rate höher war als die im Westen, aus der russischen Bevölkerung herauspreßte. Die Konkurrenz unter den Kapitalisten im Westen zwingt jeden einzelnen, das Niveau der Konsumtion seiner Arbeiter auf ein historisch und kulturell-bestimmtes Minimum zu drücken und Kapital zu akkumulieren. Die Konkurrenz mit dem Westen zwingt die russische Bürokratie, das Lohnniveau innerhalb Rußlands in ähnlicher Weise auf ein historisch und kulturell bestimmtes Minimum zu reduzieren.

Viele Sozialisten im Westen haben versucht, diese Realität zu ignorieren. Die bürokratischen Herrscher Rußlands hingegen haben eine Ahnung von den Kräften, die sie zwingen, in bestimmter Weise zu handeln; z.B. berichtete die Prawda (24. April 1970) über eine Rede, in der

»Genosse Breschnew auf die Frage der ökonomischen Konkurrenz zwischen den beiden Weltsystemen einging. "Diese Konkurrenz", sagte er, "nimmt verschiedene Formen an. In vielen Fällen erfüllen wir erfolgreich die Aufgabe, die kapitalistischen Länder in der Produktion bestimmter Güter zu überholen und hinter uns zu lassen ... aber die grundlegende Frage ist nicht nur, wieviel man produziert, sondern auch mit welchen Kosten und mit welchem Aufwand an Arbeitskraft ... Auf diesem Gebiet liegt heute der Schwerpunkt zwischen den beiden Systemen".«

Dies ist kein einmaliger Prozeß. Gerade der Erfolg der russischen Bürokratie in der Entwicklung der Schwer- und Rüstungsindustrie wird zu einer Gewalt, die Akkumulation im Westen und umgekehrt weitere Akkumulation in Rußland erzwingt. Mit anderen Worten: Ein totales System von »verdinglichten« Beziehungen entsteht, indem die anarchische und ungeplante Wechselbeziehung der Arbeitsprodukte den Arbeitsprozeß bestimmt.

»Der Gegenstand, den die Arbeit produziert, ihr Produkt, tritt ihr als fremdes Wesen, als eine von dem Produzenten unabhängige Macht gegenüber ... In der Bestimmung, daß der Arbeiter zum Produkt seiner Arbeit als einem fremden Gegenstand sich verhält, liegen alle diese Konsequenzen ... Je mehr der Arbeiter sich ausarbeitet, um so mächtiger wird die fremde, gegenständliche Welt, die er sich gegenüber schafft ... Der Arbeiter legt sein Leben in den Gegenstand; aber nun gehört es nicht mehr ihm, sondern dem Gegenstand.«525

Marx'  klassische  Beschreibung  der  Entfremdung  gilt  genauso  für  Rußland wie für den kapitalistischen Westen. Ebenso verhält es sich mit dem Merkmal das - Marx zufolge - vor allem den Kapitalismus als eine bestimmte Produktionsweise auszeichnet:

Während in den vorkapitalistischen Gesellschaften die Produktion durch die Bedürfnisse der herrschenden Klasse bestimmt ist und im Sozialismus durch die Bedürfnisse der Masse der Bevölkerung, beruht im Kapitalismus die Natur und Gesetzlichkeit der Produktion in dem Zwang für die, die die Produktion kontrollieren, Mehrwert abzuschöpfen, um in gegenseitiger Konkurrenz Produktionsmittel zu akkumulieren. Die besondere Form, in der die herrschende Klasse in Rußland die Industrie besitzt, nämlich durch ihre Kontrolle über den Staat, berührt diesen wesentlichen Punkt nicht. Deshalb ist die einzig sinnvolle marxistische Bezeichnung in marxistischen Begriffen für eine Gesellschaft, wie sie in Rußland seit den letzten vierzig Jahren besteht, der Begriff "Staatskapitalismus".

Die Stalin-Ära

Nicht nur die Massen der Arbeiter, Bauern und die Zwangsarbeiter in den Lagern litten darunter, daß in Rußland alles dem Aufbau der Schwerindustrie untergeordnet wurde. Innerhalb der Bürokratie selbst wütete die Terrorherrschaft. Diejenigen, die irgendwelche Skrupel wegen der Ausbeutung der Bevölkerung hatten, wurden eingesperrt, verbannt, gefoltert und schließlich während der großen Säuberungen hingerichtet. Die letzten heimlichen Überreste des Bolschewismus in Staat und Parteiapparat wurden ausgetilgt.526 Jeder, von dem man auch nur ahnte, daß er die Abpressung des Mehrprodukts und dessen Verwandlung in Produktionsmittel behindern könnte, wurde entfernt. Die Angst vor dem, was passieren könnte, falls man in der Erfüllung von Forderungen der "Oberen" versagte, mußte groß genug sein, um dem Druck der Arbeiter und Bauern von "unten" entgegenzuwirken. Dies fand seine notwendige Ergänzung in der Durchsetzung einer monolithischen politischen Linie: denn jede Diskussion innerhalb der Bürokratie könnte leicht die unterdrückten Hoffnungen der ausgebeuteten Massen draußen widerspiegeln. Daher die ständigen und scheinbar widersinnigen Zwangsmaßnahmen des Polizei-Apparates. Dennoch war es nicht nur die Angst, die für die Stabilität des Regimes während der Stalin-Periode sorgte. Denn, wie sehr auch der einzelne unter dem Terror litt, wie groß auch die fortwährende Angst und Unsicherheit, die Bürokratie als Ganzes profitierte von Stalins Herrschaft. Vor allem die Industrie, über die sie herrschte, wuchs beträchtlich. Ihre Macht wuchs, und ihre Stellung war international gesichert. Infolgedessen hatte niemand ernsthaft eine Alternative vorzuschlagen, obwohl Stalin überall gehaßt wurde. Nahm man einmal die Ziele als gegeben, die die gesellschaftliche Stellung der Bürokratie ihr selbst aufzwang - Aufbau der russischen Wirtschaft im Wettlauf mit dem Westen -, so schienen Stalins Methoden und seine Politik unvermeidlich.

Während die Industrie weiterhin in einem beispiellosen Ausmaß wuchs, konnten auch viele Einzelpersonen außerhalb der Bürokratie davon profitieren. Die Mehrheit der Arbeiter erfuhr eine Senkung ihres Lebensstandards, aber einige zehntausend unter ihnen stiegen zu privilegierten Positionen in dem sich erweiternden Kontroll- und Überwachungsapparat auf.

Zur selben Zeit zogen Millionen aus der rohen Primitivität des bäuerlichen Lebens in die Städte, wo die Verhältnisse zwar immer noch miserabel waren, die Möglichkeiten dennoch größer und der Horizont weiter.

Entgegen der Prophezeiungen eines frühen Untergangs durch viele seiner Gegner527 entwickelte das Stalin-Regime eine beträchtliche Widerstandskraft und überlebte sogar die vernichtenden militärischen Rückschläge in der ersten Phase des Zweiten Weltkrieges. Mehr noch: nach der Niederlage Deutschlands dehnte es seinen direkten Einflußbereich beträchtlich aus. Gleichzeitig gelang es ihm, Regime in Osteuropa zu etablieren, die in vieler Hinsicht mit dem in Rußland identisch und ihm unterworfen waren.

Imperialismus und Konterrevolution

Stalins Außenpolitik war von denselben Motiven bestimmt wie seine Innenpolitik. In den dreißiger Jahren bedeutete dies Opposition gegenüber revolutionären Entwicklungen im Ausland. In den vierziger, fünfziger und sechziger Jahren bestand diese Feindschaft fort. Stalins Mangel an Unterstützung für Mao in China und Tito in Jugoslawien sind ausführlich dokumentiert. So war es auch der Druck Stalins, der die italienischen Kommunisten die reaktionäre Badoglio-Regierung unterstützen ließ, zu einer Zeit, als die sozialistischen und Aktions-Parteien diese von links her angriffen; es war Stalins Druck, der 1944 die französischen Kommunisten in die de Gaulle-Regierung eintreten ließ.

Aber das bedeutete nicht, wie viele linke Gegner Stalins glaubten, daß die russischen Herrscher nicht ihre eigene Herrschaft ausdehnen würden, falls sie Gelegenheit dazu hätten. Zur selben Zeit, als Stalin sich jedem Versuch von Revolutionären im Westen, den Kapitalismus zu stürzen, widersetzte, machte er sich daran, in den Ländern Osteuropas unter der direkten oder indirekten Kontrolle der Roten Armee Regimes zu etablieren, die mit dem in Rußland identisch waren. Hier hatten die moskautreuen Kommunisten durch die Beteiligung an Koalitionsregierungen Kontrolle über den Staatsapparat gewonnen.528 Der russische Einfluß sollte nun sicherstellen, daß sie diese Kontrolle dazu nutzen konnten, alle anderen politischen und sozialen Kräfte auszuschalten, eine "Revolution von oben" durchzuführen und die Gesellschaft durch einen stalinistischen Apparat zu beherrschen. In Wirklichkeit gab es keinen Widerspruch in Stalins Verhalten. Er war nur dann bereit, die Etablierung kommunistischer Regimes zu unterstützen, wenn er überzeugt war, daß er sie kontrollieren konnte, und nur dort, wo er sich damit nicht zu viel Feindschaft einhandelte. Das war der Fall mit fast ganz Osteuropa (und mit Nordkorea). Die Teilung der Welt in eine englisch-amerikanische und eine russische Einflußsphäre war auf den Konferenzen von Potsdam und Jalta beschlossen worden. Obwohl es Auseinandersetzungen an den Grenzen gab (Berlin, Korea), so hielten sich doch beide Seiten während der gesamten Nachkriegsperiode an die Abmachung. Stalin rührte keinen Finger, als britische und amerikanische Truppen mit Gewalt eine reaktionäre Monarchie in Griechenland wiedereinsetzten. Die Amerikaner beließen es ihrerseits bei flauer Propaganda, als die Arbeiter in Berlin und Budapest sich erhoben.

Ein Durchleuchten der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Rußland und den Satelliten enthüllt sehr schnell das vorrangige Interesse, das der russischen Politik zugrunde lag. Die Kontrolle über die osteuropäischen Staaten wurde dazu benutzt, sie den Akkumulationszielen der russischen Bürokratie zu unterwerfen. Dies nahm anfangs die Form mehr oder minder brutalen Eintreibens von Kriegsbeute aus diesen Ländern an. Im Falle von Ländern, die im Krieg mit Deutschland verbündet gewesen waren, gab es sehr hohe "Reparationen". Den einfachen Arbeitern und Bauern dieser Länder, die zuvor unter der Politik der reaktionären Herrscher gelitten hatten, wurde damit zugemutet, für die Verbrechen ihrer ehemaligen Herrscher im Ausland zu bezahlen. In Wirklichkeit war die Politik überall gleich; so z.B. in der Mandschurei, wo die russische Armee bekanntgab, daß sie industrielle Anlagen als "Kriegsbeute" beschlagnehme. Die langfristige ökonomische Entwicklung dieser Länder war den Interessen Moskaus untergeordnet. Gleichzeitig wurde die Bevölkerung dieser Länder durch den Handel ausgebeutet. Nach 1948 dirigierten alle ihren Handel vom Westen nach Rußland um. Die Russen benutzten ihre Monopolsituation dazu, um für Importe aus den Satelliten-Ländern weniger als Weltmarktpreise zu zahlen und für Exporte in diese Länder mehr als Weltmarktpreise zu verlangen. Einer der Hauptvorwürfe, den die Jugoslawen erhoben, als sie 1948 mit der Kominform brachen, war, daß Rußlands

»revolutionäre Phraseologie die konterrevolutionären Versuche verschleiert, die Industrialisierung unseres Landes zu verhindern ... «.

Dasselbe Interesse, nicht auf einen bloßen Zulieferer billiger Rohstoffe für das restliche Osteuropa reduziert zu werden, stand hinter Rumäniens Bruch mit Rußland in den sechziger Jahren. Und auch einer der Vorwürfe, den die Chinesen machten, war, daß

»... die Preise vieler Waren, die wir aus der Sowjetunion importierten, viel höher als jene auf dem Weltmarkt waren«.529

Um die Zustimmung zu solchen Praktiken zu sichern, kam es anfangs ständig zu Säuberungen in den lokalen kommunistischen Bürokratien Osteuropas. Besonders nach Tito's Bruch mit Stalin wurde jeder einzelne in der Führung dieser Parteien, der auch nur in Verdacht geriet, die russische Vorherrschaft in Frage zu stellen, liquidiert. In der Tschechoslowakei wurden der Sekretär der kommunistischen Partei und zehn Minister gehängt; in Ungarn wurde Rajk hingerichtet, Kadar eingesperrt und gefoltert; in Bulgarien wurde Kostor hingerichtet; in Polen Gomulka eingesperrt. Gleichzeitig bekamen es auch Tausende von unteren Funktionären und Hunderttausende von Arbeitern zu spüren, daß der russische Imperialismus die Schrauben anzog.

Die Blockpolitik scheitert

Die Regimes in Rußland und Osteuropa gehören zu den repressivsten und totalitärsten Gesellschaften in der Geschichte. Es gibt freilich viele Beispiele aus vorkapitalistischen Gesellschaftsepochen, in denen eine Bürokratie als Klasse durch ihre kollektive Kontrolle über den Staat und die wichtigsten Produktionsmittel herrschte, indem sie ihre Handlungen darauf abstimmte, die Organisierung jeglicher andrer sozialen Kraft zu verhindern. Doch erst der Einsatz moderner Technik erlaubt systematische Unterdrückung von beispiellosem Ausmaß.

Gleichzeitig jedoch sind die staatskapitalistischen Regimes im Gegensatz zu früheren bürokratisch beherrschten Gesellschaften gezwungen, fortwährend die ökonomische Basis ihres eigenen Herrschaftssystems umzugestalten. Ihre vorwärtstreibende Kraft ist die fortwährende Ausdehnung der Produktionsmittel. Und dies kommt unweigerlich in Konflikt mit der starren, monolithischen und leblosen politischen Struktur. Das wird am deutlichsten an den internationalen Beziehungen der verschiedenen Ostblock-Staaten untereinander. In dem Maße, wie die Volkswirtschaften sich verändern, erheben deren jeweilige herrschenden Klassen auch gegeneinander neue Forderungen. jede wird durch das Interesse bestimmt, so schnell wie möglich eine Industrie aufzubauen. Sie werden nur mit den anderen Staaten kooperieren, sofern es ihnen hilft, dieses Ziel zu erreichen. Aber in dem Moment, wo das nicht mehr der Fall ist, tritt an die Stelle der Kooperation wilde Polemik, gegenseitige Verurteilung, physische Bedrohung und sogar militärische Auseinandersetzung. Genauso wie die Konkurrenz zwischen den privatkapitalistischen Staaten ihren Höhepunkt im Krieg erreichte, so die Konkurrenz zwischen den sogenannten "sozialistischen" staatskapitalistischen Staaten. Waren daher erst einmal stalinistische Regime unabhängig von Rußland errichtet, dann war der Zerfall des internationalen kommunistischen Blocks unvermeidlich. Das wiederum machte es ehemaligen russischen Satellitenstaaten wie Rumänien und Nord-Korea möglich, sich einen gewissen Grad an Unabhängigkeit zu verschaffen.

Im Inneren dieser Gesellschaften aber erwachsen ebenfalls Spannungen, die die Gesellschaften sprengen können. Zwar kann die staatskapitalistische Form der Produktion unter bestimmten Bedingungen die Industrie in unerhörtem Tempo entwickeln; aber sie ist dabei nicht in jeder Hinsicht erfolgreich.

Eine repressive, bürokratische Organisation der Arbeit kann nur dann einen immer größeren Mehrwert aus der arbeitenden Bevölkerung heraus pressen, wenn eine mehr oder minder vollständige äußere Kontrolle über den tatsächlichen Arbeitsprozeß möglich ist. Aber es gibt Arbeitsprozesse, die ihrer Natur nach von der Initiative und Einsatzbereitschaft des Arbeiters abhängen. Diese Prozesse können nicht vollständig von oben kontrolliert werden, sei es nur deswegen, weil kein Aufpasser jedem kleinsten Arbeitsabschnitt folgen kann.

Dies ist tatsächlich ein Element, das die gesamte Entwicklung der russischen lndustrie seit Beginn der stalinistischen Ära gehemmt hat. In der Landwirtschaft z.B., vor allem in der Tierzucht, steht die Initiative und das Verantwortungsgefühl des Arbeiters im Mittelpunkt. Bürokratische Methoden waren keineswegs in der Lage, die landwirtschaftliche Produktion zu steigern, im Gegenteil, sie führten zu einer Senkung der Produktion. Was für die Landwirtschaft gilt, gilt ebenso für viele wichtige Bereiche technisch fortgeschrittener Industrieproduktion. Auch hier führt bürokratische Kontrolle zu einem niedrigen Produktivitätsniveau und zu schlechter Qualität der Produkte. Dies kann nur dadurch überwunden werden, daß eine Übertragung der Initiative von den zentralen Bürokraten auf die lokalen Bürokraten und Arbeiter zugelassen wird. Aber jene werden nur dann mit einer Verbesserung ihrer Arbeitsleistungen antworten, wenn sie sich genügend mit dem System identifizieren können - eben, um gute Arbeit ohne äußeren Druck zu leisten. Also erfordert höhere Produktivität eine Hebung des Lebensstandards und verbesserte Arbeitsbedingungen. Wenn das nicht geleistet wird, kann die Folge nur ein langfristiger Rückgang der Akkumulationsrate und eine Schwächung der internationalen Konkurrenzfähigkeit der Bürokratie sein.

Diese Probleme werden desto schwerwiegender, je mehr die Industrialisierung voranschreitet, weil bis dahin ungenutzte materielle Mittel aufgebraucht sind. Zu Stalins Zeiten erlaubte ein Überfluß an materiellen Mitteln ein industrielles Wachstum, obwohl diese Mittel nicht wirksam ausgenutzt wurden und die Arbeitsproduktivität sehr niedrig war. Das war in den fünfziger und sechziger Jahren nicht mehr möglich. Die Folge war ein Rückgang der Wachstumsraten aller stalinistischen Industriestaaten.



Durchschnittliche jährliche Wachstumsraten des Volkseinkommens:

				

		     1950-1955		  1955-1960		  1960-1965

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                       

DDR			11,4			7,0			3,5

CSSR			  8,0			7,1			1,8

UdSSR			11,3			9,2			6,3

Ungarn			  6,3			6,5			4,7

Polen			  8,6			6,6			5,9

Bulgarien		12,2			9,7			6,5

                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                       

Um das Fallen der Wachstumsraten aufzuhalten, müssen die Bürokraten ihrer Kontrolle über den Rest der Bevölkerung andere Formen geben. Gleichzeitig müssen sie Mittel in die Sektoren der Wirtschaft umlenken, die Waren zur Hebung des Lebensstandards der Massen produzieren, d.h. in die bisher stagnierenden landwirtschaftlichen und Konsumgüterbereiche. Zwei unvermeidliche Probleme bedrohen die Bürokratie, wenn sie solche Veränderungen versucht.

1. Die fortdauernde kurzfristige Konkurrenz mit dem Westen (und im wachsenden Maße mit anderen staatskapitalistischen Ländern) erzeugt einen starken Druck in Richtung auf eine weiterhin hohe Investitionsrate in der Schwerindustrie und der Rüstungsproduktion. So ist es »auf Grund der internationalen Situation nicht möglich gewesen, so viele Mittel, wie beabsichtigt, für landwirtschaftliche Investitionen bereitzustellen; und während die Zahl von 1969 die von 1968 überschreitet, bleibt sie unter der in den Direktiven für 1969/70 vorgesehenen.« Das untergräbt die Möglichkeit jeglicher langfristigen Verbesserung der Produktivität.

2. Jede Änderung der Organisation der Industrie beinhaltet auch eine Änderung der inneren Machtstruktur der Bürokratie selbst. Einige Gruppen der Bürokratie ziehen in diesem Prozeß den kürzeren. Unter diesen sind diejenigen, die sich von ihrer Stellung her am stärksten gegen solche Änderungen sträuben: die Verantwortlichen für die Unterdrückungsorgane, höhere Manager in der Schwerindustrie usw. Jene, die in der Vergangenheit die Macht ausübten, um die Ziele der gesamten Bürokratie zu verwirklichen, behalten weiterhin diese Macht. Sie können sie jetzt dazu benutzen, Änderungen zu sabotieren, die notwendig wären, um Produktionsziele unter neuen Bedingungen zu verwirklichen. Sie finden eine große Anzahl von Anhängern auf jeder Ebene des Staates und des Industrieapparates. Ferner erschwert die monolithische Organisation der Gesellschaft die Diskussion über Änderungen, sogar innerhalb der Bürokratie. Jene, die Änderungen fordern, setzen sich also ohne weiteres Repressionen, Einschüchterungsversuchen, der Verhaftung usw. aus.

Deshalb können notwendige Reformen zur Aufrechterhaltung der Akkumulationsrate nicht durchgeführt werden, wenn es nicht eine bewußte Organisation innerhalb des monolithischen Apparates gibt, um diese Reformen durchzusetzen. Diejenigen Gruppen im Apparat, die die Notwendigkeit von Reformen sehen, müssen Gegenmaßnahmen vornehmen, um sich vor konservativen Bürokraten, die in Machtpositionen sitzen, zu schützen.

Die klassische Form, in der sich diese Prozesse herausbilden, zeigt sich in Ungarn und Polen 1956 und in der Tschechoslowakei 1968. In allen drei Fällen waren diejenigen, die die langfristigen Interessen der Bürokratie über die Durchführung von Reformen vertraten, unfähig, den Widerstand der Konservativen durch Überzeugung zu überwinden. Selbst dort, wo formale Zustimmung erreicht wurde, wurden die Reformen in der Praxis sabotiert. Indessen wurden die Reformer vorwärtsgetrieben durch die immer bedrohlichere wirtschaftliche Situation sowie durch die Angst vor dem, was ihnen im Falle einer Niederlage zustoßen würde. In dieser Situation begannen sie, nach Verbündeten zu suchen. Diese sollten ihnen helfen, die Gegner in Schach zu halten, während sie, die Reformer, selbst vollständig die Macht übernahmen.

Ab einem bestimmten Punkt bedeutete das, daß die Reformer über die Grenze der herrschenden Bürokratie sich an Zwischenschichten wie Studenten und Intellektuelle und sogar an Elemente unter den Arbeitern wandten. Aber um deren Unterstützung zu gewinnen, mußten die reformerischen Bürokraten Parolen ausgeben, die die allgemeine Feindseligkeit der Gesellschaft gegenüber dem Polizeiapparat und dem Stalinismus ausdrückten.

In Polen führte Gomulka dieses ganze Manöver erfolgreich durch. Nachdem er einmal den Apparat übernommen hatte, ging er daran, die totale bürokratische Kontrolle bis hin zur stalinistischen Repression wiederherzustellen.530

In Ungarn und in der Tschechoslowakei hingegen führten die Versuche der Reformer, den repressiven Apparat zeitweilig lahmzulegen, wenn auch unterschiedlich rasch, zu einer Einbeziehung der Masse der Bevölkerung in die politische Debatte. Dies wiederum führte bei einer großen Gruppe der Reformer, die eine vollständige Vernichtung ihrer Klassenherrschaft durch das Volk fürchteten, dazu, daß sie zu einem bestimmten Zeitpunkt die Fronten wechselten (Kadar in Ungarn, Cernik, Svoboda in der CSSR usw.). Dies führte auch zur russischen Intervention, dem einzigen Mittel, mit dem weiterhin die bürokratische Kontrolle sicherzustellen war.

Auf dem Höhepunkt der Auseinandersetzungen innerhalb der Bürokratie hielten die "Reformer" in allen drei Fällen scheinbar radikale, demokratische und sozialistische Reden. Ein Großteil der westlichen Presse nahm diese für bare Münze. In Wirklichkeit jedoch kamen jene, die solche Parolen ausgaben, oft aus der stalinistischen Tradition und beabsichtigten in keiner Weise, die umfassende Kontrolle der Bürokratie zu untergraben. Sie wollten bloß deren besondere Form ändern. Wirklich bedeutsam an den Ereignissen in Ungarn und in der Tschechoslowakei waren nicht die Reden von Nagy und Dubcek, sondern die Tatsache, daß die Revolution permanent wurde: sie bewegte sich von der Bürokratie hin zu den Zwischenschichten und von diesen zu den Arbeitern in den Fabriken und Straßen und gipfelt in der Organisierung von Arbeiterräten.

In Rußland wurde die Krise der fünfziger und sechziger Jahre niemals so akut wie in Teilen Osteuropas. Es gab unerbittliche Machtkämpfe an der Spitze. Es gab auch Kampagnen, die darauf abzielten, die Arbeitsweise des gesamten Apparates zu verändern (wie in den Anti-Stalin-Kampagnen von 1956 und 1961-1962). Aber diese erreichten nicht den Punkt, wo sie den Apparat völlig lahm gelegt oder Gruppen außerhalb der Bürokratie mobilisiert hätten. Das ist der Grund, warum der russische Staatsapparat in der Lage war, in Osteuropa einzuschreiten und das Gleichgewicht wiederherzustellen. Zudem führte der relative Zusammenhalt des Apparats dazu, daß die grundsätzlichen Konflikte, die in Rußland anstehen, niemals ausgetragen wurden. Die Reformen unter Chruschtschow wurden nur teilweise durchgeführt und in vielen Fällen später wieder fallengelassen.531

Die Erfahrungen mit Ungarn und der Tschechoslowakei haben der Bürokratie die Gefahr einer inneren Spaltung demonstriert. Zusammen mit dem permanenten Druck durch den Rüstungswettlauf mit dem Westen, stärkt dies die Position von Elementen, die überhaupt gegen Reformen sind. Während der letzten paar Jahre läßt sich eine Rückwendung zu offen repressiven Lösungen von Problemen beobachten. Der Apparat versucht nicht mehr, im Interesse der eigenen langfristigen Stärkung auf Veränderungen in den gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen einzugehen. Statt dessen sucht er, die bestehenden Verhältnisse einzufrieren. Reformen werden nur halbherzig auf provisorischer Basis begonnen. Statt dessen findet man eine grobe Zurschaustellung von Gewalt, in den äußeren Beziehungen zur Tschechoslowakei und China, intern im Verhältnis zu intellektuellen Dissidenten.

Aber der Apparat kann seine langfristigen ökonomischen Probleme auf die Dauer nicht ignorieren. Die Notwendigkeit, auf diese Probleme einzugehen, stößt fortwährend mit der anderen Notwendigkeit zusammen, gegenüber dem Rest der Gesellschaft den Zusammenhalt der Bürokratie zu sichern. Anstatt eine klare Vorstellung davon zu haben, was sie tut und was sie vor hat, versucht die Bürokratie in wachsendem Maße, sich "durchzuwursteln". Da sie unfähig ist, eine klare und entschlossene Linie des politischen Handelns gegenüber dem Rest der Gesellschaft anzugeben, wird ihre Rückwendung zur offenen Repression nicht ausreichen, um die Dissidenten einzuschüchtern. Trotz Androhungen von Verhaftung, Gefängnis, Verlust des Lebensunterhalts verschaffen diese sich weiterhin Gehör, in einer Weise, die unter Stalin unmöglich gewesen wäre: Niemand erwartet von den Dichtern und Intellektuellen, die heute angeklagt werden, daß sie sich schuldig bekennen und Geständnisse ablegen. Bei den Moskauer Prozessen gestanden, trotz jahrelanger Erfahrung im Widerstand gegen Unterdrückerregimes, alle Angeklagten.532

Der Unterschied kommt dadurch zustande, daß Bürokratie heute nicht einmal mehr von sich selbst den Eindruck zu vermitteln vermag, daß sie wirklich weiß, was getan werden muß. Während sie den Grad der Unterdrückung erhöht, verhält sie sich zugleich so, daß der Widerstand gegen die Repression wächst - was neue Unterdrückung notwendig macht. Das wiederum erschwert der Bürokratie die Durchführung von notwendigen Reformen zur Lösung ihrer Probleme. Sie bleibt in einem Teufelskreis gefangen, aus dem es keinen Ausweg gibt. Die einzigen Alternativen sind: relative ökonomische Stagnation und damit wachsende Unzufriedenheit sowohl innerhalb der Bürokratie selbst als auch - wichtiger noch - innerhalb der Bevölkerung, was schließlich zu einer elementaren Explosion der sozialen Kräfte im Volk führen würde. Als das 1956 und 1968 geschah, wurden die Gewaltorgane des Staates genauso betroffen wie die Massen. Nur die ausländische Intervention konnte die bürokratische Macht wiederherstellen. Wenn jedoch die Erhebung der Massen Moskau und Leningrad trifft, dann werden keine derartigen ausländischen Streitkräfte mehr bereitstehen. Wie die Revolutionäre Kuron und Modzelewski aus dem Gefängnis schrieben:

»Die Revolution ist eine Notwendigkeit für die Entwicklung ... Die Revolution ist "unvermeidlich".«533



Andere Interpretationen der russischen Entwicklung

Bisher haben wir versucht die Degeneration der russischen Revolution aufzuzeigen und zu interpretieren, was sich seither zugetragen hat. Es lohnt sich, an dieser Stelle kurz auf andere Interpretationen der russischen Entwicklung und deren Schlußfolgerungen einzugehen.

Die Vertreter der wichtigsten Interpretationen betrachten Rußland immer noch als irgendeine Form eines sozialistischen oder Arbeiterstaates. Sofern sie versuchen, die Wirklichkeit der russischen Gesellschaft in den Griff zu bekommen, betrachten sie die repressiven Merkmale der staatlichen Politik als Ausfluß der Deformation einer grundsätzlich gesunden Struktur. Der früheste und weitreichendste Versuch einer solchen Analyse war der von Trotzki in den dreißiger Jahren.534

Trotzki argumentierte, die Bürokratie sei ein Fremdkörper, der in Rußland entstanden sei aufgrund des

»Widerspruch zwischen Stadt und Land; zwischen Bauernschaft und Proletariat; zwischen den nationalen Republiken und den Distrikten; zwischen verschiedenen Schichten innerhalb der Arbeiterklasse; zwischen verschiedenen Gruppen von Konsumenten; und schließlich zwischen dem Sowjet-Staat als Ganzem und seiner kapitalistischen Umgebung ... Indem die Bürokratie sich über die werktätigen Massen erhebt, reguliert sie diese Widersprüche.«535

In diesem Sinne konnte sie sich zu einer »parasitären Kaste« entwickeln. Aber sie vermochte nicht, den grundlegenden Charakter Rußlands als eines Arbeiterstaates zu verändern.

»Der Bürokratie mangelt es an all diesen sozialen Zügen (einer Klasse). Sie hat keine unabhängige Stellung im Prozeß der Produktion und Verteilung.«536

Vielmehr war sie nur entstanden, um »Ungleichheiten in der Konsumsphäre zu regeln«, um als »Gendarm« in die Verteilungssphäre einzugreifen. Das bedeutete, daß die Dynamik der Entwicklung der russischen Gesellschaft nur als Folgeerscheinung von Kräften außerhalb der Bürokratie gesehen werden konnte. Weil sie nur überleben konnte, indem sie zwischen diesen Kräften balancierte, mußte die Lebensspanne des Stalinismus sehr kurz sein. »Der Bonapartismus kann sich von Natur aus nicht lange halten: eine Kugel, die auf der Spitze einer Pyramide balanciert, muß unweigerlich die eine oder andre Seite hinunterrollen.«537

So waren also die Alternativen für die UdSSR klar.

»Entweder wird die Bürokratie immer mehr zu einem Organ der Weltbourgeoisie innerhalb des Arbeiterstaates, wird die neuen Eigentumsformen abschaffen und das Land in den Kapitalismus zurückwerfen, oder die Arbeiterklasse wird die Bürokratie zerschmettern und den Weg zum Sozialismus öffnen.«538

Und diese Alternativen würden sich »innerhalb nur weniger Jahre oder sogar einiger Monate« stellen.

So konnte für Trotzki die Bürokratie, trotz ihrer relativen Autonomie in politischen Entscheidungen, nur das Gleichgewicht zwischen anderen Kräften ausdrücken. Sie hatte keine eigene unabhängige Rolle zu spielen.

»Ein Tumor kann eine gewaltige Größe erreichen und sogar den lebendigen Organismus töten, aber ein Tumor kann niemals zu einem lebendigen Organismus werden.«539

Die Bürokratie entwickelt jedoch in der Tat eine lebendige Eigendynamik. Das war selbst zu Trotzkis Zeit deutlich. 1929 behielt die Bürokratie nicht nur die auf 1917 zurückgehende Verstaatlichung bei - sie verstaatlichte tatsächlich durch die "Kollektivierung" mehr Eigentum als es die Revolution vermocht hatte. Das geschah nicht, wie Trotzki es beschrieb, deshalb, weil die »Zentristen (d.h. die Stalinisten) Unterstützung unter den Arbeitern fanden ...«540

In Wirklichkeit griff, wie wir oben beschrieben haben, schließlich die Stalin-Bürokratie 1929, nachdem sie jahrelang andre Kräfte gegeneinander ausgespielt hatte, von sich aus an und versetzte Arbeitern und Bauern gleichzeitig einen Schlag. Von diesem Zeitpunkt an machten Angriffe auf die Bauern keine Zugeständnisse an die Arbeiter notwendig. Ebensowenig machten Angriffe auf die Arbeiter oder auf die wenigen übriggebliebenen bolschewistischen Elemente in der Partei Konzessionen an die Bauernschaft notwendig. Das sah Trotzki nicht, und das führte zu einem weiteren Fehler in seiner Analyse: einer Neigung fortwährend die »Stärke der bourgeoisen Tendenzen innerhalb des "sozialistischen" Sektors selbst«541 zu überschätzen, z. B. die "reichen Kollektivbauern".

Trotzki selbst war ehrlich genug, die Ungereimtheiten seiner eigenen bisherigen Analysen zu erkennen, als Entwicklungen stattfanden, die damit völlig unvereinbar waren. Aber das bedeutete, daß er fortwährend gezwungen war, sowohl seine grundlegenden Definitionen als auch die Schlußfolgerungen, die er daraus zog, zu revidieren. So schreibt er 1931:

»Die Anerkennung des gegenwärtigen Sowjetstaates als eines Arbeiterstaates zeigt nicht nur an, daß die Bourgeoisie die Macht auf keine andre Weise als durch einen bewaffneten Aufstand an sich reißen kann, sondern auch, daß das Proletariat der UdSSR noch nicht die Möglichkeit vergeben hat, sich die Bürokratie zu unterwerfen oder die Partei wiederzubeleben und das Regime der Diktatur zu gesunden - ohne eine neue Revolution, mit den Methoden und auf dem Wege der Reform.«542

Der Staat ist also eine Form des Arbeiterstaates, weil die Arbeiter ihn wieder friedlich unter ihre Kontrolle bringen können. Aber bereits 1935 zwangen die realen Verhältnisse in der UdSSR und die internationale Politik der Komintern Trotzki, zu erkennen, daß nur eine Arbeiterrevolution einen gesunden Arbeiterstaat wiederherstellen konnte. Gemäß seiner Definition von 1931 hätte er zugeben sollen, daß Rußland nicht länger irgendeine Art von Arbeiterstaat war. Statt dessen zog er es vor, seine Definition des "Arbeiterstaates", zu ändern - und damit übrigens auch die Definition von Marx, Engels und Lenin: Nicht die tatsächliche Kontrolle der Arbeiter über den Staat zählte, sondern die Tatsache, daß das Eigentum verstaatlicht war. Er rechtfertigte dies mit dem Argument, daß eine solche Verstaatlichung nur möglich war auf der Grundlage der Oktoberrevolution. Die Bürokratie

»ist gezwungen, das Staatseigentum als die Quelle ihrer Macht und ihres Einkommens zu verteidigen. Unter diesem Aspekt ihrer Aktivität bleibt sie noch eine Waffe der proletarischen Diktatur.«543

Als er diese Worte schrieb, schien Trotzki ein entscheidendes Argument gegen die These von der Bürokratie als einer neuen Klasse entwickelt zu haben, daß die »Bürokratie für ihre Herrschaft noch keine sozialen Stützpunkte, will sagen besondere Eigentumsformen, geschaffen [hat]«.544 Doch sollte er sogar dieses Argument fallenlassen, als er in einem seiner letzten Artikel die hypothetische Möglichkeit einer herrschenden Klasse auf der Grundlage verstaatlichten Eigentums zugab.

Nach dem zweiten Weltkrieg (und nach der Ermordung Trotzkis) fanden Entwicklungen statt, die innerhalb des Rahmens von Trotzkis Theorie überhaupt nicht erklärt werden konnten. Erstens überlebte die russische Bürokratie eine große historische Krise (die Niederlagen der russischen Armeen in den ersten Phasen des Krieges), sie ging, entgegen allen Prophezeiungen Trotzkis, in Wirklichkeit gestärkt aus dem Krieg hervor. Sie dehnte ihren unmittelbaren Herrschaftsbereich enorm aus, offenbar im Widerspruch zu Trotzkis scharfsinniger Charakterisierung ihrer Rolle als "konterrevolutionäre" Kraft (die nämlich von einer Kapitulation vor dem internationalen Kapital ausging - Anm. d. Übers.)545. Zweitens, wurden in mehreren Ländern Regime, deren Wesensmerkmale mit denen Rußlands mehr oder weniger identisch waren, ohne eine Arbeiterrevolution, ohne eine bewußte sozialistische Führung, und in mehreren Fällen sogar ohne Intervention des russischen degenerierten Arbeiterstaates, etabliert.

Diejenigen, die weiterhin an Trotzkis Interpretation der russischen Entwicklung festhielten, waren damals wie heute völlig unfähig, diese Ereignisse zu verstehen. Einige haben willkürlich Unterschiede zwischen den einzelnen Staaten gemacht, indem sie einige "deformierte" oder "degenerierte Arbeiter"-Staaten nannten, die übrigen aber nicht. Andere haben alle Staaten mit verstaatlichtem Eigentum zu Arbeiterstaaten erklärt. In beiden Fällen jedoch ist bezeichnenderweise die Trennungslinie wiIlkürlich. Sie basiert nicht auf Trotzkis Theorie, sondern auf ad-hoc-Annahmen, die ganz pragmatisch und oberflächlich nachträglich zusammengefügt wurden. Vor allem, um eine willkürliche Unterscheidung zwischen ganz eindeutig identischen Regimen in Rußland und den anderen Ostblock-Staaten zu vermeiden, sind diese Theoretiker gezwungen, ein grundlegendes Element des Marxismus zu revidieren: daß die Errichtung eines Arbeiterstaates das Ergebnis einer Arbeiterrevolution sein muß, die durch eine Partei bewußter Kämpfer geführt wird. Um Trotzkis Theorie formal aufrechtzuerhalten, müssen sie das marxistische Fundament aufgeben, dem Trotzki verpflichtet war. Der grundlegende Fehler aller jener Theorien ist, daß sie die treibenden Kräfte hinter der stalinistischen Politik nicht bestimmen und auch nicht bestimmen können. Für sie handelt es sich um einen Körper mit einem im Wesentlichen sozialistischen Stoffwechsel. Dieser wird lediglich beeinträchtigt durch Warzen, die man nur wegzuätzen braucht, oder sogar durch Krebsgeschwülste, die man operativ entfernen muß. Sie verstehen nicht, daß das Wesen des Stoffwechsels selbst sich verändert hat. Sie erklären nicht, was seit 1929 passiert ist. Sie verzeichnen spätere Veränderungen nur als Abweichungen von der Norm. Vor allem drückt sich diese Unfähigkeit in dem Versagen aus, das internationale Verhalten der verschiedenen bürokratischen Regime zu verstehen, die Natur ihrer Konflikte mit dem westlichen Imperialismus und die Kräfte, die sie unvermeidlich miteinander in Konflikt oder sogar in einen Krieg geraten lassen.

Was für Trotzkis Theorie gilt, gilt ebenso für alle anderen ähnlichen Theorien. Indem sie Rußland oder die anderen bürokratischen Staaten als "bürokratisiert" "degeneriert", und "deformiert" "sozialistisch" oder "Arbeiterstaaten", bezeichnen, nennen sie nicht die Kräfte, die die Entwicklung dieser Staaten bestimmen.

Es geht dabei nicht nur um eine fehlerhafte Definition. Etwas viel Grundsätzlicheres steht auf dem Spiel. Die Stärke des Marxismus als eine Analyse des Weltgeschehens liegt darin, daß für den Marxismus zum ersten Mal in der Geschichte Sozialismus real möglich ist. Entfremdung und Ausbeutung, Unmenschlichkeit und Elend, Gewalt und Krieg, die Wesensmerkmale der Klassengesellschaft, können überwunden werden. Die Errichtung von Arbeiterstaaten soll die erste Stufe in diesem Prozeß sein. Doch die Entwicklung der Ostblock-Staaten bedeutet keineswegs eine Bewegung weg von Entfremdung, Ausbeutung, Elend und Krieg. Die Erfahrung zeigt, daß die Politik dieser Staaten unvermeidlich in dieselbe Richtung führt wie bei den gewöhnlichen kapitalistischen Staaten. Solche Regime "sozialistisch" oder "Arbeiterstaaten" zu nennen, heißt, den Marxismus seiner grundsätzlichen Bedeutung zu berauben.

Schlußfolgerung

In der Vergangenheit hat die revolutionäre Linke im Westen beständig unter dem Unvermögen gelitten, zu verstehen, daß die Revolution von 1917 vor vierzig Jahren vom Stalinismus ausgelöscht wurde. Statt dessen hat sie falsche Solidarität gezeigt, hat das, was man nicht verteidigen kann, verteidigt, hat versucht, vor sich selbst Realitäten zu vertuschen, die sie vor anderen nicht verbergen konnte. Zwangsläufig hat dies ihre ideologische Glaubwürdigkeit gemindert, zur Enttäuschung von Zehntausenden ihrer Anhänger geführt und sie gelähmt, als Handeln absolut notwendig war. Eine klare Analyse des stalinistischen Regimes ist eine notwendige Vorbedingung für das Wiedererstarken der Linken im Westen. Eine Theorie muß das grundsätzliche Problem der Herrscher in diesen Ländern zum Angelpunkt haben: das Problem der Akkumulation von Kapital. Daraus wird sie erkennen, daß dies die Herrschenden zu Zusammenstößen miteinander und mit der Arbeiterklasse zwingt. Nur eine solche Theorie läßt die Formen, die staatskapitalistische Herrschaft annimmt, und die Politik, die sie in bestimmten historischen Situationen verfolgt, begreifen. Daraus folgt notwendigerweise die Erkenntnis, daß ein Weltsystem existiert, das die herrschenden Klassen beherrscht, sowohl die kapitalistischen als auch die bürokratischen, die dieses Weltsystem aufrechterhalten. Keine von ihnen kann anders handeln, ohne die Basis ihrer eigenen Existenz in Frage zu stellen. Keine kann die Prozesse kontrollieren, die ihre wechselseitige Konkurrenz in Bewegung gesetzt hat. Alle tragen ohne Bedenken dazu bei, die Kräfte zu fördern, die wiederum jede herrschende Klasse zwingen, die Industrie ohne Rücksicht auf menschliche Bedürfnisse aufzubauen und ungeheuerliche Waffen zu entwickeln, die menschliche Bedürfnisse für immer zerstören können. Zu glauben, daß irgendeine herrschende Klasse, die an diesem System teilhat, diesem System ein Ende machen könnte, ist absurd. Die linke Hand von Frankensteins Monster kann niemals dem übrigen Ungeheuer den Garaus machen. Notwendig ist vielmehr die Organisation der wirklichen oppositionellen Kräfte, die das System selbst erzeugt. Sie existieren in der Tat, im Weltmaßstab; in den Straßen Berlins ebenso wie in Posen, Budapest oder Prag, in den Betrieben von Moskau und Leningrad, in den Gefängnissen Sibiriens wie auf den Schlachtfeldern Vietnams oder den Ghettos der amerikanischen Städte.
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